<36619590630014 


<36619590630014 


Bayer.  Staatsbibliothek 


von 


Dr.  BlimtMkll, 

ord.  mretMr  in  der  k.  b.  Udwig-llaiiiiiUiaiit-UiUTefiiUlt. 


Erster  Band. 


itt  ü  n  4  ^  tu 
Literarisch-artistische  Anstalt 


Digitized  by  Google 


BIBLIOTHE 

jVtOXACENSlS 


VORWORT. 


Ab  ich  den  Entschloss  fasste,  dieses  Bach 
▼om  deutschen  Privatrecht  zu  bearbeiten ,  leitete 
mich  der  Gedanke,  ein  tief  und  lebhaft  empfun- 
denes praktisches  Bedürfniss  tu  befriedigen,  wel- 
ches mir  in  den  bisherigen  Werken  über  deut- 
sches Privatrecht  —  deren  VerdienstUchkeit  ich 
im  übrigen  wiHig  anerkenne  —  nicht  gentigend 
berücksichtigt  schien.  Ich  hatte  dabei  vorzüglich 
sowohl  die  Studirenden  als  die  praktischen  Ju- 
risten for  Augen,  weniger  die  Rechtsgelehrteii 
im  engeren  Sinne,  obwohl  ich  hoffte,  auch  die- 
sen eine  nicht  unwillkommene  Gabe  zu  bringen. 
Die  Aufnahme  und  die  Wirkung  des  Buchs  aof 
das  Leben  wird  die  Probe  dafür  sein,  ob  ich 
jenes  Bedürfniss  verstanden  und  inwiefern  ich 
demselben  eme  gesunde  Nahrung  geboten  habe; 

Mir  kam  es  hauptsScblich  darauf  an,  die 
Rechtsgedanken,  welche  germanischen  oder  mo- 
demen  Ursprungs  —  denn  beides  gehört  der 
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WiMeoschaft  vom  deutschen  Privatrechie  auf  ih- 
rer jetzigen  Entwicklangsstnfe  an  —  unser  heU' 
tiges  Privatrecht  durchleuchten  und  beherrschen, 
in  ihrem  organischen  Zusammenhang  mit  der 
Vergangenheit  und  der  Rechtsordnung  der  Ge- 
genwart so  klar  und  bestimmt  als  möglich  aus- 
zusprechen, und  dadurch  auch  an  der  Fartbil- 
duug  unsers  Privatreditei  selbst  einen  lebendi- 
gen Antheil  zu  nehmen. 

Schon  in  der  äussern  Beachtung  und  Be- 
handlung des  Stoffes  wurde  ich  von  diesem  we- 
sentlich praktischen  Interesse  geleitet.  leb  ent^ 
fernte  mögliehst  allen  iitterarischen  Ballast  und 
beschränkte  mich  darauf,  die  Hauptschriften  über 
die  einzelnen  Institute  kurz  zu  bezeichnen.  Wer 
weiterer  Nachweisong  bedarf,  findet  dieselben 
leicht  in  den  bisherigen  Werken,  unter  denen 
das  von  MUtetmaier  vorzüglich  das  Verdienst 
eines  ausserordentUchen  Keichtbums  der  mannich- 
faltigsten  Notizen  hat.  Ich  unterliess  es  auch, 
Belegstellen  zu  citiren,  die  doch  sehr  selten  nach- 
geschlagen werden.  Dagegen  hielt  ich  es  für 
zweckmässig,  dem  Texte  wichtige  Quellenzeug- 
nisse wörtlich  beizufügen  und  dadurch  jenen 
nicht  bloss  wo  es  nöthig  schien  zu  begründen, 
sondern  zugleich  den  Gedanken  deutlicher  zu 
veranschaulichen  und  häufig  auch  weiter  fortzu- 
führen« Ueberdem  hatte  ich  dabei  die  Absicht, 
die  Studirenden,  welche  sich  nach  meinen  Erfah- 
mngen  nur  ganz  ausnahmsweise  mit  dem  Selbst- 
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fltvdimn  der  daotochen  Hechlsquelleii  beaehäftigen» 

in  diese  einzuführen  und  auch  dafür  zu  gewin- 
nen. Ich  machte  indeisen  von  dieser  Mitthei- 
kmg  einen  so  spanamen  und  wäblerisclie  Ge- 
brauch, dass  ich  keineswegs  befürchte,  der  viel 
reichhaltigeren  und  für  Studirende  angelegent- 
lieh  lu  empfehlenden  Sammlong  von  Qnellenao»- 
zügen  in  Krauts  Grundriss  irgend  Abbruch  zu 
tbun. 

Um  der  innern  Verbindung  willen»  in  wel- 
cher das  heutige  Recht  der  Deutschen  mit  dem 
Bechte  aus  früheren  Perioden  des  deutschen  Le- 

■ 

bens  sieht»  und  om  des  Liehtes  willen,  welehes 

der  jetzigen  Erkenntniss  von  der  Vergangenheit 
Überliefert  wird,  durfte  ich  es  nicht  unterlassen, 
¥oreret  immer  einen  historiaehen  BüekblidK  sa 
thun,  bevor  ich  das  W^esen  der  jetzigen  Rechta- 
inatitttte  und  Bechtsgedanken  zeichnete.  Aber 
ieh  vermied  ea,  die  hiatoriache  Betraehtung  in 
eine  kritisch-historische  Untersuchung  auszuspin- 
nen,  und  wendete,  sobald  der  Blick  ein  Geaammt- 
bild  ana  der  Vergangenheit  aufgenommen  hatte, 
das  Auge  immer  mit  Vorliebe  wieder  der  mo- 
dernen Entwicklung  zu.  £s  gibt  bereita  eine 
Beihe  fortrefflicher  hiatoriaeher  Arbeiten  über 
deutsche»  Recht.  In  dieser  Richtung  sind  wäh- 
rend der  letzten  50  Jabre  sehr  grosse  Fortschritte 
gemacht  worden  und  neue  Bereicherungen  der 
Wissenschaft  noch  von  daher  zu  erwarten.  Aber 
wir  dürfen  .nicht  über  der  Vergangenheit,  die 
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hinter  UM  ist,  die  Gegenwart  und  Zokonfk  ver- 

nachlässigen,  die  mit  uns  und  vor  uns  jst,  und 
für  die  zu  iT^irken  wir  berufen  sind.  Es  schien 
mir  eine  dringende  Anforderung  an  die  deutseh* 
rechtliche  Jurisprudenz  unserer  Tage  zu  sein, 
dass  sie  nicht  in  der  Anschauung  der  mittelalter- 
lichen Gebilde  vertieft  sieh  umstricken  und  fest- 
halten lasse  von  der  reichen  Mannichfaltigkeit 
der  Rechtsformen,  die  grossen  Theils  abgestorben 
und  in  Staub  lerfallen  sind,  und  dass  sie,  ohne 
den  Werth  der  historischen  Richtung  zu  niiss- 
achten,  mit  Machdruck  die  praktische  Richtung 
bethätige.  Die  Juristen  sollen  den  Bedürfnis- 
sen der  Lebenden  dienen.  Sie  sollen  die  heilige 
Idee  des  Rechts  in  ihrer  Reinheit  und  Klarheit 
unter  den  Menschen  bewahren  und  bezeugen,  und 
auf  die  Nachwelt  überliefern,  die  positive  Dar- 
stellung und  Fortbildung  des  Rechts,  theils  er- 
kennen und  beachten  theils  nach  den  jeweiligen 
Verhältnissen  und  Bedürfnissen  des  Lebens  för- 
dern, und  ihrem  Berufe  und  ihrer  Stellung  ge- 
mäss sorgen ,  dass  jeder  sich  des  friedlichen  Ge« 
nusses  seiner  Rechtssphäre  erfreue,  keiner  darin 
verkümmert  oder  verletst  werde.  Letzteres  ist 
die  Hauptsache,  und  als  Leuchter  zu  diesem 
praktischen  Ziele  ist  die  Rechtswissenschaft  be- 
stellt. 

Unsere  Zeit  hat  yiel  mittelalterliches  Recht 

wefxgeräumt,  grösseren  Theiles  wohl  daran  ge- 
than.   Die  gänzliche  Aufhebung  der  Leibeigen- 


.VoiHilt.  'TU 

Schaft,  die  AusbraUmg  des  Privalrechief  über 
alle  Stände,  die  Brfreiiing  des  *  Bodens  Ten  ewigen 

Lasten,  die  sorgfältige  Ausscheidung  des  Privat^ 
rechtes  and  des  öffentliclien  Becbles,  die  Besei- 
tigung der  leisten  Bninen  des  beide  verbinden-* 
den  Lehnrechtes,  die  noch  störend  der  Bewe- 
gung imd  der  Gegenwart  in  dem  Wege  lagen, 
sind  wirliliche  Fortschritte  in  der  Entwicklung 
der  Privatwohlfahrt,  welche  das  Privatrecht  ord- 
net und  sdiüttt,  ungeachtet  die  Reform  nicht 
eine  reine  sondern  mit  re?olutionären  Znsätcen 
und  Mängeln  behaftete  gewesen  ist,  um  deren 
willen  denn  auch  neue  Gefahren  sich  zeigen,  iur 
welche  die  Zukunft  weiter  zu  sorgen  hat,  wie 
vorzüglich  die  Auflösung  und  Verwirrung  der 
Ständischen  Verhältnisse  und  die  Lockerung  der 
bäuerlichen  Vi^irthschaft  durch  EinGShmng  des 
beweglichen  Geldsystems. 

£8  haben  manche  Juristen  gemeint»  die 
Wissenschaft  vom  deutschen  Priyatreeht  habe 
um  dieser  Aenderuogen  willen  fast  allen  Rechts- 
stoff eingebüsst,  und  werde  in  der  Folge  genö- 
thigt  sein,  sich  wieder  in  die  bescheidene  Stel- 
lung einer  Dienerin  der  edeln  Matrone  römische 
Jurisprudens  genannt  zurücksusiehen. 

In  der  That  haben  die  Germanisten  zu  sol- 
cher Meinung  einige  Veranlassung  gegeben,  indem 
sie  sich  früherhin  viel  zu  viel  mit  den  nun  an- 
tiquirten  Rechtsinstituten  beschäftigt  und  fiel  zu 
wenig  die  lebensfrische  Saat  des  modernen  Le- 


« 
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bens  beachlel  und  gepflegt  haben.  Es  ist  aber 

im  Ganzen  eher  ein  Gewinn  als  ein  Verlust  un- 
serer Wissenschaft,  dass  dieselbe  so  geoölhigt 
worden  ist»  ihre  Aogen  von  den  entwoneiten 
Pflanzungen  des  Mittelalters  weg  und  dem  grü- 
nen Wachstbttoie  der  neuern  Zeit  zuzuwenden. 
Ohne  Bedauern  habe  ich  daher  das  gante  Le-  , 
hensrecht  als  eine  antiquirte  Institution  aus  der 
Darstellung  des  beutigen  deutschen  Privatrechts 
ausgeschieden,  und  nie  eine  Verlegenheit  em* 
pfunden  bei  dem  Gedanken  an  die  grossen 
Lücken,  welche  durch  die  Reform  entstanden 
sind.  Es  schien  mir  durch  die  geringen,  aus- 
nahmsweise noch  spürbaren  Nachwirkungen  eines 
Institutes,  dessen  Absterben  wir  seit  Jahrhunder- 
ten deutlich  wahrnehmen,  und  welches  nun  su 
den  Todten  versammelt  worden,  nicht  gerecht- 
fertigt, die  Zeit  und  Arbeitslust,  welche  eine 
neue  Behandlung  des  Lehenrechtes  aufgezehrt 
hätte,  der  Bearbeitung  des  noch  lebendigen  Rech- 
tes zu  entziehen.  Ebenso  habe  ich  aus  verwand- 
ten Gründen  die  Lehre  von  den  Ständen  und 
Ton  den  Reallasten  nur  kurz  und  in  ihren  Grund- 
zügen dargelegt,  dagegen  manche  bisher  ziemlich 
vernachlässigte  Seite,  deren  prriitische  Bedeutung 
ich  als  erheblich  ansah ,  genauer  geprüft  und  er- 
örtert. Wenn  ich  aber  auf  der  andern  Seite 
das  Wechselrecht  und  das  Seerecht  ebenfalis 
weggelassen  habe,  so  haben  mich  dazu  vor-  * 
nehmlich  äussere  nicht  innere  Gründe  bestimmt 
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lek  habe  das  Wecbtelrecht,  welebeg  eine  beson- 
dere Wechselgesetzgebung  empfangen  hat,  auch  sonst 
um  seiner  Eigenthümlichkeit  willen  von  dem  ge» 
ivMmNeben  Frivatrecble  imteffscbiedeD  wird»  ob- 
wohl jeder  weiss,  dass  es  durch  und  durch  von 
privatrechUicher  Nator  ist»  ia  Form  einer  Er- 
Itotemiig  BD  der  neaen  deotschen  Wechselord- 
nung *)  bereits  für  sich  behandelt:  und  das  See- 
recht  muss  ich  —  ein  Binnenländer  —  ebenfalls 
den  besonderen  Arbeiten  derer  überlassen»  welche 
mit  der  Eigenthümlichkeit  des  Lebens  und  Ver- 
kehrs zur  See  besser  als  ich  vertraut  sind. 

Die  Erkenntniss  und  Fortbildong  des  modern 
tien  RechlSy  welche  immer  deutlicher  als  Haupt- 
aufgabe unserer  Wissenschaft  in  den  Vordergrund 
tritt,  ist  denn  zugleich  der  einiachste  Weg,  die 
ungebührliche  Herrschaft  römischer  Begriffe  und 
Gesetze  allinählich  zurück  zu  drängen  und  zu 
beseitigen ;  denn  in  demselben  Maasse,  in  welchem 
das  neue  Leben  Anerkennung  findet,  wird  der 
yeraliete  Gedanke  aufgelöst  und  die  abgestorbene 
Form  zerfallen.  Es  gilt  das  nidit  weniger  Yon 
den  römischen  als  von  den  mittelalterlichen  An- 
tiquitäten; und  unsere  Zeit  scheint  entschlossen,* 
mit  beiden  aofzoräumen. 

Ich  bin  vollständig  überzeugt,  dass  die  Rö-. 

')  Allgemeioe  deutsche  Wccbseiorüoung  mit  dem  bayerischen 
EiDfUbrungsgesetz  und  das  Gesell  Uber  kAUltaiiiiiiische  An- 
weiniigen  crlinterl  von  Or.  J.  c,  Bhmhtkn,  Brianftn  ISSi. 
(Die  GeieUgebaiig  des  Königreichs  Bayern  seit  Maximilian  U. 
heraosiegelMn  von  Ifr.  D^ümmim  1. 7.) 
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mer  einm  welthMtorischeo  Beruf  hatten,  für  die 
Yerwirklichang  der  Staatmdee  und  für  die  Aue« 

bildung  des  Privatrechts;  ich  nehme  an,  dass  das 
römische  fiecht  nicht  mit  dem  römischen  Staate  un- 
tergehen durfte,  sondern  bestimmt  war,  auch  dem 
neuern  Europa  als  eine  hohe  Autorität  überliefert  zu 
werden;  ich  zweifle  nicht  daran,  dass  nach  Jahrhun- 
derten noch  römisches  Becht  von  den  Juristen  stu- 
dirt  und  als  ein  bleibendes  Element  auch  in  dem 
danntumaligen  Bechte  verehrt  werde.  Aber  diese 
Ueberzeugung  hindert  mich  nicht,  die  Art,  wie 
vor  nicht  gar  langer  Zeit  ziemlich  allgemein  in 
Deutschland  der  Gesetzgebung  Justiuians  ofßcielle 
Geltung  zugeschrieben  worden  ist,  und  wie  noch 
heutzutage  viele  gelehrte  Juristen  das  Corpus 
Juris  zu  betrachten  pflegen,  für  eine  der  absur- 
desten Yerirrungen  und  Verkehrtheiten  zu  hal- 
ten, in  welche  der  menschliche  Geist  hat  gera* 
then  können.  Eine  Geschichte  der  fieception 
des  römischen  Bechts  in  dem  romanischen  und 
germanischen  Europa  ist  leider  noch  nicht  ge- 
schrieben, obwohl  sie  von  dem  höchsten  Interr 
esse  für  die  Gesdiichte  der  Menschheit  und  an 
'  fruchtbaren  Wirkungen  reich  sein  müsste.  Die 
zweite  Hälfte  des  XV.  und  das  XVL  Jahrhun- 
dert scheinen  vorzüglich  entscheidend  geworden 
zu  sein  für  jene  Heception,  das  XV.  Jahrhundert 
ab  die  Zeit  eines  erobernden  Kampfes  für  die 
Autorität  des  römischen  Bechts,  die  des  XVL 
als  die  Zeit  der  Ausbreitung   und  Benutzung 
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Ares  Sieges.    Eben  die  iweite  Hälfte  des  XV. 

Jahrhunderts  war  aber  auch  die  Zeil,  in  welcher 
Dochmais  der  europäische  Geist  mit  der  antiken 
BiidttDg  getränkt  worde.  Die  grieokische  Spraehe 
wurde  nach  der  Eroberung  von  Constantinopel 
zuerst  wieder  in  der  westlichen  Christenheit  be- 
kannt und  die  Schätze  der  griechisehen  Littera- 
tur  dem  Abend  lande  eröffnet.  Mit  Begierde 
wurde  eben  damals  die  classische  Litteratur  der 
Börner  in  allen  gebildeten  Städten  Eoropa's,  zuerst 
in  Itah'en,  wieder  gelesen.  Die  Buchdruckerkunst 
kam  dem  Hunger  nach  solcher  Geistesnahrung 
zu  Hülfe.  Gelehrte  GeseUscfaeften  und  gelehrte 
Schulen  entstanden  in  grosser  Zahl.  Die  Philologie 
wurde  als  eine  neue  Wissenschaft  betrieben  und 
tibemabm  zu  gutem  TheUe  die  Erziehung  der 
wissenschaftlichen  Jugend,  ausschliesslich  aus  grie- 
chisch-römischen Quellen  den  Trunk  schöpfend» 
den  sie  dem  Wiss^sdurste  darreichte.  Es  hatten 

• 

sich  schon  früher  die  nationalen  Sprachen  in 
Poesie  und  Prosa  in  Italien,  in  der  Provence, 
in  Frankreich,  in  Deutschland,  losgemngen  aus 
der  Vormundschaft  der  Latinität,  und  eine  neue 
Litteratur  geboren.  Jetzt  wurden  sie  in  dem 
weiten  Bereiche  der  Wissenschaft  wieder  zurück« 
gedrängt  und  die  ausschliesslich  lateinische  Wis- 
senschaft dehnte  ihren  Einiluss  und  ihre  Herr- 
schaft in  weiten  und  in  neu  gewonnenen  Krei- 
sen aus.  In  eben  dieser  Zeit  kam  der  Renais- 
sancestyl in  der  Baukunst  und  in  den  Formen 
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der  techoMclieD  Erieogiriife  auf,  und  fing  an  den 
geraianisdien  Styl  m  Tefdrängen. 

Gewiss  \i^ar  eine  solche  Zeit  den  Fortschrit- 
tea  der  römiadieii  Autorität  im  Beeht  überana 
gttnitig.  Die  WiederbelebuDg  des  römisehen 
Bechts  hat  in  der  That  eine  auffallende  Analo- 
gie mit  der  Eatitehung  dei  Benaiaaanceslyls 
in  ihrem  Charakter  md  in  ihren  Sehtckaalen« 
Wie  die  Baumeister  die  grossen  Theils  unver- 
atandenen  alten  römisehen  Formen  wieder  naeb* 
bildeten»  ohne  den  antik- römischen  Geist  in  sieh 
zu  haben,  und  wie  daher  der  Benaissancestyl 
doeh  nur  eine  mangelbafte  und  Ton  dem  Gm% 
des  spätem  Hittelalters  modifieirte  Naefaahmung 
des  römischen  Styls,  nicht  dieser  selbst  war,  so 
war  aueh  das  römisehe  Beeht  der  Glossatoren 
eine  in  wichtigen  Beziehungen  mtss?erstandene 
Auslegung  des  echten  römischen  Bechts  und  eine 
olme  den  Geist  der  Bömer  unternommene,  von 
dem  Charakter  des  Hittelalters  mit  bestimmte 
Nachbildung  desselben.  Es  darf  uns  nicht  irren, 
dass  die  grosse  wissensehaftliehe  Arbeit  der  Glos- 
satoren schon  vor  Jahrhunderten  vollzogen  wor- 
den und  dass  die  Wiederbelebung  der  römischen 
Jorisprudeni  als  Wm$m$€hmft  schon  in's  XIL 
und  XIII.  Jahrhundert,  mitten  in  die  geistige 
Erhebung  des  Mittelalters  selbst  hinein  gekom- 
men war.  Die  ffrakHicke  Ausbreitung  des  römi- 
schen Rechts  über  Europa ,  auf  die  es  haupt- 
sächlich ankommt ,  gehörte  vorzüglich  der  zwei- 
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teo  Hälfte  des  XV.  Jahrbuoderts  an,  und  diese 
cnticheideiide  EroberoDg  geht  nil  der  Aoabreh- 

tuDg  des  Renaissancestyles  Hand  in  Hand,  und  in 
beiden  offenbart  sich  der  Charakter  jenes  Zeital- 
ters. Wie  dann  dfeser  St]fl  nach  und  naeb  aus- 
schweifender und  überladener  geworden,  und  in 
den  eigentlichen  Zopfstyl  ausgeartet  ist,  der  im  XVH. 
und  XVUl.  Jafarbiindert  ab  allgemeine Ifode  in  allen 
Kunstwerken  dominirt,  so  ist  in  derselben  Zeit 
auch  der  Pedantismus  und  die  formelle  Gesetzes- 
aotoritlt  des  sogenannten  geroeinen  rdroisehen 
Rechtes  —  eben  der  juristische  Zopfstyl  —  über- 
all, ausser  in  England,  auf  den  hoben  Schulen 
der  Wissensdiaft  und  in  den  ferschlossenen  Ge- 
richtshöfen herrschend  geworden.  F.eider  müssen 
wir  bekennen,  am  ärgsten  in  Deutschland  viel 
ärger  und  aussehliesslieber  als  in  dem  romani- 
schen Frankreich,  wo  der  Gedanke,  dass  das  römi- 
sche ficcht  nur  als  ratio  sctipla,  d.  L  um  seiner 
inrnren  Wabrbeit  und  Begründung  willen  Gel- 
tung habe,  vor  manchen  groben  Missgriffen  be« 
wahrte  und  viele  germanische  Rechtsgewohnhei« 
tan  unverkOmmert  blieben.  Selbst  lur  Stunde 
noch  hat  sich  die  deutsche  Wissenschaft  und 
Praxis  —  trotz  der  gewaltigen  Schläge ,  welche 
die  neuere  Geselsgebung  seit  100  Jabren  der 
Autorität  der  Justinianischen  Gesetzgebung  ver- 
setzt hat,  und  trotz  der  im  Laufe  der  letzten 
SO  Jabre  neu  gevronnenen  Einsiebt  in  die  wahre  • 
Natur  des  römischen  und  des  deutschen  Rech- 
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tes,  mit  welcher  eioe  Ibrtgesetzie  Legatherrschaft 
des  Corpus  Jaris  unTerträgiich  ist»  voa  jenem 
Zopfstyl  nicht  emancipirt.  In  einigen  Beziehun- 
gen ist  es  sogar  in  Folge  der  neuern  Fortschritte 
der  WtssenscbafI  in  unsem  Tagen  noeh  schlim- 
mer geworden  als  zuvor. 

Allerdings  kennen  wir  jetzt  das  römische 
Recht  der  classiscben  Zeit  in  manchen  Stücken  be»» 
ser,  und  verstehen  daher  auch  den  Geist  der 
Pandecten  gründlicher  als  unsere  Vorgänger» 
die  sogenannten  Praktiker.  Wir  sind  tiefer  ein^  * 
geweiht  in  die  Geschichte  des  römishen  Rechts, 
und  können  mit  Hülfe  des  durch  die  Entdeckung 
von  Gajus  aufgefundenen  Schlfissds  lu  den  präto- 
xischen Formeln  manches  Rälhsel  aufschliessen, 
das  jenen  dunkel  geblieben  war.  Der  Blick  für 
reine  antike  Formen  ist  wieder  aufgegangen  und 
wir  unterscheiden  leichter  zwischen  dem  römi- 
schen ond  dem  Renaissancestjl.  Dennoch  wa- 
ren eben  jene  Fortschritte  in  der  romanistiscben 
Erkenntniss  von  neuen  Fehlern  in  der  heutigen 
Praxis  begleitet.  Gar  .nicht  selten  war  in  dem 
missYerstandenen  römischen  Recht  der  Praktiker 
ein  Kern  modernen  Rechlsgefühls  enthalten,  ihre 
römischen  Irrthümer  waren  zuweilen  deutsche 
Wahrheiten.  Hat  non  die  neuere  Wissenschaft 
jenen  Irrthum  aufgedeckt  und  zerstört,  so  hat 
sie  oft  die  darin  verborgene  Wahrheit  zugleich 

gleichsam  mit  dem  Bade  das  Kind  —  weg- 
geworfen.  Und  wenn  sie  durch  neue  üntersu- 
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chuogeo  mit  verbesserten  Hülfsmitteln  oeue  Auf- 
sehUsse  über  den  Sinn  des  römischen  Rechts 
gewonnen  hat,  hat  sie  nicht  häufig  die  wunder- 
liche Zumuthang  an  die  Praxis  gestellt,  dass  von 
jetzt  an  der  neugefundene  alte  Reebtssatz  ab 
Gesetz  zu  verehren  und  anzuwenden  sei ;  und 
ist  nicht  eben  so  oft  dieser  Zumutbung  mit  ge- 
horsamer Demnth  begegnet  worden?  Hätte  sie 
für  den  neugefundenen  Rechtssatz  um  seiner  in- 
nem  Wahrheit  willen  Beachtung  gefordert,  dann 
bitte  diese  Forderung  einen  guten  Sinn  gehabt, 
dann  aber  war  es  auch  gleichgültig,  ob  derselbe 
in  dem  Corpus  Juris  Justinians  geschrieben  stand 
oder  nicht  Aber  sie  bat  jene  Zumuthong  ge- 
wöhnlich auf  die  legale  Autorität  des  reeipirten 
römischen  Rechts  gestützt,  und  ganz  übersehen, 
dass  jener  Reehtssatz  doch  unmöglich  von  unse- 
ren Vorfahren  recipirt  wordeu  sein  konnte,  da 
sie  von  ihm  nichts  gewusst  hatten.  Den  Renais- 
sancestyl  hatten  jene  mit  Bewundernng  aufgenom- 
men, den  rein  antiken  Styl  begriÜ'en  sie  nicht  und 
wollten  sie  nicht  Oder  soll  das  der  Fortschritt  der 
Zeit  sein »  dass  wir  diese  nicht  bloss  in  seiner  ge- 
schichtlichen  Herrlichkeit  verstehen  und  als  vor- 
treffliches RilduDgsmittel  benutzen  lernen,  was 
gewiss  sehr  gut  ist,  sondern  zugleich,  dass  wir 
der  antiken  Form  unser  heutiges  Rechtsleben 
einzufügen  und  anzupassen  suchen,  was  nicht 
minder  gewiss  eine  grosse  Verkehrtheit  wäre? 
Von  den  grossen  römischen  Juristen  haben 
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wir  nicht  nur  überlieferte  Rechtssätze  zu  lernen, 
weiche  sie  zueral  mit  voller  Klarheit  auagespro» 
eben,  sondern  vorzüglich  auch  die  Kunst,  das 
Leben  um  uns  her  mit  juristischem  Bewusstsein 
zo  erkennen  und  zu  erfüllen.  Papinian  und  Ul*  . 
pian  haben  wohl  auch  die  römischen  Gesetze  ihrer 
Zeit  gekannt  und  die  Edicte  gründlich  studirt 
Aber  wenn  ihnen  ein  Reohtsrall  vorgdegt  wurde, 
so  haben  sie  nicht  zuerst  nach  einem  geschrie- 
benen Geselzesparagraphen  ängstlich  gesucht,  und 
sich  bemüht  jenen  Fall  mit  Nolh  und  Drang  ^ 
unter  diesen  zu  subsumiren.  Sie*  haben  sieb 
nicht  unglücklich  und  verlassen  gefühlt,  wenn  sie 
nicht  eine  fremde  Autorität  citiren  konnten.  Sie 
waren  sich  vielmehr  bewusst,  selbst  Autorität  zu 
seiu,  weniger  noch  weil  der  Kaiser  sie  mit  sol- 
cbem  Ansehen  ausgerüstet  hatte,  als  weil  sie  gei- 
stig und  moralisch  befthigt  waren»  als  Kenner 
des  Rechts  dasselbe  selbständig  zu  finden  und  zu 
bezeugen.  £s  stünde  besaer  mit  unserer  Juris- 
prudenz, wenn  Romanisten  und  Germanisten 
mehr  sich  beflissen  hätten,  das  heutige  Recht 
mit  derselben  Geistesfreiheit  zu  betrachten,  wie 
die  grossen  Römer  es  zu  ihrer  Zeit  getban  ha- 
ben. Wenn  auch  unsere  Lage  eine  andere  ist, 
als  die  damalige,  so  bedarf  doch  die  heutige  Ju- 
risprudenz nicht  weniger  als  die  alt-römiscbe 
der  frischen  und  hell  ins  Leben  hineinsehenden 
Geisteskraft,  und  es  kann  diese  so  wenig  wie  da- 
mb  durch  die  Gelehrsamkeit  ersetzt  werden. 
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Ich  gebe  m,  die  Begriflbbeelhnimiiigeii  nneerer 
gelehrten  Schulen  sind  genauer  und  richtiger  als 
die  Definitionen  der  Römer  gewesen.    Aber  die 
räniscben  Juristen  haben  den  in  seiner  Lebens- 
Vfßft  Terstandenen  —  wenn  auch  ungenau  defi- 
nirten   —  fiecbtsgedapken    gewöhnlich  durch 
richtige  Anwendung  bewährt,  die  neuem  Rechts* 
gelehrten  aber  gerathen  oft  in  der  Anwendung  der 
wohl  definirten  Schulbegriffe  in  Verlegenheit,  und 
Yergessen  oder  verkennen  über  der  logischen 
Formel  das  Princip.    Ist  der  Fehler  einer  ta- 
debswerthen  Definition  nicht  geringer,  als  der 
einer  falschen  Anwendung  des  Bechtsprim  ips? 

Es  soll  das  nicht  gesagt  sein,  um  die  Leicht- 
fertigkeit in  den  Begriffsbestimmungen  zu  be-» 
schönigen.  Im  Gegentheil  gerade  die  Germa- 
nisten haben  auch  in  diesem  Stücke  von  den 
Romanisten  zu  lernen.  Das  deutsch  -  moderne 
Privatrecht  wird  durch  nebelhafte  ond  unklare 
Gefühlsergiessungen  nicht  gefördert  und  bedarf 
gar  sehr  der  klaren  Bestimmtheit  in  der  Formu- 
limng  seiner  Gedanken.  Oer^  hat  darin  gani 
recht,  dass  er  auf  dieses  Bedürfniss  energisch 
hingewiesen  hat.  Die  germanisch -moderne  Ju« 
rispradeni  wird  erst  dann  der  romanislischen 
völlig  ebenbürtig  zur  Seite  stehen  ,  wenn  sie  mit 
den  blanken  Waffen  des  geschärften  juristischen 
Wortes  ausgerüstet  ist,  nicht  aber  solange  sie 
sich  nur  auf  Instincte  und  unklare  Gefühle  oder 
auf  vage  und  luftige  Speculationen  beruft  Aber 

BlQBltehli,  dealfeliet  Prifalredit.  ** 
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die  ficbarfe  Formulirung  ist  doch  nicht  für  sieh 
ein  80  groises  Gat,  diisa  d«r  Mangel  deriaibeii 
schwerer  empfunden  würde,  als  eine  falsche  An- 
wendung wahrer  Grundsätze:  und  sind  wir  lu 
sehwaeh  beide  Fehler  m  meiden,  die  falschen 
Abstractionen  und  die  falschen  Anwendungen, 
so  wäre  es  dennoch  besser,  wir  würden  den 
letztem  überwinden,  und  darin  den  Bömeni 
gleichen.  Noch  weniger  aber  ist  die  scharfe  For- 
mulirung  an  sich  so  werthfoli,  dass  wir  den 
kalten  logischen  Linien  den  geistigen  Gehalt  oih 
seres  Rechtsbewusstseins  hinopfern  dürfen.  Die 
Form  bat  nur  insofern  Werth,  als  sie  die  Fülle 
des  Gdstes  ki  sich  faasi  und  iasseriicfa  darstellt. 
Der  römische  Geist  war  in  hohem  Grade  einheit- 
lich, streng,  herrschsüchtig;  und  die  krjstallartigen 
Formen  des  römischen  Rechts  sind  ein  glänzen- 
der Ausdruck  dieses  Geistes.  Der  germanische 
Geist  — -  obwohl  in  sich  harmonisch  —  liebt  die 
Hannigfaltigkeit  der  Bildungen »  ist  weicher  imd 
freier.  Daher  haben  die  Formen  des  deutschen 
Hechts  auch  nicht  so  gleichmässige  scharfe  Win* 
kel  und  Linien,  sondern  mehr  Aehnlichkeit  mit 
dem  organischen  Gebilde  der  Pflanzenwelt.  Wie 
der  römische  Tempel  sich  ?on  dem  gothischen 
Dome  untseheidet,  so  unterscheidet  sich  römische 
und  germanische  Rechtsform.  Das  dürfen  wir 
nicht  missachten,  und  wenn  ich  freudig  aner- 
kenne, dass  Geiher  sich  ein  Verdienst  erworben, 
indem  er  die  Nothwendigkeit  logischer  Formu- 
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linmg  geieigl  wd  theilweise  dwreh  die  Tbat  be- 
wXhrl  hat»  so  kmm  ieh  ei  doch  nor  aufrichtig 
bedauern»  das  er  noch  beengt  und  gefangen  von 
fdmisGhen  SchBlbegriffen  dtireh  aeine  romaMti- 
reiid«  FormoNrODg  in  ireaentliehen  Beziehungen 
die  Natur  des  germanischen  und  des  modernea 
Rechtes  eher  verletd  als  gesebtitit  hat.  Es  wire 
in  meinen  Augen  ein  ottTerantworlHcher  Hück- 
schritt,  wenn  wir  von  neuem  germanische  und 
modtfine  Rechtsideen,  die  beide  unter  sieh  viel 
«Iber  verwandt  sind  als  man  gewMmlich  meint, 
wieder  unter  die  alt -römische  Terminologie  und 
IK>ctrin  unterordnen  woUten,  ein  Rückschritt» 
welcher  die  unglöclLlicbe  nstfremdong  der  Ju* 
rtsprudenz  von  dem  Volksleben,  um  dessen  wil- 
len sie  allein  da  ist,  wieder  steigern  müsste. 

Wir  sind  gegenwirtig  in  einer  allmäbliehen 
Absonderung  und  Ausstossung  derjenigen  Be* 
standtheile  des  römischen  Rechts  begriffen,  die 
nnserer  Zeit  fremd  vnd  in  Widerspruch  sind  mit 
ihren  Bedürfnissen.  Verständige  Romanisten 
helfen  selber  mit  an  dieser  Ausscheidung.  Die 
Germanisten  aber  sind  innächst  berufen,  dieselbe 
einzuleiten  und  ohne  Schaden  für  die  öffentliche  und 
gemeine  Rechtsordnniq;  in  reformatorischer  (nicht 
in  revohitionSrer)  Weise,  d.  b.  nur  insofern  die 
Einsicht  gereift  und  der  Ersatz  für  das  Beseitigte 
da  ist»  dann  aber  aoeh  mit  Energie  dorchsufilh» 
ren.  Wie  oft  kommt  es  noch  vor ,  dass  anf  den 
Schreibstuben  der  Gerichte  den  Bauern  Formu- 
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kre  cur  Uotendirift  ?orgelegt  werden,  Fornu- 
lare  fiber  BeebtSYerhkUiiitie  daeier  Bauern  lelbfi 

(z.  B.  ihr  eheliches  Güterrecht),  die  mit  veral- 
teten römisdben  Begriffen  und  Uteiniscben  Wor- 
ten vemniiert  sind.  Der  Bauer  Terstelit  weder 
den  Begriff  noch  das  Wort,  und  unterschreibt 
doch,  im  Gedanken,  das  sei  nun  einmal  ein 
Braueb,  der  um  der  Taien  willen  eingeftibrt  sei, 
aber  im  übrigen  werde  er  unbekümmert  um  die 
unterscbriei>ene  Formel  tbun,  wie  sein  Vater  ge- 
tban  und  wie  es  Sitte  sei.  Sollte  bier  nicht  ge- 
holfen und  deutsches  Wort  mit  dem  deutschen 
'  Sinne  derer,  die  ein  Rechtsgeschäft  abscUiessen, 
in  Einklang  gebracht  werden? 

Oder  ist  es  etwa  nicht  klar,  dass  Millionen 
Väter  und  Söhne  in  Deutschbind  von  dem  Begriffe  der 
J^eetdim,  für  den  die  deutsche  Sprache  kein  Wort 
bat,  auch  nicht  das  mindeste Verständniss  haben, 
und  dass  nur  die  Väter  und  Söhne  etwas  davon 
wissen,  welche  auf  Universitäten  Vortrüge  über 
römisches  Recht  gehört  haben?  Und  dennoch 
wird  von  Recbtsgeiebrten,  die  wir  alle  als  Auto- 
ritäten ehren,  noch  immer  die  ganze  Lehre  vom 

pecüUutn  castrense  und  quasi  -  castrerise  ^  profec" 
Uttum  und  ado€9$iUkm  gerade  so  abgehandelt» 
als  lebten  wir  unter  und  mit  den  Bömern.  Mir 
bat  das  immer  den  Eindruck  gemacht,  den  ein 
Musiker  empfindet,  wenn  ein  schriller  Misston  in 
•in  harmonisches  Goneert  hineinkreischt,  und  ich 
kann  mich  nicht  damit  beruhigen,  dass  es  Meister 
der  Harmonie  sind,  welche  diesen  Misston  aus 
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aller  iLBgewöhnung  noch  her? orbringen.  ich  deoke, 
MwSraeiidlM  an  dar  Zait,  diaaa  AnlkfBMlilatt fii 

den  übrigen  zu  legen,  die  für  Sammlungen  und 
Bibliothakeii.'aberDi€htmahr  in  das  Geriobl  pasiaii. 

SoHto  andlteh  nicht  die  Emricbt  sieh  Bahn 
brechen,  dass  der  Begriff  des  gemeinen  Recht§ 
selbst  während  dar  latotan  hundert  Jahra  eine 
innere  Umwandlung,  eine  ganz  andere  Erfüllong 
erfahren  hat?  Was  vor  hundert  Jabreu  noch 
eine  Wahrheit  war ,  das  römisehe  Recht  sei  f or- 
zugswaiaa  das  gemeina  Recht  von  Deutschland, 
hat  heute  in  dem  grössern  Ibeil  von  Deutsch-  ' 
hnd  alle  Geltung  verloren,  ond  ist  auch  in  den 
mittlem  und  kleinern  deutschen  Staaten  in  vielen 
Stücken  zur  blossen  Fiction  geworden ;  und  wäh- 
rend vor  hundert  Jahren  noch  das  Corpus  Juris 
die  einzige  Givilgesetzgebung  war,  die  in  Betracht 
kam,  wenn  gesagt  wurde,  was  für  Rechtsgrund- 
sfttse  mUer  der  dmi$ehen  Nuüm  verirmiei  (d.  h« 
gemeines  deutsches  Recht]  seien ,  so  müssen  jetzt 
neben  ihr  das  Preussische  Landrecbt,  der  Napo- 
konische  Code,  das  Oesterreichische  Gesetzbuch 
und  nicht  minder  auch  die  neueren  gesetzgeberi- 
schen Arbeiten,  ebenfalls  berücksichtigt  werden, 
swar  nicht  bloss  soweit  sie  legale  Autorität  für  ha- 
stimmte  deutsche  Länder  haben,  sondern  ebenso 
auch  um  ihrer  Autorität  willen  als  Darstellungen 
der  Rechtsgedanken,  welche  m  unserer  Zeit  unter 
den  Deutschen  überhaupt  auf  Anerkennung  und 
Beachtung  einen  natürlichen  Anspruch  haben. 
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Freilich  ist  nicht  zu  läugaen:  durch  ditm 
OmgülaitaDg ,  wit  durch  die  Forschongeii  Amt 
neueren  Wissenschaft,  ist  das  Uebel  der  Unsicher- 
heit über  des,  jfdiS  denn  wirkliches  Recht  der 
Deutscben  seit  und  die  BechtsTerwiming  grösser 
geworden,  als  sie  vor  100  Jahren  gewesen. 

Wir  sehen,  wie  dieses  Uebel  in  aiiffallender 
Zwahme  begrHFen  ist,  oad  jeder  bedenteode  Fori* 
schritt  der  Wissenschaft,  oder  der  Einzelgesetz- 
gehuDg  droht  dasselbe  wieder  zu  steigern.  Aber 
nngeaehtet  wir  das  zugestehen,  haben  wir  doch 
keinen  Grund  zu  verzagen.  Wir  sehen  zugleich, 
dass  dieses  Uebel  vorzüglich  in  den  deotscheo 
Liodem  empfonden  wird,  die  keine  unfassende 
Givilgesetzgebung  empfangen  haben,  und  dürfen 
daraus  schliessen,  dass  in  einer  zeiigemäism  neuen 
Ott0tk§ehmig  y  wenn  nicht  fülr  alle  deoiichen 
Länder,  doch  für  die  übrigen,  ausser  Oesterreich 
und  Preussen,  das  geeignete  Heilmittel  liege;  und  in- 
dem wir  jene  Fortschritte  der  Rechtswissenschaft 
in  den  letzten  50  Jahren  überblicken,  dürfen  wir 
auch  die  Hoffnung  haben,  dass  gegenwärtig  schon 
eine  imfiwclm  Gesetzgebung,  welche  den  Wider- 
streit der  Doctrin  erledigen,  die  antiquirten  rö- 
mischen und  germanischen  Elemente  ausscheiden» 
die  noch  gesmden  Deberlieferangen  der  Vergan- 
genheit bewahren,  das  heutige  Rechtsbcwusstsein 
anadrücken  und  der  zukünftigen  Fortbildung  als 
Unterlage  dienen  würde  —  ein  mdgliek$$  Werk 
geworden  sei. 
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£lNliEITUN6. 

Von  der  Natur  des  deutsc}ien  Privatrechts  und  den 

RechtsqueUen. 


Cirstes  CapiteL 

Natur  des  deutscheu  PrivatrechU. 

§.  1. 

Bfgriff  des  deuUcben  Privalrechts. 

Man  versteht  heutzutage  unter  dem  Ausdruck 
,JJeut8che$  Privatrechl**  nicht  mehr  das  gesammte 
'  gemeiiigaiiie  Privatrecht  der  Deutschen  noch  das  in 
Deolsdiland  gdtende  Privatrecht  fiborhanpt  Noch 
im  XIIL  Jahrhunderte  konnte  man  von  einem  ge- 
meinen deutschen  Privatrechte  in  diesem  Sinne  reden; 
da  aber  die  Rechtsentwicklung  in  Deutschland  unter 
den  befaerrsdienden  Einfloss  frenuUr  ReehU,  insbe- 
sondere des  ranUiehen  Rechtes,  gerathen  ist,  so  heissen 
wir  heute  deutsches  Privatrecht,  im  (legensatze  zu 
dem  fremden,  den  fuUionakn  Theil  des  Privatrechr 
tes  der  Deutschen  oder  in  deutschen  Linden. 

Dasselbe  wird  gewOhnlidi  auf  die  zum  lievlfdlefi 
Bunde  gehörigen  deutschen  linder  beschränkt,  hat 
aber  auch  ausserhalb  dieser  Staatsgränze  Wurzeln 
und  Geltung,  vorzttgUch  in  den  zu  Russland  gehö- 
ilaaUehll,  araUehei  FrifaCrteht  1 


2     £ioleitunff.  "Ca^.  1  Niliir  dft  deottchen  Prifalreehls. 

rigen  dtwUdken  Oitßeepromnzen  und  Inder  deuUchm 
Schweiz,  hier  noch  in  grösserem  Umfang  als  in 

Deiitsrliland  selbst,  weil  die  AiitDrität  des  römischen 
Rechtes  da  wenijier  ausgebreitet  worden  ist,  als  seit 
dem  XVJ.  Jahrhundert  innerhalb  des  deutschen 
Reiches. 

Der  Charaklcr  de:»  deulscheii  Privalrecbts  im  uligemeinen. 

Seitdem  die  Deutschen  in  der  Gesdiichte  er- 
schienen sind,  äussert  sich  rmr  stets  das  Bewusst- 
sein  ihrer  nationalen  Gctncinschaft ,  aber  zugleich 
sind  sie  erst  nach  StämiMn,  später  nach  Ländern  und 
Staaten  getheilt.  Diesen  Charakter  hat  auch  die 
deutsche  Rechtsbildung.  Sie  wird  nur  selten  von 
einem  Ontralpiinkte  aus  bestimmt  und  geleitet,  nur 
ausnahmsweise  von  gemeinsamen  Reichs-  oder  Run- 
desgesetzen gefördert,  und  ist  daher  nicht  so  einheit- 
Kch  als  die  römisdie  es  von  jeher  gewesen  und  ge- 
blieben ist.  Gewöhnhch  tritt  sie  in  particulären  For- 
men ans  Licht.  Während  des  spatern  Mittelalters, 
vorzüglich  seit  dem  XIV.  Jahrhundert,  offenbart  sie 
sich  in  der  reichen  Mannichfoltigiieit  besonderer 
SUmme$'  und  Stand$9redae ,  der  Landsi-,  Lehen- ^ 
Stadt-  und  Hof  rechte.  Aber  zugleich  lässt  sich  in 
dieser  Mannichfaltigkeit  ein  gemeinsamer  nationaler 
Character  erkennen^  und  jene  Verschiedenheit  wird 
um  dieser  Gemeinsdiaft  d^  Grundcharakters  willen 
so  zur  Einheit  verbunden. 

In  der  neueren  Zeit  ist  der  particuläre  Zug  der 
Rechtsentwicklung  schwächer  und  die  damit  verbun- 
dene unoidliche  MannichMigkeit  geringer  gewor- 
*  den.  IKe  Autonomie  und  Selbstitaidigkeit  der  klein- 
sten Glieder  ist  tlieils  beschränkt  theils  aufgehoben, 
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und  es  sind  grossere  Staaten  mit  wesentlich  gemein- 
samer Landesgesetzgebung  herangewachsen.  Dage- 
gen erscheint  der  Zug  nach  Gemeinschaft  und  Ein- 
heit in  der  Fortbildung  des  deutschen  Rechts  seit 
etwa  einem  Jahrhundert  immer  mächtijj:er  und  ein- 
flussreicher zu  werden.  0]>\vohl  es  noch  an  einer 
gemeinsamen  Gesetzgebung  für  Deutscliland  fehlt,  so 
hat  doch  \ornelin)Iich  tiie  deutsche  liechlsfcissenschafly 
angelehnt  anfangs  an  die  einheilliclK»  romische  Ju- 
risprudenz, später  auch  selbständig  lortsch reitend, 
die  Fortbildung  im  letzteren  Sinne  gepllegt,  und  all- 
mälilich  durch  ihre  Arbeiten  und  ihren  l^influss  auf 
die  Praxis  das  (lemeingut  eines  gemeinsamen  deut- 
schen Rechts  erweitert. 

Das  deutsche  Privatreeht  in  seiner  jetzigen  Ge- 
stalt und  Redeutung  ist  grossentheils  das  Werk 
einer  noch  jimgen  Wissenchaft,  ähnlich  wie  unsere 
nationale  deutsche  Sprache  das  Product  einer  drei- 
hundertjährigen Nationallitteratur  ist.  Wie  diese 
fortwährend  aus  den  mancherlei  Dialekten  Nahrung 
zieht  und  hinwieder  alle  Mundarten  verbindet  und 
beherrscht,  so  bereichert  sich  jenes  aus  den  ver- 
schiedenen Particularrechten  und  erfüllt  hinwieder 
diese  mit  ihrem  Geiste. 

Die  Wissenschaft  des  deutschen  Privatrechtes  ist 
daher  in  einem  andern  Simie  eine  gemeinrechtliche 
als  die  römische  Jurisprudenz  es  geworden  und  in 
einem  freilich  immer  kleiner  werdenden  Theile 
von  Deutschland  noch  ist.    Dieselbe  ist 

1)  eine  DairsteWung  des  nationalen  deutschen  Grund- 
charakters und  Geistes  der  in  particularen  For- 
men erscheinenden  Institute  und  Rechtssätzc,  und 
überdem 

1* 
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2)  das  System  derjenigen  wirklich  gemeinsamen  In- 
st ilnie  und  Rechtsregeln,  welche  nicht  auf  einer 
fremden  Autorität  beruhen  und  überall  unter 
den  Deutschen  gelten,  wo  nicht  ausnahms- 
weise besondere  Kechtsquellen  eine  Abwei- 
chung veranlasst  haben. 

Auch  jener  erstere  Bestandtheil  des  deutschen 
Privatrechts  hat  praktische  Gelt ung,  denn  die  Erkennt- 
niss  desselben  übt  grossen  Einfluss  aus  auf  die 
Handhiibuni:  und  Fortbildung  des  Rechts.  Der  letztere 
ist  in  sichtbarem  Wachsthum  begrilTen,  indem  die  neuen 
Hechtsgedanken,  welche  den  modernen  Verhältnissen 
und  Bedürfnissen  sich  anschliessen ,  grossentheils  sein 
(iebict  vergrOssern  und  nur  selten  sich  einfach  unter 
das  abgeschlossene  römische  Recht  unterbringen 
lassen. 

*  Gerber.  Das  wissensciiaftliche  System  des  ge- 
meinen deutschen  Privatrechts,  Jena  1846.  —  Reyscher, 
Die  Einheit  des  deutschen  Rechts  in  der  Zeitschrift  für 
deutsches  Recht  IX.  S.  337.  ff.  und  Begriff  des  gemei- 
nen deutschen  Rechts,  in  derselben  Zeitschrift  X.  S.  153 
ff.  Hwl,  Einleitung  in  das  deutsche  Privatrecht.  Göl- 
tingen  1851. 

(Anm.)  Die  Zeit  kann  und  wird  kommen,  wo  es 
passend  seyn  wird  dasgesammlc  Privatrecht,  ohne  Rück- 
sicht auf  die  noch  übliche  Trennung  in  römisches  und 
deutsches  Recht,  wieder  im  Zusammenhang  zu  behan- 
deln. Gegenwärtig  aber  scheint  mir  diese  Verbindung 
der  beiden  Disciplincn  noch  nicht  rathsam,  da  wir 
vorerst  noch  schärfer  unterscheiden  und  genauer  son- 
dern müssen,  bevor  wir  wieder  richtig  verbinden  können. 
Der  Begriff  des  gemeinen  Rechts  oder  vielmehr  die  Er- 
füllung dieses  Begriffs  ist  in  unserer  Zeit  in  einer 
otTenbaren  Umwandlung  begriffen.   Vor  100  Jahren  galt 
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das  römische  Recht  vorzugsweise  als  gemeines  Recht 
TOD  ganz  Deutschland.  Heute  schon  gilt  dasselbe  höch- 
stens in  einem  Drittheil  von  Deutschland  ofticiell  noch 
als  gemeines  Recht,  und  in  den  andern  zwei  Dritthei- 
len nur  noch  in  Folge  seiner  wissenschafllicben  Auto- 
ntjli  nehen  andern  gesetsgebeiischen  und  wissenschaft- 
lichen Aolorililen  als  eine  Qnelle  des  (fmHiuamm  mo- 
iernm  Rechts*  Es  ist  mit  Sicherheit  vorauszusehen, 
dass  das  römische  Recht  innerhalb  eines  neuen  Jahr- 
huuderts  auch  für  jenen  Drittheil  von  Deutschland  die 
Bedeutung  eines  gemeinen  Rechts  verlieren  wird.  In 
demselben  Verhällniss  aber  wird  das  gmirinc  dciUschc 
Recht  wachsen,  aber  sugleich  die  römischen  Bestand- 
theile  in  sich  aufnehmen  und  verarbeiten.  Dann  wird 
allerdings  anch  die  Wissenschaft  des  deutschen  Privat- 
rechts  das  ganse  Rechtsgebiet  umfassen  müssen,  und 
das  besondere  Studium  des  romischen  Rechts  nur  aur 
Vorbereitung  dafür  dienen. 


1.  Sekumbwtphgel  Landrecht  (Waekernagel)  1:  dar- 
umbe.  wü  man  an  dfsem  imocba1€renalledie,diegerihtesplle- 
gfD  snIleQ»  wie  si  la  rehte  rihten  aAlien  nach  goles  willen, 
als  maoic  heiliger  man  die  In  der  alten  I  dnde  In  der  niu- 
wen  6  rihter  wiren  und  also  hant  gerihtet»  das  si  mit  ir  ge- 
rihte  die  ewigen  vrende  blnt  besezen. 

8«  Bhemia  c.  4  Zusatz:  unde  darumbe  beizet  ditz  buoch 
dai  lantrdit  buob>  vnde  das  elllv  dlv  reht  die  hie  an  geschri- 
ben  slDtf  das  diu  vber  alliv  lanl  rebt  vnde  gewer  sint  nah 
gesribenem  rehte  An  etwa  nah  der  guoten  gewonheH  von  den 
kefsern  vnd  von  den  kungen  erworben. 

3.  tMi^Uif  Latdrechi  II.  S:  wellcbea  dann  das  kay- 
ser  recht  wll  das  müssen  all  land  leyden  vnd  mnssen  es 
halten  wan  der  kayser  Ist  vater  des  relcha» 
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§.  3. 

Das  Ycrhältniss  des  deutschen  Privatrecliii^. 
L  Zum  lömisehen  Kecbl. 

Viele  (lacliten  sich,  das  genieiiir  deutsclie  Reicht 
erlange  erst  da  <ieltun^%  wo  das  römische  Kjochi 
schweige,  und  das  Verhjftltiiiss  sei  folgendes: 

a)  Hegel:  römisches  Recht    Ausnahme  Parti- 

cularrecld. 

))]  Wo  ein  Institut  dein  röuuscheii  Kecht  uu- 
bekannt  sei,  da  gelte  als  Regel  gemeines  deutsches 
Recht. 

Diese  Meinung  beruht  auf  Irrlluun  und  Miss- 
verständuiss  und  muss  aufgegeben  werden. 

YoreiiBt  ist  zu  erwägen ,  in  welchem  Sinne  und 
Umfang  die  BecBptum  des  rlmitehen  ümAIi  statte 
fimden  hat. 

1.  In  der  Blütlie/eit  und  während  der  (inisse  und 
Macht  des  deutschen  Reiches  fand  wohl  die  Idee 
in  den  Gemttthem  Zustimmung,  dass  das  römische 
Reidi  in  dem  deutschen  forH^  und  die  Herrschaft 

der  Welt  von  den  römischen  Kaisern  auf  die  deut- 
schen Könige  als  ihre  Nachfolger  übergegangen  sei ;  das 
öffenthdie  und  das  Privatrecht  aber  war  doch  fast 

1.  /ieichsm6§cAied  von  1^32:  da  gekündet  und  Tur- 
gelegt  wurden  grozz  gebrechen,  die  edel  und  unedel  von  d  es  k  cy- 
sors  hofgerichl  beten  und  liden,  wan  von  alter  govonheil  ort  und 
dikke  dauor  ungelich  gericblel  und  ert«lH  ward;  und  umb 
solch  gebrechen  —  komen  über  ein,  —  daz  mau  fürbati  ?or 
des  kaisers  hofgerichl  aller  manniclicben  richten  sulle  Dach 
kQDjg  und  keisem  seiner  vorfare  an  dem  romischen  riche  ge- 
setzen  und  ire  geschriben  rechten.  (Unter  dem  Baiefi 

der  selbst  ein  deutsches  Recbtsbuch  sammeln  Hess.) 

2  Ordnung  des  Hammergerichis  von  i4il5*  %*  3.  Item 
die  all  (Kammerrichter  and  Reisitier)  sollen     ra  den  Hey- 
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ganz  national-deutsch  und  nur  sehr  wenig  römisches 
Recht  im  eigenUkheu  Sinne  bekannt  und  anerkannt 
5L  Von  dem  XIII.  Jahrhundert  an  wird  von 

Italien  her,  auf  dessen  Universitäten  dB  Studium 
des  wieder  entdeckten  Justinianischen  Gesetzeswerks 
mit  regem  Eifer  betrieben  wurde,  einige  Kenntniss 
des  ramischen  Rechts  auch  in  Deutschland  verbrei- 
tet Der  Sachsenspiegel  zwar  ist  noch  völlig  rein 
von  diesem  neuen  Einlluss,  im  Scliwabenspiegel  und 
in  den  folgenden  Kechtsbüdiern  aber  beachten  wir 
die  steigeiMle  AutoritiU  der  römischen  „Meister*^ 
Freilich  nicht  kk  dem  spätem  Sinne»  dass  das  ganze 
Corpus  Juris  Geltung  erlangte,  sohdern  nur  so,  dass 
jene  Autorität  in  einzelnen  Füllen  angerufen  und  ge- 
achtet wurde,  und  die  hergebrachten  Institutionen 
mit  ^ttduicht  auf  die  römische  Jurisprudenz  einige 
Abttnderung  oder  Umbildung  erlitten.  Der  nationale 
Charakter  des  Rechts  w  ar  noch  so  sehr  überw  legend, 
dass  dem  fremden  Einfluss  nur  eine  Modificalio» 
des  hcrkönmüßhen  Eecku  zugeschrieben  weirdeii  kann. 

3.  Seit  der  Mitte  des  XV.  Jahrhunderts  wendet 
sich  die  junge  deutsche  Wissenschaft  mehr  und 
mehr  dem  Studium  des  römischen  Rechtes  zu,  und 
die  Erforschung  und  wissenschalUiche  Fortbildung 
des  einheimischen  Rechtes  wird  von  den  Rechtsge- 

Ilgen  schweren,  —  nach  des  Reyehs  und  gemeinen  Rechten, 
aach  nach  redUchen,  erbim  und  leidlichen  Ordnungen,  Sta- 
tnten  tmdGewonheytenderFfirslentbumb,  Herrschafllen  und 
Gericht,  die  für  sy  bracht  werden,  dem  hohen  und  dem  ny- 
dern  —  gleich  zu  richten. 

3.  Aeiekskofrathfordmmgr  f.    15.  Unser  PrXsidenl  und 

Relcbshofirithe  sollen  —  die  Wablkapitulatlon,  Reicbsabsebied 
—  wie  auch  Jedes  Stands  Lands  Orts  und  Gericbts-Privi- 
legis  t  gute  Ordnungen  und  Gewohnheiten,  und  im  Mangel 
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lehrten  gänzlich  yemachlässigt  Die  nun  auch  auf 
den  deutschen  Universitttten  gebildete»!  D&ctarm  der 

Rechte  vertreten  in  der  Wissenschaft,  in  den  Rathen 
und  in  den  Gerichten  vorzngSAveise  die  Autorität  des 
römischen  Rechtes,  wie  dasselbe  näher  in  dem  Corpus 
Jitris  geschrieben  war  nnd  von  den  (Hosgatarm  und 
der  Sekule  damals  verstanden  wurde.  Der  Wider- 
spruch der  ungelehrten  Hilter  und  Schöten  war  ein 
ungenügender  Damm,  die  abweichenden  Gewohnhei- 
ten der  Bürger  aber  und  vorz^ch  die  der  Bauern 
wurden  grossenthefls,  soweit  die  liacht  der  Gelehr- 
ten reichte,  missachtet.  In  dem  1405  gegründeten 
Reichskammergerichte ,  welches  angewiesen  wurde, 
nach  „des  Reichs  und  gemeinen  Rechten  zu  sprechen"» 
hatten  die  Doctoren  das  Uebergewicht  dar  Int^-* 
genz.  Bas  national  -  deutsche  Recht  wurde  zwar 
weder  aufgehoben  noch  ausgeschlossen,  sondern  war  in 
jenem  Ausdruclte  inbegriffen.  Aber  die  gelehrten 
Richter  kannten  es  nicht  näher  und  achteten  es  we- 
nig, am  echtesten  noch  wenn  es  sich  unter  römi- 
schen Worten  verbarg. 

4.  Allmählich  ging  so  (hnch  die  Wissenschaft 
und.  die  von  ihr  geleitete  Gerichtspraxu  die  Reception 
des  riknieehen  Rechtes  als  eines  gemeinen  Rechtes 
vorzflglich  seit  dem  XVI.  Jahrhunderte  vor  sich. 

^  derselben  die  Kayserliche  Rechten  rnid  rechtmässige  Obser- 
vationes  und  Gebrauch  in  acht  nehmen. 

4.  Beschwerden  der  Baierischen  Ritterschaft  von  1499. 
In  judicibus  intolerabilis  error.  Non  enim  eliguntur  judices 
more  antiquo,  scd  multi  juris  Romani  profcssores,  pauci  ina~ 
gistratus,  nobiles  atque  provinciales.  —  Cum  jus  municipale 
servandum  sit,  et  antique  consuetudines  pro  legibus  habende 
sint,  fit  ut  multa  bis  contraria  fiant,  unde  deceptiones  er- 
fores  et  turbe  oriuntur.  Uli  enim  juris  professores  nostrum 
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Man  fing  an  das  rOmisciie  Recht  nldit  bloas  ab  tm- 

iensehaftliche  Autorität  und  als  das  höchst  gebildete 
und  vernünftige  Reolit  (ratio  scripta)  zu  beachten 
und  zu  verehren,  sondern  der  Gesetzgebung  Jwtmiant 
eine  legale  Äniwriiäi  razoschreften,  wie  wenn  der 
griediische  Kaiser  sie  (Ihr  das  znktlnftige  deutsche 
Reich  erlassen,  oder  der  Kaiser  und  das  Reich  sie 
als  deutsches  Reichsgesetz  verkündigt  hätten.  Im 
XVI.  und  besonders  im  XVII.  Jalurhunderte  erreichte 
diese  blinde  inid  knechti^ehe  UnterwOrfigkeit  der 
(ierichte  unter  ein  fremdes  (lesetzbuch ,  welches 
dem  Volke  selbst  schon  um  seiner  Sprache  willen 
unbekannt  blieb»  den  tiefeten  Grad.  £s  kam  so 
weit,  dass  es  in  manchen  Beziehangen  zwei  Rechte 
gab,  1)  ein  geUkrtes  m  den  Gerichtsstuben  geUenies, 
nach  welchem  die  Parteien,  wenn  sie  das  Unglück 
eines  Processes  hatten,  gerichtet  wurden,  das  sie 
aber,  wenn  sie  sdber  nicht  geiclurte  Biklong  hatten, 
weder  yor  dem  Proeess  kannten  und  hinfig  auch 
nach  demselben  nur  in  seiner  Macht,  aber  nicht  in 
seinem  Geist  und  Zusammenhang  verstanden,  das 
nur  in  lateinischer  Sfirache  ausgedrückt  war;  und 
S)  ein  In  der  Vdikssitte  und  dem  eingewurzel- 
ten und  herkömmlichen  Rechtsgefühle  des  Volkes 
begründetes  und  in  den  realen  Verhältnissen  friedlich 

morem  i>norant,  nee  ctiam  si  scianl,  illis  nostris  consuetu- 
dinil)us  (|uicquai)i  tribuere  volunt. 

5.  Codex  Maximiliane  US  Baoaricus,  I.  2.  §.  9.  Das 
römische  Rocht,  welches  zwiir  ursprünglich  nur  den  Römern 
gegeben,  hernach  aber  auch  in  andern  und  sonderbar  in 
Teutschland  und  hiesigen  Landen  einf,'eführt  worden,  soll  in 
Sachen,  welche  etwann  durch  einheimisches  Recht  nicht  ge- 
nug bestimmt  sind,  auf  schickliche  and  ihunliche  Weise  zur 
Hülfe  gebraucht  werdeo. 
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forUebendes  den  ßet  heiligten  üerilöMdUches  Volksrecht, 
von  dem  die  Richter  nichts  wnssten  noch  wissen 
wollten.   Die  allmahb'che  Aofiiahnie  des  rümisdien 

Rechtes  hat  zwar  auch  auf  das  Volksrecht  einen 
fort-  und  umbildenden  Einfluss  geübt,  aber  lange 
nicht  in  so  grossem  Umfnng,  wie  eine  pedantisch 
betriebene  Wissenschaft  vorauszusetm  schkn. 

5.  Seit  der  Mitte  des  XYIII.  Jahrhunderts  und 
vorzüglich  im  XIX.  Jahrhundert  nimmt  eine  ent- 
gegengesetzte Richtung  an  Stärke  und  Erfolg  zu. 
Die  Autorität  des  Corpus  Juris  ward  in  grossen 
deutschen  Staaten  (in  Preu$9en  und  OesUrreieh)  dwrch 
die  GeselzijebuiKj  aufgehoben  und  nberdem  durch  die 
Fortschritte  der  Wissenschaß  beschränkt  und  er  schüt- 
ten* Die  MecJUipkUoiophie  und  ReehUvergleiehmg 
enthüllt  die  Wahrheit,  dass  wenn  auch  das  römi- 
sche Recht  allerdings  eine  welthislorische  und  bleibende 
Redeutung  habe,  doch  nicht  dem  ganzen  Iidialt  des 
Corpus  Juris  für  alle  Zukunft  das  Ansehen  eines 
geeehriebeme»  Vemunftrechis  zugestanden  werden 
dfirfe.  Die  hütcrieehe  Erkenntniss  des  Rechts  l^rt 
das  römische  Recht  in  antikem  römischem  (ieiste  ver- 
stehen, und  indem  sie  viele  Missverständnisse  der 
Glossatoren  und  der  ihnen  nadifolgenden  Praxis 
auidedct,  sagt  sie  zugleich,  wenn  audi  zuweilen 
wider  Willen,  wie  gross  die  Kluft  sei  zwischen  dem 
reinen   römischen   Rechte    und   dem  Rechtsgefiihl 

und  Rechtsbedürfhiss  der  G^enwart,  und  wie  un- 

  i 

6*  JSinfäJkrung^^paieni  des  I'reuMwchen  GefMueka  §.   '  ^ 
1:  Das  gegenwärtige  Gesetzbuch  soUan  die  Stelle  der  in  Un- 
sern  Landen  bisher  aullKenoninien  gewesenen  Römischen» 
gemeinen  Sachsen-*  and  andrer  fremden  subsidiarischen  Rechte 
und  Gesetze  treten. 
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natttrfich  es  wftre,  die  kleinem  Irrthfliner  der  frühern 

Romaiiist<^ii,  in  denen  oft  ein  Sfüok  wahren  eiiihei- 
mischen  Rechtes  eingeschlossen  und  verborgen  war, 
zu  zerstören,  und  den  HaHptirrthum  der  legalen 
Antoritllt  des  Corpos  Iuris  mid  der  nmen  EinAlh- 
rung  eines  antiken  Rechtes  aufrecht  zu  halten.  Die 
neue  Wissenschaft  des  deutschen  Privatrechls  endlich 
wädist  auf,  lehrt  das  noch  im  Lehen,  mehr  als  man 
lange  wossle,  forigepOanzte  nationale  Recht  wieder 
erkennen  ond  ehren,  mid  beachtet  mit  Aufmerk- 
samkeit die  Fortentwicklung  des  Rechts  im  Zusam- 
menhang  mit  dem  modernen  Verkehr  und  moder- 
ner Lehensweisa  I>ie  Wiitensckaß  wirkt  hinwieder 
auf  die  Prmxis  nnd  die  G$9%tzgtb\mg  ein:  und  wir 
sehen  auf  die  frühere  allmähliche  Reception  des  rö- 
mischen Rechts  eine  nlhnähliche  Ausc/teidmg  und 
Zurüekdfängtmg  der  ffindartigm  und  mpmnmdm 
Bestandtheile  dessdbca  folgen,  und  damit  die  Wü- 
derhelcbung  imd  Erweiterung  des  ncUionalen  und  mo- 
riernen  Rechts  Hand  in  Hand  gehen.  Diese  Rich- 
tung nimmt  unv^kennhar  zu  und  hat  ihren  H6hr^ 
pnnkt  nodi  nicht  erreicht 

Ueber  das  jetzige  Verhtitniss  des  deutschen  Rech- 
tes zum  römischen  lassen  sich  daher  folgende  Sätze 
aussprechen : 

1)  Ehie  Vermuthmig  Üa  die  Anwendbarkeit  des 
römischen  Rechtes  buteht  nichL 

7.  Vcrkilndi^rung  Aqs,  österreichischen  Gesetzhuchs'.  Da- 
durch das  bis  jetzt  aogenommeDe  gemeine  Recht— aus- 
ser Wirksamkeit  gesetzt. 

8.  Thöl  u.  a.  0.  S.  160:  Das  rumischo  Recht  ist  durch 
Anwendung  unser  Recht  geworden.  Der  Zustani)  der  Recep- 
tion ist  kein  fertiger,  wie  eres  auch  Die  war,  noch  fort  wibrend 
wird  recipirl  und  ausgesiossen. 
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2)  Dem  CorfHu  JurU  kommt  fikht  die  Bedea* 

tnng  eines  für  Deutschland  erlassenen  Gesetzbuches  zu. 

3)  Bei  jedem  Institute  ist  vorerst  zu  untersuclien, 
ob  e9  wirklich  in  der  rämUeken  Fassung  recipirt  win'dm 
sei.  Die  Beoeption  ist  nicfat  ttberall  gleicbmissig 
Tor  sich  gegangen,  und  auch  nicht  in  allen  den  Fäflen 
zur  Wahrheit  geworden,  wo  die  Theorie  (w.  z.  B. 
in  der  Lelire  von  den  Peculien )  eine  Zeit  lang  darüber 
einig  sdiien.  Nnr  wo  die  Reoeption  mrkUeh  itait- 
gefunden  hat  oder  wo  sie  mseräem  dämm  begriMH 
erscheint,  weil  die  Lehre  des  römischen  Rechts  mit 
der  Natur  der  Sache  übereimtimmt,  und  als  eine  Oflen- 
barung  des  ^emetnefi  men$ehUekm  Rechts  betrachtet 
werden  kann,  hat  dasselbe  nodi  auf  Gdtung  Ansprach. 

4)  Auch  da  ist  das  römische  Recht  nicht  mehr 
anzuwenden ,  wo  dasselbe  zwar  eine  Zeit  lang  auf- 
genommen, aber  durch  die  Gesetzgebung  oder  durch 
^  neuere  Beehttbüimg  überhaupt  wieder  verdrängt 
forden  ist 

Im  allgemeinen  lässt  sich  sagen:  die  Anwend- 
barkeit des  römischen  Rechtes  bleibt  da  gesichert, 
wo  dasselbe  edlgemeinmeneehliehe  und  bleibende  Eechii- 
Wahrheiten  geoffenbart  hat,  nimmt  aber  da  ab,  wo  das 
Ansehen  desselben  nur  auf  den  Irrthüinern  der 
Wissenschaft  und  der  Beschränktheit  der  Praxis  be- 
ruht Im  einzelnen  kann  man  übersichtlich  behaup- 
ten: Auf  dem  Gdl)iete  des  Personen-,  Familien-  und 
des  Sachenrechts  herrscht  das  deutsche,  auf  dem 
des  Obligatio! leiirechtes  mit  Ausnahme  des  Handels- 
rechts, welches  grösstentheils  modern  europäisch  ist, 
das  römische  Recht  Yor.  Das  Erbrecht  ist  sehr  ge- 
misdit  aus  beiderlei  Elementen. 

*  Thöl,  a.  a.  O«  §.  25  u.  69. 
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S-  *- 

IL  VerbiUniii  so  andern  fremden  Rechlen. 

1.  Das  canonüehe  Recht  ist  später  eutstanden  als 
das  römische,  aber  froher  als  dieses  in  Deutschland 

anerkannt  worden,  im  Zusammenhang  mit  der  von 
Rom  aus  geleiteten  kirchlichen  Verfassung  und 
Lehre.  Auf  römisch  rechtlicher  Grundlage  aufge- 
richtet, hat  es  doch  vieliach  die  germanischen  Redits- 
ansichten  des  Mittelalters  berücksichtigt  und  sich 
denselben  angesclilossen.  Im  Mittelalter  wurde  die 
Herrschaft  desselben  über  seine  natürlichen  Gränzeu 
hinaus  erstreckt;  durch  die  RefonnatioQ  aber  sdne 
legale  Autorität  fdr  die  protestantische  Bevölkerung 
aufgehoben.  Die  neuere  Zeit  hat  die  T«idenz,  schär-  ^ 
fer  zwischen  Kirchlichem  und  Weltlichem  zu  son- 
dern, die  Geltung  des  canonischen  Rechtes  nur  in- 
nerhalb des  rein  kirchliehm  Bereiches  zuzulassen,  und 
alle  primtreehiUehen  InetUute,  auch  wenn  dieselben 
eine  religiöse  Seite  haben,  wie  die  Ehe,  durch  die 
staatliche  Gesetzgebung  zu  ordnen. 

Die  Bedeutung  des  Umgobardisehen  Rechts 
fQr  das  Lehens wesen  ist  nun,  wie  dieses  selber, 
grossentheils  veraltet. 

3.  Eine  grössere  Bedeutung  haben  andere  neuere 
Rechte  fremder  NoHoneik    £s  lässt  sich  nicht  Ter- 


SehumSenipiegel  4:  onde  Mi  ouch  an  disem  baoche 
keiner  slabte  lantrebt  noch  Idhenrehl  noch  urteil  — 
wan  als  ei  too  reble  von  römischer  pliüite  her  ist  komoi, 
nnde  als  es  die  pAbeste  le  Iren  cooeyUen  üf  habent  gesisl, 
Tnde  die  heiser  aade  die  kttnige  se  iren  hOven,  unde  als  die 
Meistere  durch  ir  liebe  üz  decrSten  unde  uz  decretalen  habent  ge- 
zogen unde  gesezet  nnde  gemadiet  hint«  Was  tkz  denselben 
zweien  buochen.  nlmt  man  allin  diu  reht  die  geistlieh  sint. 
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kennen,  dass  die  laoUerne  Rechtsbildiing  der  christ- 
lichen Nationen  in  Europa  und  Amerika  in  einemi 
innem  Zusammenhange  steht  Diese  Rechte  alle 
haben  in  rommhm  und  in  (jermanmhen  Rechtsideen 

und  Instiditoii  ixeineiiisanie  Wur/(*In,  und  indem  sie 
mit  den  ße<lürfiiisseu  der  Jahrhunderte  fortschreitend 
die  Verhältnisse  menschlich  nehmen,  auch  einen 
gemeinsamen  menschlichen  Charakter.  Diese  Gemein- 
scliaft  der  Rochtshildnim  >\  ird  zuerst  im  IldmlvUrccht 
ofleubar,  aber  zeigt  sich  auch  in  manchen  afidcrn 
privatrechtlichen  ^Verhältnissen.  Das  besondere  iVa- 
t%<mak  der  Entwicklung  erscheint  dann  dieser  mo- 
dernen menschlichen  demeinschaft  gegenüber  ganz 
ährdich  wie  die  })arli(  uläre  Ueclitsbildung  gegeniiber 
"  der  gemeinen  deutschen.  Auf  das  deutsclie  Recht  hat  in 
dieser  Reziehungvorzfiglich  dasnahe  verwandte /ran^ö- 
mche  Recht  einen  erheblichen  Einfluss  geübt.  Diese 
l^j'nwirkung  aber  (fJvivhzeilvj  Ichnuhr  lUnlite  des 
Auslandes  muss  aou  der  Wissenschaft  des  deutschen 
Privatrechts,  welche  die  ganze  moderne  Fortbildung 
unsers  Rechtes  umfasst,  mit  in  den  Rereich  ihrer 
Füi  s(  liuiiL'  und  Beachtung  gezogen  und  darf  keinen 
andern  Disclpünen  überlassen  werden. 

§.5. 

IB.  VerbiUniit  lu  den  Particulmechten 

£s  lässt  sich  sehr  oft  nicht  sagen:  Ris  hieher 
gemeines  deoi^Klies,  von  da  an  besonderes  Particu- 

larrecht.  Der  (iogonsatz  ist  ein  flifsscnder,  und  häufig 
ist  jenes  in  tlieseni  und  dieses  in  jenem.  Es  erklärt 
sich  das  aus  dem  Charakter  des  [deutschen  Rechts. 
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Das  gemeine  deutsche  Recht  ist  daher  nicht 
immer  eift  emheUUehe$  und  ghiehgegtaUiges,  sondern 
nhnrnt  in  den  einen  Ländern  diese  und  in  anderen 
jene  Gestalt  oder  Farbe  an.  Ehen  so  wenic:  ist  seine 
Ausdehnung  überall  eine  gIcir/nnäHsigc,  Sein  Ein- 
fluss  ond  seine  Anwendbarkeit  reichen  in  den  einen 
Landern  weiter,  in  den  andern  sind  sie  beschi^nk- 
ter.  Ferner  ist  sein  Yerhältniss  zu  den  verschiedenen 
Particularrechten  ein  verschiedenes.  Die  einen  sind 
in  höherm  Grade  Ton  seinem  Geiste  eingenommen 
nnd  beherrscht,  nnd  fordern  hinwieder  sein  «tgenes 
Wachsthum  mehr  als  die  andern.  Ueberdem  ist  der 
Zusammenlinng  nnd  die  Wechselwirkung  des  ge- 
meinen und  des  particularen  Aechtes  je  nach  der 
Art  der  Institute  hier  grösser  und  reicher,  dort  ge-  . 
rfnger  mid  spSrüdier.  Zuweilen  ist  das  Particular- 
recht  luner  Stadt  —  wir  erinnern  an  Lübeck  —  für 
das  gemeine  Recht  wichtiger  geworden,  als  das  man- 
dier  deutscher  Ltoder  zusammaogenonunen. 


Zweites  CapiteL 

Von  den  Rechtsquellen. 
'   S*  ^* 

I.  Das  GewobDbeitsrechi  (Volksrecblj. 

Die  älteste  Form,  in  welclier  das  Recht  erkenn- 
bar zu  Tatie  tritt ,  ist  die  Gewohnheil,  Anfänglich 
ist  fast  alle  Rechtsbüdung  junger  Völker  gewohnheits- 
raditfieh;  und  sie  geht  unbeumst  vor  sich,  ahnheh 
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wie  ja  auch  in  der  Kindheit  der  Menschen  das^un- 
bewusste  Seelenleben  vorherrscht.  Die  natürlichste 
Fortbildimg  des  Priyatrechts  geschieh!  ebenso  durch 
das  ßewohnheüireehi.  Es  erwAdisI  gleichsaiii  aus 
den  thatsächlichen  Verhaltnissen,  in  \\elche  Personen 
zu  den  Sachen  und  zu  einander  kommen ,  und 
schliesst  sich  an  diese  an,  indem  es  sie  als  sitUiche 
und  feste  Ordnung  auflasst 

Das  Gewohnheitsrecht  beruht  nicht  auf  dem 
Willen  des  Gesetzgehers  noch  auf  dem  Willen  des 
Volks,  wie  denn  überhaupt  das  meiste  Privatrecht 
nicht  durch  den  Wiüm  der  Ifenschen  erzeugt  wird* 
Die  Gewohnheit  gilt  viehnehr  nur  insofern  als 
Rechtsquelle,  als  sie  nicht  wiükürlich  erscheint,  als 
sich  in  ihr  die  höhere  AiUarüäl  des  Sailens  kund  gibt. 

Zwei  Momente  müssen  zusammentreffen»  damit 
in  Form  der  Gewohnheit  Recht  gebildet  werde»  ein 
reales^  leibliches  und  ein  ideales,  geistiges. 

1.  Das  reale  Moment  zeigt  sich  in. der  Olfenba- 
rung  der  Gewohnheit  selbst,  d.  h.  in  dem  sichtbaren 
Erscheinen  dmellien  in  gleichartigen  Rechtshandlun- 
gen und  Geschäften  oder  in  der  festen  Natur  der 
äussern  VorhSitnisso.  f  Natur  dir  Sache, )  Das 
fjierkommen''  weist  auf  alte  unvordenkliche  Tradi- 
tion hin,  die  OÖMervanz  fiberdem  innerhalb  eines 
engem  Kreises  oder  Standes,  die  «IZe^n^»  dagegen  auf 
näher  liegende  Aeusserungen  der  letzten  Vergan- 
genheit, welclie,  zumal  wein\  neue  Verhältnisse  sich 
gd>ildet  haben»  unter  Umstanden  wie  jenes  auf  Be- 
achtung und  Gdtung  Anspruch  haben.  Ebe  be- 
stimmte Zahl  von  Fällen  oder  eine  bestimmte  Zahl 
von  Jahren  lässt  sich  nicht  augeben;  vielmehr  sind 
die  Umst&nde  nach  yemfinftigem  Ermessen  zu  prüfeiL 
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l.e.  Du  Gcwohabeiltrecbt  \^ 

9.  Dm  ideile  Homent  ist  das  GefSM  oder 

wusstsein  rechtlicher  Geltung ,  sei  es  im  Volke, 
wemi  die  Gewohnheit  eine  aU^meim,  sei  es  unter 
einieliien  Chssen  der  BevOlkemog,  i.  B*  den  Kauf- 
leuleDt  wenn  sie  eine  butmdere,  einem  engeren  Le- 
henskreise oder  Berufe  angehörige  ist. 

Die  Gewohnheit  muss  eine  gute,  d.  h.  nicht  un- 
^ttlidiet  und  eine  vemii»fti§e  sein.  Darüher  aher, 
was  got  und  Tmillnftig  sä,  entseheidel  nielil  die 
individuelle  Ansiebt  des  vielleidit  schftrfer  bKckenden 
Richters,  sondern  die  gemeine  Meinung  des  Volks. 

Der  Richter  sollte  das  Gewohnheitsrecht  kennen. 
Da  ihm  aber  bei  unsem  Culturzuständen  und  unserer 
Gerichtsverfassung  soldie  Kenntniss  oft  abgebt,  bä- 
hen die  Parteien  ein  Interesse,  ihm  dasselbe  zu 
weisen  und  klar  zu  machen.  Als  Hül£smittel  fUr 
diese  Kunde  di^ien: 

1)  die  Aosprilguiig des Gewohidieitsredils  inUscAft- 
tprUehwartem, 

2)  die  Aufzeichnung  desselben  durch  die  Privat- 
arbeiten  der  Rechtskundigen  (Rechtsbücher), 

3]  die  AfKfuidwmg  unter  öfMtich^  Aniorim 
fWeiitMImer,  CknOumesJ, 

4)  die  obrigkeitliche  Sancüon  desselben  in  Edicten 
und  Gesetzen ,  wodurch  das  Gewohnheits- 
recU  aber  meistentheils  in  obrigMUdUs  oder 
Geutxureeki  umgewmMi  wird, 

5)  die  gerichtliche  Bekundung  desselben,  wodurch 
dasselbe  zum  Gerichtsgebrauch   erhoben  ^ird, 

6)  Ztugnüu  erfahrener  Männer  und  Berichu  d^ 
KnndigeiL 

*  G.  R  Puchta,   das  Gewohnheitsrecht.  Erlan- 
gen 1828.  1837.  BescleTy  Volksrecht  und  Juristenrecht. 
Blua  tschli,  deutsbe»  Privatrecbt.  2 


« 
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Leipzig  1843.  Brinkmann,  das  Gewohnheitsrecht  im 
gern.  Civilrecht.  Heidelberg  1847.  J.  Fr.  Eisenhart. 
Grundsätze  des  deutscbtn  Rechts  in  SprüchwörterB. 
Leipiig  1792. 

(Anm.)  Die  neuere  Physiologie /^Carusj  hat  näher 
ermittelt,  mit  welch  rapider  Schnelligkeit  die  neu  ge- 
zeugte noch  völlig  unbewussie  Menschenseele  im  Mut- 
terleib ihren  Körper  baut,  wie  ml  langsamer  mit 
erhöhtem  Wachslhiiiii  des  gebonien  Menschen  jede 
organbebe  Neubildung  vor  sich  gehe,  wie  im  reifen 
Menschen  nur  noch  als  Erhaltung  des  Körpers  —  nicht 
mehr  als  Erweiterung  —  die  fortgesetite  Erneuerung 
des  Organismus  sich  bewähre.  Ganz  anologe  Phasen 
lassen  sich  in  dem  Gewohnheitsrecht  nachweisen.  In 


i.  Sehwa6en9püg9l  40.  guot  gewanheit  ist  als  gnot 
als  geschrieben  rebt. 

S.  Lomlf  Inst.  Gontumes  Y.  ii.  Une  Ibis  n'est  pointCou- 
tftme. 

3.  A§eAi»9prneA  des  Obertribun,  tu  BerUn,  bei 
/er/  Archiv  III.  Nr.  291.  Die  Beurtheilong,  ob  etwas  bla- 
llg  oder  vtelfich  geübt  worden ,  ist  sehr  von  dem  Gegen* 
stand,  seiner  Terltaderlickkelt  oder  Stitigfceit,  sowie  iiber- 
baapt  von  den  Umstinden  abbingig.  Es  ist  sogar  eine 
sehr  herrschende  Ansicht  gewesen»  dass  schon  sweiFille 
den  Beweis  einer  Gewohnheit  liefern  können.  Vgl.  Nr.  29S, 

m  m  m 

4.  Sehwahmufri9§^9l  40.  Gnotin  gewanheit  trade  rehtia 
gewanbeit  das  ist  dlii,  dia  wider  geistlich  reht  niht  eolst  unde 
wider  goles  holde  noch  wider  manlichen  4ren  noch  wider 
menschlicher  gewisen  noch  wider  menschlichen  trinwen 
noch  wider  die  ssilgkeit  der  s4len. 

5.  ihehiupruth  des  Ob.-Appel1.-Ger.  von  tüheek,  bei 
S^mftri  Arch.  L  Nr.  807  (vgl.  Nr.  900j.  Um  eine  Gewöhn* 
hell  wegen  Ihrer  Eigenschaft  als  irratlonabilis  fdr  ungültig 
itt  erlLltren,  ist  keineswegs  hinreichend,  dass  das  positive 
gfitchri^ene  Recht  ein  anderes  Princip  hat,  sondern  Jene 
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%  *l.  Das  Escbt  deriWissenschafl.  19 

der  ersten  Zeit  entsteht  massenhaft  und  überaus  rasch 
eine  ganze  Hille  von  Gewohnheitsrecht.  Wie  aber  alle 
Verhältnisse  reifer  und  fester  werden,  so  nimmt  auch 
die  producUTe  Kraft  der  Gewohnheit  ab,  und  wird 
aar  noch  in  einielnen  neven  Ersohetnungen  (imii 
denke  an  die  Wechsel  und  an  die  Eisenbahnen)  sich 
kund  geben.  In  den  übrigen  Lebenskreisen  hat  es  nur 
noch  die  Bedeutung  steter  Erhaltung  durch  unermüd- 
liche Erneuerung, 

S.7. 

II.  Das  Eecbt  der  Wissenschaft  (Juristenrecbt). 

Das  Juristenrecht  ist  ftir  Deutschland  eine  der 
wichtigsten  und  ergiebigsten  Kechtsquellen  geworden: 
und  nicbt  erst  in  neuerer  Zeit,  seitdem  ^e  gelehrte 


Ungültigkeit  tritt  nnr  dann  ein,  wenn  die  Gewohnheit  an 
sieh  nraMraliseh  oder  gemelnschMdUch  Ist. 

6*  DeutBchM  BeehiMpräehwort :  11  issbranch  ist  keine 
Gewohnheit. 

7.  Deuitehe*  JUekittpriiehwori :  Hundert  Jahr  Un- 
recht ist  keine  Stande  Recht. 

8.  Sav^ny,  System  I.  |.  20.  Observanz  baseichnj^t  nnr 
das  particulire  Gewohnheitsrecht  einer  hegrinsten  Classe 
fon  Personen,  x.  B.  eines  bestimmten  Standes  oder  auch 
der  Mitglieder  einer  Corporation. 

9.  Erii.  des  Oh.*Appel|.-Ger.  tü^eck  in  Seaferf» 
ArchiT  lY.  M.  Ein  erUnterndes  Beispiel,  dass  da,  wo  ein 
Contractsrerhiltniss  besteht,  anfdasUeriitfmmllehe  nnd  Obser- 
fanimissige  TonilgUche  Eficitsieht  genommen  wird ,  gehen 
—  die  LehenhofM)bservansen  an  die  Hand,  als  welche  be- 
kanntlich In  den  das  privatrechtliche  YerhSItnlss  iwischen 
dem  Lehenherrn  nnd  dem  Vasallen  betrelTenden  Punkten 
nicht  nnr  vor  den  allgemeinen  Lehensgesetzen,  sondern  auch 
vor  den  nicht  bestimmt  prohibitiven  Terrltorlalgesetzen 
den  Vorzug  haben.  (In  einem  Process  über  das  Recht  des 
ältesten  Banemsohns  als  Ifaier  in  das  Gut  zu  snccediren.) 

2* 
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EiBleitUDg.  Cap.  IL  Von  den  KMhUqnellen« 


Jürispnideiiz  au^ekomineii  ist  Die  grogien  Redite- 

bücher  des  Mittelalters  sind  freie  Werke  damals  le- 
bender Rechtskundiger,  und  haben  auf  Jahrhunderte 
hin  eine  gesetzilhiiliohe  Aatorität  erlangt.  Die  Auf- 
nahme des  römischen  Rechtes  in  Beutechland  und 
die  eigenthOmÜche  Behandlung  des  nenem  Pftndecten- 
rechtes  ist  vornehmlich  der  Autorität  der  gelehrten 
Juristen  zuzuschreiben.  Aber  auch  die  Wiederbe- 
lebung des  deutschen  Rechtes  ist  wesentlich  das  Werk 
*  der  deutschen  Rechtswissensdiaft 

Das  entscheidende  Moment  liegt  auch  hier  nicht 
in  dem  Willen  der  Juristen  —  sie  wollen  nur  das 
Recht  erkennen  und  darstellen,  nicht  neues  Recht  er- 
zeugen —  woM  aber  in  der  Autorität  der  Juristen. 
Wie  die  Wissenschaft  das  Rechtsbewusstsein  aufklärt 
und  erweitert,  so  tibt  sie  auch  Autorität  aus,  und 
wie  die  Juristen  einer  Zeit  die  Rechtsordnung  ver- 
stehen, so  wird  sie  auch  um  ihrer  Autorität  wiUen 
grossentheils  und  regelmässig  anerkannt  und  beachtet 


1.  Byke  Yon  ßepgow,  Torrede  des  SachiempiegeU* 
8?er  sieh  rechtes  ?ersteit, 
Wenn  lieb  weme  leit , 
Rechte  spreche  her  wIde  Tsre 
an  rechte  her  nemanne  an  spare. 
8Ter  hüten  mine  lere  gat , 
her  sprichet  Uchte  des  w  laster  hat  — 

Sver  an  disem  buche 

Vrage  rede  suche, 

Ob  imc  dar  an  icht  missehage, 

des  ne  tu  er  zu  band  necheine  clage, 

unde  wege  de  sache  an  sinem  sinne 

na  dem  ende  und  na  deme  beginne 

Unde  ervrage  sich  mit  wiscn  lülen 

de  die  Wahrheit  kÜDoeo  bedülRO, 
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Der  Kaiser  Augustus  hatte  diese  Auctoritas  pru- 
dentium  für  das  römische  Reich  genauer  regulirt. 
In  unsem  neuem  Staaten  dagegen  ist  diese  Autoritilt 
eine  freie,  Aen  daram  aber  eine  den  Zweifeln  und 
der  Kritik  Im  einzelnen  Falle  ausgesetzte.  Nicht  die 
Abzahlung  der  Meinungen  kann  dabei  entscheiden, 
sondern  es  kommt  an:  a)  auf  den  wissenschaftlichen 
Charakter  der  vorgetragenen  Rechtsansicht,  gewisser- 
massen  das  Wahrheitsgepräge  derselben,  b]  auf  die 
Empfänglichkeit  der  Richter  oder  des  Volks  für  An- 
erkennung und  Reachtoog  des  Juristenwerks. 

Ihre  Formen  sind: 

1)  Die  rein  theoretische :  Ausbildung  wissen- 
schaftlicher Systeme,  Rechtsbücher,  Abhandlungen« 
Lehrvorträge  auf  Universitäten  u.  s.  f. 

2)  Die  fraktiiche:  Rechtsgotaditen  in  einzehm 
FIDen  (responsa  pmdentiam).  Der  Gerichtsgebraudi 


Uad  midi  hären  die  siele. 
Das  Sfl  reehi  ste  da  mite; 
Ob  er  an  in  dan 
ein  rechtere  irvaren  kan. 
leb  rate  inie  das  er  alebalde 
sieb  dar  an  gehalde.  — 

Cfroi  engest  gel  mich  ao; 

leb  vorebce  sei«,  dai  manieh  man 

dfs  bneh  vllle  meren 

Unde  beginne  reebt  verkeren 

Dnde  Uie  des  an  mich; 

so  weil  mich  got  UDscüldich. 

2.  Sehwabenspiegel 9.  Aber  ein  meister,  heizet  Adrianus» 
der  des  landrehles  vi!  gemachel  hÄl,  der  sprichet. 

3.  Schwabenspiegel  1.  Unde  swer  ouch  anders  rihtel 
wan  an  disem  buoche  st^t,  der  sol  wizen  das  gut  vil  zor- 
nicllclien  über  io  wil  rihien  an  dem  iungisten  tage. 
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dagegen,  den  mandie  aOäii  als  eine  Aeussemog  des  iu- 
ristenrechtes  gelten  lassen  wollen,  wird  wohl  guten Thefls 

von  der  Autorität  der  Wissenschaft  geleitet,  aber  ge- 
hurt schon  der  obrigkeitlichen  Rechtsbildung  an,  in 
der  sieh  eine  amiliche  Staatsautorität  äussert 

Mit  dem  Gewohnheitsiedit  bat  das  Jnristenrecht 
theils  das  gemeinsam,  dass  sie  beide  nicht  auf  beson- 
derer Staat sauiorilät  beruhen,  theils  dass  sie  in  un- 
mUerbrochemr  Entwicklung,  beziehungsweise  Lmge- 
^aümg  begriffen  sind«  S^r  oft  wird  auch  das  Ge- 
wobnbdtsrecht  in  die  Form  des  Juristeniedites  auf- 
genommen, und  erlangt  durch  diese  Umformung  ein 
vollkommneres  [geistig  erleuchtetes  und  durch  die 
Sprache  gesichertes)  J)asein. 

S.  8. 

III.  Oteickeitliclies  Qaebt  («erielitsielNraaeb}.  * 

Die  obrigkeitliche  Rechtsbildung  unterscheidet  sich 
von  dem  Gewohnheits-  ond  dem  Juristenrechte  durch 
die  itaatHeh$  Äutwitäi,  welche  sie  auszeichnet,  von 

der  eigentlichen  Gesetzgebung  dadurch,  dass  sie  nicht 


1«   Sehwomhenspiegel  I.  oben  8.  %.  Nr.  1. 

2.  SM^saupiegel  U.  IS.  §.  9.  Yregst  man  enen 
man  ordeles,  imda  Hui  Mt  na  sinem  sime,  so  Mi  rechtest 
wet,  al  8i  wol  unrecht,  he  ne  lidet  dar  ncne  not  umme. 
8.  4.  Schiit  man  en  ordel,  des  sal  man  tien  an  den  hogesten 
riehter,  unde  tolest  Yor  den  koning. 

3.  SchumAenspiegei  117.  Sver  urlhel!  ge?rlget  wirt,  unde 
IdBB  er  ir  nibt  vinden,  der  sol  le'den  heiligen  sweren, 
dai  er  niht  wiie  wai  .dar  ambe  rebl  si.  unde  sprichet  danne 
der  ribter,  er  sülles  Tindcn.  so  bat  er  unreht  Wan  ei  ist 
manle  man  der  nibt  enweiz,  was  ambe  ein  ieclich  dinc  rebl 
ist.  da  von  sol  füeniaa  mrtefl  vinden,  im  sage  sin  gewizen 
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wie  diese  in  der  höchsten  Form  öes  JSationalbetcvsst- 
umB  und  NatümakDiUenB  von  dem  gesetzgebenden 
Körper  «usgesprodien  wird,  sondern  lediglich  die 
öffentliche  Autorität  der  Regierutigs-  oder  Gerichts- 
Organe  für  sich  hat. 

Die  Römer  erkannten  das  Edicl  der  Magistrate 
ab  eine  derartige  und  reichhaltige  Form  der  Bechts- 
bildung,  und  unterschieden  dieselbe  wohl  von  der  Ge- 
wohnheit uiid  der  Auctoritas  prudentium.  Das  deutsche 
Mittelalter  hatte  in  den  Weislhümern ,  Offnungen  und 
Schöffeneprüchen  eine  ergiebige  Quelle  der  Art.  Wir 
kennen  die  öbrigkeitliche  Rechtsbildung,  ausser  den 
Regierungsverordnungen,  die  den  Gesetzen  sich  an- 
schliessend fast  nur  noch  als  Gerichtsgebrauch. 

Die  Autorität  des  Gerichtsgebrauchs  steht  höher 
ab  die  der  Rechtsgelehrleo,  nidit  daruniy  weil  er  auf 
dem  Urfiidl  solcher  Juristen  beruht,  die  xu^ßekk 
Beamte  sind,  sondern  eil  in  jenem  die  Rechtsordnung 
sich  amtlich  darstellt  und  praktisch  bewährt  wird. 
Es  kommt  somit  hier  ein  Moment  hinzu,  wekhes  dem 
Joristenrecbt  nicht  inwohot 


dax  si  reht  st.  unde  zwiveli  er  ibt  daran»  so  wirk  tr  for 
gote  schuldic,  ob  er  si  nach  wAne  findeu 

4.  KammergerichtS'Ordnung^  I.  19.  §.  1.  Die  IJeysilier 
sollen  auch  nach  den  löblichen  alten  Gebrauch  und  Stylo 
Unser  Kaiserl.  K.  G.  wie  die  jederxeil  auf  sie  braclil  — • 
Unheil  fassen  und  aussprechen. 

5.  BeMssprächworis  Was  dem  einen  recht  ist,  isi 
dem  andern  billig. 

6.  Rechtsspruch  des  Ob.-App.-G.  zu  Dresden  bei  Senf, 
Arch.  II.  210*  Die  Praiis  als  eine  Form  des  Jurlsten- 
reehu  (7)  kaan  nicht  als  unabänderliche  Nor«  betrachtet 
wentODt  bleibt  vielmehr  stets  der  Prüfung  und  wlsaen- 
schafUicben  Beurtbeilung  nnterworfen. 
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Zu  imterscheiden  sind: 

a)  Die  Präjudicien,  deren  Autorität  ähnlich  ist  der 
von  Rechtsgutachten  der  Juristen,  nur  einiger- 
massen  verstärkt  aus  obigen  Gründen.  Sie  haben 
keine  absolute  Geltung:  Wird  ein  Irrthum  nadi- 
ffewiesto,  so  ist  derselbe  nicht  festzuhalten. 

b)  Die  eigentliche  (icridifsprajts ,  als  fortgesetztes, 
von  dem  Gerichte  geübtes  Herkommen,  Sie  halt 
den  Zusammenhang  der  G^enwart  mit  der  Ver- 
gangenheit fest,  und  bewahrt  die  Tradition;  aber 
sie  stellt  auch  unter  den  Einwirkungen  der  übrigen 
Gewohnheit  und  der  Wissenschaft,  und  ist  daher 
nicht  unabänderlich«  sondern  selbst  in  stäter  £nt- 
widdung  begriffen. 

*  Die  menUur  bei  Tm,  Einleitung  $.  21.  Die 

wichtigste  Sammlung  des  neuem  Gerichtsgebraucbs: 
Scti/ferts  Archiv  für  Entscheidungen  der  obersten  Gerichte 
in  den  deutschen  Staaten*  München ,  seit  1^7  jähr- 
lich ein  Band. 

« 

IV.  Gesetzgebung. 

Die  Form  des  Getetzes  ist  der  vollkommenste 
AusdmdL  des  Naiionai^eumttsemsfXDä  NalimwikDiUeni* 

Es  trägt  das  Kennzeichen  der  höchsten  Staatsautorität 
an  der  Stirne. 

An  Klarheit  und  formeller  Bestimmtheit  über- 
trifll  das  Geset^esrecbt  regehnässig  das  Gewohnheits- 
recht; darin  aber  steht  es  hinter  diesem  zurück,  dass 
es  nur  ruckweise,  nicht  allmählich  fortschreitet. 

Den  Organismus  sowie  den  Umüang  und  die 
Grümsen  der  gesetzgebenden  Gewalt  zu  bestinunen, 
Ist  Sache  des^SCaatmdits, 
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In  Dentechlaiid  waren  Reick$ge»etxe  ttber  privat- 
rechtliche Verhältnisse  von  jeher  sehr  selten ;  ebenso 
in  neuerer  Zeit  Bundesgesetze.  Dagegen  wurde  die 
Landesgeietzgebung  eingreifender  und  umfassender^  und 
es  hat  die  neuere  Zeit  sowohl  grössere  iy$tefnatiMeh§ 
Gesetzemerke  fPreusstsches  Landreeht,  Code  Napoleon, 
-  Oesterreichisches  Gesetzbuch J  als  einzelne  Gesetze  über 
besondere  Institute,  welche  auch  abgesehen  von  ihrer 
Cnmeilen  Gültigkeit  in  den  Ländern,  für  die  sie  er- 
lassen wurden,  um  der  darin  «ithaHenen  Bearbei- 
tung und  Bezeugung  der  neueren  Rechtssätze  willen 
eine  über  diese  Gränzen  hinausreichende  Autorität 
haben. 

Verwandt  ist  die  Autommie,  d.  h.  die  Gesetz-^ 
gebung  nicht  des  Staates,  sondern  einer  blossen  Ge- 
nossenschaft oder  Corporation  oder  Familiengemein- 


1.  Weisthum  König  Heinrichs  v.  1231  [rerli  monum. 
leg.  II.  283j.  ut  ncque  principes  neque  alii  quiiibet  con- 
slitutiones  vel  nova  jura  facere  possint,  nisi  meUorum  et 
majorum  terrae  consensus  primitus  habeatur. 

2.  Sachsenspiegel  III.  42.  §.  2.  Unter  jewelkem  bischope 
unde  abbede  iinde  ebbediscbeo  hebbeo  die  diensllüde  sun- 
derlik  recht. 

3.  Schwabenspiegel  40.  Swer  rchtin  den  steten  machen 
wil,  der  sol  si  wisen  liuten  vürlegen,  unde  gefallent  si  den, 
80  sol  man  sie  siaelc  län. 

4.  Sachsenspiegel  III.  79.  §.  2.  Nen  utwendich  man 
n'is  ok  plichtich  in  deme  dorpe  to  anlwerdene  na  irme  sun- 
derlicken  dorprechfe,  mcr  na  gemeneme  landrechle ;  he  ne 
klage  dar  up  erve  oder  uppe  gut  oder  nmme  scull. 

ß.  Stadlrecht  v.  Nürnberg  v.  1313.  §.  6.  Quicquid 
etiam  consules  et  scabini  civiiutis  Nurembergensis  praedictae, 
sub  juramenlo  praestilo,  pro  pace  ac  moderalione  rerum 
venalium  inira  civitaicm  eandero  statuerint,  tarn  ab  exlraneis 
quam  a  civibus  observetiir, 
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Schaft  innerhalb  der  besonderen  ihrem  Einflius  niiler- 
vorfenea  Rechtssphare.  Im  Mittelatter  war  dieselbe 
bedeutender  und  fruchtbarer  als  die  eigentliche  Ge- 
setzgebung. Heut  zu  Tage  ist  sie  durch  die  moderne 
Staatsordnung  in  engere  Gränzen  gewiesen.  Die  so 
entstanden»!  Statuten,  Hausgesetze  u.  s.  f.  können 
unter  ümstatden  auch  fdr  dritte  Personen  ver- 
bindlich  sein,  welche  in  Berührung  mit  jener 
Rechtssphare  kommen. 

§.  10. 

RaDgordnuog  der  RecbisqueUeD. 

1.  Das  neuere  Recht  geht  dem  äüern  vor,  denn 
das  Recht  der  Gegenwart  gilt.  In  welcher  Form 
das  neuere  Recht  zu  Tage  gekommen  sei ,  ist  gleich- 
gültig, denn  nicht  das  ist  die  entscheidende  Frage:  wie 
ist  es  eitstanden?  Sondern:  ist  es  wirklich  da?  Es  kann 
so  das  neuere  Gesetz  auch  das  ältere  Gewohnheits- 
recht abändern,  imd  dann  hat  dieses  aufgehört  zu 
gelten.  Wenn  dagegen  das  Gewohnheitsrecht  in  das 
Gesetz  angenommen  wird,  so  wird  nicht  neues 
Kedit  erzeugt,  sondern  altes  Recht  erhalt  einen  neuen 
erhöhten  Ausdruck ,  bei  dessen  Auslegung  dieser 
Zusammenhang  (die  „Continuität  des  Rechts**)  zu  be- 
achten ist  Ebenso  kann  auch  älteres  Gesetzesrecht 
durch  neueres  Gewohnheitsrecht  abg^lndert  oder 
abgeschafTt  werden.   Das  Juristenrecht  und  der  Ge- 

1.  SäeÄsi9ehes  WeteUOd  26  (24).  glube  (gelübd)  vnd  . 
wilkur  bricht  alle  recht  do  mao  das  bezeugen  magk. 

2.  Codex  MaximiL  Bavar,  I.  2.  i7.  soU  man  am 
ersteo  aaf  die  wohl  hergebrachten  besondern  Freiheiten,  so- 
daon  auf  Jedes  Orts  löbliche  Gewohnheiten,  Satiungen  und 
Ordnungen,  hiernächat  auf  die  General-Lands-Statuten  und 
endlich  auf  das  gemeine  Eechl  sehen. 
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ncfatsbrauch  finden  rogelniftssig  in  dem  Geseti  oder 
in  der  Gewohnheit  eine  Stfltze,  und  bewftbren  md 

ergänzen  das  Gesetzes-  und  Gewohnheitsrecht.  Wo 
sie  aber  mit  dem  Gesetze  oder  mit  der  Gewohnheit 
in  offenen  Widerspruch  gerathen ,  da  muss  ihre  Au- 
toritttt  zurücktreten. 

2.  Das  seiner  Art  nach  beitmdere  Recht  geht  in 
der  Anwendung  innerhalb  des  besonderen  von  ihm 
umüassten  Kreises  dem  allgemeineren  Rechte  vor. 
Diese  Ordnung  wird  auch  wohl  durch  das  neuere 
Rechtssprüchwort  bezeichnet:  Gedinge  und  WtOkwr 
bricht  Stadtrt'iht.  Stadlrecht  bricht  Landrecht.  Land- 
recht bricht  gemeines  Hecht, 

Indessen  kanu»  wenn  es  mit  Bewusstsein  und 
WiUen  geschiehl»  auch  ein  besonderes  firesefx  dimrek 
ein  späten.^  allgemeines  geändert  werden. 

(Anm.)  Das  I^eussische  Landrecht  (EinL  $.  64 
ff.)  and  das  Oeeterreickueke  Gesetzbuch  ($.  10  ft) 
sieben  noch  su  sehr  unter  dem  fiinfiuss  des  früheren 
Irrtbums  der  Juristen,  dass  alles  Recht  aus  dem  Ge- 
setze abzuleiten  sei. 

$•  11- 

CoUision  des  Privatrechtes  verschiedeoer  Staaten. 
I.  Geschiebte  and  Princip. 

1.  Den  ältern  deutschen  Völkern  schien  es  natür- 
lich t  dass  Jeder  nach  dem  Rechte  beurtheilt  werde, 
welches  ihm  feinem  Volke  und  Stande  nach  anmiM- 

ren  sei,  der  Römer  nach  römischem,  der  Franke  nach 
fränkischem,  der  Alamannenach  alamannischem  Rechte» 
ebenso  der  Adhche,  der  Freiem  der  Hörige  nach  dem 
Rechte  seiner  Standesgenossen.  Als  aber  die  neu  ge- 
gründeten Staaten  fester  wurden  und  die  mancher- 
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]ei  Völker  in  denselben  einander  näher  kamen,  als 
auf  die  Einheit  und  die  Gleichmdssigkeit  des  Rechts 
ein  grosserer  Werth  gelegt  ward,  da  wurde  audi 
das  Prindp  öea  persimUehm  (natianaUnj  BeehU  nadi 
und  nach  verditogt  und  ersetzt  durch  das  andere 
des  f territorialen J  Landesrechts. 

Das  Mittelalter  hatte  die  verschiedenen  Stämme 
in  einem  Lande  geeinigt ;  nur  die  Juden  blieben  als  Nidit- 
ehristen  noch  ausgeschlossen  — ^  dagegen  wurden  die 
gtändischm  Unterschiede  noch  mannichfaltiger  ausge- 
bildet und  der  Eigenthümlichkeit  und  Verschieden- 
heit der  territoriaien  Rechte  grosser  Vorschub  ge- 
than.  Die  neuere  Zeit  hat  über  die  sianze  Bw^- 
rmg  des  Landes  noch  entschiedener  ein  gemeifMames 
Privatrecht  verbreitet,  und  auch  viele  locale  Beson- 
derheiten beseitigt.  Aber  da  die  verchiedenen  Staaten 
noch  in  vielen  Dingen  yerschiedene  Rechtsgrundsätze 
haben,  und  selbst  in  einzefaien  Staaten  ausnahms- 
weise besondere  Locol-  und  Provinzialrechte  erhal- 
ten geblieben  sind ,  so  tritt  uns  die  Frage ,  welches 


1.  Codex  Maximä.  Bavar,  I.  2.  §.  17.  Däfern  aber 
die  Rechien,  Staiuien,  Gewohnheiten  in  loco  Judicii,  deücli, 
rei  sitae,  contractus  et  domicilii  unterschiedlich  sind ,  so 
soll  quoad  formarn  Processus  auf  die  bey  selbigeo  Gericht, 
wo  die  Sache  rechtshängig  ist,  übliche  Rechten,  mit  Bestra* 
fung  eines  Verbrechens  aber  auf  die  Rechten  des  Oris,  wo 
solches  begangen  worden  ,  so  viel  hingegen  die  blosse  So- 
lennitüteiner  Handlung  betrifft,  auT  die  Rechten  des  Orts,  wo 
solche  unter  Todten  oder  Lebendigen  gepflogen  wird ,  in 
roere  personalibus  auf  die  Statuta  in  loco  Domicilii  und 
endlich  in  reaiibus  vcl  mixtis  auf  die  Rechten  in  loco  rei 
sitae  ohne  Unterschied  der  Sachen,  ob  sie  beweglich  oder  un- 
beweglich ,  körperlich  oder  unkörperlich  sind,  geschehen 
Qod  erkannt  werden. 
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ym  dieseii  venchiedoien  Rechten  zur  Anwendung 

komme,  noch  in  manchen  Fällen  entgegen. 

Die  frühere  Theorie  hat  hier  die  Unterscheidung 
gemacht  zwischen  statuta  personalia,  realia  und^ 
mbeta,  jenadideni  sich  die  Rechtsstttze  auf  die  Per- 
sonen (Rechtsfthi^eit)  oder  auf  die  Sachen  (nach 
den  einen  unbewegliche  oder  bewegliche,  nach  den 
andern  bloss  die  unbew^lichen  ]  oder  auf  andere 
(vorzQglich  obUgaioritehe)  Rechtgeschäfte  beziehen. 
Im  ersteren  FaUe  soll  das  Recht  des  DonUeäe  gelten, 
im  zweiten  das  Recht  der  belegenen  Sache,  im  drit- 
ten mit  Bezug  auf  die  Form  des  Geschäfts  das  Recht 
des  Abschliessungsortes,  mit  Rezug  auf  die  KlagbarkeU 
desselben  das  Recht  des  ProeeuorU.  Biese  Unter- 
scheidung ist  aber  theOs  unvollständig,  theOs  nicht 
immer  zutreflend. 

Der  aus  der  Selbständigkeit  { Souveränität J  des 
Staates  hergeleitete  Grundsatz:  In  jedem  Staate  giU 
da$  emhemiiche  Landreehi  ai$  Regel,  nicht  aber  tl5er 
die  Gränzen  des  Staatsgebiets  hinaus,  —  ist  zwar 
im  Allgemeinen  wahr,  bedarf  aber  im  Interesse  der 
völkerrechUichen  Gemeinschaft  der  Rewohner  und  An- 
gehörigen verschiedener  Staatai,  und  um  der  gegen- 
eeitigen  gleiehmäeeigen  Achtung  der  Rechte  Einheimi- 
scher  und  Fremder  willen  eine  wesentliche  Reschrän- 

2.  Entwurf  des  Zürcher  Gesetzbuchs  §.  1.  Das  Recht 
and  das  Gesetz  des  Landes  gilt  zonScbst  Tür  Einheimische 
sowie  für  Fremde,  die  im  Lande  wohnen  oder  darin  ihr 
Recht  suchen. 

3.  Thöl ,  Ein!.  §.  72.  Jeder  Richter»  dessen  Schutz 
angerufen  wird,  hat  zunächst  immer  seine  Gesetze  anzuwen- 
den, d.  h.  diejenigen  Gesetze,  welche  in  seinem  Gerichts» 
Sprengel  gültig  sind,  aber  versteht  sich  nur  dann,  wenn  Sit 
das  sireiüge  Recht  besUmmcD  wollen,  was  zu  untersuchen  isl 
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kung,  und  kann  daher  in  den  CoUisionsföllen  nicht 
ohne  weiteres  als  entscheidendes  Princip  anerkaDnt 
werden.  Der  »vorherrschende  Gesichtspunkt  der  nene* 
ren  Gesetzgebung  und  Praxis  liegt  s  wie  Savigny 
(System  VTII.  S.  128)  so  schön  als  walir  bemerkt 
hat,  „nicht  in  der  eifersüclitigen  Handliabung  der  aus- 
schliessenden  eigenen  Herrschaft »  sondern  ist  auf  die 
Förderung  dner  wahren  Rechtsgemeinschaft  gerich- 
tet, also  auf  BmrtheUmg  der  ColliHonsfälle  nach 
dem  Innern  Wesnen  und  Bedürfniss  eines  jeden  ein- 
zelnen Kechtsc^rhältnisses ,  ohne  Rücksicht  auf  die 
Gränzen  der  Staaten  und  ihrer  Rechtsgehiete.^^  ,3ei 
jedem  Rechtsverhältniss  ist  daher  datjemge  Reehtsge- 
biet  aufzusuchen,  welchem  jenes  Bechtsverhältniss  sei- 
ner eigenlhümliclien  Natur  nach  angehört  oder  unter- 
worfen ist,  worin  es  seinen  Sitz  hat."  ( Savigny, 
S.  S8  und  108.)  Der  frtther  bezeichneten  Regel  ist 
daher  eine  doppelte  Beschränkung  beizufügen: 

1)  zum  Schutz  des  internationalen  Verkehrs  wird 
auch  fremdes  Recht  in  dem  einheimischen  Staate 
anerkannt  und  geschirmt  oder 

2)  zur  Bewahrung  der  Landeseerhindung  auch  in 
Ausnahmsfällen  das  einheimische  Gesetz  auf  die 
Landesgehörigen  in  fremdem  Lande  erstreckt. 

Wissenschaft  und  Praxis,  welche  hier  vorzüglich 
entscheiden,  sind  indessen  schwankend  zwischen  der 
Tendenz  zur  Einheit  und  Alleingtiltigkeit  des  einhä- 
mischen Rechts  und  der  neueren  Richtung  zu  völker- 
rechtlicher Vielseitigkeit  in  Beurtheüung  der  Ver- 
hältnisse. 

*  Story,  comment.  on  tiie  conflict  of  laws.  Bos- 
ton 18il.  Foelix  du  droit  inlernatiooal  prive.  Paris 
1847.   Smdgny  System  Bd.  Vlll. 
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§•  12. 

II.  Anwendung  in  einzelnen  RechtsTerhälinisseo. 

I.  Zustand  der  Person  an  sich.  (Rechtsfähig- 
keit, Handlangsfthjgkeit  und  deren  Wirkimgen. 
Z.  B.  Ob  Jemand  mindeijttirig  oder  voiytiirig,  ledig 
oder  verheirathel  sei?) 

Für  diese  rein  persönlichen  V'erliältiiisse  kommt 
es  darauf  an,  durch  welches  Band  die  Personen  an 
ein  örtliches  Recht  gebunden  woxko.  Hier  bat  sieh  auch 
in  neuem  Ländern  der  alte  Grundsatz  erhalten,  dass 
der  Volkszusammenhang  ( Nationalität j  das  Band  sei, 
wie  für  Englmder  und  Franzosen»  Diese  sind  da- 
her auch,  wenn  sie  im  Auslande  wohnen,  in  jenen 
Beziehungen  nach  englischem  und  franzMsdieffiRechte 
zu  beurlheilen.  Oder  das  persönliche  Band  ist  das 
engere  Gemeindebürycrrecht  (wie  bei  den  Hörnern  die 
Origo,  das  Stadtbürgerrecht,  in  der  Schweiz  das  Ge- 
meinddiOr^erredit).  Sokfae  Personen  sind  nach  die- 
sem Rechte  zu  behandehi.  Oder  der  dauerhafte 
Wohnsitz  ist  das  Band,  das  die  Person  dem  örtli- 
chen Recht  unterwirft,  wie  in  Deutschland  und  wohl 
auch  in  Nordamerika.  Dann  sind  diese  auch  ander- 
wärts nach  dem  Rechte  ihres  fToAnorlf  (DcmeU) 
zu  beurtheilen. 


i.  C<0«b  CioiL  8.  Les  lots  cöDceniant  l'^tat  et  la  ca- 
pacitd  des  personnes  rdglssent  les  Francals»  mtae  rdsldaat 
en  piys  ^tranger. 

S.  PfwMkchn  Lmnärtht,  £lnl.  37.  Die  pers8ii- 
llchsD  Bifsosehafleii  uad  Befognissa  eines  Menschen  wer- 
den nach  den  Gesetzen  der  Gerichtsbarkeit  beortheilC»  un- 
ter welcher  derselbe  seinen  eigentlicben  Wohnsitz  hat. 

8.  OwUmkMtchw  Otniu  %.  34.  Die  persenllebe 
Fihigkait  der  Fremden  zu  RechtsgeMhilken  ist  insgemein 
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IL  SaehinreekL 
Man  ist  einig,  dass  die  Rechte  an  liegendem 

Gute  nach  dem  örtlichen  Rechte  der  gelegenen  Sache 
(rei  sitae)  zu  beurtheilen  sind.  Dagegen  sind  die 
MeioiUDgen  darttl)er  getheilt,  ob  die  Rechte  an  ^- 
u)egli^en  Sachen  ebenfidls  nach  dsm  Ort,  wo  ne  He- 
gen, oder  nach  dem  Wohnsitz  ihres  Besitzers  oder 
Eigenthümers  zu  beurtheilen  sind.  Für  die  letztere 
Meinung^  die  auch  sprüchwörtlich  ausgedrückt  wird; 
mobilia  ossibus  inhÄrent«  erklärte  sich  die  ältere 
Theorie  und  manche  neuere  Gesetzgebung.  Für  die 
erstere  Meinung  sprechen  der  innere  Grund,  dass 
die  natürliche  Beziehung  der  Sachen  zu  dem  Rechte 
von  dem  Orte  ihrer  körperlichen  Lage  abhängt,  die 
neuere  Theorie  und  andere  Geset^ebnngen. 

Z.  B.  Die  Form  der  Veräusserunp:  und  ihre 
Wirkung,  die  Frage  der  Ersitzung,  die  Verfolgung 
des  Eigenthums  oder  der  Schutz  des  Besitzes  durch 
Klage»  die  Existenz  des  Piandrechts»  die  Ablösbarkeityon 
Reallasten,  die  Zulässigkeit  von  Fan^lienfideicommisseii, 
die  Anwendbarkeit  des  Lelienrechts — alle  diese  Verhält- 
nisse sind  sowohl  bei  unbeweglichen  als  in  der  Regel 
auch  bei  beweglichen  Sachen  abhängig  von  ihrer  Lage. 

Ein  Franzose  kann  z.  B.  nur  durch  Tradition 
Eigenthum  an  einem  Pferd  in  Deutschland  erwerben 

nach  den  Geselzcn  des  Ortes,  denen  der  Fremde  vermöge 
seines  Wohnsitzes,  oder  wenn  er  keinen  eigentlichen  Wohn- 
sitz hat,  vermöge  seiner  Geburl  als  Unterthan  unterliegt, 
zu  beurtheilen,  insoTcrn  nicht  Tür  einzelne  Fälle  in  dem 
Gesetze  etwas  anderes  verordnet  ist. 

4.  Deutsche  ffechselordnung.  §.84.  Die  Fähigkeil 
eines  Ausländers,  wechselmässige  Verpflichtungen  zu  über- 
nehmen ,  wird  nach  den  Gesetzen  des  Staates  beurtheilt, 
welchem  derselbe  angehört.  Jedoch  wird  ein  nach  den 
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än  Deatecfaer  durch  blossen  Vertrag  in  Frankreich. 
Wemdüwzii^Pi«iiMenandiMmOrto»  woiias  röniBohe 
PfandreeM  gilt,  dnrrfi  bloBMi  Vertrag  da  Ffcndredit 

an  dort  befindlichen  beweglichen  Sachen  bestellen 
künnen,  so  wird  dieses  Pfandrecht  in  Preussen  nicht 
nefar  geschützt,  wem  diese  Stehen  auf  preussisches 
Gebiet  OTrOckkommen,  weil  das  preussische  Recht 
ein  derartiges  Pfandrecht  an  Fahrhabe  nidit  kennt 
und  nicht  will. 
HL  Obligatianenree/U. 

1.  Allgemein  anerkannt  ist,  das  fOr  iMe  Uittme 
Form  der  Verträge  das  OrtKche  Recht  gilt,  wo  sie 
entstehen.  Die  Contrahenten  handehi  insofern  unter 
der  Herrschaft  des  Rechts,  wo  sie  gerade  sind, 
locus  ff ^  aetum, 

Z.  B.  Der  In  England  ausgestellte  Wechsel 
wird  auch  in  Deutschland  gültig  acceptirt,  obgleich 
das  Wort  Wechsel  nicht  darin  steht.  Die  Beweiskraft  des 
Handeiabuches  wird  bestimmt  nach  dem  Ort,  wo  es 
genuin  wim. 

2.  Im  übrigen  ist  das  obligatorische  Verhältniss 
in  der  Regel  nach  dem  örUktien  Recht  des  Ver- 
tragiortei,  d.  h.  des  ErfüUiing$ürte$  zu  beurtheilen. 


Oesetsen  seines  Taterltndes  nicht  wechselfühiger  Ausländer 
darek  Uebemthme  fon  Wechselverbindlichkeiten  im  In- 
lande  verpflichlet,  insofern  er  nach  den  Gesetzen  des  In- 
landes wediselfibig  ist. 

!!•  5.  Saehwnspiegel  III.  33.  §.  5.  Die  koning  sal 
olc  rfebteo  um  egen  nicht  na  des  mannes  rechte,  waii  na 
des  landes  dar'i  inne  leget. 

6.  Preussitchet  Lanärecht.  §.  32.  Das  bewegliche 
Vermögen  eines  Menschen  wird,  ohne  Rücksicht  seines  ge- 
genwärtigen Aufenthalts,  nach  den  Gesetzen  der  ordentlichen 
Gerichtsbarkeit  desselben  beurtheilt.  Yg.  §.  36. 

Bi  autsch  Ii«  deutsches  PrivaCrecht.  3 
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sei  es  dass  dieser  von  den  Contrahenten  fest  bestimmt 
worden  oder  eine  solche  Bestimmung  aus  innern 
Grtinden  folgt.  So  gilt  der  Ort  der  fortgesetaton  Gt- 
MM^üib^  (ElabiMseBMiit)  des  SdüüdMK  ds 
EriQttiiiigsorl  iBr  die  danrit  verbundenen  Verpffidi- 
tnngen ,  der  Entslehungsort  der  Obligatio  auch  als 
Erfüllungsort,  wenn  er  mit  dem  Wohasitz  des  Schuld- 
ners zosammenfilUI  nnd  der  Wokn$üz  des  St^uklners 
auch  fQr  die  ausserhalb  desselben  eontrahirten  SoM- 
den,  wenn  im  letzteren  Fall  nicht  besondere  Gründe 
darauf  hinweisen ,  dass  der  Ort  des  Abschlusses  auch 
als  firfttllungflorl  gemeint  war.  (Sa»i§$iy.) 

Z.  B.  Die  Frage ,  ob  eine  Forderung  yerjUni 
sei,  ist  nach  dem  Rechte  des  Vertragsortes  zu  be- 
stimmen ,  nicht  des  Proressortes ,  ebenso  die  Frage 
des  Reuerechts»  der  Miuderungsklage ,  der  Nach- 
wUhrschaft  u.  s.  f. 

3.  DdietsMigaiianefi:  werden  beartheilt  naoh 
dem  Ort  des  DelicU,  nicht  nach  dem  der  Klage ,  weil 
auf  der  Nichtachtung  der  dortigen  Rechtsordnung 
die  Obligatio  ben^t  (Anderer  Meinung  ist  Samgwy 
Vni.  27&] 


7.  Oesterreichisches  Gesetz,  g.  300.  Unbewegliche  Sa- 
chen sind  den  Gesetzen  des  Bezirks  unterworfen,  in  wel- 
chem sie  liegen;  alle  iit)rigen  Sachen  hingegen  stehen  mit 
der  Person  ihres  Eipenthümers  unter  gleichen  Gesetzen. 

8.  Schwabenspiegel  32.  Kin  iegelich  man  der  üz  ei- 
nem lande  in  daz  andere  kumt,  unde  wi!  vor  gerihte  rehi 
nemen  umb  ein  guot  daz  in  dem  lande  Iii,  er  muoz  re'n 
neiDCD  nach  des  landes  rehie,  nihl  nach  sines  landes  rebte. 

9.  Bayrisches  Gesetz  oben  §.  11.  Nr.  i. 

III.  10.  Französische  RechtsregeL  [Foelix  p.  \\\.) 
La  forme  des  actes  est  regime  par  ies  lois  üu  lieu  daos 
lequel  ils  sont  faits  ou  passes. 
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9*  Ii«  AAWtadiiiii  In  e^zetoen  RacblimUllBiMeB.  35 

Z.  B.  Weg«D  eines  in  Frankreich  TcdbogiHieD 
BeischlaOs  kann  in  Deutschland  keine  MemitiltsUage 

erhoben  werden. 

rV.  Familienrecht, 

1.  FOr  die  £Ae  gilt  der  WQhmüz  4u  ähmamt 
«och  als  Süz  der  Ehe;  die  ehelichen  Verhttllniase 

folgen  daher  dem  örtlichen  Rechte  dieses  Orts.  Im 
Allgemeinen  sind  darüber  Theorie  und  Praxis  einig. 
Die  «ehr  heslrittene  Frage  .aber,  ob  die  VerAndemog 
des  DomicUs  fach  eine  VerSnderung  des  ehdichen 
Güterrechtes  zur  Folge  habe,  kann  er^t  leiten  be- 
bandelt werden. 

Ebenso  entscheidet  der  Wohnsitz  des  Vaters  aueh 
ttber  die  VerhAlinisse  der  väUfikken  Ymwimdeckaft. 

2.  Die  vcrmmdichaftUchen  Verhältnisse  sind 
abhängig  von  dem  Rechte  des  Orts,  wo  das  Bedürf- 
nis» der  Vormunduhaft  enlslanden  und  für  Änordntmg 
der  YanmmdMGhmft  geewrgiiaL  Die  oMf^üUcheGeiaaU 
hat  Messen  hier  einen  freieren  Spidbraum,  das  Nähere 
je  nach  Umständen  zu  bestimmen.  Für  Entstehung 
der  Vormundschaft  wird  gewöluilich  der  Wohnsitz 
des  Mündebt  für  4ie  Verwaltung  der  Ort^  wo  sie 
oberfi>ammd$ehafiUeh  geübt  wird,  masigebend  sein. 


H.  Entw.  des  Zürcher  Gesetzes  g.  5,  Die  äussere  , 
Form  eines  abgeschlossenen  Rechtsgcsctiiilies  oder  einer 
Rechtshandlung  wird  hierorts  insofern  als  rechtmässig  ange- 
sehen ,  als  sie  entweder  den  formellen  Erfordernissen  des 
hiesigen  Rechtes  oder  denjenigen  des  fremden  Landes  eni- 
spricbl,  unter  dessen  Herrschaft  das  Rechtsgeschäft  oder 
die  Rechtshandlung  vorgenonmien  worden  ist«  Vgl.  öslerr. 
Gesetzb.  §§.  35.  ff. 

12.  Erkennln.  des  Oberlrib,  zu  Berlin.  Seuffert  (Arch. 
III.  254).  Aus  einer  Schwängerung,  welche  an  einem  Orte, 
wo  fraotösiscbes  Recht  gili»  staitg^loadea  bat ,  steht  dem 
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36     S  Einleilang.  Cap  II.  Von  dea  Rechtiquellen. 

V.  Erbrecht, 

Das  Erbrecht  schliesst  sich  der  Person  des  Ver- 
storbenm  an ,  und  richtet  sich  daher  in  der  BegA 
nach  dem  pertimliehen  Rechte  da  Erhlanen  zur  Zeä 
tetfler  Tod€$.  Die  sächliche  Lage  der  Verlassenschaft 
und  ihrer  ßestandtheile,  sei  es  beweglicher  oder  un- 
bew^licher,  ist  nicht  entscheidend.  Wie  aher  das 
persönliche  fiand  des  Rechts  aufriifossen  sd»  ob  nach 
der  NaHonaHiiU  oder  dem  B&rgemehi  oder  dem 
Wohnsitz ,  wird  in  verschiedenen  Rechten  verschie- 
den beanwortet.  Indessen  neigen  sich  dem  Prindp« 
dass  der  Wohnatz  gelte,  auch  solche  Rechte  la, 
wriche  in  nein  persOnUdien  Znstftnden  der  Lebenden 
die  Nationalität  betonen. 

Indessen  findet  eine  wichtige  Beschränkung  die- 
ser Regel  mit  Bezug  auf  diejenige  Snccesslon  in  lie- 
genscMlen  statt,  ^che  nidil  zur  Untrersalsaccession 
gehört,  sondern  mit  Rücksicht  auf  besondere  Sachen- 
rechtliche  Institute  eigonthtlmlich  geordnet  worden 
ist,  wie  vornehmlich  bei  Familienfiddcommissen,  Lehn- 
gOlern,  bäuerlichen  Erbgütern.  FOr  diese  Rechts- 
TerfalltniM  entscheidet  das  örCSdie  Redit  der  bek- 

« 

genen  Sache, 

Die  f^orm  des  Testamentes  ist  nach  dem  Grund- 
satz: Locus  regit  actmn,  nach  dem  Örtlichen  Recht» 
des  Errichtungsorte»  zu  bestimmen. 


daraus  unter  der  HefrsebafI  des  franitfs.  Rechts  geboitien 
mmi  domicilirenden  Kinde  gegen  den  SeliwSngerer  ein 
veehtlicher  Ansprach  auch  dann  nicht  tn,  wenn  dieser  nach 
dem  Beischlaf  seinen  Wohnsitz  aus  dem  Orte  des  franxö- 
sichen  Rechts  nach  einem  One  verlegt,  wo  das  allgemeine 
Landrecbt  gesetzliche  Kraft  haL  Vgl.  anch  III.  Nr.  2tttf.  I. 
m.  DigsgSD  Mr.  IM. 
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8.  12.  Anwendaog  in  einieJoen  KecbUTerhXUaissen.  37 

•  VI.  Processi'echt, 

Die  Formen  des  Processes  und  die  ZulässigMt 
fein  prooessualischer  Rechtsmittel  werden  nach  dem 
örtlichen  Rechte  des  CrwiekUortei  bestimmt,  da  sie 
ihrer  Natur  nach  abhängig  sind  von  der  Organisa- 
tion der  Gerichte  und  den  £inrichtungen  des  Staates, 
dem  diese  angehören. 
Vn.  Aügemeine  Be$ehriinkmgm  und  Äumahmen. 

1.  Es  gibt  Rechtssätze  von  so  bindender  und 
zwingender  Natur,  dass  innerhalb  des  Gebietes,  wo 
sie  gelten,  keinerlei  Ahweichiuig  veratattet  wird. 

Z.  B.  Anerkennung  der  Monogamie  und  Ver- 
werfung jeder  Polygamie,  ünziilassigkeil  der  Sklayerei 
in  den  europäischen  Staaten,  Hemmung  des  Erwer- 
bes von  Grundsttlcken  durch  die  todte  Hand,  ünzu- 
tossigkat  oder  Zolässigkeit  der  Ehescheidung  u.  dgL 

3.  Hü  Bemig  anf  die  Fwmdier  RwlUskandkmgen 
wird  im  Interesse  des  Bestandes  derselben  den  Han- 
delnden gewöhnlich  die  Wahl  verstattet,  entweder  die 
am  Ort  der  Handlung  vollgeschriebene  Foim  m  bt" 
achten  oder  die  Form,  welche  da  gilt,'  wohin  das 
RechtsgeschAft  seiner  Natur  nach  gehört. 

3.  Wo  die  Gesetze  eines  Landes  oder  Staats  Ver- 
träge andere  als  die  obigen  Grundsätze  für  den  Gel* 
lisionsfair  vorschreiben,  sind  dieselban  innerhalb  des: 
Kreises  ihrer  Staatsautorilät  zur  Anw^ung  m 
bringen. 

4.  Durch  Vertrag  der  Privaten  selbst  kum  ein 
anderes  örtliches  Recht  bestinwit  weisen,  soweit  die 
ReditsverbilKnisse  dem  freien  WUlen  der  betfaeilig- 
ten  Individuen  unterworfen  sind. 
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ERSTES  BUCH. 

DAS  P£RSON£NIlfiCHT. 


Erstes  Csj^tel. 

Voa  den  einielDrii  lktmitM.f 
%  18. 

1.  Persoo.  Eechtsrähigheii,  HaDdiungsDihigkeit. 

1.  Jeder  Mamh  ist  als  efii  findfridumn  auch 
eine  Person ,  d.  Ii.  nicht  bloss  ein  rechtsfähiges,  son- 
dern ein  berechtigtes  Wesen,  nicht  bloss  ein  mögliches, 
sofidem  ein  wirkliches  Bechtssuiijeet  Auch  das  ttMere 
deutsche  Recht  hat  nie  einen  Stand  YöU^^tetMkmr 
Menschen  gekannt.  Die  Eigenen  hatten  von  jeher 
zwar  ein  l)escbränktes  und  wenig  geschütztes,  aber 
immerhin  in  wichügen  Bezidningen  ete  anerkanntes 
Redit  und  eine  RechtsAh^dt,  dhntthlich  aus- 
gebildet und  erweitert  wurde. 

Dagegen  gab  es  im  ältern  deutschen  Recht  eine 
yMge  Rechtlosigkeit  zur  Strafe  als  Folgie  der  Acht, 
fitr  die  echt-  und  fHeddotm  Lente.  Auch  diese  Aus- 
nahme hat  nun  der  humaneren  Rechtsansicht  weichen 
müssen,  dass  der  Mensch  nie  alle  (anch  die  rein 
menschlichen  Hechte)  der  Person  verlieren  kann^  so 
lange  er  lebt. 
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f.  iM.  Pmrnä.  ftMkMkbigkei«,  lairiltaMgillkttkttt.  39 

iL  Das  Recht  der  PmtSMehkeU  ist  den  Menscheo 

angeboren,  und  allen  Individuen  gleich.  Die  Rechts- 
fähigkeit aber,  d.  h.  die  Fähigkeit,  Privatrechte  zu 
erwerben  und  9U  haben,  kann  eine  erhöhte  oder  eine 
beschiAnkte  und  ver$chudm  geadele  sein.  Wlte^nd 
des  Mittelalters  war  dieselbe  je  nach  der  Versehieden- 
heit  der  Stände  vorzüglich  mannichfaltig  bestimmt. 
Die  neu§re  Zeit  hat  mehr  die  Tendenz,  eine  gleich- 
mlssige  and  gleichartige  R^tafthigkeil  allen  Pwoneg 
zazugestdben. 

3.  Die  Handimgifäki^,  d.  h.  die  Fähigkeit 
der  Pierson^  Handhmgen  zn  begehen  mit  rectitUelier 

Wirksamkeit,  folgt  nicht  wie  die  Rechtsfähigkeit  schon 
aus  der  Existenz  der  Person,  sondern  setzt  überdem 
Verttandniss  der  Handhing  nnd  Willenskraft  voraus,  und 
kam  auch  ausserdem  ans  andern  Gründen  beschrankt 
sein.  Es  gibt  daher  Ter$ckiedene  Stufm  und  Artm 
der  Handlungsf^igkeit,  welche  nicht  zusammentreffen 
mit  den  Modificationen  der  Hechtsfähigkeit 


1.  Sehwaberupiegel  I.  Herre  gol,  himelischer  Vater, 
durch  dine  Güete  geschiiefe  du  den  menschen,  io  drivalliger 
werdikeit.  Diu  ersie,  daz  er  niich  dir  gebildet  ist.  —  D«a 
haben  icir  gar  michel  rerht 

2.  SachtenMpiegel  III.  42.  §.  1.  Gol  bevet  den  mau 
na  ime  selve  gebeldet,  uiide  hcvet  ine  mit  siner  martere 
geledegei,  den  enen  also  den  anderen,  ime  is  die  arme 
also  besvas  als  die  rike.  —  §.  3.  Do  luan  ok  rechi  irst  s«lte» 
do  —  waren  al  die  lüde  vrl. 

3.  OesterreichUches  Gesetzb.  §.  16.  Jeder  Mensch  hat 
angeborene,  schon  durch  die  Vernunn  einleuchtende  Rechte, 
und  ist  daher  als  eine  Person  zu  beirachieu.  Sklaverei  oder 
Leibeigenschaft  und  die  Ausübung  einer  dara'uf  sich  be"- 
sitlteDden  Aiacbi  wird,  in  diesen  Laudern  nicht  ge«latiel.. 
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Bmk  L  i;«^  I.  Warn  aan  cIw«1mb  MtMtfli««. 


§.  14. 

n.  Bie  Geburt. 

1.  Die  Persönlichkeit  b^innt  mit  der  Gehurt, 
Das  Kmd  im  Mutterküf  (der  Embryo)  hat  noch  keine 
Persönlichkeit,  wird  aber  als  der  Eekn  eines  zu- 
künftigen Recht ssuhjects  provisorisch  geschützt.  So- 
weit das  zur  Bewahrung  der  ihnen ,  wären  sie  schon 
geboren,  arakommenden  Rechte  nötiiig  ist,  werden  sie 
vorläufig  als  geboren  behandelt  nnd  Tertrelen.  Dieser 
Grundsatz,  von  den  römischen  Juristen  klar  ausge- 
sprochen, scheint  auch  dem.  altern  deutschen  Rechte 
schon  bekannt  gewesen  z«  sein ,  und  ist  im  heutigeB 
Reckte  aDgeroein  anerkannt 

2.  Dai$  Rind  muss  lebend  geboren  seyn.  Das 
ältere  Recht  hob  hier  einzelne  Aeusserungen  des  Le- 
bens vorzüglich  hervor,  als:  i^Oeilnen  der  Augen  und 
Beadireien  der  Wttnde«  und  verlaa^te  deren  Beweis; 

■  ■C  '  ■'      ■  '  I    ■  I  I    II  III    II         II  III 

1.  L.  231.  de  y.  S.  Quod  dicimus,  eum  qui  nasci 
speratur,  pro  suberslite  esse,  tunc  verum  est,  cum  de  ipsius 
jure  quaeritur:   allis  autem  non  prodest  nisi  nalus. 

2.  Bayr,  Landreckt.  I.  3.  §.  2.  Ungeborne  oder  in 
Mutterleib  liegende  werden  für  geboren  geachtet,  wenn  es 
ihr  Nutzen  also  erfordert  und  die  lebendige  Geburt  wirklich 
darauf  erfolgt. 

3.  Oester rcichisches  Ges.  §.  22.  Selbst  ungeborne 
Kinder  haben  von  dem  Zeilpunkte  ihrer  Empfängniss  an 
einen  Anspruch  auf  den  Schulz  der  Gesetze.  Insoweit  es 
um  ihre  und  nicht  um  die  Rechte  eines  Dritten  zu  thun 
ist,  "Verden  sie  als  Geborne  ungesehen;  ein  todt  gebornes 
Kind  aber  wird  in  Rücksicht  auf  die  ihm  für  den  Lebens- 
fall Yorbehaltenen  Rechte  so  betrachtet,  als  wäre  es  nie 
empfangen  worden. 

4.  Lex  Alamannorum  92.  Si  qua  mulier,  quae  here- 
ditatem  paternam  habet,  post  nuptum  praegnans  peperit 
puerum,  et  in  ipsa  hora  morlua  fuerit,  et  jnffins  virus  re-^ 
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.^14.  Di«  Gebirl.  41 

weniger  indetten«  weH  diqfltlbgp  ab  iiollilvciidige  £1**^ 
fordernisse  der  Mmdeii  Gelwrt  als  vielmeiir  als  die 

natürlichsten  und  regelmässigen  Kennzeichen  des  Le- 
bens betrachtet  werden.   GemeinrechtUch  genügt  der> 
Nachwds  irgend  eines  Lebenszdch^. 

Einzelne  neuere  Partieiilarreclile,  wie  ÖMtayrisehe 
Landreclit  I.  3.  §.  2  und  das  Oeslerreichische  Gesetz 
§.  23  stellen  bei  reif  geborenen  Kindern  die  Ver- 
*  muthung  ftir  das  Leben  auf.  Diese  Vermuthiuig  eines 
tbalsäcUicheQ  Verhältnisses,  versteht  skh  tibrigens  mcbt 
von  selbst;  vidmehr  ist  gemeinrechtlich  der  Beweis 
des  Lebens  ncithig,  wenn  es  bestritten  wird. 

3.  Das  ältere  deutsche  Recht  verlangt  überdem 
Lebensfähigkeit  { Vitalität J  des  neugeborenen  Kindes 
in  dem  Sinn,  dass  ein  augenscheinlich  unreifes  und 
eines  dauernden  Lebens  nicht  fähiges  Kind ,  wenn  es 
auch  m  ersten  Augenblick  nach  der  Geburt  Lebens- 


maaserit  aliquaoto  spatio,  vel  unias  borae,  ut  possf i  aperire 
oculos  et  videre  ealmen  doraos  et  quatoor  parietes,  et 
pascea  defünstos  ftierii»  heredtia  maleraa  ad  patrem  aloa 
pertiDaai.  Vgl.  Sebwabeosp.  271. 

0.  Sadtttnspiegel  h  33.  Wirt  dat  bind  levendicb  ge— 
bom  unde  bevet  de  vrowe  des  geläcb  an  vier  mannen  de*t 
gebort  bebbet,  unde  and  t?en  wiTen  de  ire  bulpen  to 
irme  arbeide,  dat  kint  btbalt  des  vader  enre.  —  —  Wend 
'it  levede  na  des  vader  dode*  so  werdit  de  leo  den  berren 
ledicb,  or  it  liint  bewist  wirt  unde  gasen  also  grot,  dat  it 
lifbaflicb  niocbte  wesen. 

6.  C»de  eieä  34.  ff.  45.  Touie  personne  pourra  se 
fall«  d4limr  par  des  d^asitaires  des  regiatres  de  r4tat 
elvll»  des  eilfiiU  de  eea  rtgialres.  JLes  aitraits  d^Uvito 
eoofonnfs  ani  registres  et  l^galis^  par  le  President  du  tri«* 
buaal  de  premi^re  instanae  ou  par  la  Juge  qui  remplacara 
ferottt  foi  jusqu'ä  inscription  de  faux. 
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zckhen  knad  gegdlMn  iaitju  solle,  meM  Ärfe  wiwie. 

Diese  Ansicht,  welche  sodatm  intboinlich  von  manchen 
Juristen  aus  dem  römischen  Rechte  begründet  worden, 
ist  auch  in  den  franzöiichm  Code  civil  725«  906 
übergegangen. 

4.  Fttr  den  Bwms  der  GelrarC  wird  In  den 
neueren  Staaten  regelmässig  gesorgt  theils  durch  die 
Einrichtung  der  Kirchenbücher  ( Taufbücher J ,  welche 
ifon  den  GeistlieheD  geführt  werden,  theils  durch  die 
vorgesdiriebene  Eintragung  in  bürgerUehe  Stmde$- 
register.  Diesen  amtlichen  Büchern  und  den  be- 
glaubigten Auszügen  aus  denselben  wird  öffmtUcher 
Gkmbe  zugeschrieben. 

IlL  Das  Geftchiecbt. 

1.  In  dem  Altem  deutschen  Recht  war  der  Unter- 

schied  des  Geschlechts  von  weit  gr<isserer  Bedeutung 
als  in  dem  neuern,  weil  früher  das  Privatrecht  mit 
dem  üifentlichen  Recht,  in  welchem  die  Weiber  uatur- 
gemttss  imückatehea ,  verwichaen  war,  nun  abor  iMe 
Scheidung  beider  modernes  Prindp  ist  Privatrec^ 
lieh  stehen  die  beiden  Geschlechter^  sich  in  der  Regel 


I.  Baxf'  Landr»  I.  3.  (.  %  Hermaphroditen  werden 
dem  Gescblechte  beigezählt,  welches  nach  Rath  und  Meinung 
der  Verständigen  vordringt,  falls  sich  aber  die  Gleichheit 
hierin  bezeigt,  sollen  sie  selbst  eines  erwählen. 

5.  Preussisches  Landr.  I.  §.  19—23.  §.  22.  Sind  aber 
Rechte  eines  Dritten  von  dem  Geschlecht  eines  vermeint- 
lichen Zwitters  abhangig,  so  kann  ersterer  auf  Untersuchung 
durch  Sachverslaiidige  antragen.  §.  23.  Der  Befund  der 
Sachverständigen  entscheidet  auch  gegen  die  Wahl  des 
Zwitters  und  seiner  Ellern. 
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gkkh.  Was  daher  für  die  Männer  gilt,  findet  auch 
auf  die  Weiber  Anwendung,  insofern  nicht,  wie  im 
FamOieii-  und  Erbrecht,  besondere  Gründe  eine  vör- 
sehiedene  Gestritong  4es  Rechts  je  nach  dem  Ge- 
schlechte bewirkt  haben. 

Zwitter  werden  zu  dein  GeschJechte  gezählt, 
dessen  Eigensdiaften  VOTherrscfaen.  Insofern  sie  nicht 
die  Rechte  Brüter  TerletMif  steht  ihnen  ttberdem  die 
Wahl'offen,  m  weldiem  Geschlechte  sie  gehören  wollen, 

*  Ed,  Lahovüayt  recherches  sur  la  condition  civile 
ei  politique  des  femmes  di^iis  les  Romains  jusqu'  k 
DOS  joorsL  Paris  1843. 

lY.  Das  Alter.  . 

1.  Der  Unterschied  des  Alters  hat  mehr  Resmg 
auf  die  Handlungsfähigkeit  als  auf  die  Rechtsftigkeit. 

Die  Altersstufen  wurden  aber  zu  verschiedenen  Zeitea 
verschieden  bestimmt. 

Schon  die  alten  Volksgesetze  setzen  ein  bestimmtes 
Atter  der  Mündigkeit  voraus«  häufig  schon  von  12 
Jahr^|.  War  dasselbe  unbekannt,  so  wurde  auf  die 
Zeichen  körperlicher  Keife  geachtet.  Der  Sachsen- 
spiegel kennt  vier  Altersstufen :  1)  bis  das  Kind  »zu 
seinen  Jahren  kommt«,  Altersstufe  der  ünmmdi^ßseit, 
was  mit  VoUendung  des  zwölften  Jahres  gescludit; , 
2)  bis  es  »zu  seinen  Tagen  kommt«,  Altersstufe  der 
Minderjährigen,  bis  auf  21  Jahre;  3)  das  Alter  der 
Voüjährigkeit  derer,  die  Ober  21  und  unter  60  Jahren 
alt  sind;  4]  die  Stufe  derer,  »die  Ober  ihre  Tage 
gekommen«,  über  60  Jahre,  nach  dem  Schwaben- 
spiegei  über  80  Jahre  alt  sind,  hohes  Alter,  Die  erste 
Uasae  mm^  die  twcfle  und  vierte  darf  Vormünder 
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haben.  Die  erste  hat  keine  selbständige,  die  letztern 
haben  gewöhnlich  eine  freiwillig  beschränkte  Uandlungs- 
fkhigkeit. 

2.  Die  Einwirkung  des  rfimIflelMii  Rechts «  dem 

sich  hier  schon  der  Schwabenspiegel  angenähert  hat, 
einerseits ,    und  die  Ausbildung  der  obrigkeitlichen 
Vormundschaft  andererseits,  haben  für  das  neuere 
Recht  wesentliche  Verttnderongen  hervoiigtbnicht  Es 
kommen  yorzüglich  folgende  Momente  in  Betracht: 
a]  Die  beiden  ersten  Classeii  der  Unmündigen  und 
Minderjährigen  wurden  mit  Rücksicht  auf  die 
fortgestzle  und  gUicfiartige  Vorrnnrndsehaft  in  den 
wesentiichen  Bezidinngen  zu  Eii^  verbunden, 
und  es  hat  so  die  frühere  aurli  in  dem  römischen 
Rechte  ausgebildete  Unterscheidung  zwischen  Un- 


1.  Sachsenspiegel  I.  42.  §.1.  Er  sinen  tagen  unde  na 
sinen  dagcn  mut  en  man  wol  Vormunden  hebben ,  ob  hßs 
bedarf  unde  mut  Is  wol  untheren  of  he  wel.  —  Over  ein 
unde  Ivinticli  jar  so  is  de  man  to  sinen  dagen  komcn.  Over 
seslirh  iar  is  hc  boven  ^ine  dage  komen.  §.  2.  Svenne 
en  kint  to  sinen  jaren  kumt,  so  mut  ii  wol  vormünde  sines 
wibes  sin,  unde  dar  lo  swes  it  sal,  of  ii  wel,  unde  san  to 
karopc  wart,  al  si't  binnen  sinen  dagen;  wend  als  it  sik 
seiven  mut  vore  slao,  also  mui  il  sioe  inuudelen  wol  vore 
stan. 

2.  Schwabenspiegel  '6\.  Als  der  kneht  ze  vicrzehen 
jaren  kumcl,  er  nimet  wol  einen  andern  pfleger,  er  l  abe  im 
wol  oder  übel  getän.  unde  den  sol  er  nemen  nach  siner 
frumen  vriunde  räte,  wil  er  näch  muotwilien  nemen,  des  sol 
im  der  rihter  niht  gestatten,  noch  sine  wlsen  friunde.  — 
Ein  iegeh'ch  so!  plle,Her  häo  unz  er  kumet  ze  fünif  unde 
zwanzig  järcn.  daz  hat  der  künic  Karel  geboten. 

3.  Schwabenspiegel  44.  Als  ein  man  kumt  ze  ahzic 
Jdren,  so  hÄt  er  sine  volle  tage.  Wil  er,  so  mac  er  vor- 
iDMode  Demen,  mi\  er,  er  roac  iroucbeuperen.  Vgl»  c.  47. 
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mündigen  und  Minderjährigen  ihre  rechtliche 
Wirkung  grossentheils  verloren.  Es  ist  das  ein 
offimlMra  Mangel  der  heatigen  ReclilsbfldiiQg, 
da  dieselbe  in  der  Entwickhingsgeschichte  des 
Menschen  eine  na/ üWicÄe  Grundlage  hat,  die  be- 
sonders in  dem  neuen  Vormundschailsrechte 
wiedor  Beaclitaing  irenüente. 

b)  Für  die  FAlle,  in  denen  dem  üntersdiied  noch 
eine  Wirkung  zugeschrieben  wird,  wie  für  das 
Eherecht  und  das  Recht  zu  testrren,  ist  die  Altere 
GrAnze  von  12  Jahren  gemeiniglich  aufj^egdien, 
tmd  nach  rdmisehem  Vorbfld  anf  14  lahre  Ar 
Knaben  und  12  Jahre  für  Mädchen  gesetzt,  oder 
auch  unsern  jetzigen  Sitten  entsprechender  noch 
mehr  erhöht  worden,  auf  16  (für  Männer  zum 
Behuf  der  Eiogehung  der  Ehe  znweQen  18  und 
20)  Jahre. 

c)  Die  römische  Gränze  der  Volljährigkeit,  fS  Jahre, 
wird  nur  in  wenigen  deutschen  Ländern  aner^ 
kannt  h  Saefaen,  Bayern,  Würtemberg, 
SehUiu  iy-ffoUiem  und  in  den  deutschen  Ländern, 
wo  die  französische  Gesetzgebung  ^Code  Napol^n) 
gilt,  wird,  wie  im  Sachsenspiegel,  ein  Alter  von 
i4  Jahren,  nach  dem  J^euaüehen  Landrechl 
und  dem  OeeterreiMsehen  Gesetz  ein  sokhes 
von  94  Jahren  zur  Volljährigkeit  erfordert. 
Andere  Bestimmungen  kommen  anderwärts  vor.*) 

d)  Die  Altersstufe  derer,  die  übet  ihre  Tage  ge- 
kommm»  wird  nur  ausnahmaweiae  nodi  m 


")  E.  B.  ai  Ml«  IBr  Miaue»  mid  fa  ftr  Weiber  s«  Ranbiuf , 
as  Jtbte  la  Bern  und  Im  UTiadtlaaa,  la  dea  Bcgeatenbiaflera 
levabalieb  la  Jabre. 
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bäuerlichen  VerhUltnissen,  vorzüglich  mil  Bemg 
auf  den  Altentheil,  im  neuern  Rechte  beachtet. 
*  ErmU,  die  Vormundschaft  nach  (l«ulschem 
aechl.  Göttiafiea  im>  h  S.  HO  ff. 

V.  Der  Tod.  Die  VeraeMICDlieit  und  TodeserkUfrang. 

1.  Die  Persüiilicbkeit  des  Measchen  hört  für 
das  mensdiliche  Rechtsgebiet  auf  mit  dem  Tode  des- 
selben. Aiicli  für  den  Beweis  des  Todes  wird  regel- 
mässig durc  h  die  Kirchenbücher  oder  iveUlichcn  Kegister 
(TodtemehemeJ  gesorgt.  Eine  A  ermuthung  für  den 
Tod  aber  gibt  es  znodehst  nicht.  .Vielmehr  miiss, 
wer  aus  dem  Rechte  eines  andern  Rechte  f(lr  sich 
herleiten  diese  'l  liatsaclie  erweisen.  Dasselbe  gilt 
von  dem  Zeitpunkte  des  Todes,  wenn  es  darauf  an- 
kommt Wenn  daher  zwei  oder  mehrere  Personen 
in  der  nAmlichen  Gefahr  umgekommen  sind,  und  nicht 
nachgewiesen  werden  kann,  dass  der  eine  den  andern 
uberlebt  habe,  so  ist  jener  auch  nicht  der  Eri>e  dieses 
geworden.  *) 

2.  Das  Bedürfhiss,  die  Rechtsverhältnisse  von 

Personen  zu  reguliren,  von  deren  Dasein  man  seit 
längerer  Zeit  keine  Kunde  hat,  und  die  daher  Ver- 
schollene heissen,  hat  in  neuerer  Zeit  zur  Ausbildung 
des  Institutes  der  TadiUtrUärvng  und  zu  nähern  Be- 


*>  Ob  di«  Aiuoftbaief«miitbuDg«ii  Mmlieber  lurislen  rar  den 
FaU,  wo  EUern  uod  Kioder  gemeimain  veniiigiacki  sind»  eine 
innere  Regriadong  iMben,  listl  sich  bezweifeln.  Die  neuern 
CesetzKebungen  nehmen  daher  aich  keine  Uück«iicht  darauf, 
ausgenommen  der  französische  Code  0.  7  SO  ff*  w«lcb«r  nocb 
mehr  und  wiUkOrlicber  unleracbeidet. 


Digitized  by 


8.  17.  Der  Tod.  Die  Verscbollenheit  und  TodenerklKrung.  47 

Stimmungen  der  Particulargesetze  über  die  Folge  der 
Verscbollenheit  geführt,  die  dnea  gemeinsamen  Cha- 
rakter haben. 

Zmäekst  bestdit  auch  ttber  dm  Versckolknm 
keine  'Vermuthung,  weder  das$  er  lebe,  noch  iaee  er 
ladt  sei.  Der  Vormund  für  den  Verschollenen  kann 
daher  nicht  in  dessen  Namen  eine  inzwischen  eröfihete 
Erbfolge  aimehDien,  noch  können  inzwischai  aeine 
Erben  mn  Venningen  als  Verlassenschaft  behandebi. 
Nur  ausnahmsweise  haben  einzelne  Particularrechte, 
soweit  nicht  besondere  Wahrscheinlichkeitsgründe  ent- 
gegen stehen,  filr  die  ersten  Jahre  der  unbekannten 
Abwesenheit  ^e  Vermuihmg  für  das  Jjben  einge- 
führt,  und  so  fahinen  dieser  Zeit  dem  unbekannt  Ab- 
wesenden die  Aussicht  Erbe  zu  werden  zugesprochen. 

1.  Preussisches  Landrecht,  1.1.  §.39-  Wenn  zwei  oder 
mehrere  Menschen  ihr  Leben  in  einem  gemeinsamen  Un- 
glück oder  sonsl  dergeslalt  zu  gleicher  Zeil  verloren  haben, 
dass  nicht  ausgemiUeli  werden  kann,  welcher  zuerst  ver- 
storben sei,  so  kann  angenommen  werden,  dass  keiner  den 
andern  überlebt  habe. 

2.  Oesterreichisches  Gesetz  §.  25.  Im  Zweifel,  welche 
von  zwei  oder  mehreren  verstorbenen  Personen  zuerst  mit 
Tode  abgegangen  sei,  muss  derjenige,  welcher  den  frühern 
Todesfall  des  einen  o<ier  des  andern  behauptet,  seine  Be- 
hauptung beweisen;  kann  er  dieses  nicht,  so  werden  alle 
als  zu  gleicher  Zeit  verstorben  vermuthel,  und  es  kann  von 
Uebertragung  der  Rechte  des  einen  auf  den  andern  keine 
Rede  sein. 

3.  Psalm  90,  10.  Unser  Aller  währet  siebenzig  Jahre» 
und  wenn  es  hoch  kommt,  so  sind  es  achzig  Jahre. 

4.  Bayrisches  Ldr.  I.  7.  §.  39.  Däfern  aber  die  Ab- 
wesenheit so  lange  dauert,  dass  man  entweder  hieraus  oder 
sonst  aus  andern  Umständen  den  Tod  wahrscheinlich  ver- 
roulhen  kann,  so  bedarf  es  keiner  Curatel  mehr,  sondern 
der  Abweaenda  wird  für  reritorban  erklärt. 
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Regelmässig  aber  wird  nun  durch  die  gerichtliche 
TodmHdärung  «ne  YertmUhung  für  den  Tod  de$ 
Vertchaüenm  hergestellt,  und  so  ein  Erbredit  in  das 
von  ihm  zurückgelassene  Vermögen  eröffnet. 

3.   Die  Erfordernisse  der  Todeserklärung  sind : 

1)  VerscholUnheiU  Sie  wird  vctai  der  letzten 
sicheren  Kunde  des  Lebens  an  gerechnet,  und  hört 
auf,  sobald  von  dem  Leben  oder  dem  Tode  des  Ver- 
schollenen eine  neue  sichere  Kunde  eintrilll. 

2)  Ausserdem  ein  besonderer  WahrscheinlichkeiU- 
gßrund  ßr  dm  Tod*  Ak  solcher  gilt  der  Nachweis,  dass 
der  Verschollene  ein  Alter  von  70  Jahren  (Particular- 
rechte  haben  80,  100  Jahre,  andere  rechnen  nach  der 
Dauer  der  Abwesenheit]  erfüllt  hätte.  Aber  nicht  immer, 
E.  B.  nicht  wenn  die  Verschollenheit  erst  im  69sten  Jahr 


5.  Freussisches  Ldr.  I.  1.  §.  35.  Zum  Beweise  des 
Todes  ist  liinreicliend :  Wenn  jemand  im  Kriege  eine 
schwere  Wunde  erhalten  hiit  und  innerhalb  eines  Jahres 
nach  geschlossenem  Frieden  von  seinem  Leben  und  Aufent- 
halte keine  Nachricht  eingegangen  ist.  —  §.  38.  —  wird 
vermuthet,  dass  ein  Mensch,  von  dessen  Leben  oder  Tode 
keine  Nachricht  zu  et  halten  ist,  nur  siebenzig  Jahr  all  ge- 
worden sey.   Vgl.  eben  da  II.  18.  §§.  821  ff. 

6.  Code  civil  129.    Si  l'absencc  a  continue  pendanl 

Irente  ans  depuis  Tenvoi  provisoire  ou  s*jl  est  6rou1^ 

Cent  ans  revolus  depuis  la  iiaissance  de  i'absent»  les  cautions 
seront  d^chargees. 

7.  Oesterreichisehes  Ges.  §.  21.  Wenn  ein  Zweifel 
entsieht,  ob  ein  Abwesender  oder  Vormissler  noch  am 
Leben  sei  oder  nicht,  so  wird  sein  Tod  nur  unter  folgrenden 
Umständen  vermuthet:  1)  wenn  seit  seiner  Geburt  ein  Zeit- 
raum von  80  Jahren  verstrichen  und  der  Ort  seines  Auf- 
enthaltes seit  10  Jahren  unbekannt  ist;  2)  ohne  Rücksicht 
auf  den  Zeitraum  von  seiner  Geburt,  wenn  er  durch  dreissig 
volle  Jahre  uobekaoot  geblieben ;  3)  wenn  er  im  Kriege 
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ihren  Anfang  nahm.  Noch  minder  ist  dai^  der  einzige 
Wahrsdieinlidikeftsgrand.  Andere  können  von  dem 

Richter  ebenfalls  beachtet  werden  und  dann  viel 
früher  die  Vermuthung  für  den  Tod  begründen ;  z.  ß. 
es  ist  wahrscheinlich,  dass  jemand  ertrunkoi  oder  als 
Soldat  in  einer  Schlacht  nmgekonmien  ist,  und  seither 
längere  Zeit  verflossen  ohne  Kunde  von  seinem  Leben. 

3)  Eine  ohne  Erfolg  gebliebene  Öffentliche  Auf- 
forderung (Edktaüadmg)  des  Gerichts. 

4.  Die  gertchtUehe  Todeierhlärung  bestimmt  so- 
dann das  Datum  des  vermuthlichen  Todes  (z.  B.  wegen 
holien  Alters,  das  Ende  des  TOsten  Jahrs,  oder  wegen 
Todes  in  der  Schlacht,  den  Tag  der  Schlacht],  und 
begründet  so  eine  Reehtsvermuthmg  für  den  Tod. 
Es  wird  dte  Eirbiehaft  von  dem  so  bestimmten  öder 


schwer  verwundet  worden,  oder  wenn  er  auf  einem  Schiffe, 
dt  es  seheiterte,  oder  in  einer  andern  nahen  Todesgefahr 
gewesen  ist  und  seit  der  Zeit  durch  drei  Jahre  ?erniissl  wird.  In 
allen  diesen  FMIen  kann  die  TodeserklSning  angesaeht  nnd 
—  Torgenommen  werden.  Vgl.  §.  2T7  daselbst. 

8.  ZUrcAeriiehes  OewH.  §.  12.  Wenn  eine  Person 
unbekannt  abwesend  ist,  so  wird  in  der  Hegel  während  der 
ersten  15  Jahre  unbekannter  Abwesenheit  vermuthet,  dass 
dieselbe  noch  am  Leben  sei.  §.  15.  Nach  Ablauf  YOn  15 
Jahren  besieht  keinerlei  Vermuthung  mehr  für  das  Leben. 
§.  16.  Wenn  von  dem  Zeilpunkte  an  gerechnet,  in  welebem 
die  Vermuthung  für  das  Leben  erloschen  ist,  weitere  15 
Jahre  verflossen  sind  —  so  wird  von  da  an  die  Vermuthung 
seines  Todes  begründet  und  die  Todeserklärung  —  aus- 
gesprochen. 

9.  Hechtssprudi  des  OAG.  zu  Darmstadt  bei  Seußeri 
Arch.  III.  185:  Dor  einem  Abwesenden  —  bestellte  Curalor 
ist  in  dieser  Kigenschaft  iiiehl  legitiinirt,  eine  dem  Ab- 
wesenden deferirle  Erbschan  für  seinen  Curanden  anzu- 
treten. 

B 1  u  Q  t  s  c  h  1  i ,  Ueutsclies  Privatrechl.  4 
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ans  den  Verfaältmssen  sieh  ergebenden  Tage  erOflBoel^ 
und  die  Fran  des  Todterklärten  ist  von  da  an  als 

WiWve  zu  betrachten.  Wenn  auch  die  Erben  schon 
früher  im  Genüsse  seines  Vermögens  waren,  so  ist 
doch  erst  von  da  eine  wcUire  Erbschaft  vorlianden, 
und  das  Erbyerhältniss  wird  nach  jenem  Momente 
bestimmt 

5.  Wenn  nacliher  der  Todterklärte  als  lebend 
ei'scheinen  sollte,  so  kann  er  Bestitut  ion  des  noch  vorhan- 
denen Vermögens  fordern;  ebenso  ein  Erbe,  dem  es 
nachträglich  gdingt,  den  wirklich  erfolgten  Tod  in 
einem  anderen  Momente  zu  erweisen,  insofern  seine 
erbrechtlichen  Ansprüche  nicht  verjährt  sind« 


Zweites  CapiteJ« 

Unterschied  der  Stände  und  ßerufsclassen. 

'  §.  18. 
Historische  Einleitung. 

1.  Der  Gegensatz  der  Freien  und  der  Unfreien 
und  die  Gegensfttze  der  verschiedenen  Stände  anter 
dei  Freien  im Mitt^alter  fEdelinge,Mittdfreie,Cremein' 
freie,  dann  die  spätem  Stände  der  Ritter,  Bürger 
und  freien  Bauern)  und  der  verschiedenen  Abstu- 
fungen unter  den  Unfreien  (Lüen  und  EnedUe,  dann 
die  Dienitleute,  Gotteehauslewte,  hörigen  mid  leibeige- 
nen Bauern)  waren  für  das  ältere  Privatrecht  aller 
deutscheu  Völker  von  grösster  Bedeutung.  Je  nach- 
dem Jemand  der  einen  oder  andern  Ciasse  zugehörte, 
hatte  er  auch  versdiiedenes  Recht:  und  viele  privat- 
rechtliche Institute  hatten  einen  besondmi  ständi- 
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• 

sehen  Boden  und  eine  ^genlhümliche  standische 

Form  und  Geltung. 

2.  Heutzutage  ist  der  Gegensatz  der  Freien 
und  Unfreien  durch  Aufhebung  jeder  Art  von  Ei- 
genschaft versdiwonden  und  der  Unterschied  der 
Stünde  —  noch  wirksam  in  der  Ordnung  des  Staa- 
tes und  der  öfTentliclien  fnstitutionen  — -  hat  auf 
das  Privatrecht  gegenwärtig  nur  einen  ganz  unterge- 
ordneten £iniluss  behalten.  Dieses  ist  zu  einem  Ge- 
m$mgwt  aller  Volksdaesen  geworden  und  in  der  Re- 
gel allen  Individuen  in   gleicher   Weise  zugänglich. 

Ausnahmsweise  nur  haben  noch  einzelne  stän- 
dische Unterschiede  im  Privatrecht  fortgedauert. 
Ihren  eigentüchen  Sitz  hat  aber  die  Lehre  von  den 
Ständen  nun  im  öffentlichen,  nicht  mehr  im  Pri- 
valrecht. 

3.  Die  neuern  Stände  haben  meistens  aufge- 
hört G^rtiitände  zu  sein,  und  sind  gewöhnlich 
Berufsstände  geworden.  Sie  beruhen  daher  nicht 
mehr  auf  dem  Blute  und  dem  höheren  oder  nie- 
dein  Warthe,  welcher  diesen»  von  den  Alten  zuge- 
schrieben worden,  sondern  auf  den  socialen  CuUur- 
verhältnisset^.  Die  Verschiedenheit  der  BiMung,  des 
Berufs,  der  Lebensafelhnif/  und  Lehensweise  übt  aber 
noch  auf  das  Keclit  einigen  Einfluss  aus,  und  be- 
wirkt zuweilen  innerhalb  eines  grossen  Gesammt- 
standes  weitere  Unterscheidung  der  einzelnen  Berufs- 
üiassen.  Unter  den  Bürgern  z.  B.  nehmen  die 
Kaufleute  für  das  Handelsrecht  eine  besondere  Stel- 
lung ein. 


4* 
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§.  19. 

I.  Pri?«tfreiheiU  Verbot  der  Unfreiheit. 

1.  Die  negative  Seite  der  privatrechtÜchen  Frei- 
heit besteht  darin,  dass  der  Freie  nidu  andern 
eigen  ist  noch  sem  kann,  die  poiitive  darin,  dass  er 
als  Person  anerkannt  wird  und  des  regdmäsftigm 
Privairec/itfi  fähig  ist. 

*  Die  Freiheit  in  diesem  Sinn  ist  nun  eine  allge- 
meine nnd  regelmässige,  und  steht  nicht  bloss  den 
Einheimischen,  sondmi  auch  den  Fremden  zu. 


1.  Sachsenspiegel  III.  §.  3.  An  miiieii  sinnen  nc 
kan  ik  is  niclit  upgfnomon  na  der  warheit,  dat  jeman  des 
anderen  sole  sin;  ok  ne  hebbe  wir's  nen  orkÜDde.  (Vgl. 
die  IJeiece  zu  §.  13.) 

2.  Bayrisches  Landr.  I.  8.  §.  tö.  Sechstens  kann  ein 
Leibeigener  ohuc  Bewilligung  seines  Herrn  nicht  von  ihm 
abziehen. 

3.  Öffnung  von  Briitten  [Grimm  Weisth.  T.  76).  Es 
mag  ouch  ein  iegklicher  von  uns  zierhen,  wenn  er  wil,  von 
richthum  oder  von  armuth  wegen,  von  dem  herren  und 
mengklichem  unbekümmert. 

4.  Voglliucli  von  yflpirsbach  von  1408  (bei  Beyschej- 
Würfenil).  Stalui«'ii  l.  38).  Und  alle  die  des  Golzlius  aigen 
sint,  die  sont  han  ainen  fryen  gezog,  oh  sich  einer  anderswa 
bass  mag  began,  denn  hinder  dem  (Irotzhus,  oder  in  der 
Vogly,  den  sol  ain  vogl  belailen  und  so!  sprechen:  var  an 
gotes  Namen,  und  kom  berwider  so  du  machst,  oder  es 
dir  >vnl  fügt;  So  went  wir  dir  güllich  Ibun  denne  wir  Je 
gelaten. 

5.  Bayrisches  Landr.  I.  8.  §.  11.  Zweylens  kann  er 
von  seintin  Herrn  verkauft,  vorsclionkt,  verpfändet,  ver- 
schrieben, vermacht,  vererbt  und  überhaupt  wie  alles  an- 
riete Eigenthum  veräussert  und  verhandelt  werden.  Jedoch 
andcrgestalt  nicht,  als  nach  der  Ohservaoz* 
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2.  Die  früher  in  Deutschland,  hosonders  im 
Bauernstände  sehr  verbreitete  Lclheigemchaft  hat 
nim  sanunt  ihren  penänUchen  Wirkuiigen  angehört 
Dieselbe  wurde  durch  die  Lande8gesetzgd[>ung  und 
die  gemeinsame  Ausbildung  des  öflentlirhen  Rechts, 
welches  innerhalb  des  Bereiches  seiner  Herrschaft 
weder  Sklaverei  noch  Eigenschaft  mehr  zulässt,  in 
unsomi  Jahrhundert  au^dioben. 

Die  Aufk^nmg  der  persönlichen  Eigenschaft  ge- 
schah in  den  meisten  deutschen  Ländern  ohne,  nur 
in  wenigen  mü  Entschädigung  der  Leibherren.  Nicht 


6.  Münster,  Kglli.  Ord.  T.  4.  §.  8.  Dann  müssen 
auch  der  Eigenbehörigen  Kinder  nach  erreichtem  dienst- 
fähigen Aller  bey  ihren  Gutsherren  den  Zwangdienst  ver- 
ricbten  und  ein  halb  Jahr  ohne  Lolm  Tür  die  Kost  dienen. 

7.  Bayrisches  l.andr.  I.  8.  §.  10.  Krslens  ist  der 
Leibeigene  seinem  Herrn  zu  all  anständig-  und  herkömm- 
lichen DiensteD  verbuodeo,  jedoch  gegen  gebübreDdeo 
Lohn. 

8.  Urkunde  von  1224  bei  11.  (bei  Kraut  %,  67.  14): 
horoo  ecciesie  mansum  non  habens  pro  conirahendo  ma- 
(rimoDio  soliduin  dabit  vel  pellem  hirci. 

9.  Bayrische»  Landr.  L  8.  §.  12.  Drillens  soll  er 
bey  Vermeidung  willkürlicher  Slrare  ausser  Landes  gar 
nicht,  und  im  Lande  nicht  ohne  Bewilligung  seines  Herrn 
heiratben;  dahingegen  aber  auch  der  Herr  für  den  ertheil- 
ten  Consens  nichts  zu  fordern  hat,  ausser  das  sogenannte 
AbsuigSgeld,  wo  solches  licrichracht  ist. 

10.  Engelbergery  Hofr.  (bei  BlwmUchU,  Zürch.  RecbtS- 
gescb.  L  193).  Wenne  ein  gotzhusman  sinen  herren  Yer- 
ratet  an  lib  oder  an  tinen  eren  oder  sin  ungenossen  mmmly 
oder  ein  gotzhusman  ein  gotzhuswib  ersiecht  se  tode»  des 
Ub  und  guot  izt  dem  gotzhus  vervallcn. 

11.  Bayrisches  Landr.  l.  8.  g.  13.  Viertens  bezahlt  er 
dem  Herrn  aiyährlich  den  bedungenen  oder  hergebrachten 
Leib-Zin« 


Digitized  by  Google 


54    Erstes  Bacb.  Cap.  IL  üoterscb.  d.  Stäode  u.  Berufscl. 

nothwendig  Terbunden  damit  ist  die  Aufhebung  der 
€rut9unterthänigkeit,  welche  theils  eine  staatsreehtdeke 
(Gerichtsbarkeit),  theils  eine  dinglicke  Bedeutung  (Ab- 
hängigkeit und  Lasten  der  Colonat-  und  Hofgü- 
ter) hat. 


12.  Lagerbuch  Yon  Blaubeuren  von  1073  (bei  Nraui 
g.  67.  23).  Ain  jede  Manna-  und  Frawen-Person  dem  C. 
Bl.  mit  Lalbaigenschaffl  verwandt  —  die  gibt  alle  Jar  of 
Martini  —  zu  Sewauwig  der  Laibaigemchaft  ain  hen- 
nen  genannt  MbktwMn, 

13.  Alte  Offnang  von  EngelUrg  (bei  Orimm,  Welsth. 
I.  3).  Das  gotibus  erbet  ouch  alle,  die  An  überben  ster- 
bent,  es  sigen  frowen  oder  man. 

14.  Öffnung  von  Birmewttorf  v.  1347  (bei  BlmätehU 
a.  a.  O.  I.  312).  Wa  ein  gotzhosman  stirbet,  der  glt  das 
bette  lebent  honpt,  das  er  hat  >  ze  valle  und  dismi/ bat 
er  ein  erbe,  das  er  von  dem  golzbus  batte,  einen  reckten 
erben  vereehatzet» 

15.  Bayritehee  Landr.  1.  8.  g.  14.  Fünftens  hat  der 
Herr  auf  Absterben  seines  Leibelgenen  den  von  Alters  her- 
gebrachten Todtenfall  (Morluarium)  bey  dessen  Yerlassen- 
schall  —  zu  suchen. 

16.  Badieehe  rerordn.  v.  1783  (bei  Braut  g.  68.  4.) 
Wir  erklären  —  dass  Wir  —  ohne  Absicht  auf  einigen  Er- 
satz der  Einkänfte»  «eiche  ans  der  Leibeigenschaft  flicssen 
—  In  Dnsern  gcsammten  Landen  —  die  Leibeigenscbafl 
von  dem  heutigen  Tag  an  völlig  aufheben  und  unsere  Cn- 
terthanen  In  ersagten  Landen  hiemit  für  leibesfrei  erklären. 

17.  Freuesinhee  Landr.  II.  7.  g.  148.  Es  findet  die 
ehemalige  Leibeigenschaft ,  als  eine  Art  der  persönlichen 
Sklaverei ,  auch  In  Ansehung  der  Unterthänigcn  Bewohner 
des  platten  Landes  nicht  statt.  (Aber  noch  In  den  §§. 
132  ff.  sind  erhebliche  Nachwirkungen  derselben  zuge- 
lassen.) 

18.  H.  fTeetphäUeehe  Ferordn,  v.  1808:  Art.  1.  Als 
Leibe^emehufttverbäidiieAkeiten  werden  betrachtet  und  als 
solche  anfj^ehoben  1)  bloss  pers5nliche  Dienste  und  Perso-* 
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3.  Als  Folgen  der  persönlichen  Eigenschaft  und 
im  Zweifel  als  mit  dieser  aufgehoben  sind  zu  be- 
trachten: 

. .  a)  die  Crelnmdenheit  der  Hörigen  an  den  Hof,  die 

häufig  schon  in  älterer  Zeit  durch  das  Recht  des 
frmn  Zugs  beseitigt  worden  ist; 


nen-Frohnen;  2)  alle  Difustc,  <iie  zwar  in  Rücksicht  des 
Besitzes  eines  Grundstücks  oblic^'cii  ,  aber  unbestimmt  und 
von  der  AVillkür  dessen,  der  sie  zu  fordern  hat,  abhängig 
sind;  3}  die  Verbindlichkeit  der  Bauern  in  dem  Hause  ihres 
bisherigen  Herrn  als  Gesinde  zu  dienen  ;  4}  die  Vcrbind- 
hchkeit  zur  Kinj^ehung  einer  lleiralh  die  Einwilligung  des 
bisherigen  Herrn  einzuholen  und  an  diesen  unter  der  Be- 
nennung von  Bedemund  oder  einem  sonstigen  Namen  für 
eine  solche  Einwilligung  zu  bezahlende  Abgaben  zu  ent- 
richten. Art.  5.  Dem  Bauern  steht  es  frei  das  Gut  zu 
verlassen»  auch  sich  an  irgend  einem  andern  Ort  nieder- 
lolasseD.  Art.  6.  Aufgehoben  ist  ferner  da»  unter  dem 
Namen  des  Mortuarii  bekannte  Recht. 

19.  K.  Hannovertche  Verordn.  für  Lingeo  1823. 
g.  2.  Das  Leibeigentbum  nebst  allen  daraus  hergeflosse- 
nen Folgen,  ist  bereits  aufgehoben.  §.  3.  In  Gemässheit 
der  desshalb  getroffenen  Verfügungen  bleiben  auch  künf- 
tig ohne  Entschädigung  allgemein  abgeschafft:  1)  die  Frei- 
lassang und  der  Freikauf;  2)  die  gutsherrliche  Vormund- 
schaft —  für  die  Kinder  der  Gutsleute;  3j  die  gutsherrliche 
Einwilligung  zu  den  Heirathen;  4)  der  Bettemund;  5)  das 
gatsberrliche  Straf-  und  Pfändungsrecht ;  6)  der  Sterbfall 
von  solchen  Personen,  welche  nicht  Eigenlhümer  einer  da- 
mit belasteten  Stätte  sind;  7)  der  Gesinde-Zwang;  8j  die 
sonstigen  bloss  persönlichen  Dienste  oder  Personal- Froh- 
nen; 9)  alle  ungemessenen  Dienste»  wenn  sie  gleich  auf 
dem  Grundbesitze  harten. 

20.  Bayrische»  Gesetz  v.  1848.  §.  6.  Alle  rein  per- 
sönlichen» nicht  auf  Grund  und  Boden  haftenden  Abgaben 
hiiren  ohne  Entschädigung  auf.  §.  3.  Die  Erbebung  des 
Mortttgriums  (Besthaupl)  cessirt  ohne  Entschädigung. 
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b)  das  Recht  des  Herrn,  den  Uürigeu  zu  ver- 
äussern; 

c)  der  Gesindezwang; 

d)  die  Heirathtbetehrikdtung,  nach  wdcher  dec 

Hörige  der  Erlaubniss  des  Herrn  bedurfte,  um 
heirathen  zu  können,  und  dafür  eine  (iebülir 
entrichten  musste,  sowie  die  in  der  Vorzeit  oft 
sehr  schweren  Folgen  der  Ungenossenehe^ 

e)  der  Leihzins,  welcher  zu  unterscheiden  ist  von 
den  auf  Güterbesitz  (dein  Uausiaucij;  haftenden 
Zinsen ; 

f)  das  Erbrecht  des  Herrn  in  die  Verlassenschaft 
des  Hörigen  und  in  Folge  dessen 

g)  das  Recht  auf  den  Fall  (das  Besthaupt],  inso- 
fern dieses  nicht  ausnahmsweise  im  realen  \'er- 
baud  mit  dem  Gutsübergang  als  eme  Last  des 
Gutes  sich  noch  erhalten  hat 

IL   Der  Adel  im  heutigen  Recht. 
S-20. 

1.  Arien  und  Grade  des  Adels. 

1.    Zum  hohen  deutschen  Adel  geliören: 
a)  die  FanUUen  der  regierenden  deutscheu  Kaiser, 
Könige  und  Farst^; 

1.  Deuitehe  Bmtd9$akie  v.  1815.  Art.  14.  Um  den 
im  Jahr  1806  und  seitdem  mittelbar  gewordenen  ehemali- 
gen Reichsständen  und  Reichsangebörigen ,  in  GemMssheit 
der  gegenwärtigen  Verhältnisse  in  allen  Bondesslaaten  einen 
gleichförmig  bleibenden  Rechtszostand  zu  Terschaffen »  so 
▼ereinigen  die  Bundesstaaten  sich  dahin:  a)  dass  diese  fürst- 
lichen und  gräflichen  Häuser  fortan  niehU  äetiowemger  tu 
dem  hohen  Adel  In  Deutschland  gerechnet  werden  und  ih- 
nen das  Recht  der  ßbcnb&rtigktit  in  dem  bisher  damit 
verbundenen  BegrilT  verbUHL    b)  Es  sollen  ihnen  tber- 
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b]  die  Sfamh'sherren  und  ihre  vormak  reicA^^^aiMii- 
schen  FanUHmL 

Im  Sinne  der  besandem  Landemmfasiung  wer- 
den diesen  zuweilen  noch  andere  Familien  oder 
UanptcT  von  jbauiiiieu  als  hoher  Landesaäel  heige- 
ordnet. 

2.  Zu  dem  medern  Adel  gehören  alle,  übrigai 
adlichen  Personen  und  Familien,  unter  denen  die 

Häupter  dtT  >orniaIigeii  reic/iarillirschaflllchen  Fa- 
milien eine  hervorragende  StelluDg  einnehmen. 

3.  D&a  TUtl,  und  Ranqt  nach  werden  unter- 
schieden: 

a)  Prinzen  und  Prinzessinnen, 
h)  Herzoge  und  Fürsien, 

c)  Grafen, 

d)  Freiherren  (BaraneJ, 

e)  lUtter, 

f)  Adliihe  mit  der  Bezeichnung  »von«.  • 
Die  erste  Ciasse  gehört  immer  dem  hohen  deul- 

sehen  Adel  zu,  die  zweite  und  dritte,  je  nadi  der 

geschichtliehen  Beziehung?  ihrer  Häupter  zu  der  ehe- 
maligen Kelchs-  und  jetzigen  Bundesverfassung,  die 
vierte,  fünfte  und  sechste  zum  niedem  Adel. 


kaupt  io  Rücksicht  ihrer  Pmowm,  PamiUen  und  BetUtun- 
gen  alle  dictienigen  Rechte  und  Vorzöge  sugesichert  wer- 
den, oder  bleiben,  welche  mus  ihrem  Eigenthum  und  dessen 
ungestdriem  Genuss  herrühren  und  nicht  zu  der  Siamisge- 
wali  und  den  höhern  Aegtertmgerechien  gehören« 

3.  Bayriechee  Adelsedict  g.  6.  Der  bayrische  Adel 
hat  röttf  Grade:  1)  Fürsten,  2) Grafen,  3} Freiherren,  4) Rit- 
ter, 5)  Adelige  mit  dem  Pridicate  von. 

3.  Kaiser  Sigiemmd  (bei  Kraut  g.  ttS.  1).  Zu  dem 
Doetor  Juris  und  Ritler  Georg:  nae  tu  Georg!  inquit»  nimis 
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Durch  die  Auflösung  des  deutsclieu  Reiches  ist 
indessen  der  G^ensatz  des  hohen  und  des  niedern 
Adeis  im  alten  deutschrechtlidien  Sinn  imhaltlNir  ge- 
worden, iDid  zQ  einer  emenerten  Ordnung  der  ti^ 
zerrütteten  Rechtsrerfaftltnisse  des  Adels  ist  es  zur 
Zeit  nocli  nicht  gekoinmeo. 

4.  Der  Unterschied  zwischen  aUm  und  neuem 
Adel  beruht  auf  der  nadiwdsbaren  oder  mangeln- 
den Ahstammung  von  adeligen  Vorfahren,  und  hat 
noch  Bedeutung  für  die  Aufnahme  in  ge>\isse  Orden 
oder  die  Berechtigung  zu  bestimmten  Würden,  Prä- 
bend^,  Stiftungen.  Gewöhnlich  genügt  für  den 
Nachweis  des  alten  Adels  die  Aufzählung  adeliger 
EUern  und  Grosiieltern  diui  beiden  Seiten  (vier  Aktien), 
zuweilen  wird  für  die  Ahnmprobe  der  Nachweis  von 
vier  adelige  Parentelen  fiedkszehn  Ahnen)  erfordert. 

In  Ausnahmsfällen  wifd  durch  Fiction  alter 
Ade^  verliehen,  beziehungsweise  die  wirkliche  Ahneu- 
probe  erlassen. 

5.  Erblicher  und  persönlicher  Add.  Jener  ist 
in  der  Familie  vererblich,  dieser  konmit  nur  der 
Person  zu,  so  lange  sie  lebt. 

Das  ältere  Reichsrecht  schrieb  iiersimlichen  hohen 
Adel  den  rekhvmmitUlbaren  Prälaten  (Bischöfen, 


rldicalas  es,  qui  militiain  litteris  anleponis,  cum  scias  ex 
idiotis  ine  vel  sezcentos  nno  die  eqniles  creare  posse ,  at 
ez  eodem  genere  ne  unnm  qnidem  doctorem. 

4.  Beiekwisehied  v.  1900.  TiC  22.  $•  Und  sonder- 
lieh sollen  die  vom  Adel,  die  nicht  Hiiier  oder  DocUrw 
sind,  Perlln  oder  Gold  in  ihren  Hemhdem  ond  Brusttü- 
chern tu  tragen  —  yenneyden.  S*  ^*  Item,  die  Tom  Adel, 
so  Hitter  odtr  Dedarti  sind,  sollen  kein  gülden  Stack  tra- 
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Reiclisäbten)  zu.  Seit  der  Auflösung  des  deutsche 
Reichs  und  der  Aufhebui^  der  kirchenfürstlichen 
Landeshoheit  hat  diese  Art  des  hohen  Reichsadels 
aufgehört.  Indessen  können  den  Iiohen  kircldirhen 
Wtirdeträgern  in  der  Landesverfassung  wohl  Rang 
und  Aechte  des  hohen  Landeisadels  eingeräumt  sein. 

Dem  penönUehen  medem  Adel  stellte  in  früherer 
Zeit  regelmässig  die  Ertlieilung  des  jur  Uli  sehen  Doc- 
torgrades,  dann  auch  die  Ernennung  zu  fürstlichen 
Röthen  gleich.  Nach  Landesrecht  wird  persönlicher 
Adel  auch  mit  der  Ertheilnng  bestimmter  Orden 
oder  der  Ernennung  zu  gewissen  Aemtern  und  Wür- 
den verbunden. 

"  mur^  über  den  Unterschied  der  Stände.  Göt- 
tingen 1795.  Vorsüglich  nun  6f.  (rohrum,  geschicht- 
liche Darstellung  der  Lehre  Ton  der  EbenbQrtigkelt. 
Tübingen  184$.  2  Bde. 

21. 

2.   Begründung  des  Adels. 

1.  Der  hohe  Adel  wird  regelmässig  nur  durch 
Geburl  BUS  Reicher  fAc;  hochadeliger  Eltern  erworben. 


gen,  doch  soll  es  ihneo  zu  Wämbsern  xu  tragen  nuYerbot- 
ten  seyn. 

tf.  Insirnm.  Pael  Otnad.  Y.  17.  Ne  nobiles,  palricU 
gradlbasacademicisinsignltl,  aliaeqae  personae  idoneae,  ubi 
Id  fandatlonibus  non  adrersatar  (a  dignitatibus  et  beneficüs) 
excludantur, 

6.  Bayri9che9  Adelsed icL  g.  5.  Die  Erlheilung  des 
BllllUir-oder  Civil-Verdlenst-Ordens  an  InlXnder  schliesst  die 
Yerleihang  des  Adels  in  sieb.  Dieser  Adel  beschrSnkt  sich — 
nur  auf  die  Person  des  Begnadigten.  %,  6.  Zu  der  Ritter- 
Classe  gehören  alle  mit  einem  Yerdienst- Orden  begnadig- 
ten Inländer, 
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Der  Mangel  einer  Geburt  aus  ungleicher  Ehe 
(Missheirath]  konnte  schon  nach  dem  späteren  Reichs- 
rechte auch  durch  den  Kaiser  —  in  den  Füllen  tuh 
torischer  Misshctrath  wenigstens  — -  nidit  mehr  be- 
seitigt werden.  Seit  der  Auflösung  des  Reichs  fehlt 
es  vollends  an  einer  allgemeinen  und  höheren  Au- 
torität, welche  die  Macht  hatte,  derlei  Mängel  zu  he- 
ben. IMe  FamilienautononUe  kann  indessen  auch 
hier  die  Ehegonossenschaft  gültig  ausdehnen,  soweit 
nicht  slaaurcdttlichc  BeschranlLungen  im  Wege  stehen. 

2.  Eine  Erhebung  zum  hohen  deutschen  Adel 
—  in  den  Zeiten  des  Reidis  mdglich  durch  kaiserliche 
Verleihung,  verbunden  mit  dem  Erwerb  einer  reichs- 
ständischen Landeshoheit  —  kommt  nicht  mehr  vor. 

Wenn  indessen  durch  einen  staatsrechtlichen  Act 
eine  Person  oder  Familie  Souvaränitätsrechte  erwirbt 
und  in  dieser  Eigenschaft  von  den  deutschen  Staaten 
zu  Recht  anerkannt  wird,  so  zieht  die  Souveränität 
des  Hauptes  oder  die  Aufnahme  in  eine  souveräne 

1.  Schivabenspiegel  c.  57.  (Wackernagel).  Ez  ist 
nitmaii  seinp(Mvri  waii  des  valer  unde  munter  sempcrvri 
waren,  vnde  ist  joch  diu  muoler  sernp(Mvri  undc  der  valer 
niitter  vrt,  oder  ist  der  vater  sempervri  unde  diu  muoter 
niitier  vrl;  so  werdent  diu  kiol  doch  oibt  vao  miuer 
vrlen. 

2.  JVahlcapitulation  v.  1742.  Art.  22.  §.  4.  Noch 
(wollen  wir)  auch  denen  aus  ohnstrillig  notorischer  Miss- 
heirath erzeugten  Kindern  eines  Standes  des  Reichs  oder 
aus  solchem  Hause  enlsprossnen  Herrns  zur  Verkleine- 
rung des  Hauses,  die  väterliche  Tltul,  Ehren  und  Würden 
heylegen,  viel  weniger  dieselben  zum  Nachtheil  der  wahren 
ErbTolger  und  ohne  deren  besondere  Einwilligung  Tür  eben- 
bürtig und  successionsßihig  erklären,  auch,  wo  dergleichen 
vorhin  bereits  geschehen,  solches  für  null  und  nichtig 
ansebn. 
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Familie  zu  vollem  Recht  die  Gleichstellung  mit  dem 
alten  hohen  Adel  für  die  solcher  Hoheit  theilhaften 
FamiHenglieder  nach  sich.  (Napoleonische  Familie, 
und  Familie  Bemadotte.)  Jede  andere  Entscheidung 
würde  die  Natur  der  Dinge  verkehren.  Das  Staats- 
recht hat  hier  den  Entscheid,  und  das  Privatrecht 
folgt  nach. 

3.  Der  nied$re  AM  wird  erworben  vorerst 

durch  eheliche  Abstammung  von  einem  adeligen  Va- 
ter, Das  Rechtsprincip,  dass  die  Ehefrau  zur  Ge- 
nossin des  Mannes  wird  und*  die  ehelichen  Kinder 
dem  Stande  des  Vaters  folgen  —  Im  mittelalterli- 
chen Rechte  theil weise  verkümmert  —  ist  hier  nun 
als  Regel  wieder  zur  Geltung  gelangt.  Das  Erfor- 
demiss  des  alten  Adels  (§.  20.  4.)  ist  Ausnahme 

4.  Die  nachfolgende  Ehe  der  BItem  eines  un- 
ehelich geboruen  Kindes  stellt  dasselbe  nachträglich 
den  ehelichen  Kindern  derselben  Eltern  gleich,  und 
gewährt  daher,  wenn  der  Vater  von  niederm  Adel 
ist,  auch  dem  Kinde  Adelsrecht. 


3.  Sachsenspiegel  \.  iß.  §.  2.  Svar't  kinl  is  vri  und 
echt  dar  hehaU  is  sinos  vader  rorhi.  Fs  aber  füp  vader 
oder  de  milder  dienstwif,  il  kiiil  behall  sogedao  recht,  als 
it  in  geboren  is. 

h.  Bayrisches  Landr.  I.  0.  §.  45.  Die  zwis(  lien  un- 
gleichen Siandespersonen  vorgehende  Vereheiichungeii  wer- 
den ohne  Unterschied,  ob  die  AiUrauung  zur  link-  oder 
rechter  Hand  geschehen,  sowohl  naeh  geistlich  -  als  welt- 
lichen Rechten  für  eine  wahre  Ehe  geachtet  und  seynd  mit- 
hin auch  quoad  ellectus  civiles  von  der  nemliclini  Wür- 
kung,  ausser  soweit  durch  besondere  GcdiDg ,  Herkommen 
oder  Sututa  ein  anderes  versehen  ist. 

5.  Bayriichet  AdeUedict,       1.  Der  Adel  wiid  durch 
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Die  LegüinuUiott  durch  landeiherrliehes  Retcnpt 
aber  ertheilt  den  Adel  nur,  insofern  damit  ausdrück- 
lich eine  Standeserhebung  verbunden  wird. 

Für  die  Surcession  in  Lelieii-,  Stannii-  und 
Fideiconiniiss^iiter  hat  sich  das  ältere  Recht,  wel- 
ches das  Erforderniss  ehelicher  Geburt  mit  sittlicher 
Strenge  wahrt,  unter  dem  Adel  häufig  erhalten,  und 
es  ist  daher  die  Wirkung  der  Legitimation, 
auch  wenn  sie  im  Allgenjeinen  den  Adel  verleiht,  in 
dieser  Hinsicht  beschränkt*}.  Nicht  ohne  Grund  legen 
deutsche  Landesrechte  einen  Werth  darauf,  dass  es 
der  Zustin)nmiig  der  Agnaten  des  Vaters  bediirfe, 
wenn  die  landesherrlicht^  Legitimation  auch  der  Fa- 
milie des  Vaters  gegenüber  wirken  soll. 

5.  Die  Erhebung  in  den  Äddsstand  —  früher 
ein  dem  deutschen  Kaiser  vorbehaltenes  Reichsrecht, 


eheliche  Abstammung  von  einem  adelichen  Yaler  ererbt 
oder  durch  Königliche  Verleihung  erworben. 

6.  Oewierreiehiaeheg  Oeseizb.  (Vgl.  Register  u.  d.  W. 
Adel)  g.  146.  Die  (ehelichen)  Kinder  erlangen  den  Namen 
ihres  Vaiers,  sein  Wappen  und  alle  übrige  nicht  bloss 
persönliche  Rechte  seiner  Familie  und  seines  Standes. 

7.  PremtUches  Laair,  II.  2.  g.  603.  Durch  diese 
Legitimation  (durch  obcigkeitliche  Declaration)  erhält  das 
Kind  den  Stand  des  Vaters  und  in  Ansehung  seiner  alle 


*)  Vgl.  die  Ausführung  Ton  WUdm  in  der  Zeilscinitl  lur  üeut- 
•chea  Recht  IV.  S.  Sgl  ff.  Die  sittliche  Frage  ist  hier  eine 
gani  andere  als  bei  der  Ebenbfirtigkeit.  Han  kann  sieb  dar- 
über fireuen,  dass  der  vereinte  Einlluss  des  römischen  und 

canonischen  Hechts,  wie  der  humanen  Rechlsideen  der  neuem 
Zeit  die  Schranken  durchbrochen  haben,  welche  das  ältere 
deutsche  Recht  der  Kfie  von  IJngenossen  entgegen  gestellt 
und  dennoch  Bedenken  haben  gegen  erleichterte  Gleicb- 
setzung  ehelicher  und  unehelich  geborner  Kinder. 
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mm  ein  allen  deutschen  sonveränen  Fürsten  zuste- 
hendes Landesrecht  —  ist  eine  fernere  niclit  seltene 
Form  neuer  B^ründung  des  Adels.  Gewöhnlich 
wird  aber  dieselbe  nur  geübt  von  den  Königen  und 
den  Fürsten,  denen  königliche  Hoheit  zugeschrieben 
wird.  Ihre  Wirkung  erstreckt  sich  auf  die  schon 
geborenen  Kinder  des  Geadelten  nur,  wenn  das  aus- 
drücklich gesagt  ist. 

(Anm.)  Göhrwn  a.  a.O.  U.S.  174  11.  weist  durch 
eine  Reibe  von  Zeugnissen  nach,  dass  »für  den  Ge- 
gensatz zwischen  Edlen  und  Unedlen  das  Princip  der 
Ebenbürtigkeit  durch  ein  neues  Herkommen,  wonach 
die  Unadliche,  die  einen  Adlichen  heiratbet,  adlich 
wird  und  adliche  Kinder  gebiert,  yerdrängt  ward  und 
nur  unter  dem  reichssliindischen  (hohen)  Adelsich 
bis  heule  erhieltf*.  Sehr  nachiheilig  für  die  Gesund- 
heit und  Haltbarkeit  der  Adelsinstitution  -  ward  es 
freilich,  dass  nach  deutschem  Recht  der  Adel  gleich- 
mäaig  auf  alle  Kinder  fortgepflanzt  und  auch  daon 
Ober  die  ganze  Nachkommenschaft  ausgekwatet  wurde, 
wenn  es  an  den  übrigen  natürlichen  Bedingungen 
eines  ausgezeichneten  Standes  fehlte.  Der  natürliche 
Trieb  des  Familienrechts  leitet  allerdings  zur  Gleich- 
stellung aller  Kindor.  Als  eine  wesentlich  staatliche 
Institution  aber  gehört  der  Adel  vorzugsweise  dem 


Rechte  und  Pfliclilen  oinos  ehelichen  Kindes.  §.  60^.  Es 
tritt  aber  dadurrli  nicht  in  die  Familie  des  Vaters.  §.  605. 
Soll  es  auch  in  diese  auff^enommen  werden,  so  muss  sol- 
ches durch  einen  Familienvcrlrag  geschehen. 

8.  Bayrisches  ^delscdicl.  §.  2.  Soll  d«'r  LeL'ilimirte, 
der  Adoplirte,  den  Besitz  der  adeligen  Titel  und  Wappen 
der  Familie  desjetugen,  von  Melcheni  er  sein  Recht  ableitet 
erlange»,  so  ist  iiberdiess  die  Einwilligung  der  Agnaten  er- 
forderlich. 
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öffenlUckm  ReelU$  aa,  welches  ebenso  nalurgemass  die 
Volksclassen  nicht  ausschliesslich  nadi  dem  Blate 

scheiden  darf,  auf  weiter»^  J'^rturdernisse  achtet  und 
in  den  ramilienh;iiij)teni  die  Familien  zusammen  lasst. 
Diese  \'erliältnisse  können  daher  nur  staatsrechtlich 
geordnet  werden  Vgl.  BluntsMi^  Allgemeines  Staats- 
recht S.  76.  81.  296. 

§*  22. 
3.  Terlust  des  Adels. 

!•  Der  Adel  geht  als  Rechlsimtitul  allgemein 
unter  durch  $ta4U9rechiUehe  Aufhebung  und  mittel- 
bar schon  durch  die  gesefzgeberisehe  Auflösung  und 

Beseitigung  aller  besonderen  Adelsrechte.  Auch  hier 
wie  überall,  soll  aber  die  Gesetzgebung  die  bereits 
erworbenen  Privatrechte  der  Lebenden  achten.  Die 
adeligen  Geschlechtsnamen  durch  Gesetz  abzuschaf- 
fen, ist  überdem  ein  Verstoss  gegen  das  natürliche 
Familienrecht  und  ein  Abbruch  an  dem  Erbgute  un- 
serer öflentlichen  Geschichte. 


1.  Bayrisches  Adclscdict.  §.  18.  Auf  den  Adel  kann 
freiwillig  verzichtet  werden.  Von  einem  solchen  ausdriick- 
Urhen  Verzichte  muss  jedoch  dem  Köiuge  durch  das  Staais- 
minislerium  des  kr)nl(.'liohen  Hauses  die  förmliche  Anzeige 
geschehen.  Der  Verziclit  isi  ohne  Nachlheil  für  die  l)ereils 
gebornen  Kinder  des  Verzichtenden  und  Docb  mehr  für 
andere  Mitglieder  der  l'amilie. 

2.  Sachsenspiegel  I.  45.  §.1.  AI  ne  si  en  man  sime 
wive  nicht  evcnbunlich  ,  he  is  doch  Ir  vormiinde  unde  se 
is  sin  genotinne,  vnde  trit  in  sin  recht,  svenne  se  In  sin 
bedde  gat.  Svenne  he  aver  slirft,  so  is  he  ledicU  von  sime 
rechte  und  behalt  re(  hi  na  irez  bord. 

3.  Preiissisches  Landr,  II.  9.  §.  81.  Personen  weib- 
lichen Geschlechts  verlieren  die  persöDlichen  Vorrechte  des 
Adels,  wenn  sie  durch  Verheirathung  mit  einem  Unadlicben 
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2.  Im  Einzelnen  wird  der  Adel  verloren  durch 
VerzichlUistung  des  Adelicheo  auf  seinen  ausgezeich* 
neten  Stand.  Der  Verzicht  geschieht  durch  Erklä- 
rung an  das  Staatshaupt,  und  wirkt  nicht  auf  die 
l>ereits  geborenen  adeliehen  Kinder. 

3.  Durch  EiiUriU  in  eine  nichl  adliche  FamUie 
wird  der  Adel  nur  insofern  aui^ehoben,  als  dieses 
FamilienverhAltniss  dauert  Die  adüche  Frau,  welche 
einen  bürgerlichen  Mann  heirathet,  wird  Hürgerin; 
weini  sie  aber  nach  dessen  Tode  einen  Adlichen  in 
zweiter  Ehe  heirathet,  und  diesem  Kinder  gebiert, 
so  wird  sie  auch  bei  der  Ahnenprobe  des  alten  Adels 
als  adeÜche  Mutter  gezählt.  Ob  die  Adoption  eines 
Adelichen  durch  einen  bürgerlichen  Vater  für  jenen 
den  Verlust  des  Adels  nach  sich  ziehe  oder  nicht, 
hangt  Ton  der  herkdnunlichen  oder  gesetzlichen  Be- 


IhieD  Gesehleehtsnamen  äDdern.  S*  ^*  Aach  nach 
getrennter  Ehe  treten  sie  der  Regel  nach  in  den  Adelstand 
nicht  wieder  zurück,  g*  Wenn  eine  Person  adlicher 
Gebort  —  wiederam  einen  Adlichen  —  heirathet ,  so  kann 
ihren  Nachkömmlingen  ans  dieser  Ehe  wegen  der  Tormall- 
gen  Heirath  derselben  mit  einem  Börgerllchen  auch  in  An- 
sehang  der  Rechte  des  alten  Adels  In  der  Regel  keine 
Ausatelinng  gemacht  werden. 

4.  Freutmehw  iMdr,  IL  9.  g.  83.    Wer  sich  von  ' 
Jemand  niedern  Standes  an  Kindesatatt  annehmen  lasst 
und  dabei  seinen  adlichen  Namen  verlndert,  kann  ohne  be* 
sondre  Dispensation  des  Landesherrn  den  Adel  nicht  bei- 
behalten. 

tf.  Oeii§rreiehueh€9  Oe§eiz6,  g.  182.  Eine  wesentiiche 
rechUiche  Wirkung  der  Annahme  an  Kindesstatt  ist:  dass 
die  angenommene  Person  den  Namen  des  WahlTaters  oder 
den  Geschlechtsnamen  der  Wahlmutter  erhilt;  sie  behSIt 
aber  sogleich  Ihren  vorigen  Familien -Namen  ond  den 
etwa  ihr  eigenen  Famlllen-Adel  bei. 

Blaatschli»  dealsebes  PriTatreeht.  5 
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deutimg  der  Adoption  ab,  und  >vird  in  verschiedenen 
Landesrechten  verschieden  aufgefasst. 

4.  Der  Adel  geht  verloren  durch  die  Belreibmig 
eines  nieileru  lierufvii  Kramladen,  Handwerk,  Lohn- 
dienst) von  Seite  des  Adelichen.  Nach  einzelnen  Lan- 
desrechten ruht  der  Adel  nur  während  solcher  ße- 
rufsbetreibui^»  Künstlerberuf  oder  Grosshandel  sind 
dagegen  damit  wohl  vereinbar. 

5.  Auch  zur  Strafe  geht  der  Adel  unter  in 
Folge  eines  auf  Aufliehung  des  Adels  erliennenden 
StrafurtheiU  oder  im  Zusammenhang  mit  eingetrete- 
ner Ehrloiigkeit. 

§.  23. 
4»  Rechte  des  Adels. 

L  Da  der  Adel  ein  wesentlich  politisdier  Stand 
ist,  so  hahm  die  Hauptrechte  desselben  ihren  natür- 
lichen Boden  auf  dem  Gebiete  des  öfferUUehen  Rechts. 

Von  privatrechtliehem  Charakter  ist  voraus  das 
"Recht  auf  den  adeUchcn  Gescidechisnamen  und  das 
Hecht  auf  einen  der  betrefienden  Classe  gemässan  • 
Jil«l  (Freiherr,  Ritter),  sowie  auf  em  entsprechendes 


6.  Rren»ntehe9  Landr,  II.  8.  %,  81.  Wer  mit  Ver- 
schweigong  oder  VerlXagDong  seines  adlichen  Standes  in 
eine  Zonft  oder  Innung  sich  einsclileicht  und  bürgerliche 
Gewerbe  treibt,  der  wird  seiner  adlichen  Rechte  ?erluslig. 

7.  Say rücket  Edkt  %.  21.  Suspendirt  wird  der  Ge- 
brauch des  Adels^TiicIs  durch  die  Uebernahme  niederer 
bloss  in  Handarbeit  bestehender  Lobndienste,  durch  die 
Ausübung  eines  Gewerbes  bei  oiTenem  Kram  und  Laden 
oder  eines  eigentlichen  Handwerkes. 

8.  Büxruch9$  Edict.  g.  17.  Mit  jeder  Ternrtheilung 
in  eine  Criminal-Strafe  ist  der  Tertust  des  Adels  verbunden. 


^.  23.  Rechte  des  Adels. 
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Prädicat.  Die  Herzogs-,  Fürsten-,  Grafentitel  —  ur- 
sprünglich Bezeichnungen  staatsrechtHcher  Stellung 
und  Würde  —  sind  in  spätem  Zeiten  auch  privat- 
rechtlich und  blosse  Titel  geworden,  gerade  dadurch 
aber  ist  Sinn  und  Ansehen  derselben  abgeblasst  Den 
staiideslierrlichen  fün^ien  und  Grafen  sind  durch 
Bunilesbesclilüsse  (\oni  18.  August  1825  und  13. 
Febr.  18^)  die  Prädicate  »Durchlaucht«  und  »Er- 
laucht« zugesichert  worden. 

2.  Das  Recht  ein  adeliches  \Vaj)pen  zu  fuhren. 
Zuerst  entstand  bei  dem  hohen  Adel  die  Sitte,  das 
Geschlecht  durch  Farbe  und  Zeichen  auf  Schild  und 
Helm  abzuschildem,  und  wurde  dann  von  dem 
rittermässigen  Adel  auft^eiionimen  und  erweitert. 
Daran  wurden  auf  Tournieren,  bei  Festen  und  im 
Felde  die  Glieder  derselben  Familie  erkannt.  Die 
Verleihung  des  Adels  gab  häufig  zugleich  besondere 
Abzeichen  des  Wappens.  Zuweilen  gaben  die  Kai- 
ser auch  ein  Wappen  ohne  Adel.  Und  in  den  Städ- 
ten —  vorzüglich  den  lieiclisstädten  —  kamen  auch 
bürgerlielie  Gesehleehlsvoappen  in  Uebung.  Seltener 
finden  sich  unter  freien  Baucrgeschleektem  Wappen 
lierkömmHch.  In  dem  Wappeiuechto  ist  das  zwei- 
fache Recht  enthalten,  selber  das  beigebrachte  Wap- 


1.  Bartolu9  de  insigniis  3.  (bei  Kraut  §.  55.  11.) 
Qaaedann  sunt  insignia  seuünna  privatorum  bominum,  seu 
nobilium  vel  popularium.  De  islis  quidani  habent  arma  el 
insignia  —  ex  coneestione  hnperatoris  vel  aiierius  dammi» 
—  Arma  nutom  quidam  et  insignia  sibi  assumunt  propria 
ancloriiuiei  et  istis  an  liceal  videndum  est:  et  puto  qood 
licet. 

2.  Fesch  de  insign  (1672)  cap.  II.  5.  {Kraut  14.)  Sic 
etlam  dociores  juru  nobilibus  comparantar  —  ideoque  et 

5* 
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pen  als  Kennzeichen  zu  Inhren,  und  andere  von 

der  Benutzung  desselben  abzuhalten.  Die  Freiheit 
ein  nems  H  appen  sich  uiid  der  eigenen  Familie  an- 
zueignen, ist  übrigens ,  soweit  nicht  fremde  Wap- 
penrechte dadurch  verletzt  noch  ungebührliche  Stan- 
desrechte angemasst  werden,  als  Regel  anzuerkennen*). 

3.  Sii'(jr(rcc/tl ,  Stegclinässifjkeil,  In  alter  Zeit 
schon  k;\m  die  (iewohnheit  auf,  die  Aechtheit  und 
Glaubwürdigkeit  der  Urkunden  durch  ein  angehäng- 
tes oder  beigedrucktes  Siegel  zu  bekräftigen.  Die 
Kaiser  zuerst,  dann  die  Ftirsten  hatten  Siegel,  und 
bestätigteu  uüt  ihrem  Siegel  nicht  bloss  eigene,  son- 
dern auch  anderer  Kechtsfgeschäfte.  Ihrem  Beispiele 
folgten  Kleister,  Städte,  Vogtd-  und  Gerichtsherren, 
Genieinden.  Zuletzt  breitete  sich  der  Gebrauch  der 
Siegel  für  eigene  Urkunden  aus  über  den  ganzen 
Adel  und  häufig  die  Bürger  der  Städte.  Die  Zei- 
chen des  Wappens  wurden  meistens  auch  zu  Zeichen 
der  Siegel.   Es  ist  daher  zu  unterscheiden: 

a)  die  ulUjvmvinc  Si'ctjt'lijdi'lwil ,  d.  h.  das  Recht 
ein  petioidiches  i^der  Ge.<c/ilechtssiegel  zu  Wall- 
is und  auf  eigenen  Urkunden  beizufügen,  ähnlich 
nun  dem  Wappenrecht  und  ein  allgemeines 
Pri\atriH:ht  aller  Stände; 


Ms  permissam  est,  eiiam  sine  speciali  imperatoris  conces- 
sione,  nobiliwm  inaigma  cum.  aperiit  gaieü  gerere,  dammodo 
ab  iDSignibus  certm  famäiae  proprii§  abstlneaat. 

$.  Büyrueh€§  Adehedici,  g.  9.  Anmassung  ntehi 
gebührender  Titel  and  Wappen  können  sowohl  von  den  be- 


*)  Gewöhnlich  aber  nicLIifllflier  haben  die  adiichen  Geschlech- 
ter Wappea  mit  offenem  t  bürgerliche  mit  geichloMeoem 
Helm. 
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h)  die  SiegeWarkeU ,  Skgelmässigkeil  im  eigentli- 
chen Sinn  als  Recht  durch  eigene  Besiegelung 
eine  Urkunde  in  eigener  Sacke  auch  In  solchen 
Fällen  gtiltig  zu  bekräftitrori,  wo  sonst  dir  ohnV'- 
keitliche  oder  notarialische  Eiiitragunj^  oder 
Verbriefung  als  Regel  vorgeschrieben  ist.  Die- 
ses Recht  stand  frOherhin  dem  Adel  —  und 
etwa  auch  dvn  /  reginientsfähi^en )  Stadtbürgern 
in  Reichsstädten  —  für  Urkunden  zu,  wo 
Bauern  und  Kleinbürger  genöthigt  waren,  sich 
an  einen  Beamten  oder  Notar  zu  wenden,  um 
ein  Rechtsgeschäft  in  Schrift  zu  verfassen  und 
zu  beglaubigen.  In  Landesrechten  —  vorzüg- 
Kch  in  Bayern  —  kommt  es  noch  als  ein  Vor- 
zugsrecht des  Adels  und  höherer  Beamten  vor. 
Dasselbe  d^rf  aber  nicht  mehr  so  weit  ausge- 
dehnt werden ,  dass  wo  die  Eintragung  eines 
Rechtsgeschäfts  in  ein  ölTentliches  Buch  {/.  B. 
das  Grundbuch)  zur  Sicherung  des  aU^emeinm 
Creditt  angeordnet  ist,  diese  um  der  Siegel- 
mässigkeit  willen  unterbliebe; 

c)  das  Recht  der  Jiesieglung  von  Urkunden  in 
anderer  Angelegenheiten  ist  nun  ein  öffentU- 


ateUtcn  Kron-Flsealen  als  den  Mligliedern  der  betheiligten 
Ftmnie  entweder  zur  unmittelbaren  Abstellong  dem  Staats- 
Ministerium  des  königlichen  Hauses  angeieigt,  oder  nach 
Ümstiniien  gerichtlieb  verfolgt  werden. 

4.  Sehwabenspiegel  140.  (Wachem.)  Des  pabest  in- 
sigel  beiset  buUa;  swer  diu  mit  rehte  gtt  unde  mit  rehte 
enpbahet,  so  sint  si  guot  unde  rebt.  Der  kfinige  insigel 
hilDt  ouch  grdze  kraft  Der  pfafen  (Ursten  insigel  unde 
der  leien  fnrsten  insigel  diu  sint  reht.  Der  pr4iaten  insigel 
unde  der  capitel  insigel  unde  aller  capitel  insigel  sint  rebt. 
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'  cke$,  kein  Pi  lvalredU  mehr.  An  die  Stolle  der 
besondem  Personen-  und  Geschlechtssiegel  sind 
daher  nun  die  Ämtssiegel  getreten. 

4.  Die  Lehensfähighit,   als  Fähigkeit,  Ritter- 
lehen zu  empfangen  und  zu  erhon:  mit  dem  Abster- 
ben des  alten  Leheusweseus  uuu  \oa  geringer  An-  . 
wendharkeit. 

5.  Die  Stiftsfähigkeit,  Fähi^^'keit  zu  Stifspfründen, 
(Domstifter)  und  zur  Aufnalime  in  Stiftsanstalten, 
kommt  als  Regel  allen  Adelichen  und  auch  denen, 
die  ihnen  gleich  stehen,  Patriciern,  Doctoren)  zu,  ist 
aber  in  manchen  Stiftern  durch  besondere  Statu- 
ten oder  (lewohnheiten  bald  mehr  beschränkt  (vor- 
züglich auf  alten  Adel],  bald  weiter  ausgedeiuit  (auf 
jedermann). 

6.  Die  Fähigheit  zur  Aufnahme  ün  gewisse 

Orden  und  Verbindungen  je  nach  den  Eimchtuii- 
gen  dieser. 

7.  Die  Fähigkeit,  Grundherrschafien  zu  erwer- 
bm,  war  froher  in  mandien  Ländern  auf  den  Adel 

beschränkt  worden,  ist  heutzutage  aber  r^elmässig 
zu  allgemeinem  Privatrecht  geworden. 

onde  werden  disio  insigel  über  ander  sacbe  gegeben  danne 
über  ir  selber  sacbe,  sd  bint  si  als  grdie  kraft  als  über 
ir  selber  sacbe.  andere  berren  insigel  bänt  nibl  kraft  wen 
über  ir  selber  gescbefte  onde  über  Ir  Hute  gesehene,  die 
stete  sullen  oueb  insigel  kiti,  iinde  docb  mit  ir  berren  wil- 
len. —  si  bint  onch  nibt  kraft,  wen  umbe  der  stete  ge- 
gebene, alle  ribter  mugen  mit  rebte  wol  insigel  bSn.  diu 
bAat  kraft  über  diu  dinc  diu  se  Ir  gerihte  boerent.  ander 
liote  mugen  wol  insigel  hAn:  diu  bAnt  euch  nibt  kraft 
wan  über  ir  selbes  gescbefte. 

tf.  BmrecAi  von  Freisin^.  I|.        Ein  yedüch  man 
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8.  Die  F«bigkeit,  Famüienfidekommisse  zu  er- 
ficerbm  ist  noch  in  einzeben  Lftndem  auf  den  Adel 

beschränkt,  aber  diese  Beschränkung  bereits  zur 
Ausnahme  geworden  und  als  solche  nalie  aui  Erlö- 
schen. 

9.  Als  Voraussetzung  der  Hof-  und  Tafeifa- 

hiykeil  (Tischgenossenschaftmit  denFöPsten)  wird  noch 
in  Nachahmung  der  Sitten  dos  spätem  französischen 
Königshofes  —  wenn  auch  nicht  mvhr  ausschliess- 
lich noch  überall  —  an  deutschen  Höfen  Adel  ver- 
laugt. 

10.  Das  Redit  der  Aulononüc  kommt  dem 
tormaU  reidmländisc/ien  Adel  in  weiterer  Aus- 
dehnung zu,  als  dem  niedern  Adel.  Die  Famiheu 
des  hohen  Adels  haben  das  Recht,  ihre  hergebrachtm 
üausgeselze  und  lamUicnubumjen  zu  bewahren  und 
über  ihre  Familien-  und  Güterverhältnisse  —  inner- 


wle  er  genanl  ist  bat  auch  wol  ein  inosigel.  das  hat  krafft 
wo  er  es  anlogt  umb  sein  scibs  guet  oder  sach.  wil  er  es 
aber  anlegen  ainem  anndernn  vber  sein  sach  das  hat  nit 
kraffi.  es  sey  dann  als  vll  das  in  paid  parte!  danimbn  pitnn. 

Bayriteht  Edwi  fiber  die  Siegel müssigkeit.  S*  ^' 
Hypoihccar-Verschrerbungen  siegclmMssiger  Personen  er- 
langen nicht  eher  die  Kraft  einer  wirklichen  Hfpothek,  als 
bis  sie  -  in  die  öffentlichen  Hypothekar  -  Bücher  einge- 
tragen sind. 

7.  Freussi9phe$  Landr.  If.  9  §•  51.  Personen  bür- 
gerlichen Standes  können  ohne  besondere  landesherrliche 
Erlaubniss  keine  adliche  Göter  besitten. 

8  Preussische  Verfassung  ?.  18Ö0  Art.  42.  Aufgeho- 
ben sind:  Die  Gcrichisherrllchkelt,  die  gutsherrliche  Po- 
lizei und  obrigkeitliche  Gewalt,  sowie  die  gewissen  Grund- 
stücken zustehenden  Hohcilsrechte  und  Privilegien. 

9.  Bayrisches  Jdelsedict   §.  18.   Nur  lum  Besten 
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halb  der  Schranken  fies  übrigen  öflentlichen  und 
des  aus  öfTentlichen  Grüudea  allgemein  absolut  bin- 
denden Privatrechts  —  neue  Hausgesetze  zu  erlassen, 
welche  jedoch  den  bezügh'chen  Landesherrn  zur  Prü- 
fung und  Anerkennung  >orzulegen  sind,  in  diesen 
Familien  hat  sich  denn  auch  mehr  als  unter  andern 
Ständen  äUeres  deutsdm  Recht  erhalten,  und  die- 
selben haben  dem  Eindringen  des  römieehen  Rechts 
in  mancher  Hinsicht  einen  zäheren  Widerstand  ent- 
gegen gesetzt.  Ein  Hauptunterschied  des  Privatrechts 
des  hohen  Adels,  welcher  in  Hausgesetzen  und  Fa- 
milienstatut^  festen  Ausdruck  gefunden  hat  und 
durch  Herkommen  /"die  Famüienohsermnz)  fortge- 
pflanzt und  bestätigt  wird,  liegt  in  dem  für  das  Fa- 
milien- und  Erbrecht  sehr  wichtigen  Princip  der 
Ebenbürti^ü,  welches  nur  unter  dem  hohen  Ade^ 
sqpst  nicht  mehr  gilt 

Von  engerem  Umfang,  aber  ebenfalls  durch  die 
Bundesacte  gewährleistet,  ist  die  Autonomie  der 
MekhsrüterschafL     Die  Hauptanwendung  derselben 

adelicher  Personen  könDen  Familien  -  Fidei  -  Coromisse — 
errichtet  werden. 

10.  ReichspoUzeiordnung  V.  1577.  Tit.  II.  §.  2.  So 
einer  eines  Fürsten  Hofmeistor,  Canzler,  Marschall  oder 
Rath  und  doch  nicht  von  ^c/e/  wäre,  der  mag  ^ich  sammt 
seinem  Weibe  und  Kindern  denen  von  Adel  gleich  tragen. 

11.  Bundesacte»  Art.  14.  Es  werden  nach  den  Grund- 
sätzen der  ^f'iiheren  deutschon  Verfassung  die  noch  be- 
stehenden Famiiienvertragc  (der  Slandesherrn)  aufrecht  er* 
hallen  und  ihnen  die  Befugniss  zugesichert,  ühcr  ihre  Gü- 
ter und  Faroilienverhültnisse  verbindliche  Verfügungen  zu 


*>  Vgl.  daiOber  daa  m  SO  citirle  Werk  von  G^hnm,  Ehen- 
bMifkeU  helMt  die  Gleichheit  und  Geoo8sen«ehafl  des  ange» 
hörnen  Standrechls. 
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bezieht  sich  auf  die  StammctitcT  und  FamihVn Stiftun- 
gen. Durch  die  Beziehung  auf  das  ältere  Reichs* 
recht  und  alte  GeiK'ohnhdten  erhAlt  diese  Autonoinie 
einen  etwas  weiteren  Spielraum  als  die  Autonomie 
der  übrigen  adlichen  oder  nichtadlichen  Familien, 
der  sie  sicli  um  der  Fortbildung  der  neueren  Ge- 
setzgebuQg  willen  fortwährend  mehr  annähert. 

11.  EbenfaDs  durch  die  Bundesacte  (Art.  14) 
ist  dem  hohen  Adel  und  der  Reichsritterschaft  ge- 
wälirleistel :  -die  unbeschrankte  Freiheit,  ihren  Auf- 
enthalt in  jedem  zu  dem  Bunde  gehörenden  oder 
mit  demsdben  in  Friede  lebenden  Staate  zu  ndmien.« 

§.  24. 
III.   Der  Bürgerstaod. 

1.   Der  Ausdruck  Burger,  Bürger  wurde  im 

Mittelalter  fiir  engere  und  weitere  Kreise  der  Bevöl- 
kerung gebraucht,  ^^elche  in  einer  Stadt  oder  Burg 
wohnte  und  dazu  gehörte.  Man  verstand  darunter: 

a)  im  Gegensatz  zu  den  BiUem  und  Diemtlmttn 
in  der  Stadt  nur  die  ührifjen  freiin  zu  der 
städtischen  (lenossenschaft  gehörigen  ^  ollberech- 
tigten Familien; 

b)  die  simmtlichen  städtischen  Geschlechter  im  al- 
ten Sinn,  Patricier,  Ritter  und  Dienstirute  in- 
begriHeu,  im  Gegensatz  zu  den  nicht  zur  Ge- 

ireffen,  weiche  Jedoch  dem  Soaverain  vorgelegt  und  bei  den 
httchsten  Landessiellen  lur  allgemeinen  Eennlniss  und 
Nacbachlong  gebracht  werden  mfissen.  Alle  bisher« dage- 
gen erlassene  Verordnungen  sollen  for  kanftige  Falle  nicht 
weiter  anwendbar  sein. 

Dem  ehemaligen  Reichsadel  werden  die  snb  Nr.  2  an- 
geführten Rechte  zugesichert  Diese  Rechte  werden  Jedoch 
pnr  nach  Vorschrift  der  Landesgeaetse  aasgefibt 
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meinde  gehörigen  unterthänigen  Gassen  der 
gewerbetreiheiiden  Stadtbevölkerung ; 

c)  dann  \MircIeii  auch  die  städtischen  Handwerker 
in  den  Kreis  der  Hürgerschaft  hineiogezogenf 
und  diese  theüte  sich  oft  in  GetchUchter  (Pa- 
tricUi  !  und  f/emcinc  Bürtjer; 

dj  nicht  bloss  die  ei^^entlichc»  Bürgerschaft,  die  an 
der  Stadtverfassung  Theii  hatte,  sondern  ausser 
diesen  auch  die  übrigen  zur  Stadt  gehörigen 
Schutzvertcandten. 

2.  Im  neuern  Recht  kommen  ^ornehInlich  drei 
Bedeutungen  des  Ausdrucks  Bürger  vor: 
a)  die  Glieder  und  Genossen  der  Stadtgemeinden, 
In  diesem  Sinne  können  auch  Adliche  Bürger 
sein.  Aber  nicht  die  j^^anze  Bevölkerung  der 
Städte  gehört  zur  Bingerschaft.  Ausgescidosseu 
sind  a)  die  Fremden  ( Stadt  fremden,  nicht  gerade 
Landesfremden),  die  sich  nur  vorübergehend  in 
der  Stadt  auflialten,  1)  die  Beit^asacn,  iWe  zwar 
dauernd  da  ^vohnen,  aher  ohne  in  den  Kreis 
der  Bürgerschaft  au^enommen  zu  sein.  Man- 
chenorts gehören  dazu  auch  auswärts  wohnende 
Bürger. 


1.  Zürcher  Richtbrief  IV.  16.  Und  sol  der  rilter  die- 
Den  mit  dien  ritteren  rnd  der  Burger  mit  dien  Bürgern. 

2.  Die  Formeln  (bei  Bluni$chli,  Zürcher  Rechtsgeseh.  I. 
144) :  »die  retc  und  beide  rilter  und  barger  ?on  Zürich«  und: 
»Der  Rat  und  die  burger  Yon  Zürich«  sind  gleichbedeutend* 

3.  Frankfurter  Uric.  v.  1234  (bei  Böhmer,  Cod.  Moeno- 
francof.  I.  60.)  scultetus,  scabini  et  universitas  burgensium. 

4.  Aeltestes  Strueehurgerreeht  93.  Debent  etiam  sin- 
guii  burgenses  (die  bürgere)  In  slngulls  annis  quinquies 
operari  numero  dierum  Indominico  opereeiceptis— >  — qua- 


I 


S.  ^4.  Der  BürgersUod.  75 

bj  In  weiterm  Sinne  y\'m\  der  Biirgcrsiund  dem 
Adel-  und  dem  Bauerstande  entgegen  gesetzt, 
und  umfasst  die  ganze  übrige  Bevölkerung  zu 
Sladt  und  Land  in  vorzüglichem  Sinne,  dann 
die,  welche  ein  hurgetiiches  GetverOe  treibt 
(Handel,  Fabricalion,  Uaiidvoerh], 

c)  Noch  allgemeiner  ist  der  Ausdruck  Bürger 
gleichbedeutend  mit  Staatsangehörige,  Staats- 
l/iirfjcr  im  weitesten  Simi  im  Gegensatz  zu  den 
FrenidetL 

3.  Von  den  Bürgern  im  dritten  Sinn  muss  im 
Staatsrecht  näher  die  Rede  sein.    Die  Bürger  im 

ersten  und  z^Neiten  Sinn  werden  eingetheilt  in  einen 
Iwhern  und  einen  nieder n  Bürgerstand,  je  nacfidem  sie 
einen  höheni  Beruf  haben  (vorzüglich  mit  dem  Kopf 
arbeiten)  oder  einen  niedem  (vorzüglich  Handarbeit). 
Zu  jenem  gehören  Beamte,  Geistliche,  Gelehrte, 
Künstler,  Teclmiker,  Grosshändler,  Fabrikanten  nnd 
dgl.,  /u  diesem  Handwerker,  FabrikarJ)eiter,  bürger- 
liche Taglöhner  und  dgl.  Biese  natürliche  Unter- 
scheidung wird  indessen  bei  der  gegenwärtigen  Be- 
handhuig  des  Privatrechts  fast  nicht  und  seihst  im 
öiientlicheu  Kecht  ungenügend  beachtet. 


luor  inier  cyrothecarios-  (vnder  den  henlschoheren)  et  qua- 
tuor  inter  panifices  et  ocio  inier  sateres. 

tt.  8ira§§6urger  Recht  v.  1349.  Tandem  eontulei  et 
ceUri  chef  meliores  ei  $o/tiemewree  cum  predirto  domino 
suo  episcopo  canonicis  et  minislerialilNis  In  hoc  eonvene^ 
runl. 

6.  freyburger  Suittt  f.  IM*  Und  süln  derselben 
Jungeaten  vier  and  iweinsig  eehlüwe  ain  vondenafeAt^und 
eehtiwa  von  den  keußkUn  und  eehlüire  von  den  untwerk- 
lüden. 
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4.  Das  eigentliche  städtische  Bürgerrecht  [2.  a] 
wird  erworben: 

a)  durch  die  Gehurt,  eheliche  Abstammung  von 
einem  Stadtbürger,  uneheliche  \on  einer  Bürge- 
rin.   Die   Erblichkeit   des  Bürgerrechtes  war 

'  früher  in  Deutschland  verbreiteter  als  heut  zu  . 
Tage.  In  vielen  Staaten  gibt  die  Geburt  nicht 
das  Bürgerrecht  selbst,  sondern  nur  entweder 
einen  sicliern  Anspruch  auf  Aufnahme  unter 
die  Bürgerschaft,  oder  ist  nur  dne  erleichternde 
Voraussetzung  ftlr  die  Aufiiahme,  wie  noch 
häufiger  nun  fortdauernder  Wohnsitz  in  der 
Stadt. 

b)  die  Aufnahme  in  die  Bürgerschaft  durch  den 
städtischen  Magistrat  ist  nun  zur  gewöhnlichen 
Begründungsform  des  Stadtbürgerrechts  gewor- 
den. Die  Bedingungen  der  Aufnahme  aber  (an 
Bürgerkiuder  werden  meist  geringere  Anforde- 
rungen gemacht,  als  an  fr^nde)  sind  sehr  ver- 
schieden bestimmt  in  dm  verschiedenen  deut- 
schen Ländern. 

c)  Die  Verheirathung  einer  Nichtbürgehn  mit 
einem  Bürger  zieht  von  Rechtes  wegen  das 


7.  PrtmkfarUr  Stadtr.  (bei  Gengier  ^  Sudtrechte  S. 
lld.)  g.  20.  Item  ei?es  qui  dicuntar  palburgere  in  die 
beati  Martini  debent  intrare  cam  suis  uxoribns  ei  familia 
ciTittlem  et  in  ea  com  proprio  igne  rcsideociam  facere  ns* 
que  ad  cathedram  sancti  Petri ,  et  tanc  UciUim  erii  eis 
exire  cum  sua  familia  si  placet. 

8.  Premw^B  Landr.  II.  8.  g.  2.  Ein  Borger  Im 
eigentUchen  Yerstande  wird  derjenige  genannt ,  welcher  in 
einer  Stadt  seinen  Wohnsitx  aufgeschlagen  und  daselbst 
das  Bürgerrecht  gewonnen  hat. 
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Borgerrecht  auch  filr  jene  nadi  sich.  Auch  die 

Wittwe  oder  geschiedene  Frau  behält  das  er- 
worbene Bürgerreclit. 

5.  Das  Stadtbiirtrerrecht  ge/U  unter: 

a)  durch  den  Tod; 

b)  durch  Verzicht;  blosser  Wegzug  aus  der 
Stadt  ist  nicht  ohne  weiters  als  Verzicht  zu 
behandeln ; 

c)  durch  Verheirathmg  einer  Bürgerin  mit  einem 
Nichtbürger ; 

d;  ausnalinisweise  kommt  eine  Amschll<.<suny 
vor,  aus  dem  Grunde  fortwährender  \\  eige- 
rung  des  Bttrgm,  seine  Bdrgerpflicht  zu  er- 
fldlen. 

6.  Die  Hechle  des  Stadtbürgerrwhts  gr'hüren, 
insofern  sie  sich  auf  die  V  erfassung  des  Staats  und 


9.  Fretatitehet  Landr.  II.  8.  §.  1.  Der  Bür^'crstand 
begreift  alle  Einwohner  des  Staats  unter  sich,  wcldic  ihrer 
(jcburt  nach  weder  zum  Adel  noch  zum  Kauerstande  ge- 
rechnet werden  können  und  auch  nachher  keinem  dieser 
Stände  einverleibt  sind. 

10.  Preussisches  Landr.  II.  1.  §.  31.  Zum  liöhcrn 
Biirgerstande  werden  hier  gerechnet  alle  öfTentliche  Heamte 
(die  geringem  Subalternen  ausgenommen].  Gelehrte,  Künst- 
ler, Kaufleule,  Unternehmer  erheblicher  Fabrikcr«  und  die- 
jenigen, wc'lchn  gleiche  Achtung  mit  diesen  in  der  bürger- 
lichen Gesellschaft  geniessen. 

11.  Ordinarius  des  K.ides  U)  Bruns ivigk  fbei  Schilling 
I.  318;.  Welk  Kind  gehören  wird,  dewile  sin  vater  Borger 
is  unde  sik  an  de  Borger^chapp  holet,  also  dat  he  Stadt 
pflicht  unde  Borecrrecht  deit,  dat  ervet  de  Borgerschapp. 

12.  Preussisches  Landr.  II.  8.  §.  24.  Aber  auch 
Bürgerkinder  müssen,  wenn  sie  wirkliche  Bürger  werden 
wollen,  das  Bürgerrecht  besonders  gewinnen. 
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die  öffentlichen  Einrichtungen  der  Stadt  beziehen,  in 
das  öß'enlUcfie  WediL    Privatrechtlich  sind: 

a)  der  Antheil  an  dem  besonderen  Siadlrecht 
(Statutarrecht); 

b)  der  Antheil  an  den  bürgerlichen  Gemeinde- 
nulzungen ; 

.  c)  der  Anspruch  auf  Armtmnler^iälzuiiy  autlu- 
genfalls  durch  die  Stadt; 
d)  das  Recht  auf  Aufenthalt  und  Wohmiiz  in 

der  Stadt; 

d)  die  Fiihickeit  zum  Betrieb  himjerlkher  Ge- 
werbe daselbst,  wenn  die  übrigen  Erforder- 
nisse \whanden  sind. 

7.  Von  j^rössereni  Einlluss  auf  die  Gestaltung? 
eigentiiüniHcher  lasitute  und  Formen  des  Pri\alreclits 
als  die  allgemeine  Eigenschall  des  Bürgerstandes  sind 
die  besonderen  BerufscUusen  in  demselben.  Der 
Handelsstand  vor  allen  hat  das  moderne  Handelsrecht 
hervorgehrachU  auch  der  Ha nd u  erkersland  ei^euthüm- 
liche  Rechts^erhäItnisse  erzeugt. 

*  Schilling,  Lebrbucbdes  Stadl-  und  Burgerrechls 
der  deutschen  Bundesstaaten*    Leipzig  1830.  11  Bde. 

§• 

IV.  Der  liauernstand. 

i.  Wie  der  eigentliche  Btirgerstand  seinen  Ur- 
sprung und  Stamm  in  den  Städten,  auf  dem  Lande 
nur  zerstreute  Ableger  hat,  so  ist  der  Baucnistanä 
naturgemäss  mit  dem  Lande  verbunden,  das  er  sel- 
ber baut  (bearbeitet),  Berufsstand. 

Der  liauernstand  war  im  Mittelalter  als  beson- 
derer aus  altern  freien  und  aus  hörigen  Bestand- 
.  theil^  erwachs^  die  im  Lauf  der  Jahrhunderte  ein- 
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ander  angenähert  wurden.  Die  Herstellung  eines 
freien  Bauernstandes  aber  fällt  in  unsere  Zeit. 

2.  Im  engsten  Sinne  heissen  Bauern  die  Be- 
sitzer von  Bauergüiem,  die  sie  bebauen,  sammt  ihren 
Familien ;  in  weiterm  alle,  welche  auf  dt-rn  Lande 
leben,  und  nicht  entweder  um  ilin^  Anil<s  (ieistliche, 
Staatsbeamte)  oder  höherer  Lehensstellung  ii^lllen 
(Aerzte,  Gutsherren)  einem  höhem  Stande  angehören, 
oder  weil  sie  ein  btirgertiches  Ge^^rbe  betreiben 
(Krämer,  Handwerker;,  zu  dem  niedern  Bürgerstande 
gerechnet  werden. 

3.  Dct  Erwerb  eines  Bauergates  begründet 
nicht  fflr  sich  allein  den  Bauemstand  des  Erwerbers, 
sondern  nur  wenn  derselbe  nun  die  Ijaiierliche 
Landwirthschait  zu  seinem  Hauptberufe  macht. 
Wenn  der  Bauer  oder  sein  Sohn  das  Land  \erldsst 
und  dauernd  in  die  Stadt  fibersiedelt,  so  geht  er  in 
den  Bürgerstand  im  weitern  Sinne  des  Wortes  über. 
Die  blosse  I  heilnahme  an  einem  bürgerlichen  Berufe 
auf  dem  Lande  aber  (Handwerk,  Fahrication;  hebt 
die  Standeseigenschaft  des  Bauern  nicht  auf. 

4.  Unter  dem  Bauernstände,  welcher  an  Erin- 
nerungen und  (jebräuchen  zäJie  festhält,  hat  sich 


1.  8€hwaben$piegel  25ff.  Einem  vrten  gebAre  gap 
man  ein  phunt  unde  sebs  pbenninge  ande  einen  helbline. 
(Wie  Im  SacAsmtpiegel  III.  45.  g.  6.  den  »lateladen«). 
Einem  andern  gebüre  glt  man  ze  bnoze  ein  balbrz  phnnt 
unde  einen  belbelinc.  —  Den  Koiiflioten  ein  ganzes  phunt. 

2.  Fremmche»  Landr.  II.  7.  g.  i.  Unter  dem  Dauer- 
slande sind  alle  Dewohner  des  platten  Landes  begriffen, 
welche  sich  mit  dem  unmittelbaren  Detriebe  des  Acker- 
baues und  der  Landwirtlischaft  bescbafligen ,  insofern  sie 
nicht  durch  adllcbe  Geburt»  Amt  oder  besondre  Rechte 

-  ?on  diesem  Stande  ausgenommen  sind. 
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viel  mehr  ieutsehu  Recht  auch  im  Gegensatz  zu  der 

.römischen  Doctrin  und  Praxis  bis  auf  unsere  Tage 
erhalten,  als  in  dem  i)e\Neglirheren  Bürgerstande, 
welcher  dem  Eindriogen  einer  gelehrten  Cultur  weni- 
ger Widerstand  en^egengesetict  hat  Unsere  Wis* 
senschaft  hat  hier  die  Pflicht,  frohere  Fehler  dner 
falschen  (ielelnsamkeit  wieder  .mit  zu  machen,  und 
die  noch  uiUer  dem  Volke  lebendigen  und  in  der 
Sitte  sich  äussernden  —  obwohl  in  den  fittchern 
und  in  den  Amtsstuben  häufig  vergessenen  oder  ver- 
kannten —  Rechtsgewohnheiten  und  Rochtsgedanken 
aufzusuchen  und  darzulegen,  damit  sie  wiederum  zu 
verdienter  Anerkennung  und  Schutz  gelai^en. 

Manche  Institutionen  und  Regeln  des  Privatrech- 
tes gehören  ausschliesslich  oder  vorzugsweise  dem 
Bauernstände  an. 


Drittes  CapiteL 

Confiessionelle  Rechte  und  Gegensätie* 

§.  26. 

1.  Individuelle  fieltenntnissfreiheit* 

1.  Das  Recht,  seinen  religiösen  Glauben  zu  be- 
kennen, i3t  ein  allgemeines  Privatrecht  Es  darf  da- 
her wederein  äusserer  Zwang  geübt  werden,  um  jeman- 
den gegen  seine  persönliche  Ueherzeugung  zu  einem 
bestimmten  ßekenntniss  zu  nütlügeu,  noch  um  eines 
fremden  Bekenntnisses  willen  jemand  verfolgt  werden* 

Ob  ff»  Interem  der  Kinder,  deren  rdigiöse  Er- 
ziehung (Taufe,  Unterricht,  Conlirmation)  von  Seite 
der  Eltern  vernachlässigt  wird,  ein  Einschieiten  des 
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Staates  im  einzelnen  Fall  gerechtfertigt  sei,  ist  eine 
Frage  des  Faniüienrechtes ,  insbesondere  der  Aus- 
ttbuii^  der  Oberwmmndichafu 

a.  Sie  Freiheit  des  hikMehm  Gatt$iiienii€i  im 
Kreise  der  Familie  und  der  Freunde  ist  eine  Folge 
der  Bekenntnissfreiheit. 

Die  Befugniss  zu  Öffenilichem  Gottesdienst  dage- 
an  wird  durch  das  Staatsrecht  normirt 


1.  freussisches  Landr.  II.  Ii.  §.  2.  Jedem  Einwohner 
im  Staate  muss  eine  vdll:  ominene  Glaubens  -  und  Gewis- 
sensfreiheit geslatiet  werden.  §.  4.  Niemand  soll  wegen 
seinrr  Religionsmeinungen  beunruhigt,  zur  Rechenschafi 
gezogen,  verspoltet  oder  gar  verfolgt  werden. 

2.  Bayrisches  Religionsediet.  %.  2.  (Der  Einwohner) 
darf  in  Gegenständen  des  Glaubens  und  Gewissens  keinem 
Zwange  unterworfen,  auch  darf  niemanden,  zu  welcher 
Religion  er  sich  bekennen  mag»  die  einfache  Uausandacbl 
nntersagl  werden. 

3.  Instrum.  pacis  Osnahr,  V.  §.  34.  Patienter  toteren'* 
tur  et  conscientia  libera  dorn!  devotioni  suac  sine  inquisi- 
Uone  aut  turbalione  privatim  vacnre,  in  vicinia  vero  ubi  et 
quoties  voluerint,  publice  Religionis  exercilio  Interesse, 
fe)  liberos  suos  exterts  suae  Religionis  schoiis  aut  privalis 
domi  praeceptoribus  instruendos  non  prohibeanttir. 

4.  Prenssisches  Landr.  II-  11.  §.  7.  Jeder  HaaSYtier 
kann  seinen  büuslichen  Gottesdienst  nach  Gutfinden  an- 
ordnen, £.  8.  Er  ki^nn  aber  Milgliaider,  die  einer  andern 
Religionspartei  zugetban  sind,  zur  Beiwohnnng  desselben 
vider  ibren  Willen  nicht  anhalten. 

5.  Bayritchet  Religionsedicl.  §.  5.  Die  Wahl  des 
Glanbens-Bekenntnisses  ist  jedem  Staats- Einwohner  nach 
seiner  eigenen  freien  Uebenengung  überlassen.  §.  6.  Der- 
selbe Mss  jedoch  das  hieza  erforderliche  Untersebeidungs- 
Alter,  welches  für  beide  Geschlechter  auf  die  gesetzliche 
Yolljührigkeit  bestimmt  wird»  erreicht  haben.  %,  11.  Durch 
die  Religions-Aendemnf  gehen  alle  kirchlichen  Gesell- 
Kbaftsreebte  der  verlassenen  Kirche  verleren. 

lUnlsshli,  dentiebM  Prifalreebl.  6 
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3.  Der  U^triit  aus  einer  religiösen  oder 
kirchlichen  Gemeinschaft  in  eine  andere  siehl  dem 

seiner  bewusst  gewordenen  *)  Individuum  frei. 
Wird  er  in  die  neue  demeinschaft  aufgenommen, 
so  tritt  er  auch  in  das  PriNatrecht  ein,  welches  die- 
ser als  solcher  zustdit,  and  die  besondemprivalrecht- 
liehen  Bestimmungen ,  die  lör  die  oonfiession^  Ge- 
meinschaft gesetzt  waren,  die  er  verlassen  hat  (z.  B, 
im  £herecht,  Erbrecht),  haben  auf  ilm  keine  Anwen- 
dung m^. 

*    Wilda,  über  Gewissensfreiheit  in  der  Zeitschrift 

für  deulsches  Recht.  XI.  S.  16!.  ft'.  BluntschH,  All- 
gemeines Staalsrecht  Buch  IX.  Cap.  2  und  3. 

(Anm.)  Sehr  bestritten  ist  die  Frage,  ob  die  einer 
Erbeinsetzung  oder  einem  Vermäcbtniss  hinzugefügte 
Bedingung  des  ReUgionMeririits  oder  die  des  FeithaUens 
an  dem  fruhfm  Bekeminifs  als  conditio  turpiszu  betrach- 
ten oder  als  w  irlvsam  anzusehen  sei.  Die  einen  bejahen, 
die  andern  verneinen  sie  in  l)eideu  Fallen;  noch  andere  be- 
jahen sie  im  ersten  und  verneinen  sie  im  zweiten  Fall.  Die 
Frage  gehört  in  ihrem  Kern  in  das  Gebiet  der  Moral,  sie  be- 
kommt aber  insofern  auch  eine  juristische  Bedeotuttg« 
als  sieb  juristische  Folgen  an  die  Beantwortung  an- 
schliessen.  Damm  ist  es  aber  auch  verkehrt,  für  alle 
FSlIe  eine  abstracte  Retcel  in  Bereitschaft  zu  halten. 
Es  kann  vielmehr  die  Moralität  oder  die  Schändlich- 
keit sowohl  der  Beifügung  dieser  Bedingung  von  Seite 
des  Erblassers,  als  der  in  derselben  vorausgesetzten 
Handlungsweise  des  Bedachten  nur  aus  dem  Zusam- 
menhang der  Umstände  tm  einzelnen  FäU  ersehen  wer- 
den« Es  ist  gewiss  unwürdig»  jemanden  durch  den 


')  Was  das  heisse  ist  slreitig.  nts  Pr*mt$itekg  Laadreebt  IL  1. 
g.  84.  IlMt  die  VirabI  den  Mäitiifm  (nacb  Ii  Jabrea)  l\rei» 
das  BmgHtdke  fidict  erst  den  V«l0a*rifm  (aaeb  Sl  Jabrea). 
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Köder  eines  Ökonomischen  Gewinns  zum  Ueberlrill 
in  eine  andere  Confession  zu  verlocken ,  und  schänd- 
lich, um  desswillen  sein  Religionsbekenntniss  xu  Sn- 
dern.  Aber  es  ist  durchaus  nicht  immoralisch ,  wenn 
ehi  glaobenseifHger  Mann  einem  GouTerttten,  dem  viel- 
leicht mn seines  Uebertrittes willen  eine  Erbschafloder 
Unterstützung  entzogen  worden,  ein  Vermächtniss  aus- 
setzt, nicht  in  der  Absiciit,  ihn  damit  zu  locken,  sondern  - 
ihn  Vörden  nacblheiligen  Folgen  seines  Entschlusses  zu 
bewahren  und  seine  JEntschiedenheit  zu  belohnen;  und 
es  ist  keineswegs  schändlich,  wenn  der  Begabte  ein 
solches  Vermächtniss  dankbar  annimmt.  Femer  ist 
es  keibe  unsittliche  Handlung ,  wenn  ein  Erblasse, 
welchem  freie  Verfügung  fiber  seine  Verlassenschaft 
f  ukommt,  einem  Anverwandten,  von  dem  er  hört,  dass 
er  zum  Uebertritt  in  eine  andere  Confession  verlei- 
tet werde  und  aus  Schwäche  oder  Leichtsinn  vielleicht 
sich  verleiten  lasse  ,  nur  unter  der  Bedingung  sein 
Vermögen  zuwendet,  dass  er  seiner  Confession  treu 
bleibe  nn4  ihn  dadurch  vor  ehier  UebereiUing  ra  war- 
nen «der  seinen  Leichtsinn  zu  strafen  unternimmt; 
aber  es  kann  auch  die  Drohung  einer  Vermögensein- 
busse gegenfifoer  einem  ernsten  religiösen  Streben 
zur  Immoralität  und  unter  gravirenden  Umständen 
schändlich  werden ,  so  dass  sie  dann  keine  Beach- 
tung verdient.  Je  mehr  eine  reife  Humanität  auf  volle 
Freiheit  des  religiösen  Bekenntnisses  Werth  legt, 
desto  weniger  ängstlich  und  confessionell  beengt  wird 
siehTauch  diese  Frage  beurtheilen. 


i.   Der  Einfluss  des  Christenthums  auf  die  Fort 


$.27. 


Christliche  Confesslonen. 


nütelifarer.  Der 
Anthtf  an  der 
6* 
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Milderung  und  Besettigung  der  BU^rigkeit  und. schrof- 
fer Standesuntersehiede;  und  da  das  Christenthum 

nicht  eine  nationale,  sondern  eine  allgemein  mensch- 
liche Religion  ist,  so  ist  es  auch  dem  Zuge  der  mo- 
dmien  Rechtebildung  zu  allgemein  menschlicher  Ge- 
stalt forderlich.  "Ehieaunmittdbarm  Einfluss  aber  hat 
das  Christenthum  fast  nur  im  Eherecht  und  auf  die 
Erzi^ung  der  Kinder  ausgeübt. 

2.  Im  Mittelalter  hatte  die  Häresie  (Ketzerei), 
als  Abfiül  von  dem  anerkannten  orthodoien  Glaa- 
ben  der  Kirche,  den  Verhist  auch  des  borgerlichen 
Rechts  zur  Folge. 

Für  Deutschland  wurde  aber  endlich  durch  den 
WeiiphMichen  Frieden  (1648)  anerkannt,  dass  die 
AnhAng^  der  beiden  grossen  ReligiiMisparteien  in 
Deutschland,  Katholiken  und  Prolestanten  gleich- 
massig  Antheil  haben  sollen  an  dem  bürgerlichen 
Rechte.  Mit  Bezug  auf  andere  Christen  ausserhalb 
der  kathoMschen  Kirche  und  die  sich  nicht  an  das 
Augsburger  Bekenntniss  hielten,  wurde  damals  noch 


1.  Nova  constitulio  Priäerici  imperatoris  (zu  c.  h.  C. 
de  haereticisl.  V.).  Credentesprffitereareceptatores  defensores 
et  rautotes  liaprciironim  damnamus»  firmiter  statucntes  ut 
si  postquam  qiiilibct  laliiim  fuerit  excominunicalione  nota- 
lus  salisfacere  conlemscrit  intra  annum,  ei  tunc  ipso  jure 
Sit  infamis  nor  ad  publica  olTicia  sou  consilta  vel  ad  ell- 
gendum  aliquos  adhibeatur,  neqiie  ad  testimonium  admit- 
tatur.  Sit  eliam  inicsiabiiis  ui  nec  leslandiliberam  habeat 
facultatem  nec  ad  heredilalis  successionem  accedat.  Nullus 
praeterea  ei  super  quocunque  negotio,  sed  ipse  aliis  re- 
spondere  cogatur. 

2.  Instrwn.  pac.  Osnabr.  V.  35.  Sive  au  lern  CalhoUci 
sive  Augustanaeconfessionis  fuerint  subditi,  nullibi  obreligio- 
neni  despicatui  habeantur  nec  a  mercatorum  opificum  aut  ' 
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das  alte  strenge  Pnadp  der  Verfolgiiqg  jeder  Ketze- 
rei nicht  aufgegdien,  nur  in  der  Praiis  gemildert 

Die  deutsche  Bundesacte  erstreckte  die  (ileich- 
steUnng  der  Bekenner  der  katholischen,  evangdUch' 
bukmmkm  nad  refcrmrim  Confessionen  auch  auf 
das  Gebiet  des  öfftntHikm  Redites. 

3.  Dem  heutzutage  nun  anerkannten  Grund- 
satz d»r  individuellen  fiekenntnissfreiheit  als  eines 
aDgemeinm  Privatreelits  entspricht  die  nene  Rechts* 
regel,  dass  auch  die  Angehörigen  einer  andern  Kirche 
als  der  drei  anerkannten  Kirchengemeinschaften  oder 
die  Anhänger  einer  Secte  auf  dem  Gebiete  des  bür- 
getfUehen  Rechtes  vollkommen  rechteßhig  bleiben 


tribuumcoranianione,  baereditatibus,  legatis,  hospitalibus,  le- 
prosoriis,eleeniosynis,  aliisvejaribusauicommcrciismultomi* 
nus  publiciscoemeleriis  honoreve  sepullurac  arceanlur  —  scd 
in  bis  etsimilibiis  pari  cum  concivibus  jure  babeantur  aequaii 
jnstitia  proteclioneque  tuti. 

3.  Deutsche  Bundesaeie  Art.  16.  Die  Verschiedenheit 
der  chrisllicben  Religionsparteien  kann  in  den  Ländern 
und  Gebieten  des  deutschen  Buades  keinen  Unterschied  in 
dem  Genüsse  der  bürgerlichen  und  politischen  Rechie  be- 
grüDden.  (Vgl.  über  den  8inn  KÜtier,  Acleo  des  Wiener 
Congresses  11.  439.) 


*)  Die  BuDdettCle  gvanlirl  Areilfeh  diese  Hechle  nirht  nadbe- 
sehrSnlLt  bieri«  die  Lendesgesetzgebung  nicht.  Aber  die  Auf- 
gabe dieser  ist  es,  das  endlich  als  ein  allgemeines  erkannte 
Pnvatrecht  zu  schützen,  nicht  zu  verletzen.  (Jeher  die  nicht 
privatrecbtliche  Frage»  inwiefern  Fremdgläubigen  auch  die 
ungeschmälerte  Betheiligung  an  den  höhern  staatlichen 
•  Rechten  zu  verstatten  sei  •  vgl.  Bimmttehii,  Allgem.  ätaals« 
recbt  11.  Cap.  4  und  6. 
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Aber  nichl  ebenso  yerslefat  es  sich,  dass  sie  auch  in 
den  polHiscIien  Rechten  den  Gfiedem  der  yom 

Staate  anerkannten  Kirchen  gleich  stehen.  V^orbe- 
halten  sind  auch  dort  solche  Institutionen,  wie  z.  B. 
Klöster  und  einzelne  Ordensverhindungen  und  StiS^ 
tongsanstaUen,  weidie  ihrer  Natur  nach  eine  b$- 
itimmU  Confestkm  voraasscintt. 

§.  28. 
III.  Die  Juden. 

1.  Historische  Einleitung. 

1.  Um  zweier  Eigenschaften  willen  war  in  dem 

mittelalterlichen  Deutschland  das  Recht  der  Juden 
sehr  hedroht.  Weil  sie  einer  fremden  Nation  und 
Rasse  angehörten,  so  hatten  sie  den  Schutz  der  Volks- 
vertreter nidit,  und  als  Vn^äubige  waren  sie  um 
.  ihrer  Religion  willen  der  Verfolgung  der  Christen 


4.  Oe§terrmeAiteh«9  Gesetzb.  §.  39.  Die  Tersetaieden- 

heil  der  Religion  hat  auf  die  Privatrechte  keinen  Einfloss, 
ausser  insofern  dieses  bei  einigen  Gegenständen  durch  die 
Gesetze  insbesondere  angeordnet  ist. 

1.  Schwabenspiegel  214.  Die  selben  (juden)  gap  der 
künic  Tylus  in  des  römischen  küniges  kamer  ze  eigen: 
unde  da  von  sullen  si  des  richcs  kneble  sin  uncje  der  rö- 
mische künic  Sül  sie  beschermen.  —  die  juden  sol  nieman 
twingen  ze  kristenltchen  gelouben.  wan  mac  man  si  mit 
guolen  Worten  bringen  zuo  der  krislenheit,  daz  sol  man 
gerne  tuon.  —  Den  kristen  ist  verboten  daz  si  mit  den  ju- 
den iht  ezent  der  splse  der  si  bcreitenl.  —  Die  juden  sul- 
len juden  hüeie  tragen  in  allen  steten  dä  si  sint.  wan  dä 
mit  sint  sl  üz  gezeichent  vor  den  kristen,  daz  man  si  vür 
juden  haben  sol.  Die  juden  sullen  niht  kristen  liute  bt 
in  hän  die  in  dienen,  unde  die  ir  brdt  unde  ir  splse  ezent. 
die  selben  sint  in  dem  banne. 
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ausgesetzt.  Durch  Handel  und  Wucher  erwarben 
m  Reichthümer  und  daniii  die  Mittel  ihre  £xistenz 
za  retten,  razten  aber  hinwieder  dadurch  den  Neid 
und  den  Hass  des  Volks  und  der  Grossen  wider 
sich.  In  den  Zeiten  der  Kreuzzii^e  vorzüglich  lo- 
derte der  Volkshass  gegen  die  Juden  in  w  ilden  und 
^usameii  Verfolgungen  häufig  auf.  Nur  der  Kö- 
nig als  Nachfolger  der  römischen  Kaiser  und  höchste 
Obrigkeit  über  alle  A'olker  und  als  8chirnf)herr  des 
christlichen  Glaubens  konnte  ihnen  f  rieden  v  erleihen, 
indem  er  sie  unmittelbar  unter  seinen  Schutz  nahm. 
Für  diesen  Schutz  erhoben  die  Kaiser  von  den  Ju- 
den bedeutende  Abgaben. 

Im  Innern  war  die  Judenschaft  alsein  besonderes 
Volk  organisirt.  An  der  Spitze  der  gesammten  Ju- 
denschaft, ifgemeiner  Jttdischheit«  stand  als  jüdisdier 
Oberrichter  der  sogenannte  Judetmeister  oder  Hoch- 
meister,  \md  untergeordnete  Judenmeister  oder  Rabhiner 
richteten  über  die  einzelneu  Jii<ifii^fmem(/eii>  in  welche 


3.  ReichS'FoUxm-Ordmuig  v.  1548.  Tit.  20.  $•  ^* 
flirobin  niemand  Juden  anzunehmen  oder  zu  halten  gestat- 
tet werden  soll,  dann  denjenigen,  die  von  Uns  und  dem 
heiligen  Reich  Regalia  haben  oder  insonderheit  derhalben 
privilegirt  seind« 

3.  D9ui9eheBmtdetmct9  KfUi^.  Die  Bundesversammlung 
wird  in  Berathung  zlehn »  wie  auf  eine  möglichst  überein- 
atimoMude  Weise  die  bfirgerlicbe  Yerbesserung  der  Beken- 
ner des  jüdis  eheoGlaubens  in  Dentschland  zu  bewirlien  sei, 
und  wie  insonderheit  denselben  der  Genuss  der  bürgerlichen 
Rechte  gegen  die  Uebernahme  aller  Burgerpflichten  in  den 
Bundesstaaten  verschalll  und  gesichert  werden  ItOnne.  Je^ 
doch  werden  den  Bekennern  dieses  Glaubens  bis  dabin  die 
denselben  von  den  einzelnen  Bundesstaaten  bereits  einge- 
rinmten  Rechte  erhalten. 
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Jndensdiaft  getheilt  war.  Sie  handhabten  das  jü- 
dische Recht  ,  wo  es  unter  den  Juden  zur  Anwen- 
dung kam,  und  verhängten  den  Bann.  Die  Ge 
meinschaft  der  Juden  mit  dm  Christen  war  heschrAnkt ; 
aber  auch  im  Streite  mit  diesm  ward  ihnen  Rechts- 
schutz ertheilt,  von  geistlichen  und  weltlichen 
Richtern  der  Christen. 

2.  Wie  die  übrigen  königlichen  Rechte,  wur- 
den auch  das  Schutzrecht  des  Königs  Ober  die  Ju- 
den und  die  Rechte  der  königlichen  Kammer  auf 
jüdisclie  Ahgalx*n  an  and(Te  Fürsten  für  ihre 
Länder  und  an  Reichsstädte  verliehen,  und  mit  der 
Zeit  in  einen  Bestandtheil  der  Landeshoheit  umge- 
wandelt. Ebenso  löste  sich  anmfihlich  die  alte  Ver- 
bindung der  Jüdischheit  auf,  je  nacii  den  Ländern, 


4.  Prenssisches  (iosetz  V.  1812  (bei  AVöu/,  §.79.  49.). 
Die  in  unsern  Staaten  jetzt  wolinhaflcn  mit  General-Privi- 
legien, Naturalisütions-Palenlen,  Schulzbriefen  und  Conces- 
sionen  veisebeiion  Juden  und  deren  Familien  sind  für  Ein- 
länder  und  Preussische  Slaatsbiirger  zu  arhien;  —  sollen 
gleiche  bürgerliche  Rechte  und  Freiheiten  mit  den  Christen 
geniessen.  —  Sie  sind  aber  gehalten,  alle  dem  Christen  ge- 
gen den  Staat  un<l  die  Gemeinde  ihres  Wohnortes  oblie- 
genden bürgerlichen  Pflichten  zu  erfüllen.  —  Die  privatrecht- 
lichen VerbÄltnisse  der  Juden  sind  nach  denselben  Ge- 
setzen zu  beurtheilen,  welche  andern  Preussischen  Staats- 
bürgern zur  Richtschnur  dienen.  Ausnahmen  finden  bei 
solchen  Handlungen  und  Geschäften  statt,  welche  wegen 
der  Versciucdenheil  der  ReligionsbegrilTe  und  des  Cultus 
an  besondere  gesetzliche  Bestimmungen  und  Formen  noih- 
wendig  gebunden  sind.  In  Absicht  des  Gerichtsstandes 
findet  ebenfalls  zwischen  Christen  und  Juden  kein  Unter- 
schied statt.  —  In  keinem  Fall  dürfen  sich  Rabbiner  und 
Juden-Aelteste  weder  eine  Gerichtsbarkeit  noch  eine  vor- 
roandschafUiche  £ioieitung  und  Direcüoo  amnassen. 
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in  deneo  die  Juden  idyten.  Diesewurdenso  za  einer  be- 
sondern Classe  von  Unierthanen  der  Landeikerrm  und 

der  LandesgesetzqebufKj  unterworfen.  Andern  öffentli- 
chen Rechte  des  Landes  erhielten  sie  keinen  Theü, 
und  iliie  efgenen  corporativen  Redile  waren  nun 
ani  dem  granmn  Zusammenhang  der  Vorzdt  her- 
ausgerissen. Im  Privatrecht  wurden  sie  im  Streite 
unter  sich  gewölmlich  noch  nach  mosaisc  fiem  Rechte 
beurtheiU,  auch  wenn  nicht  mehr  der  Kahhinery  son- 
dern das  ordentliche  Gericht  darOber  richtete;  im 
Streite  mit  Christen  aher  nach  dem  Landrecht,  in 
welchem  jedoch  die  Juden  inanuictifach  zurückgesetzt 
waren. 

3.  AlUnählich  wurden  die  Juden  als  voUe  Landei- 
angekon'ge  betrachtet,  die  alten  besondem  Juden- 
gemeinden aufgelöst,  und  die  einzelnen  Juden  und 
Judenfamilien  in  die  gewöhnlichen  politischen  Gemein- 
den au^enomroen.  Sie  hörten  nach  und  nach  auf 
als  Fremde  zu  gelten,  und  wurden  als  emheimUehe 
Volksgenossen  der  gewohnten  öiTentlichen  Gerichts- 
barkeit unterworfen.  Auch  die  Nachwirkungen  des 
noch  fortdauernden  religiösen  Gegensatzes  auf  das 
Recht  wurden  mit  der  Zeit  gemildert,  oder  beseitigt, 
und  in  Folge  dieser  Umgestaltung  das  gemeuie 
Landrecht  auch  über  die  Juden  erstreckt. 

*  Spieker  tiber  die  ehemalige  und  jetzige  Lage 
der  iodcn  in  Deutschland.  Halle  1809.  Btael  ttbcrdas 
Mrgerlithe  Recht  der  Judennach  gemeinem  deutschen 
Rechte  im  WhehiiseKen  Mwewn  II.  8,       ff.  OoPMf, 

Historisch-dogmatische  Darstellung  der  rechtlichen 
SlcUuDg  der  Juden  iu  Bayern.  München  1851. 
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§.  29. 
2.  Ueuligcs  Aeclit 

1.  Staat»)  echüich  werden  die  Juden  zwar  nun 
gewöhnlich  ais  Landeiongehßriqe  anerkannt,  aber  in 
manchen  iJkndern  noch  Ton  <HlbntKchen  Ämtern  awh 

geschlossen,  und  in  der  neuen  Ansässigmachung  oder 
in  der  üebersiedlung  ^  on  einer  (lemeinde  in  eine  an- 
dere beschränkt.  Im  Privalrecht  aber  ist  nunmehr  die 
Theihiahme  derselben  an  dem  iMdeireehie  nnd  ifaie 
Gleichstellung  mit  den  Christen  Regel. 

2.  Ausnahmsweise  kommen  vorzüglich  noch 
folgende  Besehränkungm  in  Betracht: 

a)  Im  Persanenreeht  finden  diejenigen  Bestimmungen, 
welche  das  Christenthum  voraussetzen  ;/..  R.  über 
Taufe  und  Gonfirmation),  auf  sie  keine  Anwendung, 
nnd  sind  sie  nicht  föhig  zur  Aufnahme  in  Verbin- 
dungen und  Stiftungen  von  amfesHandl-diriit' 
lichem  Charakter,  noch  zum  Erwerb  wissen- 
srhafthrlur  Ehren  solcher  Art.  Ein  innerer 
Grund  gegen  die  Zulassung  der  Juden  zur  Doctor- 
würde  der  Philosophie  oder  Jurisprudenz  oder 
im  CiYilrecht  bestdit  nicht,  woM  aber  können 


1.  ifannov,  Ges.  v.  1843.  fi.  4.  (Hraut,  |.  81 ,  13). 
Die  Trennung  Judischer  Ehen  kann  nur  durch  Erkenntniss 
der  hörgerlichen  Gerichte  errolgen.  Diese  hahen  hei  ihren 
Entscheidungen  ausser  den  gemeinrechlHchen  Ehescheidung^ 
gründen  die  in  den  nachinweisenden  ReligioBSgrandsatscn 
und  Bitaalgeselien  der  Juden  begriindeten  zu  heröcksichtigeu 
und  in  letilcr  Hinsichi  in  Zweifeisnilen  das  Gulachten 
eines  Landrahbiners  einzuziehen. 

2.  Bayrueh§9  G.  T.  1851.  (.  1.  Alle  Ausnahmsbe- 
siiromungen,  weiche  in  den  verschiedenen  Landestheilen 
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sie  schickliclierweise  weder  DocCoren  der  Theo- 
loge noeh  Doctoren  heider  Rechte  (aiieh  juris 

canonici)  werden.  Der  Aufnahme  in  Hatulurrks- 
inmitujen  stellt  kein  grundsätzliches  üinderniss 
im  Wege. 

b)  Im  Saehetireeht  kommen  die  frohem  Besehrin- 

kungen  des  Erwerbs  von  Grunäeiycnlhum  nur 
selten  noch  vor. 

c)  Im  ObUgatwnenreckt  sind  die  Altern,  den  Juden 
günstigen  Privilegien,  gegen  Wucherzinse  darzu- 
leihen und  gestohlene 'Sachen,  die  sie  in  gutem 
(ilauhen  gekauft,  zurückhalten  zu  dürfen,  schon 
seit  langein  beseitigt  Dagegen  linden  sich  mit 
Bezug  auf  die  äussere  Farm  gewisser  Rechts- 
geschäfle  der  Juden  mit  Christen  (z.  B.  Pftmd- 
verträfje,  ViehverstcllungJ  sowohl  als  auf  ein- 
zehie  Berufsarlcn  (Brauereien ,  Schenkwirth- 
schaften,  Viehhandel)  hier  und  da  noch  neuere 
Beschränkungen. 

3.  Die  jüdische  Gerichtsbarkeit  ist  allenthalben 
untergegangen;  und  jüdisches  Sonderrecht  wird  nur 
im  Verluütniss  der  Juden  zu  emander  und  auch  da 
nur  in  sdir  engen  Grflnzen  msofem  noch  anerkannt, 


des  Königreichs  bezüglich  der  Yerhällnisse  der  israelitischen 
Glaubensgenossen  zu  den  Christen  in  Ansehung  des  bürgerli- 
chen Rechtes  bestehen —sind  aufgehoben.  Dasselbe  gilt  in  Bezug 
auf  die  Verhältnisse  der  israelitischen  Glaubensgenossrn  unter 
sich  von  allen  Specialgesetzcii,  Verordnungen  und  Gewohn- 
heitsrcrliten  (Ritualgesolzen),  insoweit  sie  das  bürgerliche 
Hecht,  insbesondere  das  eheliche  Güterrechl  und  das  Kib- 
recht  betrefTen.  In  allen  diesen  Beziehungen  kununen  für 
die  israelitischen  Glaubensgenossen  die  für  die  Christen 
gellenden  Civil-  und  IVocessgesetze  in  Anwendung. 
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«kl  damlbe  in  nothwendigem  Zuwunmenhang  mit 

ihrer  Religion  steht  und  nicht  den  allgemeuien  Grand- 
sätzen der  puten  Sitte  widerspricht.  Es  gilt  das  vor- 
züglich von  dem  Ehe-  und  Erbrecht,  Von  der  Art 
«ad:  die  Hüualfesetze  und  da«  CerenunM  der  Juden 
ftr  die  Farm  der  Ehe,  das  Vorzugsredit  der  erüfe- 
borenen  Sö/fne  im  Erbrecht.  Die  freie  Ehescheidung 
des  Mosaischen  Reihtes  dagegen  w  ird  nicht  mehr  ge- 
stattet. Im  Einzelnen  wird  jedoch  die  Gränze  der 
Anwendbarkät  des  jüdischen  Rechtes  in  den  deuUdien 
Ländern  verschieden  hesUmmt.  Ueber  die  Besüm- 
mungen  des  jüdischen  Rechtes,  wo  es  noch  anwend- 
bar ist,  erkundigen  sich  die  Richter  wie  über  Ge- 
wohnheitsrecht 

*  JiUUsehe  Recblsbficher  sind  ausser  der  Mosair 
sehen  Gesetzgebung  vorzüglich  der  Toliiiiiil  aus  dem 
dritten,  und  der  Schulchan  Aruch  aus  dem  sechszehnten 
Jahrhundert.  Von  neuern  Werken  sind  wichtig: 
Michaelis,  Mosaisches  Recht.  Frankf.  1775—  1803,  und 
Moses  Mindelssohn's  Ritualgesetze  der  Juden.  Berlin  1826. 


Viertes  CapiteL 

Von  der  Ehre. 

§.  30. 

1.  Historische  Einleitung. 

1.  Die  germanmhe»  Völker  haben  Ton  jeher  die 

Ehre,  als  die  Anerkennung  und  Achtung  eines  per- 
sönlichen Werthes  und  persönlicher  Würde,  im  Leben 
hoch  geschätzt  Das  Aecht  des  Mittelalters  hat  den 
Begriff  der  Ehre  und  die  FäDe  Oxrer  Verdunkelung 
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nllher  bestimmt.  Dem  Geiste  jener  Zeit  gemäss  l^te 
es  den  Begriff  der  Ehre  an  den  des  Standes  und  der 
der  Person  zukommenden  Berechtigung  (Rechtsftihig- 
keit)  an.  Wer  Recht  hat,  hat  Ehre,  und  um  so 
höhere,  je  höheres  Recht  er  hat,  von  je  höherem 
Stande  er  ist  Wer  sein  Recht  verliert,  verliert  da- 
mit andi  seine  Ehre.  Iii  den  Formeln  der  Aechlung 
und  Verfehmung  werden  daher  die  Ausdrtlcke  echtlos, 
rechtlos,  elirios,  friedelos  verbunden,  um  den  Einen  Ge- 
danken derZmtömng  alles  Rechtes  der  geächteten  Per- 
son in  mannichbcher  Spiegehmg  mn  so  schrecklicher 
erscheinen  zu  lassen. 

Das  Mittelalter  unterschied  drei  Stufen  in  der 
Herabsetzung  und  dem  Entzug  der  rechtlichen  Ehre: 
a)  die  EtMüii^  oder  FriedeUmgkeit;  b)  die  Beekt- 
löiigkeit;  c;  die  Ehrlosigkeit.  Die  Rechtssprache  ist 
freilich  nicht  immer  genau,  und  wie  sonst  oft,  so 
haben  auch  hier  die  deutschen  Rechtswörter  in  den 
Quellen  vieMeutigen  Sinn. 


I.  Glosaa  sam  S.  sp,  vm  Obeiiebter.  in*  17.  Dadurch 
ffnirtbeiU  umd  ihm  leib  und  gol»  ekre^  etki  mmd  reeki. 

%  Contiit.  Fridnriei  I. «.  1187.  81  iiois  a  pffOscripÜOQe 
f  I  eseonmaoieatloiia  simul  iafra  ananin  et  diMii  non  ftierlt 
absohittts»  nmoert0  järe  el  honor»  et  legmUtmi^  SM  privatas 
liabeitiir,  ila  ul  in  ferando  lestlmoBia  fei  ad  eausaädam  de 
eataro  aequaiioaBi  sii  admitlendaa.  Oagmi  quoque  ÜMidali 
jare  perpetuo  carebil. 

3.  B^ämmtm  Rhdng.  Allarlh-  8.  618.  Yarfaliiniiiigs- 
rornial:  ieh  neme  dir  heut  ko  liga  dein  kmireeki  «ad  all 
dein  ir*  am  den  todtehlag  dea  da  hast  gelaa  mf  des  retekes 
Strassen  and  teile  darom  delnaa  leib  dea  laallcaten,  dala 
leben  dem  baren,  dein  erbe  daa  es  gebahret,  deia  elieb 
weib  zu  elaer  wlssenUlehea  wlllwea,  dalae  klade  la  wisaeat- 
liebea  walaea  aad  setie  dieb  ans  geridbta  ia  aageriebt  aas 
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%  Die  Echtlosigkeü  oder  Friedelosigkeit  zerstört 
aOes  Rechl,  und  damit  auch  alle  £hre.  Der  Geächtete 
(exlex ,  im  englischen  Rechte  ouirlaw  genannt)  wird 

ausgestossen  aus  aller  rechtlichen  Gemeinschaft,  unil 
Jedes  Schutzes  der  Rechtsordnung  beraubt  Wie  er 
den  Frieden  und  das  Recht  gebrochen,  so  sott  er  auch 
keinen  Frieden  und  kein  Recht  finden. 

Dieser  Begriff  ist  thefls  in  Folge  der  Umgestal- 
tung des  Strafrechts,  theils  w  eil  er  mit  der  modernen 
Rechtsidee  in  Widerspructi  gerathen,  dass  die  Rechts- 
ordnung alle  Menschen  jederzeit  umschliesse,  keiner 
völlig  ausserhalb  derselben  Platz  habe,  für  unser 
Recht  untergegangen,  und  hat  nur  in  dem  Begriff  des 
sogenannten  bürgerlichen  Todes  (mort  civüe)  einen 
eb^lfaUs  verghmmenden  Nachschein  auf  unsere  Tage 
geworfen. 

Nehen  jener  absoluten  Echtlosigkeit  kam  aber  im 
Mittelalter  auch  eine  räative  AumhUessung  aus  einer 


gnade  in  nngnade^  aas  landfrieil  in  unMed»  also  das  niemand 

an  dir  Trevelt. 

4  Smchnwpiegel  I.  40.  8vA  so  trilweloa  beredet  wert 
oder  bererlüchUch  ut  des  rikes  diensCe»  den  Terdell  man 
«w  er»  unde  sin  Unrecht  , 

5.  fV9ndh«^r  Bmwnr.  Wann  nun  einer  in  dieser 
banerschall  erftuden  wurde,  der  nicht  tUte,  was  sich  eignet 
und  gebühret,  was  die  bauerschaft  thon  soll,  dass  er  wieder 
suBB  gehorsam  gebracht  wurde?  antw*  dem  soll  man  einen 
graben  m  dem  tbore  anfwerfen,  das  thor  lapfahlen»  den 
•imern  über  dem  bmnnen  weghauen,  den  backofen  la- 
machen  und  kein  teuer  leihen  (vg.  aqua  et  Igni  inlerdleere}, 
knh-  und  Schweinehirten  verbieten  und  In  solche  noth 
bringen,  dass  er  Ihnn  muss  was  recht  und  gemSss  Ist. 

A.  8mch§€m/u9g^l  III.  45«  ft.  1.  Ane  weregelt  sin  un- 
echte lüde.  Doch  sve  so  Ir  enen  dodet  oder  wandet  oder 
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besondem  Reehisordnung  vor,  wie  der  Verlust  alles 
Lehenmohti  und  der  Lehensfilhigkdt,  während  die 
Berechtigung  im  Landrechl  blieb,  oder  die  Versagung 

aller  Rechte  der  Markgenosscnac/uifl ,  während  alles 
•übrige  Recht  unverselirt  blieb.  Dieser  Verlust  einer 
besondem  Rechtsgemeinschaft  kann  heute  noch  vor- 
komme. 

3.  Die  alte  Rechtlosigkeit  im  eigentlichen  Sinn 
war  nicht  Verlust  alles  Rechts,  sondern  V^ersagung  * 
der  freien  Standes-  und  der  politischen  und  gericht-  . 
Hchen  Ehrtnreckte.  Die  rtekthsm  (meektmj  Leute 
konnten  wohl  yerm5gen  haben,  und  hatten  Theil  an 
den  Familienrechten,  aber  es  kam  ihnen  kein  ciiiont- 
liches  Wergeid  zu,  sie  durften  nicht  als  Urtheiler  oder 
Zeugen  vor  Gericht  handdn,  noch  ihre  Sache  persön- 
lich vertreten,  noch  durch  Eid  der  Unschuld  sich 
von  einer  Klage  befreien,  noch  Vormünder  haben 
oder  sein. 


rovel,  oder  uaechte  wif  nodeget,  unde  deo  vride  aa  eo  briet» 
man  sol  over  in  richten  na  vrcdes  rechte. 

7.  SwhtentfMgel  III.  70.  S-  i«  Svar  man  nicbt  ne 
dinget  uoder  konnicgesbanne,  dar  mat  iewelk  man  wol 
ordel  vi/iden  unde  luch  sin  ofer  den  anderen»  den  man  nicht 
raehtlos  bescelden  ne  mach. 

8.  Smehsempieg^el  III.  16.  §.  2.  Reehtlose  Ifide  ne  solen 
neuen  vormänden  hebben. 

9.  Sachsenspiegel  I.  51.  (.1.  It  la  menleb  man  recht-- 
los  de  nicht  n*i8  echilos:  wende  en  rechtlos  man  mot  wol 
elik  wir  nemen  and  hindere  bl  Ire  gewinnen,  die  fana  eren- 
burtich  sin :  die  muten  ok  wol  sin  erfeaenm.  —  Eeht  man 
noch  acht  wir  de  nlmt  ok  unechles  mannes  erre  nicht. 

10.  3meh»empUf^ei  L  38.  f.  I.  Kempen  unde  ihr  kin* 
dare,  Speldte  und  alle  die  unecht  geborn  sin  und  die  dlUire 
oder  rof  sfinet  oder  weder  ge?et  und  de  des  Tor  gericht  m- 
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In  den  Zustand  der  rechtlosen  Leute  in  diesem 
Sinne  kamen: 

a)  die  unecht  g^wrenen,  uneheliehm  Kinder; 

b)  diejfe<liifi^«fiml(SBim^^ 

Mmde  Gaukler  und  Bänkelsänger); 

c)  Diebe  und  Räuber,  und  wer  ein  Vergehen  ver- 
übt hat,  dessen  Strafe  wenigstens  Haut  und 
Haare  beträfe. 

Diese  Rechtslosigkeit  hat  wohl,  wie  Oberhaupt 

der  ganze  Begriff  der  Ehre,  eine  Umbildung  im  neuern 
Rechte  erfahren,  aber  der  Zusammenhang  dieses  uiit 
den  Attem  Aechtsgedanken  ist  noch  deutlich  zu  er- 
kennen. 

4.  Noch  näher  verwandt  unserer  heutigen  DeiA- 
weise  ist  die  Ehrlosigkeit  des  ältern  Rechts,  durch 
welche  da  schon  der  Verlust  der  Achtung  und  Würde 
bezeidmet  wird  als  Folge  moralischer  Verirrung  und 
Versunkenheü.  Die  Wirkungen  waren  ünMii^elt  zu 
öffentb'chen  Aemtern  und  zur  Genossenschaft  in  ehr- 
baren Corporatioiien  und  Gesellschaften ,  und  Herab- 
setzung der  Glaubwürdigkeit,  wozu  guter  Ruf  erfordert 
wird. 


wunnen  werdet,  oder  di  ir  lif  oder  hui  und  bar  ledeget,  die 
siat  alle  rechtlos. 

11.  Sachsenspiegel  I.  5.  §.2.  Wif  mach  mit  unkusch- 
heii  iro  lives  ire  wiflichen  ere  krenken,  ire  rechl  oe  Ver- 
lust se  dar  mcde  nichl,  noch  ir  ervc. 

12.  Schuabenspiegel  227.  Daz  wir  sprechen  an  ir  ere^ 
daz  meinen  wir  also,  ob  man  einen  man  an  sinen  eil  spri- 
chel  oder  an  siiiü  ewerc  oder  daz  man  giht  er  si  nül  ge- 
loubic  oder  dü/  man  in  seit  von  der  crislenheit,  dM  er 
diu  ding  getan  habe,  die  uncristenlich  sint. 

13.  Hltme*  Haüerrecht  MX,  3.  Von  grossen  eren  der 
riuere. 
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5.  Als  das  römische  Recht  in  Deutschland  be- 
kannt \Mirde,  brachten  die  gelehrten  Juristen  auch 
römische  Namen  und  Erinnmuigen  (kifauma,  turpi- 
iudo,  lm$  notae  maeula)  in  ümlauf,  ohne  das  in 
der  alt  -  römischen  Verfassung  begründete,  und  mit 
dieser  untergegangene  Institut  der  römischen  infamia 
zu  verstehen.  An  der  daherigen  Verwirrung  der 
Begriffe  Mdet  noch  die  heutige  deutsche  Rechtslehre; 
obwohl  der  Erste  unserer  Romanisten,  Savigny  selbst, 
nachgewiesen  hat ,  dass  die  römischen  Vorschriften 
über  Infamie  antiquirt  seien. 

*  Jtfaresoß,  über  die  bargerliche  Ehre.  Glessen  1824. 
Buäd$,  Qber  Rechtlosigkeit,  Ehrlosigkeit  und  Echt- 

losigkeit.  Bonn  1842.  J,  Hillchrand,  über  die  gänz- 
liche und  theilweise  Entziehung  der  bürgerlichen  £hre 
nach  den  deutschen  Rechlsbüchern  des  Mittelalters. 
Giessen  1844.  v.  Savigny,  System  des  Römischen 
Rechts.  Bd.  U.  S.  170  ff. 


2.  Neueres  Recht.  A.  Begriff  und  Arten  der  Ehre. 

Unser  neueres  Recht  der  Ehre  wurzelt  zum  ge- 
ringeren Theile  in  den  hergebrachten  nationalen  Vor- 
stellungen, zu  grösserem  in  den  heute  verbreiteten 
allgemein  -  menschlichen  Ansichten  über  Ehre  und 
Recht  Eine  zdlgeniisse  juristische  Ausprägung  des- 
selben muss  daher  sieh  yon  den  abgestorbenen  Schul- 
begriflen,  die  grossentheils  noch  durch  miss verstandenes 
römisches  Recht  und  eine  veraltete  Terminologie  be- 
stimmt  werden»  losmachen  und  in  dem  heutigen 
Reditsbewusstsehn  sdiöpfen.  An  die  neueren  Straf- 
gesetze darf  sie  sich  anlehnen,  aber  nicht  ausschliess- 
lich auf  diese  Kundgebung  gegründet  werden. 
BluDtschli*  deutsches  Privttrechi.  7 


§.  31. 
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Unter       Ekre  als  RechCsbegriff  Tentehen  wir 

die  Ancriicnnung  und  Achtung  des  persönlichen  y[erthe$, 
der  persönlkhen  Air  de  durch  die  (ienieinschaft.  Erst 
wenn  der  ümere  Werth  äusseriich  erkennlMir  hervor- 
tritlt  gleichsani  ausstraUt,  gerftth  sie  in  den  Bereich 
des  menschlichen  Rechts. 

Die  Hauptarten  der  Ehre  sind: 

1.  Die  allgemein-menschliche  Ehre.  Sie  ist  die 
sichtbare  Würde  der  menschlichen  Natur,  und  allen 
Menschen  angeboren  als  den  edebten  Geschöpfen  und 
Bildern  Gottes  auf  der  Erde.  Jeder  Mensch  hat,  iveil  er 
Mensch  ist,  an  dieser  Ehre  Theil.  Sie  kann  daher 
wohl  im  Einzelnen  vorüherg^end  (z.  B.  im  Rausch) 
getrübt  und  verdunkelt,  nie  völlig  auQ^oben  werden. 
Das  humane  Recht  muss  sie  auch  in  dem  Verbrecher 
noch  achten,  und  darf  nie  den  Älensrheu  dem  Thiere 
gleichstellen.  Die  mittelalterliche  absolute  Ehrlosigkeit 
(Echtlosigkeit)  und  mancherlei  grausame  Gesetze  früherer 
Zeiten  sind  mit  der  Anerkennung  dieses  Rechtes  aller 
auf  Ehre  unverträglich. 

2.  Die  individuelle  Ehre.  Sie  folgt  aus  dem  be- 
sonderen Werthe  des  einzahlen  Individuums,  und.  ist 
zunächst  der  Abglanz  seines  mdmdudUn  Wertket. 
Wie  die  menschliche  Ehre  eine  wesentlich  gleiche  ist 
für  alle,  so  ist  die  individuelle  Ehre  eine  wesentlich 
inannich  fall  ige,  so  niannichfaltig  als  die  Individuen 
verschieden  sind  m  Kräften  und  Mängehi»  und  in  Be- 
thätigimg  beider  im  Leben.  Das  maischliche  Recht 
hat  die  Fähigkeit  nicht ,  jetlen  individuell  seinem 
waiiren  Werthe  nach  zu  schätzen  und  zu  messen 
und  auch  die  individuelle  Ehre  genau  zu  bestinuneii. 
Der  Einzebe  hat  daher  wohl  einen  moralischen  An- 
spruch auf  volle  Anerkennung  seiner  Individualeiire, 
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aber  nicht  ein  Recht,  diese  zu  fordern.  Die  indwi' 
duelle  Beehrung  ist  daher  eine  freiwillige,  nicht  eine 
«rzwingbare.  Das  Recht  kann  nur  im  Groben  gewisse 
all^eiiieiii  wafaimehmbare  EkidrfldLe  anfiiriiiiien  und 
festhallen,  und  in  einzefaien  hervorragenden  FSlfcn 
auszeichnen.  Das  erstere  geschieht,  indem  es  den 
individueUea«I.€um«Mu/  beachtet,  das  letztere  von 
Staatswegen  doreh  $UMUUeh$  Beeknmg  (Orden  und 
verwandte  Auszeichnungen]. 

Öer  Leumund  eines  Individuums  bildet  sich  in 
der  öflentlichen  Meinung  weniger  noch  aus  ein- 
leben gewissermassen  einr^gistrirten  sittlichen  oder 
unsittKcfaen  Handlungen  als  vidmehr  aus  dem  Ge- 
sammtemdmdi,  den  die  ganze  Lebensweise  des  Indi- 
viduums in  der  Meinung  der  Mitlebenden  zurück- 
lässt.  £r  ist  gewissermassen  der  sichtbare  Wider- 
schein des  individuellen  moralischen  Lebens ,  der  wie 
eine  Atmosphire  den  Einzehen  umgibt  Der  Leumund 
ist  gut  (unbescholtener  Ruf],  wenn  der  Gesammtein- 
druck  nicht  nach  dem  moralischen  Urtheii  der  öffent- 
lichen Meinung  entschieden  ungünstig  ist.  Diese  verlangt 
keine  Vollkommenheit,  sondern  es  genügt  ihr,  warn 
nur  nicht  offenbare  Immoralität  ihr  in  die  Augen 
fällt.  V'or  dem  menschlichen  Richter  quivis  praesu- 
nUtur  bonus.  Auf  das  durch  den  guten  Leumund 
besdcliBete  liass  von  individueller  Ehre  hat  daher 
jedes  Individmm  Anspruch,  dem  man  nicht  ein  offen- 
bar schlechtes  oder  liederliches  Betragen  nachsagen 
kann.  Der  Leumund  ist  schedu  (beschoUener  Ruf) 
untw  der  entgegengesetzten  Voraussetzung.  Zum  Zeug- 
niss  tiber  den  Leumund  eignen  sich  vorzugsweise  — 
nicht  ausschliesslich  —  die  Behörden  oder  Vorge- 
setzten, welchen  voraus  die  Einsicht  und  Aufsicht 

7* 
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über  das  sittliche  V'erhalten  der  Individuen  zu- 
kommt. 

3.  Zwischen  der  aUgemein  mensdhlichen  imd  der 
ifidhidueDen  Ehre  gibt  es  eine  Reihe  von  Mittdstafen, 

auf  denen  die  Ehre  zwar  nicht  allen  aber  einem 
ganzen  Kreise  von  Personen  gemeinsam  ist.  Beson^ 
dere  Gemeinehre.  Sie  setzt  immer  bestimmte  Eigen- 
iekaftmycnaaSj  wekhe  diesem  Kreise  eigen  sind  und  auf 
welche  er  einen  vorzflg^chen  Wertti  zu  l^n  berechtigl 
ist.  Jedes  Glied  eines  solchen  Kreises  hat  daher  an  solcher 
Gemeinehre  in  der  Regel  Theil,  und  das  Recht  achtet  und 
Ischtttzt  dasselbe  auch  in  dieser  Ehre.  Dahin  gehören : 

a)  die  ChichkekUekn,  insbesondm  die  Frmenekre, 
welche  Torztiglich  auf  Keuschheit  Werth  legt. 
Es  ist  eine  Aufgabe  des  Privatrechts,  die  Frauen 
in  dieser  Ehre  zu  respectiren  und  vor.  Verletzung 
zu  schlitzen; 

b)  die  naiumide  und  Voik9$hr$,  welche  auf  das 

Bewusstsein  von  dem  besondern  Werth  der  Nation 
und  des  V  olks  g^ründet  ist  (civis  romanus 
som); 

■  « 

c)  die  Siandnekre,  wdche  sich  nach  dem  Verhidt^ 

niss  der  verschiedenen  Stände  zum  Staat  und  in 
der  Nation  abstuft.  Ausgezeichnet  ist  die  Adels- 
ehre;  in  ihr  liat  die  Ehre  einen  erhöhten  Glanz, 
und  betont  die  edle  Sitte  im  Verkdir.  Es  gibt 
aber  auch  dne  eigenihOmKche  Söldatenehre, 


1.  Schwabenspiegel  (Wackcrn.)  98.  Von  tiuischer  Wale 
eren.  bei  Lassberg  c.  118  hoisst  der  aümUcbe  Xilel :  A/a- 
niglich  ere  vikJc  keiserlich  ere. 

2.  Treuga  Nenr.  reg.  §.  44.  Hü  autem  qui  in  infamia 
que  loimunt  diciliir,  laborünt,  ad  eipurgaiiouem  nonnisi  io 
publico  judicio  adiniUentur. 
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welche  auf  Tapferkeit  und  Treue  vorztiglich 
Werth  legt,  eine  hockbürgerliche  Ehre  (der  Gent- 
lemenj,  welche  die  Würde  der  feineren  Bildung 
und  Cultar  henrorhebC^  eine  Eandwerki-  und 
Arbeiterehre^  iv^he  auf  BernfttieMi^eit  und 
Fleiss  Nachdruck  legt  u.  s.  f. 
4.  Da  auch  dem  Staate  als  einer  organischen  Per- 
'  tM&dnäi  imd  seioeii  Ämton  £hre  zakommt,  so  ent- 
alehi  der  c^ienttiQinlicfae  Begriff  der  AmUehre,  wdche 
aus  der  Würde  des  Amtes  folgt,  und  daher  unab- 
hängig von  den  individuellen  Eigenschaften  der  Person, 
die  mit  dem  Amte  betraul  ist,  mit  der  Enekeiniimg 
«nd  Fiiknmf  des  Amtee  untrennbar  verbanden  ist 

S-  32. 
B.  Arten  der  Unelire. 

1.  Ansnakmsweisa  gibt  es  ^mm  Oaeien  Ton 

Personen,  für  welche  besondere  icMeehte  Qualitäten 
regelmässig  vorausgesetzt  werden,  und  deren  Gemein- 
ehre desshalb  eine  erniedrigte,  theil weise  beschattete 
ist  Auf  sie  passl  der  Ausdruck:  Anrüchige,  ünehrbare. 
Als  solche  kommen  in  Betracht: 
a)  Die  tmehelichen  Kinder.   Die  ältere  Vorstellung, 
dass  die  unechte  Geburt  Recht  und  Ehre  herab- 
setie,  hat  sich  nur  noch  in  einzelnen  Ländern 
erhalten  und  hat  hier  und  da  noch  die  Folge, 
dass  uneheliche  Kinder  von  Züpflen  und  Hand- 
werksinnungen ausgeschlossen  werden,  nach  cano- 
nischem Rechte  (cap.  1.  X.  defilüs  presbyt.  1. 17.) 
Qberdem  die  Ausschliessung  von  der  Ordination, 
und  nach  Lehou^ht  (II.  F.  26.  $.  11)  die  Ton 
der  Lehensfolge.   Im  Allgemeinen  aber  ist  sie 
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dnrch  das  neuere  Rechtsgeftihl  verdrängt  worden, 
welches  zwar  die  uneheliche  Zeugung  missbilligt, 
aber  die  Persönlichkeit  des  unehelichen  Rindes 
Tfi^lstilDdig  anerkauil  lud  tmvenehrt  liut,  an- 
fangs mittelbar,  ind^  jedem  Ansadien  auf 
legitimatio  ad  honores  willfahrt  wurde,  dann  auch 
unmittelbar,  indem  nun  Ehrenhaftigkeit  auch 
der  QnebeKGhen  Kindor  gmndstttzlich  aner- 
kannt wird.  Aus  dieser  Verftodermig  der  Reehts- 
ansichten  folgt  indessen  keineswegs  die  Gleidi- 
stellung  der  unehelichen  Kinder  mit  den  ehe- 
lichen im  Familien-  und  Erbrecht 

b)  Die  JLaiuMrvtoAcr,  Fo^onleti,  tnBoim  auch  die 
Zigeuner. 

c)  Die  Lustdirnen,  im  Mittelalter  durch  eine  beson- 
dere Tracht  kenntlich  gemacht. 

d)  Nach  den  Reichsgesetzen  die  Schmtkr  (Abdecker, 
Woienimmeler),  racht  aber  die  Scharfrichter. 

e)  Die  Falliten,  in  einigen  Rechten  sogar  auch  die 
gerichtlich  Accordirten, 

f)  Die  Sträflinge. 


1.  Freustitehes  Landr.  II.  2.  §.  662.  Zu  den  Angelegen- 
heiten des  bürgerlichen  Lebens  haben  uneheliche  Kinder 
mit  den  ehelich  gebornen  oder  dafür  erkiarlen  gleiche 
Rechte.  §.  663.  Wird  zum  bessern  Fortkommen  der  Kinder 
eine  besondere  Ausfertigung  darüber  erfordert:  so  kann 
dieselbe  von  Einem  der  Ältcrn  oder  auch  von  dem  Kinde 
selbst  oder  von  dessen  Vormund  nachgesucht  -werden. 

2.  Oesterreich.  Ges.  §.  162.  Die  uneheliche  Geburt 
kann  einem  Kinde  an  seiner  bürgerlichen  Achtung  und  an 
seinem  lortkoninicn  keinen  Abbruch  Ihun.  Zu  diesem 
Ende  bedarf  es  keiner  besondern  Begünstigung  des  Landes- 
fürsten, wodurch  das  Kind  als  ein  eheliches  erklärt  wird* 
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3.  Die  Wirkungen  der  DnehrharkeU  oder  Anrü- 
chigkeit sind: 

a)  Herabsetzung  oder  Verlust  der  politischen  Ehren- 
rechte, wohin  auch  das  poiitisphe  Stüninrecht 
und  die  Wählbarkeit  zu  Ämtern  und  Worden 
gehört ; 

b)  Verlust  der  geric/ulkhen  Ehrenrechte,  z.  B.  der 
Sdbsfr-Vertbeidigung  vor  Gericht; 

c)  verminderte  €rlaubu>ürdi^seit ; 

d)  Ausschh'essung  aus  der  Gemeinschaft  ehrbarer 

Corporalionen ,  Genossenschaften  und  Gesell- 
schaften; 

e)  Verweigerung  der  Varmunäsehaflirechte ; 

f)  Behinderung  Ton  gewissen  Berufsarien,  die  Ehr- 
barkeit erfordern. 

3.  Es  kann  (iberdem  die  individuelle  Ehre  um 
des  indmdueU  liederlichen  oder  sehlechten  Benehmens 
willen  Ton  Rechtswegen  herabgesetzt  oder  au^hdien 
werden.  In  dieser  Hinsicht  sind  zwei  Stufen  zu  un- 
terscheiden: 


3.  Entw.  des  Zürcher  Ges.  §.  371.  Die  unehelichen 
Kinder  geniessen  alle  persönlichen  Rechlc  gleich  den  ehe- 
lichen Kindern. 

4.  Hetchssckl.  v.  1731.  §.  4.  Nicht  weniger  (sullen) 
auch  die  Kinder  derer  Landgerichts-  und  Stadt -Knechte» 
wie  auch  derer  Gerichts-,  Frohn-,  Thürn-,  Holtz-  und  Feld- 
Hüter,  Todtengräber,  Nachtwächter,  Beltelvoiptcn ,  Gassen- 
Kehrer,  Bach-Feger,  SchaTcr  und  dergleichen  in  Summa 
keine  Profession  und  Hatidihierung,  dann  blos  die  Schinder 
aUein  bis  auT  deren  zweyte  Generation,  insofern  allenfalls 
die  erstere  eine  andere  ehrliche  Lebensart  erzählet,  und 
darinn  mit  denen  Ihren  wenigst  30  lahre  l<ui^'  continuiret 
hätten,  ausgenommen,  verslanden  und  bey  denen  Hand- 
werkern ohne  Weigerung  zu^eli^ssen  wfrdep» 
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a)  die  üMMenmifiidrle»  VmaneD^  welche  in  Folge 
eines  nndttlichen  Lebenswandels  in  Ubeln  Lea- 

muiid  gerathen  sind; 

b)  die  ehrlosen,  mit  Infamie  behafteten  Personen, 
welche  eines  von  ihnen  verübten  Verbrechens 
oder  Vergehens  wegen  ihre  Ehre  zur  Strafe 
Yerloren  haben. 

4.  Die  Wirkungen  des  Übeln  Leumtmds  sind 
vornehmlich; 

a)  nur  selten  Verlust  der  politmhm  Ehrenrechte, 
und  eher  noch  Behinderung  der  Ernennung  oder 
Wahl  zu  gewissen  Khrenstellen  als  Verwei- 
gerung des  Stimmrechts; 

b)  Verweigerung  des  Zutrüu  zu  ehrbarm  Corpo- 
rationm,  GenasseMchaften  und  €re$eUgchaftm; 

c)  Verminderung  der  persönlichen  Glaubwürdigkeit ; 

d)  Ausschliessung  von   gewissen  Berufsgeschäften 
(z.  B.  Wirthschaflen,  Wein-  mid  Bierschenkenj. 
5b  Die  eigentliche  Ehrioei^teit  (Infamie  des  neuem 

Rechts)  entsteht  entweder  schon  von  Rechtes  wegen 
als  Folge  eines  bestimmten  Verbrechens,  oder  erst 
in  Folge  eines  auf  Ehrlosigkeit  ausdrücklich  oder 
mittelbar  (z«  B.  im  Zusammenhang  mit  der  erkannten 
Zuchthausstrafe)  erkennenden  Straiurtheils.  Ihre  Wir- 
kungen sind  regelmässig: 

a)  Verlust  der  politüc/ien  Kechte  in  OMsgedehntem 
Masse; 

b)  alie  Naehiheile,  welche  mit  der  ünehrbarkeit  oder 
dem  Übeln  Leumund  verbunden  sind; 

c)  theil weise  sogar  Aufhebung  oder  Beschränkung 
der  privcUrechtlichen  Selbständigkeit,  Stellung 
unter  Vormundschaft,  oder  unter  Polizeiaubicht. 

Die  Ehrlosigkeit  kann  aber  von  Rechts  wegen  oder 
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aus  Gnade  gemOdert  uod  iinler  ümstinden  durch 

Restitution  die  Ehre  hergestellt  werden. 

Anm.  Die  Neueren  unterscheiden  zwisciien  an- 
rikhigen  und  verächtlichen  Classen  von  Leuten,  je  nach- 
dem dieselben  durch  das  Gesetz  oder  durch  die  Sitte 
in  ihrer  Ehre  erniedrigt  sind.  Sobald  man  aber  von 
ganzen  Glessen  der  BeYölkerung  spricht,  so  ist  diese 
Unterscheidung  unhaltbar.  Das  Gesets  sttttzt  sich  auf 
die  Sitle,  und  beide  sind  nur  als  Formen  der  Rechts- 
bildung wichtig.  Das  Verhältniss  selbst  wird  kein 
anderes,  je  nachdem  es  sich  auf  Gesetz  oder  Sitte  oder 
beide  gründet.  Im  Mittelalter  waren  die  Spielleute 
an  der  nämlichen  Stelle,  wie  nun  die  Vaganten« 


Fünftes  Capitel. 

Von  den  juristischen  Personen. 

§.  33. 
1.  Begriff  und  ArtcD. 

1.  Die  privatrechtliche  Persönlichkeit  kommt 
naturgemäss  den  emxelmn  Men$ehm,  den  Individuen 
im  eigoiilichen  Sinne  zunächst  zu.  £ine  Ausdehnung 
derselben  Ober  die  einzebien  Menschen  hinaus  ist  aber 
möglich,  und  findet  sii  h  im  römischen  und  in  inannich- 
faltigeren  Formen  im  deutschen  Hechte  anerkannt. 
Von  juristiicken  Personen  im  Gegensatze  zu  dm  na- 
tttrliehen  reden  wir  daher  im  weitem  Sinne  des 
Worts,  sobald  ein  Rechlssuhject  erkannt  und  aner- 
kannt wird,  welches  nicht  als  eine  einfache  physische 
Person,  nicht  als  ein  einzelner  Mensch  verkörpert  ist, 
sei  es,  weil  einer  hohem  Gememeehaft,  oder  einer 
Verbindung  von  Menschen,  oder  einer  Anstalt  oder 
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Stiftung  PersdnfichkeH  zugeschridlieii  wird.   Die  ja- 

ristische  Person  hat  indessen  gewöhnlich  nur  eine 
vermögensrechtliche  Persönlichkeit,  nicht  auch  dne 
famüUnreehtliiche,  theik  weil  gewöhnlich  nur  in  jener 
Beziehung  ein  Bedtirfhiss  nach  Erweiterung  des  Kreises 
der  Personen  eingetreten  ist,  theils  weil  es  der  juri- 
stischen Person  an  einem  natürlichen  menschlichen 
Leibe  fehlt,  und  die  Familie  das  Geschlecht  und 
den  Blutszusammenhang  voraussetzt  Ausnahmsweise 
können  aber  auch  einer  juristischen  Person  Familien- 
rechte (z.  B.  Vormundschaft)  zugestanden  >n  erden ,  wie 
namentlich  der  FamiUe  selbst,  die  in  ihrer  Verbindiuig 
wieder  als  ein  zusammengriiöriger,  die  einzdnen  Fa- 
milien-Glieder umfassender  und  fiberragender  orga- 
nischer Körper  gedacht  werden  kann,  oder  dem  Staate, 
als  der  höchsten  organischen,  auch  die  Familien  in 
sich  schliessenden  nationalen  Gemeinschaft.*) 

2.  Die  wichtigsten  Arten  der  juristischen  Per- 
sonen sind: 

a)  Die  höchste  Rechtsgemeinschaft,  der  Staat,  der 
aber  als  privatrechtUche  Person  im  VermSgenS' 
recht  nur  in  der  bescheidenen  Gestalt  dfi9  FMCtis 
fStaatscasseJ  auftritt. 

b)  Die  Geineinden,  auch  politisch-organische  Verbin- 
dungen, somit  auch  staatsrechtliche  Personen,  die 
aber  zugleich  eme  wesenilich  privatrechtliche 
Bedeutung  haben.  Schon  in  den  alten  Gemeinden 


*)  Die  Sprache  ist  sieb  dieies  ZusammeDbaogs  «obl  bewuaat. 
Daber  redet  sie  von  Familiengeist«  Familieocbarakter ,  Kami- 

lienstiftunx,  daber  das  schöne  Wort  patria,  Valarland.  Das 
scheint  mir  Savitfnf,  System  H.  237.»  übersehen  zu  haben, 
wenn  er  iinbedinj^t  die  jurisiischen  Personen  aut  dem  Uebiete 
des  Vermögensrechts  abscbliesst. 
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sind  die  beiden  allgemeinen  Hauptformen  erkenn- 
l)ar,  nach  welchen  sich  überhaupt  die  Verbin- 
imgen  von  Mensdien  zu  juristischen  Persona 
im  deutschen  Redite  unterscheiden,  nünlich : 

c)  Die  Form  der  Genoisemekaft ,  welche  mehrere 
einzelne  Menschen  in  einer  Gesammtheii  zu  einem 
Ganzen  verbindet  y  in  dem  die  Theüe  sichtbar 
bJeiben,  eine  V^bindung,  wdche  die  veHrnndenen 
Subjede  nieht  we^idenkt,  sondern  zusammenfassi. 

d)  Die  Form  der  Corporation  im  eigentlichen,  der 
juristischen  Person  im  engern,  der  nniversitas 
im  römischen  Simi,  welche  aus  der  Einigung 
mdurerer  Menschen  ein  neues,  nicht  zusammen- 
gesetztes ,  sondern  $infaehe8  und  emheitliehe$ 
Rcchtssubjecl  erzeugt,  völlig  verschieden  von  den 
einzelneu  Menschen,  die  demselben  als  Unterlage 
dienen,  aber  meht  TheUhaher  sind  der  Einm 
PenanUchkeü. 

e)  In  dem  Staatskörper  gibt  es  verschiedene  Organe 
(Ämter  oder  Behörden  und  Vertretungen),  denen 
wieder  eine  etaaterechtliehe  PenöfiUchkeit  zuge- 
schridlien  wird.  Diesen  kann,  je  nach  Umständen, 
auch  primtrechtliche  Persönlichkeit  >  erstattet  sein. 
Dasselbe  gilt  von  einzelnen  Gemeindeämtern. 

f)  Verwandt  mit  ihnen,  aber  nicht  zugleich  staat$-, 
mr  prmUreehtlieh  sind  Anstalten  und  Stiftungen 
zu  bestimmten  Zwecken,  denen  Persönlichkeit 
beigelegt  wird. 

g)  Seltener  und  nur  Aor übergehend  wird  dem  Ob- 
jeete  des  Privatrechts,  einem  Vermögen  Per- 
sönlichkeit zugesdirid^en ,  wie  im  römischen 
Recht  der  hereditas  jacens.  Wenn  ein  Grund- 
stück, wie  häufig  im  deutschen  Recht,  mit  Rechten 
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ausgestattet  oder  mit  Lasten  besehwert  erscheiiit, 

so  ist  in  der  Regel  der  jeweilige  Eigenthümer 
oder  Besitzer  als  das  eigentliche  Rechtssubject  zu 
betrachten;  denn  der  Begriff  der  juristischeo 
Persönlkdikeit  passl  nur  da,  wo  d»  Unterlage 
dersdben  eine  geistige  oder  moroMiche  Eigm- 
Schaft  imvohnt,  nicht  aber  da,  wo  dieselbe  rein 
sächlich  ist 

*  ßeidm-,  SystoB  des  gem.  deotsehen  Priratr. 
Leipzig  1847.  T.  S.  349.    IhieUr,  Volksrecbt  nnd  Ju- 

rislenrechl.  Leipzig  1843.  Cap.  6.  JT.  Pfeifer,  die 
Lehre  von  den  juristischen  Personen.  Tübingen  1847. 
V.  Savigny,  System  des  Hörn.  Rechts.  B.  IL  S.  235  fl*. 
Fuchta  in  Wciske's  Rechtslexicon.  Bd.  III.  (Corpora- 
Uonen).  Die  ganze  Lehre  von  den  juristischen  Per- 
sonen leidet  noch  theils  an  der  Vermischung  der  staats- 
rechtlichen und  der  priTatrechtlichen  Persönlichkeitt 
theils  an  der  Aengstlichkeil ,  mit  welcher  sich  viele 
Juristen  noch  an  die  sehr  dOrfligen  Aeusserungen  der 
römischen  Rechtsquellen  anklammern,  und  an  der  Un- 
fähigkeit, aus  den  reichen  Erscheinungen  des  Lebens 
die  dasselbe  bestimmenden,  und  sich  in  ihnen  offen- 
barenden  Rechtsgedanken  und  Principien  wissen- 
schaftlich herzuleiten.  Indessen  sind  doch  in  neuerer 
Zeit  sowohl  in  der  Doctrin  als  in  der  Praxis  und  in 
der  Gesetzgebung  die  Fortschritte  eines  erhöhten 
Rechtsbewusstseins  deutlich  zu  erkennen. 

§.  34. 

2.  Gemeinsame  Grundsätze. 

1.  Die  juristischen  Personen  sind  nicht  allein  in 
den  einxdnen  Fornim  ihrer  VerÜMSung,  sondern  auch 
in  ihrem  ganzen  Dasein  und  in  ihrer  Bestimmung  so 
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überaus  mannichfaltig ,  dass  nur  wenige  allgemeine 
Grundsätze  für  alle  gelten* 

So  entbehrt  insbesondere  der  froher,  ziemlich 
allgeniein  gelehrte  Satz,  dass  aß»  jnristischen  Personen 
zu  ihrer  Entstehung  der  Genehmigung  des  Staates  be- 
dürfen, einer  zureichenden  B^ündung.  Die  Frage, 
ob  diese  GenefamigaBg  nöthig  sei,  ob  nicht,  kann  richtig 
nur  in  der  Erwägung  der  einzehien  Arten  derselben  be- 
antwortet werden. 

2.  Aber  nöthig  ist  für  alle  juristischen  Personen 
eine  sichtbare  Unterlag  (Menschen,  Anstalten  u*  s.  f.), 
welcher  Persönlichkeit  zngeschrieben  werden  kann. 
Den  blossen  Elnbikhingen  der  Phantasie  kann  diese 
nie  zukommen.  Freilich  legten  die  Alten  auch  den 
Göttern,  als  lebendig -persönlichen  Wesen,  und  die 
dttistliche  Kirche  Gott  und  den  Hdligen  privatiecht- 
liche  Persönlidikeil  bei,  in  der  Regel  aber  nur  im 
Anschluss  an  einen  sichtbaren  Tempel,  Kirche,  Priester- 
schaft; und  nur  in  solcher  V^erbindung  kann  das 
menschliche  Recht  diese  Ausdehnung  fassen.  Ohne  sie 
schweift  es  Ober  seine  natflrlichen  Grinzen  hmaus. 

3.  Fem^  bedarf  jede  juristische  Persel,  nm 
sich  als  solche  zu  bewähren  und  handeln  zu  können, 
eines  mentdUiche»  Orgam  ihres  Willens,  denn  nur 


1.  £///7mm  Regal.  22.  Doos  heredes  losUtuere  non  pos- 
sumus,  praeter  eos  quos  senatus  consulto ,  constitiitionibus 
prioGipum  insiiiuere  concessom  est;  sieoU  Jovem  Tarpijiiai, 
Apollinem  Didymaeuin  etc. 

2.  Entw.  des  Zürcher  Gesetib.  §.  19.  Staatliche  oder 
kirchliche  Corporationen  bedürfen  xn  ihrer  Cntsiehung  der 
GenehmiguDR  des  Staates,  welche  nach  Massgabe  der  or^a- 
aischen  Gesetse  einiabolen  Jsi.  §.  20.  Bein  privairechtliche 
Corporaiianao,  welche  so  einem  wissensehalUicben  oder 
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wirkliche  Menschen  können  einen  rechtlichen  Willen 
aussprechen  und  im  Rechts\  erkehr  handeln.  Nur  in 
ihnen  kann  sich  die  juristische  Persönlichkeit  otfen- 
haren  und  »datkbem.  Die  juristische  Person  wird 
daher  immer  durch  natürliche  Personen  fferlretm  sein 
müssen.  Wie  diese  Vertretung  beschaffen  sei  und 
unter  welchen  Bedingungen  sie  im  Namen  der  juri- 
stischen Person  handeln  dürfe,  das  wird  nadi  den 
verschiedenen  Artesk  derselben  sehr  ^ersehieden  be- 
stimmt 

Diesem  Gedanken  hat  man  häufig  den  irrigen 
Ausdruck  gegeben,  dass  jede  juristische  Person  auf 
einer  Fieiion  b»uhe;  und  aus  diesem  nichtrichtigen 
Ausdruck  hat  man  denn  einen  ganzen  Knäuel  Ton 
unbegründeten  Schlüssen  abgewickelt.  Die  Begriffe 
Menschheit,  \  ulk,  Familie  als  Gattungen  und  Arten, 
sind  aber  keine  Fidionen,  sondom  WahrMtm,  und 
doch  dfenbart  sich  das  L^»en  der  Menschheit,  des 
Volks,  der  Familie,  nicht  in  einem  einzigen  sichtbaren 
Körper,  sondern  in  der  Mannichfaltigkeit  der  zu  ilmen 
g^<irigeii  Individuen.  Es  war  ein  grosser  Fortschritt 
des  menschlidien  ReeUisbewusslseins,  als  zuerst  die 
Römer  manche  Gemeinschaften  als  jurisHsdie  Fmonen 
zu  begreifen  anfingen ;  ein  Fortschritt  der  Erkenntniss, 
nicht  eine  Fictioji.  Seither  ist  nach  den  reichen  £r- 


künsilerischen  oder  sonsteinem  gemeinnützigen  oder  zu  einem 
erlaubt  geselligen  Zwecke  gebildet  werden,  bedürfen  zu  ihrer 
Entstehung  lediglieh  der  in  den  Corporationsstatuten  Testzu- 
stellenden  Uchereinkunft  mehrerer  Corporationsglieder.  §.24. 
Corpora lionen  zu  unerlaubten  oder  unsittlichen  Zwecken 
werden  nicht  anerkannt.  Ilaben  solche  Verbindungen 
Schulden  eingegangen,  so  haften  die  Theilnehmer  von  An- 
fang an  jeder  unmittelbar  für  die  ganjte  Schuld. 
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Bildung  unserer  Zeit  eine  höhere  Stufe  der  Erkenntniss 
eröflhet  worden,  und  wir  dürfen  nicht  länger  auf  der 
niedrigeren  des  Alterthums  zurückbleiben. 

Anm.  V.  Smoignif  hat  eii^  aNgemeine  Begrttndyng 
.  tersucht  (IL  277) :  ,,Die  Nothwendigkeit  der  Staats- 
genehmigung  lur  Entstehung  jeder  juristischen  Person 
hat,  unabhängig  yon  politisehen  Rücksichten,  einen 
durchgreifenden  juristischen  Grund.  Der  einzelne 
Mensch  trägt  seinen  Anspruch  auf  Rechtsfähigkeit  schon 
in  seiner  leiblichen  Erscheinung  mit  sich.  Durch  diese 
Erscheinung  weiss  jeder,  dass  er  in  ihm  eigene  Rechte 
in  ebreUf  jeder  Richter,  dass  er  in  ihm  solche  Rechte 
SU  sefatttsen  hat  Wird  nun  die  natfitiiche  Rechts- 
fähigkeit des  einseinen  Menschen  durch  Fiction  auf 
ein  ideales  Subject  übertragen,  so  fehlt  jede  natOrliche 
Beglaubigung  gänzlich;  nur  der  Wille  der  höchsten 
Gewalt  kann  dieselbe  ersetzen ,  indem  er  künstliche 
Rechtssubjecte  schafft,  und  wollte  man  dieselbe  Macht 
der  Privatwillkür  überlassen ,  so  würde  unvermeidlich 
die  höchste  Ungewissheit  des  Rechtszustandes  entstehen, 
selbst  abgesehen  Ton  dem  grossen  Missbrauch,  der  durch  • 
unredlichen  Willen  möglich  wire/*  Es  versteht  sich 
allerdings,  dass  juristische  Persönlichkeit  im  Verkehr 
und  ?or  Gericht  nur  einem  Wesen  beigelegt  werden 
kann,  welches  äusMrlich  erkennbar  geworden  ist  als 
eine  Person,  aber  es  ist  eine  unhaltbare  Annahme,  dass 
das  einzige  Kennzeichen  solcher  Existenz  die  Genehmi- 
gung des  Staates  sei,  und  unzulässig  sich  den  Staat, 
der  auch  hier  nur  das  Privatrecht  anerkennt  und  schtttzt, 
nicht  erzeigt,  als  Schöpfet  aller  juristischen  Personen 
auf  seinem  Gebiete  msustellen.  Seihst  in  den  FSllen, 
wo  die  Staat9gettdmiigung  nothwandig,  ist  sie  doch  in 
der  Regri  nur  Matnmg,  0$iMmmg,  nicht  tigenOMie 
Begründung,   Im  Mittelalter  sind  unzählige  juristische 
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Personen  in  Deutschland  entstanden ,  und  im  Verkehr 
wie  vor  Gericht  erkannt  und  anerkannt  worden,  ohne 
dass  es  jemanden  einfiel ,  nach  einer  Staalsconcession 
zu  fragen;  und  heutzutage  entstehen  noch  zu  tausenden 
und  in  yerscbiedener  Gestalt  überall  aus  freier  Eini- 
gung Ml  bestimmten  Zweeken  Verbindungen  Ton  Men- 
sehcn,  die  sich  als  ein  emheUHdka  Vermogmmibieei 
betrachten,  und  so  aoch  im  Verkehr  mit  andern  wie 
Bhm  Ptr$(m  handeln  und  behandelt  werden,  die  daher 
eben  um  ihrer  erkennbaren  Existenz  willen  auch  zu  den 
juristischen  Personen  im  weitern  Sinn  gerechnet  werden 
müssen ,  auch  wenn  keine  Staatsbeglaubignng  hinzu- 
gekommen ist.  Soweit  aber  für  das  öffentliche  und 
sittliche  Leben  eine  Gefahr  sich  zeigt,  bei  freier  Ge- 
staltung der  Bildung  juristischer  Personen,  so  weit  mag 
der  Staat  dieselbe  durch  besondere  Vorschriften  be- 
schrinken.  Vg.  unten  §.  39.  5.,  §.  40.  6.,  §.  44.  3., 
§.  45.  3.  und  ScMikr  Jurist  Abhandlungen  v.  OrUoff 
u.  s.  f.  1.  S.  255. 

S.  35. 

I.  Die  Gemeinden. 
A)  Geschichte, 
i)  UrspräDglicbe  geDossensebafUicbe  Gemeinde. 

1.  Schon  in  der  ursprünglichen  Verfassung  der 
deutschen  Völker  linden  wir  verschiedene  Gemeinden, 
in  den  höhem  Stufen  von  flherwiegend  politmher, 
in  den  untern  von  tiberwiegend  wirthiehafiUeher, 
daher  priralrechüiclier  Bedeutung.  (lewöhnlich  aber 
sind  beide  Bedeutungen  verbunden,  und  heute  noch 
ist  die  Doppdeigemehaß  der  Gemeinden  die  r^el- 
niAssige,  dass  sie  zi^teich  im  dAntliehen  Rechte 
organische  Körperschaften  und  im  Privatrechte  Sub- 
jecte  von  Vermögen  sind,  üier  kommt  indessen  die 
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privatrediUicbe  Bedeutung  derselbeu  vornehmlich  in 
Betracht  Daher  können  wir  die  alte  VaUu-  und  die 

Gaugemeinde  zur  Seite  lassen ,  und  genügt  es  die 
Centfjemeinde  und  die  eigeiitliclie  Dorfgeineindi'  zu 
betrachten,  insofern  ihnen  als  mrlhschaftlichen  Fer- 
frtndtifi^en  Vermögensrechte,  namentKch  an  dem  Boden 
innerhalb  der  Gemarkung  zukamen.  Aus  ihr  haben 
sich  im  \'erlauf  der  Zeit  ganz  versrhiederu»  Arten  Non 
juristischen  Personen  hervorgebildet.  Die  Keime»  dieser 
Bildungen  sind  schon  in  der  ursprttnglichai  Gestaltung 
zu  erkennen.  Insofern  die  Gemeinden  auch  öflent- 
liche  Rechte  übten,  als  (lericlit  das  Recht  handhabten, 
Wahlen  vollzogen,  geineinniitzliclie  Beschlüsse  fassten, 
denen  sich  die  Einzelnen  unterN>erfen  mussten,  trat 
die  Richtung  zur  EmlieU  deutlich  hervor,  und  es  fand 
diese  einheitliche  Persönlichkeit  der  Gemeinde,  auch 
in  gemeiasamen  Wirthschaftsan^'elegenheilen  einen 
Bereich  ihrer  Geltung.  Auf  der  andern  Seite  aber 
gab  sich  auch  die  genasienschafUiche  Zusammen- 
setzung der  Gemeindeverbindung  und  die  BelhtHigumj 
der  vielen  ^  erbundenen  Genwindeylicder  an  den  Rechten 


i.  Taeiiu»  Germ.  M.  Agri  pro  nomcro  caltonnn  ac 
wmoeni»  nieU  oceupiOtar  qnos  moi  intn*  «e  seeandmm 
Ügnmiiontm  parUaniur. 

3.  Diphm,  a.  904  {Hraui,  %.  85, 11.)  bobam  1.  boc 
est  XL.  Jagera»  curiem  cum  domo. 

3.  Trad.  FaUL  {Mraui^  %.  8K»  12.)  nna  boba,  quod  esi 
XXX.  Jogera  turae  aratoriae. 

4.  C.  Lmtrhk  II.  S47.  [Hraui^  |.  95«  23)  mansum  in- 
dominicatam  cam  aolirio  lapidco  et  casa  Hgnea  —  hnbam  I. 
indominicalam  et  alias  TII.  bubas  senriles. 

5.  jiitulamätutiieÄe  Formeln  bei  ^i».  9.  (Mitth.  d. 
antiquar.  Gesellsch.  in  Zürich  YII.  8.  32.)  ad  destmendam 
diutlsshnonim  jurgiomm  litem  factiis  est  eonventas  pr^e» 

Blnnltelill»  deoUchet  Privatreelit.  g 
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des  Cianzeii  iiiolit  minder  deutlich  kund  in  der  festen, 
mit  den  Sondergütern  verbundenen  Theilung  der  ge^ 
mein^  Rechte  und  Nutzungen. 

2.   Das  Land  wurde  ursprönglich  vertheilt: 

a)  in  Sondergiilcr ,  welche  die  einzehien  freien 
Volksgenossen  für  sich  und  ihre  Familien  2u 
Eigmthwm  erhielten; 

b)  in  Gemeingüter,  welche  der  gememsamen  Be- 
nutzung vorbehalten  blieben. 

Aus  den  gewöhnlichen  Sondergütern  ragten,  wie 
aus  den  Freien  der  Adel,  wieder  die  grossen  Grund- 
herrsehaften  heryor^  welche  in  analoger  Weise  wiederum 
getheilt  waren  In  den  vorfoehaltenen  Hof  des  Herrn 
(niansus  indominicatus),  in  eine  Anzahl  hörufcr  Son- 
dcrgüler  und  in  Waldung  und  Weideland,  an  welchem 
den  Besitzern  der  letztem  auch  gemeinsame  Nutzungen 
verstattet  wurden.  Es  entstand  so  eine  hofhorige 
(ji')ueinde  in  Nachbildung  der  freien  Gemeinde  der 
Sondereigenthüiner. 

In  der  freien  Gemeinde  waren  die  Sondereigen- 
tkümer  innerhalb  der  G^arkung  versammelt:  wahr- 


rum  vcl  mediocrium  ioter  locam  saneto  illo  sacratuni  —  et 
rellquos  eorundem  locoram  pageoses  pro  quadam  ailva  ?el 
potias  saltu  lalissimo  loDgissimoqae,  atram  et  celcri  ewes 
io  eodem  lignomm  materiarumqQe  caesaram  pastomque 
vel  saginam  animaUum  habere  per  »uam  «nctorUaiem^  an 
ex  ejusdem  loci  dominu  preeario  deSereni. 

6.  Ebenda  26.  (VII.  43.)  conatiuierunt  jaxta  leges,  nt 
a  aapradlclls  locis  usque  ad  atagnam  lllud  et  monles  illos 
— >  002111«  omiu^at  esseot  eommmua  In  llgois  cedendis  et 
saglna  porcorum  et  pasta  pecornm:  nlai  foraitan  aliquis 
cmum  eorundem  vel  manu  consUnm  vel  aemine  inspersnin 
aiit  etiam  in  suo  agro  sua  permiaalone  concretum  et  ad 
ultimum  a  patre  suo  sibi  nemns  Inmane  yel  aliquam 
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schdiüich  in  der  Altern  Zeit  aäe ,  grosse  und  kleine. 
Indessen  gab  es  schon  in  der  ersten  Zeit  ein  Nonnal- 
mass  des  vollen  SonJcrguts ,  die  Hufe,  der  mamus 
genannt  Dazu  gehörten  dann: 

a)  eine  Wohnung  farea,  mamio,  imison,  H  ord, 
So/dslätte  J  ; 

b)  Aecker  und  Wiesen,  häufig  30  bis  40  Morgen 
oder  Jucharten  (in  verschiedenen  Gegenden  wirS 
das  Mass  der  Hube  verschieden  bestimmt),  das 
eigentliche  Sondergut,  aber  noch  in  landwirth- 
schaftlichei-  Verbindung  mit  andern  Aeckem  und 
Wiesen,  nach  der  Brach-  und  Zeigordnung; 

c)  der  entsprechende  Amhnl  an  den  gemeinen  Gü- 
tern, Wald  und  Weide,  Wunn  und  MV<(/e,  Al- 
mendey  Marli,  Gemeinmark  (Warandia,  Ware, 
Echlworl,  SdiareJ, 

Die  Verschiedenheit  in  dem  Masse  dei  Sonder- 
gtiter  hatte  Einfluss  auf  die  üirentlichen  Rechte,  und 
Pllicliten  der  Sondereigenthümer,  und  nicht  minder 
auf  ihr  Ansehen  üi  der  Genossengemdnde  und  auf 


ailviculam  reliciam  hubei  propriam,  vel  cum  suis  coheredi- 
bus  communem. 

7.  fretterer  Weisth.  [Grimm,  W.  III.  343.)  communio 
que  volgariter  ahneinde  dicilur. 

8.  Berner,  Handvesle  v.  1218.  Art.  6.  Concedimus 
etiam  Vobis  regia  liberlalc  silvam  ,  que  dicilur  Bremegarlo, 
el  quicquid  iiunis  ville  circumquaque  adjacet  et  accolinatur, 
pro  usuagio  quod  vulgariler  dicilur  ALmenta:  el  insuper 
dainus  vobis  communitatem  et  usiunfriictuin,  quoii  dicilur 
Ehehafte,  in  forisio  pro  omni  necessilale  vesira,  indempoe 
tarnen  et  sine  desiructione. 

9.  yogt  mon.  ined.  p.  572  [Hraut,  §.  liy.  9.)  in  com- 
munem silvam  civtum,  vulgariter  vocalam  hoittnark. 
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die  gr(*>ssere  oder  geringere  Ausdeluiung  ihrer  Nutzungs- 
rechte an  der  Almende. 

Später  aber  entzogen  sich  die  gironm  Grundeigenh 
thwmer  und  Grundherrn  häufig  der  Gemeindeverbindung 
( Sonder  hü fe,  Einöden,  Grundherrschaften),  die  Hufen 
wurden  öfter  getheilt,  und  mancherlei  Beschränkungen 
in  der  Zulassung  zur  Genossenschaft,  zuweilen  auch 
Erweitermffen  eingefilhrt 

3.  Wir  können  die  alte  Gemeinde,  eben  um 
ihrer  wirthschaftüchen  Bedeutung  willen,  auch  Mark- 
genomMchaft  nennen.  Den  Kern  der  Markgemeinde 
bilden  dann  die  eigentlichen  Märker,  die  innerhalb 
der  Gemarkung  auf  Grundeigenthum  von  bestimmter 
Ausdehnung  angesessen  sind.  Von  ihnen  unterschieden 
werden  die  Äumärker,  die  ausserhalb  der  Gemarkung 
wohnen ,  aber  in  derselben  Eigen  haben,  sodann  die 
Häuslinyc  und  Hintersässen ,  die  innerhalb  der  Ge- 
markung wohnen ,  aber  entweder  geringeres  Eigen 
haben,  als  womit  Genossenrechte  verbunden  sind,  oder 
auf  fremdem  Boden  niedergelassen  sind.  Unter  den 
Markgenossen  sind  die  einen  mit  schöffenbarem  Eigen 


10.  Copitul  a.  807.  2.  Quicumquc  über  manto§  quin-^ 
que  de  proprieUtc  habere  videiur,  similiter  in  hostcni  veniat. 
—  Qoi  quatiior  mansos  —  qui  tres  babere  vidctur,  sfmi- 
liter  agai.  Ubicunque  aulem  invenli  ftterint  duo  quorom 
unns  quisque  duos  mansos  habere  Tidetur,  nnus  alium  prae- 
parare  faciai.  ^  Qui  dimidios  mansos  babent,  quinque 
scxtum  praeparare  faciant. 

11.  Sachtenspiegel  I.  34.  Ane  des  richters  orlor  mut 
en  man  sin  egen  wol  vergeveii  in  ervengelof,  desie  be's  be- 
halde  eoe  hiU^e  hüve  ande  ene  word,  dar  man  enen  wagen 
uppe  wenden  möge;  dar  af  sal  he  deme  richtere  sines 
rechten  plegen. 
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ausgestattet  (mindestens  drei  Hufen),  die  andern  ein- 
gehe freu  Huber  (hobarii),  noch  andere  sind  Halb- 
bauern  (mit  halber  Hufe). 

Die  Gemeinde  der  Markgenossen  fasst  mit  Mehr-^ 
heil  Beschlüsse  über  die  gemeinsame  Wirthschaftt 
Oeffiimig  von  W^gen,  Zat  der  Weide,  Art  der  Hob- 
nntzong  n.  s.  f.,  und  ist  somit  als  Ganzes  den  ein- 
zelnen Gliedern  übergeordnet,  und  insofern  als  eine  höhere 
Gesammfpenon  (juristische  Person)  zu  betrachten.  Sie 
hat  überdem  an  ihrer  Spitze  einen  Vorstand  (je  nach 
Umstanden  Centgraf,  Darfrkhter,  Obermärker,  Holz- 
graf  u.  s.  f.),  der  die  gemeinsamen  Verhandlungen 
und  Interessen  leitet  und  verwaltet,  und  wieder  neben 
der  Gemeindeversammlung  als  ein  Organ  jener  Ge- 
umnUpersan  erscheint.  In  diesen  Beziehungen  ist  die 
Auffassung  des  Altem  deutschen  Riechtes  nahe  ver- 
wandt mit  der  der  Römer,  welche  sich  das  munici- 
pium  als  universüas  (als  Eine  Person)  dachten. 

Es  zeigt  sich  in  dem  deutschen  Rechtsgedanken 
aber  schon  von  Anfang  an  die  Verschiedenheit  von 
der  römischen  Denkweise ,  dass  die  Deutschen  dem 


12.  Sachsenspiegel  II.  54.  §.  2.    NieiDtll  ne  mut  ok 

sunderliken  hirde  hebben,  (Jas  he  deme  gemeinen  hirde  em 
Ion  mede  gcminnere,  he  ne  hebbe  drie  hove  oder  mer^  die 
sin  egen  oder  sin  len  sin.  §.  3.  Svar  man  aver  dem  hirde 
Ion  lovet  von  deme  hove  unde  nicht  von  deme  ve,  dal  Ion 
ne  mul  niemao  unttiaideD,  durch  dat  dai  dorp  nicht  birdelos 
ne  blive. 

13.  Schwabenspiegel  311.  ( Wackem.)  Unde  ist  ein 
dorf,  dä  ein  rihter  ist  inne  gesezen,  »was  der  eetei  mit  der 
merern  menge  der  gebären,  daz  mac  der  minner  teil  niht 

Widerreden,  Dai  selbe  rebl  sol  man  anch  beballen  in  den 
steten. 
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Zuge  nach  Einheit  und  ausgehliesslicher  Bildung 
und  Anerkennung  einer  7i('ucn  jurisfi.'^c/n'n  PcrMin- 
lichkeU  nicht  ebenso  entschieden  und  riicksiclitslos 
folgten  wie  die  Römer.  Diese  Verschiedenheit 
offenbart  sich  schon  in  der  Sprache.  Die  römische 
ueist  mit  Nachdruck  auf  die  Einheit  hin,  indem  sie 
von  universitas  spricht,  (iie  deutsche  dagegen  in  den 
Ausdrücken  Gesammiheit,  Gemeinde,  Genossenschaft 
auf  die  Sammlung  und  Gemanschaft  der  verbunde- 
nen und  vereinigten  Genossen.  Das  deutsche  Recht 
vergisst  daher  niclit  id)er  der  Persönlichkeit  des  Gan- 
zen die  Persönlichkeit  der  lünzehun,  ^veIc^ie  in  ihrer 
Vereinigung  das  Ganze  bilden,  und  denkt  sich  diese 
als  verbundene  Theühaber  an  dem  Bech  le  des  Ganzen, 
Es  erscheint  daher  dem  deutschen  Reolito  nattirlich, 
dass  man  beides  sagen  könne,  ohne  sich  zu  >\ider- 
sprechen,  sowohl:  »Die  gemeine  Mark  (Almende)  ge- 
hört der  Markgemeinde/t  als:  »Sie  gehört  den  Mark- 
genassem. 

Die  Theilrechte,  >v eiche  mit  den  Sondergütern 
verbunden  sind,  und  daher  den  einzelnen  Markge* 
nassen  zustehen,  waren  anfänglich  nicht  ein-  für  alle- 
mal fiiirt  Ihre  Zahl  und  Umfang  war  dem  Wech- 


14.  Öffnung  ü.  Neflenbach.  33  [Grimm  W.  i.  78.) 
Ks  inögcnt  ouch  die  von  Nefftciibach  ein  einung  setzen  uff 
<iic  strolTelwcide,  es  sye  über  hollz  oder  in  veldc,  als  denn 
fler  inererjteil  über  ein  kompt  und  was  der  merleil  dar  inne 
lält,  dassol  dir  rninilcrleil  folgen,  und  werdcnndon  einung 
verschuM,  da  sol  die  buss  ein  driueii  dem  vogt  werden  UDd 
der  gebursami  die  zwen  teil. 

15.  Öffnung  v.  Borsikon  v.  [Grimm  W.  I.  öl.) 
Und  sol  man  dar  (zum  Maien-  und  zum  Herbstgericht) 
gebieten  allen  denen  die  des  ertriches  in  diser  vogtjfe  vnd 
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sei  ausgesetzt.  Die  Markponosscnschaft  bestand  aus 
den  jeweiligen  Markgenossen ,  die  sich  bei  erh()htein 
Anbau  des  Landes  oder  bei  Theilungen  der  Güter 
früher  leicht  vermehren,  zuweilen  aber  auch  durch 
VerOdiing  oder  Zusaminonkoppehiii.^  mehrerer  Güter 
oder  Ausscheidung  grosser  Güter  vermindern  konn- 
ten. Erst  später  trat  häufig  Fiximmg  ein  auf  eine 
bestfmmte  Zahl,  und  damit  die  Abschliessung  der 
Genossenschaft. 

1.  Allmählicli  bildeten  sich  innerhalb  der  Grund- 
herrschaften hofrecIUUche  Gemeinden  in  ähnlicher 
Weise  aus.  Zu  ihnen  gehören  r^elmässig  alle 
(persönlich  Freie  und  Hörige),  welche  hofrechtlichen 
Grundhcsll:  von  dem  Herrn  liattcn,  wvwn  auch 
kleinen,  und  in  dem  Dorfe  wohnten.  Indessen  kommt 
es  auch  da  vor,  dass  die  alten  vollberechtigten 
„Ehehofitätten"^  unterschieden  werden  von  neuen 
Ansicdlungen  und  Häusern,  und  besseres  Recht  als 
diese  liaben:  und  zwischen  Ilubern  (die  eine  Hufe, 
Hube  besitzen,  hoba  servilis)  und  Schuppissem  (von 
der  Sckwppiss,  scoposa,  einem  geringem  Sondergut, 
zuweilen  einer  halben  Hufe  an  tlmfang  gleich)  wird 
auch  da  oft  unterschieden. 


in  den  ?orgeschrrbncn  kreissen  VII  schuch  wit  und  breit 
hiind  by  III  sch.  den.  und  weiter  VII  schuch crtrichs  wit  und 
hreii  bat ,  der  sol  zu  dem  geriebt  als  gehorsam  komen  als 
ob  er  sin  VU  hüben  hette. 

16.  Öffnung  V.  Kilchberg  {Grimm  W.  I.  207.)  Item 
ob  es  sich  begeb,  daz  einer  zuo  Kjiperg  ain  hus  buwen 
welti  und  kain  eehushoffstat  belli,  der  soll  zuo  aim  herren 
oder  sinero  sUtlbalter  keren  und  aiuer  hofsudt  bcgercn, 
vnd  dann  sol  ain  herr  —  ain  bofaman  oder  einen  andern 
gen  Kilchperg  ordnen»  derselbig  sol  dann  mit  den  horgnos- 
sen  helfen  ain  eehofstat  machen  vnd  vssgon,  die  aim  berren 
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Die  hofrechlliche  Gemeinde  leitete  aber  alle  ihre 

Rechte  und  Nutzungen  von  dem  Horn  al).  Der 
Verband  der  Hofgenossen  fand  daher  in  dem  Herrn 
ihr  natürliches  Centrum,  und  das  Moment  der  Ein- 
heit ward  hier  noch  leichter  offenbar  als  in  der 
freien  Ciemeinde.  Die  Versammlung  wurde  geleitet 
von  dem  Herrn  oder  seinem  Ämmann,  oder  dem 
anfangs  von  ihm  bestellten  Oierbauer,  Meyer  (villicus 
migorjt  zuweilen  auch  von  seinem  £eüer,  £ßUner, 
(cellerarius).  Die  Sondergdter ,  die  an  die  Hofgenos- 
sen zum  Bau  und  (ienuss  verlielieH  Maren,  gehörten 
zu  Eigen  dem  Herrn,  ebenso  aber  auch  die  nicht 
zur  Vertheilung  gekommene  Waldung  und  Weide, 
welche  die  Hofgenossen  in  ähnlicher  Weise  ursprüng- 
lich aus  (jnade  des  Herrn,  die  mit  der  Zeit  zu  festeuj 
Recht  einwurzelte ,  benutzen  durften  ,  wie  die  freien 
Markgenossen  die  gemeine  Mark.  Auch  hier  konn- 
ten sich  daher  feste  Theilrechte  ausbilden,  analog 
denen  der  Markgenossen. 

*  V.  Löiv,  über  die  Markgenossenscharien.  Hei- 
delberg 20.  Jak  Grimm,  Uechlsalterth.  S.  496  IT. 
BluiUschli,  Zürcher  Uechtsgcschichto  1.  S.  78  ff. ,  243  ff. 
Ptmdcer,  das  Gesammteigenthum.  Marburg  1843.  VI.  ile- 
MMd,  über  Gemeindenutzungen  in  der  Zcitschr.  fOrdeut- 


an  sinen  güelern  dessglich  den  holTgnossün  an  iren  güetcrn 
am  unschcdlirhoslen  sigc  an  sieg  und  >vcg,  vnd  von  der- 
selbigen  holTstat  soll  dann  aincr  nil  witer  dann  zwo  Hen- 
nen schuldig  sin  all  jar  ze  riclilen  ,  derselbig  sol  och  nil 
mer  dann  vier  hopl  vccti  liar»  vngcfarlich,  welieherley  er 
wil,  vnd  das  mag  er  triben  wo  ain  Kclhofer  mit  sim  vich 
vf  die  brach  vnd  die  heim  Iribt  vngefarlich.  Welicher  aber 
aigcne  gücter  zuu  Kilchperg  belli  luid  ain  huss  noliidnrn*- 
lig  werc  ze  machen,  der  sol  vf  sine  aigne  guter  buwen  vnd 
ist  man  im  nil  schuldig  kain  hoflfsial  vss  ze  ^andu 
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sches  Recht.  IX.  S.  2  ff  9  und  Rtmud,  deulsdies  Pri- 

valrccht  1.  5.  181  ff.  Stüvc ,  Wesen  und  Verfassung 
der  Landgemeinden  in  Hannover.  Jona  18')  I.  v.  Wyss, 
die  schweizerischen  Landgemeinden  in  der  Zeitschr. 
für  schweizerisches  Recht,  1.  S.  20  ff* 

§.  86. 

2)   rortbiidun^  im  MiUclaller. 

1.  Die  FortbilduDg  d«r  Gemeinden  während 
des  Mittelalters  war  überaus  mannigfaltif?.    Die  Zahl 

der  (jerneinden  und  die  Arten  derselben  > ermehrt eu 
sich.  In  alter  Zeit  scheinen  die  Markgemeindeu  häu- 
fig von  sehr  grosser  Ausdehnung,  zuweilen  sogar 
ganze  Gaue  umfassend,  öfter  den  Zenten  gleich  und 
mehrere  Dörfer  in  sich  schliessend.  Gaue  und 
Zenten  wurden  gespalten  und  aufgelöst,  und  selbst 
Dorfgemeinden  trennten  sich  wieder  in  kleinere  Gemein- 
den. Aus  zahlreichen  Grundherrschaften  entstanden 
neue,  und  erstreckten  ihre  besondere  Verbindung  in 
die  nänjiichen  Dörfer  hinein.  Zu>veileii  aber  einigte 
der  Ortsgeist  des  Dorfes  wieder,  >>as  eine  Zeit  lang 
gelrennt  war.  Die  verschiedene  historische  Bezie-' 
hung  zu  verschiedaien  Mittelpunkten,  um  die  her 
Gemeinden  wie  Ringe  sich  ansetzten,  und  die  ver- 
schiedene Bestimmung  der  demeinden  brachten  zahl- 
reiche Arten  von  Gemeinden  hervor,  die  sich  nicht 
selten  durchkreuzten.  Es  entstanden  Kirchgemeinden 
und  politische  Gemeinden,  und  unter  diesen  waren 
nicht  bloss  die  freien  und  lo(//e/-gemeinden  von  den 
guUherrlichen  verschieden;  es  traten  den  eigentlichen 
Landgemeinden  auch  die  Städte  gegentlber,  und  im 
üebergang  von  jenen  zu  diesen  die  Märkte.  Später 
kamen  die  Schulgemeinden  hinzu.     Häufig  gingen 
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aurli  die  alten  riomeindeii  aus  einander,  je  nach  dea 
zwiefachen  Beziehungen  zum  Gerichtswesen  und  den 
gemeinsamen  Ortsinteressen  auf  der  einen  Seite  und 
zu  eleu  wirtliscliaftlichen  Nutzungen  an  der  jzenieinen 
Mark  auf  der  andern  Seite.  In  jener  Iiigenschaft 
hlieben  dann  die  Gemeinden  ein  öffenUiche$  Institut^ 
in  dieser  wurden  sie  mdir  und  mehr  ein  rem  privat- 
reehüiehet,  Sie  schieden  sich  dann  auch  persönlich 
von  einander  aus,  zuletzt  auch  im  Vennogen.  Nur 
die  ersten  ii.oniiten  dann  als  Gemeinden  im  eigentli- 
chen Sinne  angesehen  werden,  die  letztem  wurden 
Markgenossenschaften  in  neuerm  Sinn,  je  nach  üm- 
släiuien  auch  Baiicrsc/nificn ,  (j(  spanncr.M'/iaflcn  ,  Ge- 
nossenschaft tn  der  Gerechtigkeitsbesilzcr ,  Holzfjcnos- 
senschafien,  Deichverbände  u.  s.  f.  Ble  grundlierrU- 
ehen  Gemeinden  endlich  nahmen  allmfthlich  die  Na- 
tur der  ül)rigen  (ienu  iiiden  an. 

2.  In  der  Verfassung  der  (jenieinden  änderte 
sich  vieles.  So  lange  aber  noch  der  freie  Trieb  der 
mittelalterlichen  Corporati^Terfassung  in  frischem 
Safte  war,  sind  folgende  Elemente  überall  noch  zu 
erkennen : 

a)  an  der  Spitze  Ein  Vorstand,  Bichter ,  Graf, 
Vogt,  SchuUheiss,  Bauermeister»  Doch  nehmen 
an  der  Leitung  oft  schon  mehrere  Vorstände 

(z.  K.  vier  Dorfmeier)  Tlieil ; 

b)  eine  Versanunlnng  der  Gemeindegenossen,  welche 
das  herkömmliche  Becht  findet  und  ausspricht, 
und  in  gemeinsamen  Dingen,  die  der  Willktlr 
unterliegen,  die  erforderlichen  Beschlüsse  fasst; 

c)  häufig  zwischen  heiden  ein  üher  die  Gemeinde 
hervorragendes  MiUelylied,  Schöffensluhl,  Rath, 
Geeehwome,  AeUeste. 
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In  den  Städten  aber  brachte  der  Rath  nach  und 
nach  die  Rechte  des  Vogtes,  Stadtherm,  Richters  an 
sich,  auf  dem  Lande  dagegen  erhob  sich  mit  der 
Zeit  in  den  politisclien  Gemeinden  die  Voglcigewalt' 
und  verdrängte  die  Gemeindeversanunlungen  und 
die  Schöffen  aus  ihrer  selbständigen  SteUung.  Zu- 
letzt verloren  auch  die  ganzen  Gemeinden  ihre 
Selbstiindigkeit,  und  verfielen  einem  bureaukratischen 
Regimente  der  öiTentlichen  Beamten.  Reicher  ge- 
staltete sich  die  Stadtverfassung  bei  zunehmender 
politischer  Macht  der  Städte,  bis  denn  auch 
diese  liiii\\ieder  von  dem  Waclisthum  des  grüssern 
modernen  Staates  aufgezehrt  wurde. 

3.  In  den  politischen  Gemeinden  (im  Gegensatze 
*  zu  den  privatrechtlichen  Genossenschaften)  war  na- 
turgemass  der  Zug  zur  Einheit  stärker ,  und  sie 
näherten  sich  den  juristischen  Personen  an,  y\ie  sie 
das  römische  Reclit  schon  früh  gekannt  hatte,  die 
nur  als  Einheit  gelten,  als  einfache,  nicht  als  zu- 
sammengesetzte Personen,  völlig  verschieden  von  den 
Bürgern  und  Einwohnern  in  ilinen.  In  den  pri\at- 
rechtiicheii  aus  der  alten  (lemeinde  abgeschiedenen 
Genossenschaften  dagegen  behielt  das  Beuusstsein  der 
Vielheit  der  Genossen  trotz  der  Verbindung  derselben 
zu  einem  (lesammtkörper  seine  Kraft,  dvnn  (Wo  ein- 
zelnen Genossen  Hessen  ihre  besondern  Rechte  von 
ökonomischem  Werthe  nicht  aus  der  Hand,  auch  nicht 
zum  Vortheil  des  Ganzen.  Es  wurde  diese  Richtung 
noch  bestimmter  ausgesprochen  und  befestigt  in  der 
Fiujirung  der  Genossenrechle  und  ihrer  Ablösuny  >üu 
dem  ursprünglichen  Zusammenhang  mit  Güter- 
besitz. Sie  wurden  für  sidi  Gegenstand  des  Frivai" 
Verkehrs* 
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*  Ausser  den  fu  $.  35.  angerohiten  Setiriften 

Blmtschli,  Zürcher  Rechtsgeschlchtc  II.  S.  5S  ft". 
Ä/ÖÄc/i,(iUtachlcn  über  die  Reorganisation  des  Gcmeinde- 
wosens  im  Kanton  Bern.  Biel  1S51.  Remud^  deut- 
sches Privatrecht.  1.  $.  186  ff. 

S.  37. 
B.  Heutiget  Rcebt. 

I.  Die  poliUscben  GfineiDden. 

i.  Die  politischen  Gemeinden  unserer  Tage, 
sowohl  Stadt-  als  Landgenieinden,  haben  zugleich 
eine  öffetUlkhe  Bedeutung  und  eine  privatreehtUche 
Existenz^ 

Die  Entstehung  neuer  Gemeinden  im  Staate,  sei 
es  durch  lünigung  zweier  älteren  Gemeinden  oder 
durch  Spaltung  einer  bisherigen  Gemeinde  in  zwei 
oder  mehrere  neue  Gemeinden,  oder  was  in  Deutsch- 
land seltener  geworden  ist,  in  Folge  ganz  neuer  An- 
Siedlung,  bedarf  daher  nicht  bloss  der  Zulassung, 
sondern  der  Autor isalim  des  Staats,  der  das  ge- 
sammte  öffentliche  Lehen  ordnet 

Willkürlich  darf  aher  der  Staat  auch  nicht  eufie 
hestehende  Gemeinde  auflösen  oder  gegen  ihren 
Willen  tvcscnllich  uingeslalten ,  da  sie  neben  dem 
öffentlichen  auch  ein  privatrechtliches  Dasein  hat  und 
insofern  seihständig  dem  Staate  g^enOber  stdht 


1.  /'reusKisches  Landr.  II.  6.  §.  81.  Corporationcn 
un<l  (jcmeiinicn  stellen  in  den  Geschäften  des  biirgeiliihen 
Lebens  Eine  nioraiiS(  he  Persor»  vor.  §.  88.  Auch  «lieje- 
nif-en  Arjpele^^enhelten,  welche  zwar  nicht  die  Corporation 
als  Eine  moralische  Person,  aher  doch  die  sänunllichen 
Hitglicder  derselben  als  sulche  beireffen,  werden  Uurcb 
Schlüsse  der  Corporation  besliiumt. 
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2.  Die  Frage:  wer  MiltjUed  der  (leineiiule  sei? 
wird  je  nach  den  versdiiedenen  historischen  und  ('.ultur- 
beziehu^gen  ^-erschieden  beantwortet  Die  ältere 
VorsteHung,  dass  das  Gemeinderecht  vornehmlich  an 
den  Grundbesitz  innerhalb  des  Gemeindebanns  ge- 
knüpft sei,  ist  in  den  Städten  früher  durch  das  Prin- 
cip  eines  pcrsönlidien  und  sogar  erblichen  Coqmva- 
tionB'Yerbandes  verdrängt  worden.  (Vgl.  §•  24). 
Länger  hat  sich  auf  dem  Lande  die  alte  Realgemeinde 
erhalten,  \^eiI  da  die  Beziehung  zur  Bodenwirtli- 
schaft  naturgemäss  als  das  Wesentliche  ersiliioneii 
ist  Indessen  anch  auf  dem  Lande  ist  die  Kealge- 
meinde  selten  in  der  ursprOnglichen  ESnfachheH  ge- 
bheben  und  oft  das  Gemekiderecht  ohne  Rücksicht 
auf  Grundbesitz  über  die  wechselnde  Menge  \erhrei- 
tet  worden,  welche  gerade  in  dein  Dorfe  woluit^  zu- 
weilen durch  corporative  Abschliessung  anch  so  ver* 
engt  worden,  dass  an  dem  nämlicben  Orte  ange- 
sessene Beisassen  in  grosser  Zahl  den  Bürgern,  von 
denen  hinwieder  ein  guter  Theil  anderwärts  A\ohnt, 
entgegen  stehen.  Dort  fehlt  es  gewöhnlich  an  der 
Solidität  des  Gemeindeverbandes  und  an  der  Sicher- 
heit der  bleibenden  Ortsinteressen,  liier  an  der  nö- 
thigen  Harmonie  der  Localgemeinschaft. 

Die  Frage  selbst  über  die  Bedingungen  des  Ge- 
meindeliflrgerrechts  und  die  Formen  der  Aufiiahme  In 


2.  Code  civil  g.  542.  Les  bicns  communaiix  sont 
ceux  h  la  propri^i^  ou  üu  produii  desquels  les  babitaos 
d'ane  ou  plusieurs  conimunes  onl  un  droit  aequis. 

3.  Oesterrcichiachts  Gcsclzb.  g.  288.  Auf  gleiche 
Weise  machen  die  Sachen,  welche  nach  der  Landesver- 
fassung zum  Gebrauche  eines  jeden  Mitgliedes  einer  Ge- 
meinde dieoeii,  das  Gemeindegui  $  diejenigen  aber,  deren 
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die  Gemeinde  ist  in  neuerer  Zeit  vorzüglich  aus 
staatsrechtlichem  Gesichtspunkte  behandelt  wor- 
den: lind  unläugbar  ist  die  politische  Seite  dersel- 
ben für  eine  gute  Einrichtung  der  repräsentativen 
Verhältnisse  und  für  eine  gesunde  öffentliclie  Ver- 
waltung und  Polizei  von  schwerem  Gewicht.  Indes- 
sen verdient  auch  die  privatrechtliche  Sdte  derselben 
—  zumal  in  der  wirthschaftlichen  Landgemeinde  — 
sorgfältige  Beachtung,  vorzügiich  in  der  dreifachen 
Beziehung  der  gemeinen  Nutzungen,  der  Armenimifer' 
Stützung  und  der  VormundBchaftspfleye ,  wozu  als 
viertes  Moment  die  seit  einiger  Zeit  vernachlässigte 
Sorge  für  die  Erhalt uiuj  der  Bauerngüter  füglich 
wieder  hinzukommen  darf. 

3.  Bie  neuere  politische  Gemeinde — auch  die 
Landgemeinde  —  ist  regelmässig  zu  einer  Corpora- 
liun  im  eigentli(  heil  Sinne  geworden.  Das  (lemeinde- 
vermcigen  geliört  ihr,  als  einer  Einheit.  Es  ist  lücht 
mehr  zugleich  Eigenthum  der  einzelnen  Bürger,  und 
nicht  je  nach  der  Zahl  dieser  nach  TheOrechten  ge- 
gliedert. 

Indessen  darf  diese  Annäherung  an  die  römische 
Betrachtung  der  Municipien  nicht  als  eine  absolute 
GleichsteUung  aufgefasst  werden.    Es  haben  sich 

theils  Eigenthümlichkeiten  der  deutschrechtlichen  Cor- 
poratiousbildung  erhalten,  theils  haben  manche  Be- 


Einkünfte  lur  Bestreitung  der  Gemeindeausiagea  bestimmt 
sind»  das  Gememdevermögen  aus. 

4.  Sevßerif  jtrchm  I.  f.  Eine  Gemeinde  Ist  nicht 
nur  da  aniunehmen,  wo  die  Gemeinde  selbst  Subject  des 
RcchtsTertilltnIsses  ist,  sondern  aucb  da,  wo  alle  Gemeinde- 
glieder a/#  9olcAe  oder  ah  Betiher  van  GrundiiÜeken  in 
der  Harkong  dieser  Gemeinde  gleiebmissig  oder  veiliXIt- 

■ 
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Sonderheiten  der  SHem  genossenschaftlichen  Gemeinde 

fortgedauert,  und  dürfen  nicht  abgezogenen  Schulbe- 

grilfeii  /II  Liebe  niissaclitet  werden. 

Von  der  Art  sind  folgende  Verbältnisse : 
a)  das  Recht  der  Autonomie  (§.  9)  von  den  Städ- 
ten in  früherer  Zeit  im  weitesten  Umfange 
geübt,  heut  zu  Tage  in  enge  Gränzen  einge- 
scldossen,  welche  durch  die  bureaukratische 
Geschäftshehandlung  zuweilen  zum  Sehaden  des 
Gemeindelebens  noch  mehr  verengt  worden 
sind.  Die  Autonomie  der  Gerneinden  fsc/iebt 
sich:  tf)  auf  ihre  Verfassung  und  die  ThUlig- 
heit  der  Gmcindebeamten  und  Angcsiellten 
(Statuten,  Reglemente,  Einrichtung  von  Ge- 
meindeanstalten); /^)  auf  die  Gemeindemrik' 
Schaft  (Steuerwesen ,  Anlegung  von  Wv'j:  und 
Steg,  Brücken,  Almende  und  dgl.j;  y]  zuweilen 
/noch  auf  die  Privaheirthsehaft  der  Einwohner 
und  Grundbesitzer,  soweit  das  um  der  gemein- 
samen Interessen  willen  der  Gemeinde  \orI)e- 
balten  ist  (z.  B.  Verhinderung  \orzeitiger 
Weinlese  durch  einzelne  Rebenbesitzer  auf  dem 
Lande,  Einführung  der  Stallfütterung,  Loskauf 
\o\\  Zehnten,  Anordnung  von  Gtiterwegen,  Hal- 
tung von  Wucherthieren  und  dgl.). 


nissmässig  bPtbfiligt  sind.     Es  liegt  im  Zwecke  des  (ie- 

meindr Verbandes  in  gemeinsamen  Angelegenheiten  solcher 
Art  als  eine  Person  zu  hnnileln;  es  entspricht  daher  ganz 
der  Natur  der  Sache,  wenn  die  Praxis  hier  die  Vcitrelung 
der  Interessen  uilor  Kinzelnen  durch  die  Gemeinde  gestaltel. 
Vgl.  ebenda  Nr.  313. 

Dayrisches   flcmrindi^cs.    v.  1834.  §.   '20.  Die 
(■emeinden  können  in  ihrer   Eigenschaft   als  uitcntliche 
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•  b)  Eine  selbständige  GerkhlsbarkeU  der  G^neinde 
in  Sachen  der  LocaJordnung  oder  der  gemein- 
samen Wirthsehaftsinteressen,  z.  B.  betreffend 
Anlegung  M)n  Zäunen  oder  Erlaubniss  zur 
Theilung  gebundeuer  Hofe,  Hostätigung  >on  letzt- 
willigen Verordnungen  der  Eitern  über  die  Folge 
in  den  Gtttem,  Gfiterschätzung  und  dergleichen. 
SiUve*)  hat  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass 
die  Erneuerung  dieses  Hechts  in  angemessenen 
Schranken  für  die  Gesundheit  der  Landgemein- 
den in  privatrechtlicher  Beziehung  nicht  wohl 
entbehrt  werden  könne  und  in  politischer  wohl- 
thätige  Folgen  >  erspreche. 

cj  Die  Gemarkung  der  Gemeinde  bildet  noch  in 
gewissen  Beziehungen  ein  miihsdiafiUelm  Gan- 
zes, und  es  ist  daher  die  Gemeinde  berechtigt, 
auch  die  Julcrcascn  der  sämmlllchen  Grundhe- 
iüzer  und  selbst  einzelmr  Gassen  von  diesen 
vor  Gericht  zu  vertreten.  Schükr  (jur.  Abb. 
L  S.  S!31  ff.)  hat  das  Verdienst,  die  genossen- 
schaftliche Vertretung  auch  in  dieser  Anwen- 
dung wieder  klar  gemacht  zu  haben. 


Gorporationen  alle  Rechte  ausüben  und  Verbindlielikeilflii 
eingehen,  welche  die  bürgerliclien  Gesctie  den  Prifaten 
überhaupt  gestalten  und  den  Gemeinden  insonderheit  nlehi 
versagen,  g*  stehen  unter  der  besonderen  Coratel 

des  Staates  undgeniessen  die  TorreebtederlllnderjiihrjgeD« 
6.  Erb.  des  Ob. -App. -Ger.  tu  Jena  in  Seu/eri$ 
Archiv  f.  Nr.  314.    'Wenn  in  einem  gegebenen  Falle  der 
Sehultbeiss  dareh  sein  eigenes  Interesse  an  Aosslellung 


*)  Wesea  und  Verfaisong  der  iiodgemeiaden.  8.  909.  ff  und 

6.  m. 
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tl)  Vorzüglich  deutlich  ist  aber  der  Zusammen- 
hang der  neuen  Gemeinde  mit  der  alten  genos- 
senschaftlichen oft  noch  mit  fienig  auf  den 
Theü  des  Gemeindevermögens  zu  erkennen  und 
zu  beachten,  an  welchem  den  einzelnen  Bür- 
gern oder  Grundbesitzern  Nutzungsrechte^  z.  B. 
an  der  Gemeindewaldung  oder  der  gemeinen 
Weide,  zustehen.  Wäre  die  deutsche  Gemdnde 
nur  eine  umvenitoi  im  präcisen  römischen 
Sinn  des  Worts ,  so  wären  juristisch  nur  zwei 
Fälle  denkbar,  entweder  nämlich :  die  Nutzungs- 
berechtigten haben  ein  dmgUehe»,  d.  h.  dann 
ein  Servüutreeht  an  der  Gemeindewaldung  als 
einer  fremden  Sache;  oder  sie  haben  ein  per- 
sörUiches  Forderungsrecht  an  die  Gemeinde  auf 
.  Verabreichung  des  Uolznutzens.  Aber .  diese 
Vorstellunigen,  deren  unbesonnene  Anwendung 
viel  Unheil  in  der  Praiis  gestiftet  und  die  Ge- 
meindeverhältnisse bedenkli(  h  verwirrt  hat,  sind 
in  solcher  Allgemeinlieit  durchaus  historisch 
unbegründet  und  in  vielen  Fiülen  ungenügend. 
Vielmehr  haben  diese  Nutzungsrechte  oft  noch 
einen  dinglichen  und  doch  nicht  den  Charakter 
blosser  Servituten  (unten  §.  59)  und  sind  die 
Nutzungsberechtigten  noch  als  Glieder  einer 


der  Vollmacht  gehindert  ist,  auch  der  etwa  zufolge  der 
GemeiDdeordnung  beslimtnle  Stellvertreter  nicht  eintreten 
kano,  auch  die  nöthige  Anzahl  unbetheiUgler  Gemeinde* 
Vorstandsmitglieder  nicht  vorhanden  wire,  so  muss  unter 
der  Leitung  der  Aursichtsbchörde  Ton  und  aus  den  unbe- 
theiligten  Gemeindegliedern  ein  Gemeindevorsiand ,  wenn 
auch  nur  ad  hanc  causam  gewählt  werden. 
BUntfclili,  dentaehM  Priulreclit.  9 
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Ciofiossenschaft  aufeu&ssen,  die  früher  mit  der 
Gemeinde  £iiis  war. 

4.  Die  GemeHide  darf  nidit  ak  ein  bloss  fin- 

girtes  Wesen  aufgefasst,  sondern  sie  inuss  als  ein 
organisches  tmd  wirkliches  Jj  'esen  anerkannt  werden, 
dmsen  Leben  nicht  auf  ein  Menschenatter  lieschrankt 
ist  Die  GmeMefDorgteker  (Gemeinderlttie,  Stadt- 
räthe)  und  die  Gemeindeversammlung  sind  nocFi  ihre 
regelmässigen  Organe,  durch  welche  sie  ihre  recht- 
liche Meinung  bildet  und  ihren  Willen  äussert.  In 
den  Städten  ist  die  Organisation  natorgemass  reicher 
und  manniehfeHiger,  in  den  Landgemeinden  ein- 
facher und  gleichartiger.  Wie  diese  Organe  geartet 
seien  und  in  welchen  Formen  sie  sich  bewegen  und 
äussern,  das  wird  durch  die  Gemeindeverfas^mg  be- 
stimmt, die  gegenwärtig  um  ihres  Zusammenhanges 
mit  den  ölVentliclien  Zuständen  willen  wesentlich 
staatsreclitiich  geordnet  wird. 

In  diesen  Organen  spridht  sich  ein  selbstätuUger 
GemeindewUle  aus,  in  ähnlicher  Weise,  wie  auch  die 
höchste  und  mächtigste  Person,  der  Staat  einen  eige- 
nen Staatswillen  hat  und  äussert.  Diese  Wahrheit, 
auf  welcher  die  deutschreclitliche  Autonomie  der  Ge- 
meinden beruht,  wurde  freilich  in  der  römischen 
Doetrin  verkannt  und  von  den  neuem  Rechts- 
gelehrten gar  in  die  neuern  (lesetzgehungen  der  ver- 
derbliche Satz  eingeschN\ürzt,  dass  die  Gemeinden 
»vm  Aalt«ruiimtiiM%i(  seien  und  daher  der  »Vormund* 
sehaß  de9  Staates«  bedürfen.  Man  merkte  nicht  ein- 
mal, in  wt^lclieni  innern  Widerspruch  man  sich  ver- 
fiug,  als  mau  die  natürli(  he  Unmündigkeit  der  Ge- 
meinden aus  dem  Grunde  behauptete,  weil  sie  käne 
einzehen  Maischen  seien  und  dafOr  Htllfe  bei  dem 
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Staate  suchte,  der  ja  auch  kein  einzelner  Mensch 
ist  Es  gibt  aber  keinen  privatrechtlicbea  Grund, 
um  den  yeifassungsinAssigen  Organen  der  Gemeinde 
die  Fähigkeit  abzusprechen,  den  wirkliclien  Genieinde- 
wilien  auszubilden  und  selbständig  zu  äussern,  und 
es  ist  geradezu  eine  unwürdige  Vorstellung,  dass 
die  Gemeinde  die  ihr  eigenen  AngelegenMien  nidbt 
anders  besorgen  rnid  darüber  gültig  verftgen  könne, 
als  geführt  von  einem  Vormund  ausser  und  über 
ihr.  ilir  Organismus  ist  ihr  Körper,  und  ihre  Or- 
gjUHB  dienen  dem  Geiste  der  Gemeinde  wie  die  Or- 
gane des  menschlidien  Körpers  dem  Geiste  des  In- 
dividuums. 

5.  Für  die  Hechtshandkingeii  der  Gemeinden 
sind  in  unserer  Zeit  vielfältige  BeickrMsm^  einge- 
führt Zum  Theil  beruhen  dieselben  eben  auf  jenem 
Irrthum,  dass  (fie  Gemeinde  von  Natur  unmündig 
(eineni  Kinde  oder  Wahnsinnigen  älmlich)  sei,  zum 
Theil  aber  auch  auf  dem  richtigen  Gedanken,  dass 
die  Gemeinde  eine  bleibende  und  öffentliche  Bestim- 
mung und  daher  der  Staat  an  ihrer  Erhaltung  und 
Reinlieit  ein  nalies  Intt^resse  habe.  Widerspricht 
der  Gedanke  der  staatlichen  Vormundschaft  über  die 
Gemeinden  den  natürlichen  VerhAltnissen  derselben, 
so  ist  dagegen  die  HaallkhB  OheraufikfU,  wenn  sie 
sich  innerhalb  gehöriger  Schranken  hält,  wohl  be- 
gründet, aber  auch  sie  nicht  sowohl  aus  privatrecht- 
lichen  als  aus  öffentlichen  Gründen. 

6«  In  der  Kogel  werden  die  Beschlüsse  der 

*;  Savigmif,  Syilem  U.  S.  362  fl*.  bat  den  Widerspruch  zwar  be- 
bemerkt,  aber  folgt  hier  doch  noch  der  gewöhnlichen  Lehre 
der  Momanitten» 

9* 
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Gemeinden  innerhalb  des  Bereiches  der  der  (iemeinde- 
versammluDg  oder  den  Gemeinderäthen  angewiesenen 
CkMnpetenz  mit  Mehrheit  der  Stimme»  gefiisst,  und 
die  Minderlieit  moss  sich  dem  in  solcher  Form  aus- 
gesprochenen Gemeindewillen  unterzielien.  Diese 
R^el  erleidet  aber  —  abgesehen  von  verfassungs- 
mdsng  besondem  Vorschriften,  wekhe  fütr  gewisse 
Falle  Einstimmigkeit  oder  eine  grössm  Hehrheil, 
z.  B.  2/3  erfordern  —  folgende  Beschränkungen : 

a)  durch  die  Riuksicht  auf  den  Kreis  von  Bechten 
und  Gesc/iäften,  für  welchen  die  Gemeinde  exi* 
stirt,  und  wetoher  ihrer  Anordnung  unterwor- 
fen ist.  Mit  Bezug  auf  völHg  fremdartige  Dinge 
ist  die  Minderheit  oder  der  einzelne  Cienieinde- 
bürger  der  Mehrheit  zu  keinem  Gehorsam  ver- 
bundcxi; 

b)  durch  die  Betrachtung  t  dass  die  Gemeinde  eine 

dauernde  Eristenz  hat,  welche  möglicher  Weise 
von  der  Mehrheit  der  gerade  jt^tzt  stimmenden 
Individuen  ausser  Acht  gesetzt,  dagegen  von 
der  Minderheit  gewahrt  whrd.  £s  ist  diess 
praktisch  um  so  leichter  möglich,  als  die  Interessen 
des  Gan/en  und  der  Glieder  iiocli  vieKältig  ver- 
schlungen sind  und  daher  in  ConfUct  gerathen 
k^Huien,  und  die  Selbstsucht  dieser  dazu  ver- 
leitet, ihre  Stellung  als  Gemeinderitbe  oder  als 
Gemeindebürger  dahin  zu  missbrauchen,  dass  sie 
in  ihrer  Mehrheit  m  allgemeinem  Schaden  den 
eig^ien  Privatnutzen  fördeni.  In  solchen  Fid-  • 
len  muss  die  Möglichkeit  offen  sein,  dass  aus- 
nahmsweisse  die  Minderheit  als  der  wahre  • 
Vertreter  der  Gemeinde  deren  Interessen  wahre. 
Diese  Ausnahme  darf  indessen  nur  mit  grosser 
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\'orsicht  zugestanden  werden;  sonst  würde  die 
Kegel  factisch  in  itirer  Anwendung  gebrochen 
und  das  Gemeindelebeii  durch  inneni  Streit 
und  Process  verwirrt.  Sie  ist  nur  zulässig, 
wo  es  sich  um  tief  eingreifende  Beschlüsse 
handelt  (z.  B.  Veräusserung  von  Gemeindeland 
zum  Vortheil  gewisser  Classen  der  Bürger) 
und  wo  der  innere  Conflict  der  Interessen  of- 
fenbar ist  (z.  B.  bei  der  Ausscheidung  des 
eigentlichen  Gemeindegutes  von  dem  hisher 
damit  verbundenen  Genossengut).  Darüber 
zu  entscheiden  und  die  Minderheit  zur  Vertre- 
tung der  Gemeinde  zu  bevöllmttchtigen,  steht 
der  Oberaufsicktsbehördc  des  Staates  zu; 
c)  durch  die  erworbenen  Rechte  der  einzelneu  Ge- 
'  meindebürger  und  £inwohner.  Als  solche  sind 
indessen  nicht  ohne  wdters  alle  bestdienden 
Nutzungsrechte  der  Einzelnen  anzusehen,  son- 
dern diese  nur  dann,  wenn  sie  zu  selbständi- 
gen Privalrechten  geworden  sind.  So  lange  die 
Nutzungen  lediglich  auf  der  Anardnmg  der 
Gememde  idbei  beruhen  sind  sie  von  dem 
Willen  der  Gemeinde  abhängig,  und  können  von 
dieser  gemindert  werden,  wenn  das  Gemeinde- 
bedttrfidiss  es  erheischt 

*  /•  Weidu,  Sammlung  der  neueren  deutschen 
,  Gemeindegesetze.  Leipzig  1848.  Sehr  beacbtenswerth 

sind  die  acht  staatsmännischen  Erörterungen  von 
Stüve,  Wesen  und  Verfassung  der  Landgemeinde  in 
Hannover.   11.  Abschnitt. 
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S-  38. 

II.    Die   Markgenosaenscbaflen.  (Reaigenossenscbafteii. 
Gerechtigkeitsgenossrnscbaften.) 

1.  Aus  der  ursprünglich  genosseoschaftUcheD 
Gemeinde  haben  sich  im  Laufe  der  Zeit  mancherlei 

pricatrechlliche  Genossensc/taften ,  seltener  neue 
privairechUiche  Corjmratiünen  abgelöst.  Diese  Ab- 
lösung geschah  meistens  um  der  hergebrachten 
Nutzung  willen  einer  gemeinen  Waldung,  oder  einer 
(lemeinweide,  oder  eines  Torfmoors  und  dgl.  Der 
erste  Schritt  lu  solcher  Ablösung  war  gewöhnlich 
I  Abscidieuimg  der  Markgenosiensehaft  der  Nutzungs- 
berechtigten in  der  Weise,  dass  nur  die  alten 
Sondergttter  f Ehehofstätten)  für  berechtigt  erklärt, 
Neubauten  aber  nicht  gestattet  wurden,  oder  so,  dass 
neue  Ansiedier  zwar  als  Gemeindeglieder  anerkannt 
wurden,  aber  darum  noch  nicht  als  Nutzungsberech- 
tigte. Fttr  solche  bedurfte  es  denn  einer  beionderm 
Auf  na/t  mc  in  die  Markgenossenschaft,  die  gewöhnlich 
nur  gegen  Einkauf  gewälu't  ward. 


1.  Gcmeindcbeschluss  von Männedorfs,  1586  [Bluntschli^ 
Zürcher  Rechisg.  II.  S.  Ih).  Wir  inn  Gmeinds  wys  — - 
sind  Kins  wurden,  dass  nun  iürohiii  nicnicrraeer  keiner 
kein  New  Huss  me  inn  unseren  Gmeindt  bouwe,  es  syge 
dann  sacli,  dass  vormalen  ouch  Kyn  Uus  da  gestanden, 
und  ein  alte  Hus  hofslatt  gsyn  sygo. 

2.  Ralhschluss  für  Nünihon.  (Ebenda  S.  75.)  Wer 
aber  ain  (neues  llaus  baulj  der  soll  zwaren  von  der  Ge- 
meind  2  Klafler  Holz  jahrlich  zu  en)pfangen  haben,  bey- 
nebend  aber  des  Gemeindwerks  (Gemeindemark)  in  Holz 
und  Feld  nicht  genoss  sein. 

3.  Landrecht  von  Aschi  {Renaud,  Privatr.  g.  184). 
Pic  weilen  nian  allhicr  kein  besonUerbare  f.and  AMin^ndt 
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ESn  fernerer  Schrftt  lag  in  der  ebjeetwm  Aus- 

sekeidung  einzelner  (iemeindegiiter  zum  Behuf  der 
Privatnutzungen  der  Bauernschaften. 

Unter  beiden  Voraussetzungen  ist  es  möglich, 
dass  die  Zahl  der  Märker  noch  steigt  oder  ML 

2.  Eine  andere  Gestaltung  bekam  die  Genos- 
senschaft, wenn  die  Zahl  der  Genosseiirechte  /ivirt 
wurde,  anfangs  meistens  noch  im  Anschluss  an 
Ehehofsiättm.  Die  ganzen  Gereehtigkeüen  oder 
Reehtsamen  der  Huber,  Vollbauern  und  die  kalben 
Gerechtigkeiten  der  Halbhauern  erschienen  dann  in 
einem  festen  arithmetischen  Verhaltniss  zu  der  Ge- 
samnuheü  der  Gerechtigkeiten,  welche  der  Genossai- 
schalt  zustand.  Diese  blieb  aber  noch  eine  eigent- 
liche BealgenosBensckaft,  d.  h.  das  Recht  an  der  Ge- 
meinen Mark  erschien  noch  in  realer  Verbindung 
mit  Sondergutsbesitz  innerhalb  des  Gemeüidehanns. 

3.  £ine  neue  Phase  der  £ntwicklung  war  es, 
als  die  fiadrten  Gerechtigkeiten  von  den  Sondergü- 
tern abgelöst  und  zu  selbständigen  dinglichen  Rechten 
wurden,  die  für  sich  wieder  Gegcustaud  der  Ver- 


hau, sondern  nur  jede  peurt  ihre  Allmendt  besonders, 
alls  solle  ein  Laudlmann  auf  der  Dürt  die  Alimcndt  be- 
setzen all  wo  er  den  meisten  theil  seines  Malllands  und 
Winlrung  hall  und  sich  derselben  Allmendt  vcrnügen. 

4.  Erk.  des  Ob. -App. -Ger.  v.  Jena  in  Seußerts  Archiy 
l.  Nr.  314.  Solche  Genossenschaflcn  (eine  Spännerschaft) 
sind,  besonders  in  früherer  Zeit,  bei  weitem  nicht  immer 
durch  einen  consliluirendcn  Act  der  Slaalsgewalt  entstan- 
den, sondern  sie  haben  sich  allmählich  historisch  entwickeil; 
man  muss  daher  auch  bei  ihnen  nicht  besonders  nach 
einer  Begründung  ihrer  Eiisleoz  durch  die  (icnehmigung 
der  Staatsgewalt  fragen. 


1 36  Erstes  Buch  Cap.  V,  Von  den  JnriitifckCB  FerMnsii. 

erbung  luid  des  privatrechtlichen  Verkehrs  waren.  Als 
Markgeiiossen  galten  dann  mir  die  Eigenthtimer  sol- 
cher Gerechtigkeiten  oder  Hechtsamen,  gleichviel  ob 
sie  Geineuidd)firger  waren  oder  nicht,  Sondergüler 
besassen  oder  nicht,  innerhalb  der  Gemarkung 
wohnten  oder  nicht.  Ihre  Theilnahme  an  der  Mark- 
genomimhaft  wurde  daiui  genau  bemessen  nach 
der  Verhftltnisszabl  der  voUm  oder  TheUgerechtigkei" 
tm,  die  sie  hatten.  Diese  Form  der  Nutzwigsgenos- 
senschaft  hat  offenbar  den  privatrechtlichen  Charak- 
ter der  Genossenschaft  am  schärfsten  ausgebildet,  und 
ist  juristisch  der  ActiengeseJlschaft  ganz  nahe  ver- 
wandt 

4.   Anderwärts  kann  —  und  auch  diese  Form 

findet  sich  schon  früh  —  die  Markgenossenschaft  zu 
einem  persönlichen  Hechte  der  vollberechtigten  Land- 
leute oder  Stadtbürger  geworden  sein,  ohne  nähern 
Anschluss  an  SondergOter,  und  daher  auch  ohne  Ab- 
lösung von  solchen,  und  zwar  wieder  so,  dass  die 
Zahl  der  Genossen  durch  neue  Aufnahme  und  Ge- 
burten steigt  und  durch  Todesfälle  und  Auswande- 


8.  Erk.  desselben  Ger.  in  Senfferts  Archiv  I.  335: 
Die  Beklagten  sind  die  Genieindetheilberechliglen,  und  sie 
bilden  als  solche  eine  Genossenschaft,  welche  nach  deutsch- 
rechtlichen Grundsätzen  als  ein  einheitliches  Rechlssubjecl 
im  Process  auftreten  können  muss.  —  Ist  die  Qualität 
eines  Genossen  bloss  eine  solche  persönliche,  bei  welcher 
eine  Succession  in  das  Recht  eines  Andern  nicht  denkbar 
ist,  sondern  welche  in  der  Person  eines  jeden  Genossen 
neu  entsteht  oder  von  ihm  neu  erworben  werden  muss  und 
mit  ihm  wieder  erlischt,  wie  z.  B.  die  Qualität  eines  Tag- 
!öhner>i ,  eines  Hinlersiedlers  und  dgl.,  so  wird  über  die 
Rechte  oder  Pflicl)leD  der  i^eoos^nsphaft  ofl^r  der  Genos- 
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rungen  abnimmt,  oder  so,  dafis  die  Zahl  der  Rechte 

fixirt  und  diese  in  Gerechtigkeiten  >erwaiidelt 
werden. 

5.  Die  Bikliiiig  solcher  Genossensehafken  war  oft 
das  stine  Werk  der  Jahrhunderte,  und  geht  auch 

heutzutage  noch  fort,  ohne  besondere  Staalsyeneh- 
migung.  Es  ist  auch  nicht  einzusehen,  wesshalb  für 
neue  Begründung  derartiger  Gemeinschaften  eine  Be- 
willigung des  Staates  nöthig  sem  sollte.  Die  Vor- 
schriften des  römischen  Rechts  beruhen  auf  politi- 
sclien  (iründen,  und  haben  schon  darum  bei  der  ver- 
änderten Staatsverfassung  unserer  Zeit  keine  formelle 
Autorität.  Ueberdem  haben  sie  auf  die  Genos- 
senschaften, die  dem  WHnischen  Recht,  soweit  wir 
darüber  unterrichtet  sind  *) ,  unbekannt  waren ,  kei- 
nen ßezug.  Auch  fallen  die  Gründe  der  Sicherung 
des  üfTentUchen  Credits,  welche  ftlr  Biklung  von  Ao- 
tiengeseDschaften  die  Gen^migung  des  Staates  nö- 
thig  machen,  l)ei  solchen  landwirthschaftliclieu  Genos- 
senschaften weg. 


sen  als  solcher  nur  mit  der  gansenGenossnisrhaft  als  einer 
Einheit  gesuilten  werden  können ,  denn  ein  gegen  die  Ge- 
nossen aU  Büncbie  erlangtes  reebtsMfUgrs  Urtheil  würde 
gegen  künftige  Genossen»  welche  J«  ehen  nicht  als  Sueces- 
soren  Jener  Einzelnen  angesehen  werden  könnten,  wirkungs- 
los sein.  Ist  dagegen  die  Qualität  eines  Genossen  In  der 
Art  eine  dingliche,  dass  sie  an  den  Besitz  eines  bestimm- 
ten GuteSi  eines  bestimmten  Realrechtes  geknüpft  ist,  und 
daher  mit  diesem  Gnt  oder  Realrecht  auch  aaf  den  dritten 


*)  Vielleicht  war  die  Societaa  Teetigaiian  publieorom  unsern 
Gönosseoschanen  näher  verwandt  all  die  nranlcipla.  Aber 
ufir  wissen  von  ihrer  Binricbtong  in  wenig»  am  irgend  mit 
^ipherheit  zu  ortbeilen« 
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Die  Bildiing  sdlwt  gesdiidil  durch  einen  Cbii- 
Btitmnmgioct  der  sich  verbindenden  Genossen,  dnrch 

welchen  s'iv  sich  als  (jemeinscliaft  orgaiiisirea  und 
ein  gemeinsames  Geuossengiit  erwerben. 

6.  Diese  tienossenschaften  haben  mit  den  eigent- 
lichen Corporationen  gemdn: 

a)  dass  sie  Organe  (Vorsteher-  und  (ienossenver- 
sammiungen)  haben,  in  welchen  sich  der  WiUe 

*  des  Gamm  ausspricht,  und  zwar  nicht  als 
Sonune  von  Einsd willen,  sondern  in  Mehr- 
heitsbeschlüssen der  f^anzen  Körperschaft; 

b)  dass  ihnen  das  Recht  der  Autonomie  zusteht 
in  Angelegenheiten  der  Genossenschaft; 

e)  dass  sie  nach  aussen  als  J&me  verbundene  P^- 

son  reprä$miirt  werden; 
d)  dass  die  einzelnen  (ilieder  nicht  auf  reale  Thei- 

lung  und  Absonderung  klagen  können. 

Sie  sind  daher  jurinische  PersoMn  im  voeüem 
Sum* 

7.  Sie  sind  aber  \on  den  eigentlichen  Corpo- 
rationen  hinwieder  darin  verschieden: 


Besitzer  übergehen  kann,  so  kann  auch  gegen  einzelne  Ge- 
nossen mit  rechtlicher  Wirkung  gegen  deren  Rechtsnach- 
folger Proccss  über  Rechte  und  Pflichten  der  Genossen  ge- 
führt werden. 

6.  Entw.  des  Zürcher  (lesclzb.  §.  29.  Wenn  dage- 
gen die  einzelnen  Glieder  einer  Corporation  (im  wcilern 
Sinn)  Theilrcchie  besitzen  an  dem  Corporationsvernii)gen 
(Gerechtigkeiten  oder  Actien} ,  so  ist  in  der  Versammlung 
der  Genossenschaft  nicht  nach  Personen,  sondern  nach 
Theil rechten  zu  stimmen.  §.  30.  Jeder  Inhaber  eines 
Theilrcchles  (Genosse)  kann  in  <ler  Versammlung  der  Ge- 
nossenschaft persönlich  erscheinen  und  für  sein  Theilrecht 
stimmen,  wenn  er  das  corporative  Stimmtrecbt  besitzt- 
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a)  dm  die  GcsammllieH;  gubjedk  ans  einer  An- 
zahl von  Genoiten  begeht,  welche  Theü  haben 

an  ihrem  Vermögen; 

b)  dass  der  Organismus  derselben  nun  gewöhnlich 
nach  TheüreckUn  geordnet  ist,  sodass  der  £igen- 
thfimer  einer  ganzen  Gerechtigkeit  efne  ToUe 
Stfmme  in  der  (lenossenversammlung  hat,  der 
Eigentliümer  von  2  oder  3  Gerechtigkeiten  2 
oder  3  Stimmeni  der  einer  halben  oder  Vier- 
tebgmehtigkeit  eine  halbe  oder  Viertelstiaame; 

c)  dass  diese  TheUrcchie  häufig  den  Actien  AhnKch 
vererbt  oder  veräiissert  \n  erden  können ; 

d)  dass  die  Gesammtlieit  in  ihren  Mehrheitsbe- 
sdilüssen  beschränkt  ist  durch  die  Rücksichl 
auf  die  Exi$tenz  der  bestehenden  Theüreehie, 
die  sie  nicht  willkürlich  auflieben  darf; 

e)  dass  auch  im  Rechtsverkehr  nach  aussen  je 
nach  Umständen  bald  die  Genossenschaft  als 
ehi  zuecmmengehoriges  Garnsee,  hM  die  ein- 
zelnen Genossen  als  sokhe  und  als  Glieder  der 
Verbindung  handeln  können. 

f)  dass  das  Genosseiigut,  wenn  die  Genossenschaft 
aufgelöst  oder  aufgehoben  wird,  zur  Vcr(heilung 
unter  die  Genauen  kommt 


Ausserdem  kann  er  sicli  in  der  Versammlung  durch  einen 
Slellvertrelcr  rp|)i .isenliren  lassen.  §.  32.  Jedem  vollen 
Theilreehle  stellt  eine  t,'anze  Stimme  zu.  ßruchlheile  eines 
Thei  rechtes  haben  ein  ihrer  Brucfizahl  entsprechendes 
Stimmrecht,  g.  il.  WirtI  eine  Corporation  aufgelöst,  in  wel- 
cher die  einzelnen  Genossen  Theilreehle  besessen  haben,  so 
wird  in  der  Regel  das  gesammie  Vermögen  unter  die  Ge- 
nossen je    nacb    Massgabc   ihrer  Ibcilrecble  verlheiU. 
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Diese  Verschiedenheileii  sind  nidit  ziiMlig,  noch 

bloss  factisrh ,  sondern  es  liegt  ihnen  das  eigenthüm- 
liche  Rechtsprincip  der  Geno$$en$chaft  zu  Grunde. 
(S-  33-  2-) 

8.  Die  Genossenschaft  kann  sich  durch  einen 

statutengemäss  gefasstoii  Auflösungsheschluss  ebenso 
freiwillig  selbst  auflösen  wie  constituiren.  Eine  Be- 
schränkung von  Seite  des  Staates  versteht  auch  hier 
sich  keineswegs  von  selbst,  sondern  wird  nur  aus 
öffentlichen  Gründen  gerechtfertigt.  Wird  sie  aufge- 
löst, so  ist  das  (ienossengut  wcnler  als  Erb.<chafl  zu 
betrachten,  noch  als  herrenlos  gewordenes  Gut,  son- 
dern es  wird  nun  unter  die  bisher  verbundenen  aber 
jelit  sidi  trennenden  Gmumm  verikeiU,  nach  Hass- 
gabe ihrer  Theil rechte. 

(Aom.)  Der  Begrid  der  Genossenschaft  ist  na- 
türlicher noch  als  der  der  eigentlichen  Corporation. 
Es  hedarf  schon  einer  weiter  fortgeschrittenen  Ab- 
straclion,  um  sich  eine  Gemeinschaft  von  Menschen 
mar  als  EinkeÜ  tu  denken,  als  in  der  Ftrbtnduti^  zur 
EinhHt  die  verlmndenmEinzHnm mth  zusehen.  Beide 
Begriffe  haben  ihre  Berechtigung,  und  sind  überdem 
geschichtlich  nahe  verwandt.  Wenn  es  unter  Um- 
ständen ein  Fehler  ist,  »vor  den  Baumen  den  Wald 
nicht  zu  sehen«,  so  kann  es  auch  ein  Fehler  werden, 
»vor  dem  Wald  die  Bäumea  und  »vor  dem  Bienen- 
schwarm die  Bienen«  nicht  zu  gewahren. 

$.39. 

III.   Andere  Genossenschaften. 

1.  Der  juristische  Gedanke  der  Gmiossensdiaft 
hat  Im  deutsK^en  Recht  noch  andere  mannlchfidtig<^ 
Formen  und  Anwendungen  gefunden.  Die  wichtig- 
sten Arten  sind: 
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a)  die  EhegenossemcJtafi ; 

b)  die  Famiiiem^osienichafi ; 

c)  der  Deiehverband; 

dj  die  Gewerhschafl  im  Bergrecht  und  die  P(än- 
ner Schaft  beim  Salzbau; 

e)  die  Gilden,  die  Inmngen  und  die  Zünfte  zu- 
welkn; 

f)  mancherlei  Versicherungxrercine ; 

g)  Leibrenlenvereine  und  H  i/it(^^nca«^fn; 

h)  manche  Privalverbindungen  zu  religiiimi, 
wissenschaftlichett ,  kOnstlerischen ,  gemein- 
nützigen, oder  geselligen  Zwecken; 

i)  die  Actienvereine ; 

k)  selbst  die  moderne  Handelsgesellschaft  im 
eigentlichen  Sinn  (CoUectivgeseHschaft). 

2.  Die  Idee  der  Genossensehaft  hat  in  der  hhe 
einen  sehr  klaren  Ausdruck  gefunden,  und  doch  hat 
es  sehr  lange  gedauert  his  der  juristische  Gedanke 
d^  Genossenschaft  selbst  hier  rechtsbiklend  in  den 
Völkern  gewirkt  hat  Die  Rdmer  haben  ihn  weder 
in  der  Ehe  mit  manus  noch  in  der  sogenannten 
lieien  £he  anerkannt.  Das  deutsche  Redit  hat  da- 
gegen sdion  früh  das  richtige  VerhAltniss  heransge- 


1.  7Wer/M,  Genn.  c.  19.  Sie  oniini  acciiiiaiil  niaritimi 
qao  modo  unam  corpus  onamqae  Yflam« 

2.  Alter  Zusatz  lam  Sckwhemj^tl  e.  Ynde  da- 
ron  ist  ein  man  vnde  sin  wip  —  beieiehent  an  dem  honpte, 
wen  die  reht  nnde  redellchen  te  der  i  chomen  sint»  da  ist 
niht  sweiange  an,  si  sint  wan  ein  lip.  die  cbrall  hant  si 
fon  der  heiligen  6« 

3.  Smch^empkgel  I.  3.  g.  3.  No  merke  wie  ok  war 
die  sibbe  beginne,  nnde  war  se  lende.  In  deme  berede  Is 
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fühlt,  al)er  zur  Durchbildung  dos  (lodankeiis  auch 
Jahrhunderte  gebraucht,  und  lieute  noch  wird  der- 
selbe von  manchen  Reehtsgeiehrten  nicht  verstanden. 

In  der  Ehe  isl  oflenbar  beides  zu^hh  da: 
erstens  zwei  Pemouen,  Mann  und  Frau,  zweitens  die 
Verbindung  beider  zur  EMieU,  zu  einer,  Familie, 
Daher  ist  es  möglich,  dass  man,  ohne  unlogisch  zu 
werden,  von  Vermögen  der  Ehegatten  und  von  Ver- 
mögen der  Ehe  reden  und  an  das  nämliche  Object 
denken  kann.  Die  Elie  ist  keine  unirersilas  im 
strengen  Sinn  des  Wortes,  sie  wird  nicht  zu  einer 
idealen  Person  von  der  Art,  dass  mebea  und  in  ihr 
JMafm  und  Frau  als  Subjeete  aufgehoben  wären; 
aber  es  ist  in  ihr  auch  nicht  die  Spaltung  und  (ie- 
trenntheit  der  i)eiden  ludividueu  wie  in  der  römi- 
schen societas,  sondom  die  innere  und  äussere  Ge- 
memichaft  und  ^»heU  so  vollständig,  dass  die  Ehe- 
genossen wohl  hinwieder  zusammen  »wie  Ein  Leih« 
und  »Eine  Person«  gelten.  Diese  Einheit  der  beiden 
Ehegatten  ist  eine  organische,  m\A  wd  praktisch  für 
die  Verwaltung  des  ehelichen  Verm(>gen8  und  die 
Vertretung  der  gemeinsamen  ehelichen  Interessen  da- 
durch bewahrt,  dass  dem  Ehemann  als  dem  Hau^t 
der  Ehe  eine  übergeordnete  Stellung  zukommt. 


besceiden  man  unde  wif  lo  Stande.  —  in  des  balses  lede 

die  kindere  u.  s.  f. 

4.  Bayrisches  Landr.  I.  4.  §.  5.  Die  Sippschafl  oder 
Verwandtschaft  wird  in  die  natürliche,  geistliche  und  bfir* 
verliehe  getbeiU.  Die  erste  ist  ein  Int)rgrilT  alier  von  einem 
Geblüt  oder  gemeinschariiichen  Gescblechtsvaier  absprossen- 
der Personen,  und  wenn  nun  diese  Abstammung  durch 
lauter  Manns-Persones  geschieht,  soheisst  es  Agnalio  oder 
Scbwerdmagschafl. 
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3.  Die  Familiengenos.<enscffafl  hat  \^ie(le^  einen 
natürlichen  (irund  dariny  dass  die  Familie  organisch 
ans  der  ehelichen  Zeugung  erwachsen  ist  und  durch 
die  Gemeinschaft  des  Blutes  und  der  Sitte  zusammen- 
gehalten und  fortgeptlan/t  wird.  Die  Familie  leht 
Jahrhunderte,  während  die  einzelnen  Faniilienglieder 
nur  ein  Menschenalter  leben.  Die  Einheit  und  Ge- 
meinschaft der  FamUie  war  denn  auch  in  dem 
testen  deutschen  Rechte  schon  sehr  bestimmt  aner- 
kannt. In  der  Parentelordnung  und  in  dem  ganzen 
Erbsystem  der  alten  Zeit  hat  dieselbe  einen  deutli- 
chen Ausdruck  gefunden.  Sie  wurde  geradezu  wie 
Ein  Körper  dargestellt,  dessen  Haupt  die  gemein- 
samen Stammeltern  seien.  Aber  sie  war  doch  nicht 
so  enge  noch  organisch  so  ansgebiidet,  dass  man 
über  der  Emheit  der  Familie  die  Besonderheit  und 
Vi^heit  der  einzelnen  FamiUengHeder  nbersehen 
konnte.  Vielmehr  wurden  diese  fortwährend  we- 
sentlich als  Uechtssuhjecte  für  sich  behandelt,  imd  ( s 
blieb  die  GesamnUfamüie  als  Genossenschaft  so  un- 
vollkommen organisirt,  dass  sie  nur  in  seltenen  Fäl- 
len als  Ganzes  anerkannt  ward,  und  auch  dann  die 
Vertretung  derselben  zuweilen  unsicher  war.  Die 


5.  Freuttitehes  Landr.  II.  4.  §.  7.  Gemcinsrhaftticbe 
FafnilicDangelegenbeiten  müssen  durch  Berathsehlagungen 
und  Schlüsse  der  ganzen  Famiiie  angeordnet  Verden.  §.  9. 
Zu  dergleichen  Beralbschlagangen  muss  der  Vorsteher  der 
Familie  dieselbe  zusammen  berufen. 

6.  Oesterreichisches  Gesctzb.  g.  849.  Was  bisher  von 
der  Gemeinschaft  überhaupt  bestimmt  worden  ist,  lüsst 
sich  auch  auf  die  einer  Familie,  als  einer  Gfemeinschaft, 
zustehenden  Rechte  und  Sachen,  s.  B.  Stiftangen,  Fidei- 
commisse  and  dgl.  annrenden. 
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genossenschaftliche  Natur  der  Familie  wirkt  {noch 
heute  fort  im  Familien-  und  Erbrecht,  und  bestimmt 
einzelne  Institute,  wie  vorztiglich  die  FamilieuOdei- 
oommisse,  andere  Familienstiftangen  und  die  Armen- 
untersttttzung. 

Für  die  heutige  Oryanisalion  der  Familienge- 
nossenschaft lassen  sich  aus  dem  deutschen  Rechte 
folgende  Grundsätze  begründen: 

a)  Voraus  sind  die  bescmdem  FmUHenttatuUn  und 
Hausgesetze  zu  beachten,  insofern  solche  vor- 
handen sind.  Bei  dem  hohen  Adel  ein  regel- 
mässiger —  bei  andern  Stftndoi  ein  Ausnahme- 

b)  Zu  der  Familiengenossenschaft  im  weitern  Sinne 
gehören  alle  ehelichen  von  denselben  Siamm- 
eltei'n  abstammenden  Familienglieder, 

c)  Häufig  umfosst  aber  die  Familiengenossenscfaaft 
(im  engem  Sinne  Geiehkchisgenostmgekafi )  nur 
diejenigen  ehelichen  Nachkommen,  \^ eiche  von 
demselben  Stammvater  und  wieder  durch  lauter 
Väter  abstammoi  und  denselben  FamiUemamm 
(GeichUeht)  haben:  so  dass  dne  Tochter,  die 
sich  in  eine  andere  Familie  verheirathet  aus 


7.  Code  de  commerce.  §.  29.  La  societe  anonyme 
n'exisie  point  sousun  noin  social:  eile  n'est  d^8igii6e  par 
le  nom  d'aucun  des  assories. 

8.  Entw.  des  deutschen  Handelsges.  III.  4.  g.  80. 
Die  Actien-Gesellschaft  ist  als  solche,  und  abKCsehrn  von 
den  einzelnen  Actionären  ,  Subject  von  Rechicn  und  Ver- 
bindlichkeiten. Sie  kann  insbesondere  auf  ihren  Namen 
Grundstücke  erwerben,  und  als  Klägerin  oder  Verklagte 
vor  Gericht  stehen. 

U.  Entw.  des  Zürcher  Geseizb.  g.  1628.  Die  AcUeu- 
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der  väterlichen  Familiengenossenschaft  austritt 
und  ihre  Kinder  nicht  zu  dieser  gehören. 

d)  Minderjährige   Familienglieder  werdm  durch 

iJiren  ^äterlichen  oder  obrigkeitlichen  Vormund 
vertreten. 

e)  Die  Famili^genossenschaft  ist  berechtigt,  einen 
Vorstand  zu  wählen*  Geschieht  das  nicht,  so 
ist  das  älteste  mäwüicke  FamiUenglied  als  Vor- 
stand anzuseilen,  es  sei  denn,  dass  durch  Statu- 
ten oder  Stiftung  anders  verfügt  worden. 

f)  Die  Familieogenossenschaft  ist  hereclrtigt,  .inner- 
halb der  Familienangelegenheiten  Beschlüsse  zu 
fassen  und  den  Familienwillen  auszusprechen, 
soweit  nicht  wohlerworbene  Hechte  einzelner 
Familienglieder  im  Wege  st^en,  noch  besonda« 
gesetzliche  oder  statutengemäse  Beschränkungen 
daran  hindern. 

4.  Der  Deiekcerband  (vgl.  unten  80)  hat 
grosse  AehnlicULeit   mit   der  Markgenossensehaft. 

Nur  beruht  diese  Verbindung  der  Grundeigenthümer 
eines  Bezirks  nicht  auf  gemeinsamer  Wirthschaft 
und  Genuas  der  Almende,  sondern  auf  dem  Bedürf- 
niss,  die  gemeinsame  Gehhr  der  UdlierschwemDiang 
abzuwendoi.  Daher  ist  auch  hier  die  Genossensdiaft 
im  Zusammenhang  mit  Sondergutsbesitz  geblieben, 
und  sind  die  Pflichten  der  Genossen  wichtiger  als 
ihre  Rechte. 


gesellscbtfl  ist  als  Geaossensehafi  im  Verkehr  su  behan- 
deln und  wird  als  solehe  obligirt  Die  einzelnen  Actionäre 
haften  nicht  persanlich  für  die  Schulden  der  GcsellschafL 

10.  Code  de  commerce  g.  30.  La  socl^t^  en  nom  col- 
lectiv  esl  colle  qne  contractent  deui  personnes  on  un  plus 

Bl  Q  mich  Ii «  denlicbes  Privalreehl.  10 
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5.  Die  Gewerktchaft  und  die  Pßnner$ehaft 

(§.  83)  sind  \sitHlor  zwei  in  ihrer  orsanisirten  V"er- 
bindung  juristische  Personen,  denen  das  ganze  IJerg- 
oder  Salzwerk  gehört,  aber  aucli  subjectiv  in  eine 
Anzahl  einzelner  Gewerken  und  Pfönner  getheiR,  de- 
nen Theilrechte  (Knxen,  Salzrechte)  an  dem  gemein- 
samen ^^Tnlö^on  znkoninien. 

6.  Die  Güden,  Innungen  und  Zünfte  (JJ.  40.  3) 
haben  die  einen  die  Natur  von  Corporationen,  die 
andern  die  von  Genossenschaften  angenommen.  Als 
politische  Körper  folgten  sie  gewöhnlich  dem  Ziitre 
zu  ausschliesslicher  Einheit,  und  wurden  Corporatio- 
nen.  Die  gewerblichen  Verbindungen  der  Meister 
oder  Gesellen  dagegen  sind  je  nach  Umstanden  in 
jener  oder  dieser  Gestalt  ausgebildet  worden.  Da 
wo  das  Recht  an  deniZunftNcnnu^eii  in  T/tcilrccfUe  i\or 
Genossen  zerfällt,  diese  somit ,  wenn  der  neue  Aus- 
druck erlaubt  ist ,  Awthe^  sind »  ist  die  genossen- 
schaftliche, wo  dasselbe  ausschliesslieh  als  einheitli- 
ches Recht  des  (ianzeii  erscheint,  die  corporative 
Natur  zu  erkennen. 

7.  Die  Vereiekerungitereine,  znmi^  die  auf  dem 
Prineip  der  Gegenseiiifikeü  ruhenden,  sind  oft  genos- 
senschaftlich gehildot,  aher  auch  da  reichen  blosse 
Vermuthungen  nicht  aus.  Vielmehr  muss  die  beson- 
dere Gestaltung  im  einzelnen  Fall  erwogen  werden. 
Dasselbe  gilt  von  LeUnrenten/Deremen,  WUtwenca$$m 
und  andern  Privatvereinen. 


granc!  noinbre  et  qui  a  pour  objet  de  faire  le  commerce 
sous  une  raison  sociale. 

Ii.  Entw.  dos  deutschen  Handehges.  III.  3.  §.  41. 
Der  einzelne*  Gesells(  haf(er  kann  zur  Ki  füllun'4  einer  Ver- 
bindlichkeii  nicht  verurlheilt  werden ,  wenn  nicbl  dieselbe 
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Wenn  derartige  Verbindungen  nach  Art  der 
AetiengeseUichaften  gebildet  sind  oder  sonst  nach  ih- 
rer Bestimmung  auf  die  öffenükhen  Crcditverhältnisge 
einen  Einfluss  haben,  und  daher  leicht  zu  täuschen- 
der Schwindelei  missbraucht  werden  können,  so  rechte 
fertigt  sieh  das  Erferdemiss  der  $taatUehm  Geneh- 
migung vollständig,  unter  Umständen  sogar  das  einer 
fortgesetzten  ohrigkeillichen  Aufm  hl»  Aber  wenn 
solche  Privatverbindungen  nicht  den  Charakter 
OflentUeher  auf  den  Credit  bezüglicher  Unfemehmun- 
gen  haben,  sondern  nur  zu  gemeinnützigen  oder  ge- 
selligen Zwecken  zusammentreten,  wenn  sie  nach 
allen  Seiten  hin  nur  privatrechtliche  Existenz  und 
Wirkung  haben,  so  bedarf  es  zu  ihrer  Entstehung 
keiner  Prüfung  und  Gtnekmigung  der  StaatsbehiHrde. 
Der  consttituirende  Wille  der  Genosmi  ist  für  sich 
mächtig  genug,  um  die  Genossenschaft  zu  organi- 
siren« 

Alle  diese  Genossenschaften  sind  juristische  Per- 
sonen, indem  sie  alle  als  ganze  Gesammtsubjecte  or- 
ganisirt  sind,  ein  Vermögen  haben,  einen  Gesammt- 
willen  hervorbringen  und  mit  rechtlicher  Wirkung 
äussern,  durch  ihre  Organe  und  Agenten  klagen  und 
als  Ganze  beklagt  werden  können.  Sie  alle  bestehen 
aber  wieder  aus  einzelnen  (ieiiosseii,  die  Theil  haben 
an  der  Persöniiclikeit  und  dem  Rechte  des  Ganzen. 

8.  Bass  die  Actienwreme  oder  Ä^tengeseUechaf" 


gegen  die  GeseMseliaft  vorher  gerichllieh  festgestellt  worden 

ist  oder  gleichzeitig  festgestellt  wird. 

12.  Entw.  des  ZUrehtr  GeseUb.  g.  1580.  In  der 
Colleciivgesellschafi  gelten  keine Mehrheitsbeaehlllase.  Wenn 
das  Recht  der  Geschäftsführer  nicht  aiftreieht,  um  «Ue 

10* 
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ten  als  Genossenschaften  zu  qualificiren  sind,  wird 
heutzutage  in  der  Praxis  endlich  ziemlich  allge- 
mein  anerkaimt,  obwohl  die  Theorie  auch  da  noch 
durch  die  hergebrachten  engen  Begriffe  verwirrt  ist 
Der  Actieinerein  ist  als  juristisclie  Person  organisirt 
(V^ersainnüung  der  Actionäre,  die  mit  Mehrheit  Be- 
Schlüsse  fassif  Direction,  Agenten)«  £r  scMiesst  als 
Ganzes  Verträge  ab  mit  dritten  Personen ,  Verträge, 
in  welchen  die  einzelnen  Actionäre  nicht  als  Credi- 
toren  noch  als  Debitoren  erscheinen,  aus  welchen 
diese  daher  auch  weder  klagen  noch  beklagt  werden 
können.  Nur  die  Actiengesellschaft  selbst  kann 
(lurcii  ihre  Organe  klagen,  nur  sie  beklagt  werden. 
Den  Gläubigern  haftet  sogar  im  Concurs  der  Actien- 
gesdkchaft  nur  das  Actienvermdgen,  zu  welchem 
.  ausstehende  Actienbeitrikge  mitgehören,  nicht  die  Ac- 
tionäre mit  ihrem  Privatvermögen.  Die- Natur  einer 
von  den  einzelnen  Actionären  ^erschiedenen  juristi- 
schen Persönlichkeit  des  (lanzen  tritt  hier  in  sehr 
klaren  Zügen  heraus:  und  dennoch  ist  diese  juri- 
stische Person  zugleich  subjectiv  in  eine  Anzahl 
gleichartiger  Theilrechte  (Actien)  an  dem  gesammten 
Actienvermugen  zerlegt,  wodurch  eben  sie  den  beson- 
dern Charakter  der  Genossenschaften  erhilt. 

9.  Eher  kann  man  Bedenken  haben,  auch  die 
moderne  Handebyesellschafl  (CoUeclivgeseUsic/taftj  als 
eine  eigenthümliche  Art  der  Genossenschaft  auizu- 


BSobeit  das  gesellsebaMiflieD  Willens  zabekandMi^sokanii 
dieser  In  der  Regel  nur  durch  Uebereinluinfl  der  eiromlll- 
oben  Gesellscharter  gebildet  werden.  Ansnabinsweise  Je- 
doch wenn  ein  Enisebloss  Im  Interesse  der  Gesellschaft 
nithig  ersebeini  und  sirb  die  GesellMhafter  nicht  einigen 
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fassen.  Dass  sie  keine  Corporation  im  engern  Sinne 
sei,  ist  völlig  klar,  denn  überall  sind  die  einzelmn 
CreselUchafter  als  Mechtssubjecte  mit  Sicherheit  zu  er- 
kennen. Aber  die  EügenthOmlichkeiten,  durch  imdche 
sich  die  modernen  Handelsgesellschaften  von  den 
römischen  sotü  unterscheiden,  sind  von  so  grosser  ju- 
ristischer Bedeutung,  dass  jene  um  desswillen  ein 
ganz  anderes  Institut  geworden  sind,  und  zugleich 
haben  sie  In  dem  Grundgedanken  der  genossenschaft- 
lichen Persönlichkeit  ihre  Wurzel.  Während  näm- 
lich die  römische  Societat  nur  als  V^erhältniss  der 
socü  zu  einander,  nicht  im  Verhdltniss  zu  dritten 
Personen  in  Betracht  kommt,  und  eben  desswegen 
Immer  nur  die  Vielheit  der  zur  Societftt  verbünde* 
nen  Individuen,  von  denen  jedes  nach  aussen  als  Jn- 
dividmm  handelt  und  verkehrt,  sichtbar  wird,  so 
besteht  zwar  die  neuere  Handelsgesellschaft  auch  aus 
einzelnen  GeseUeehaftem ,  aber  sie  tritt  im  Verkehr 
nach  aussen  als  ein  Ganzes  auf,  als  eine  (ie- 
sammtheit,  die  sogar  einen  Gesammlnamen  führt 
(die  Firma),  Sie  schliesst  als  Ganzes  Verträge  ab, 
contrahirt  Forderungen  und  Schulden,  bal  weldien 
freilich  nun  —  anders  als  bei  den  Actiengesellschaf- 
ten  —  die  einzelnen  Gesellschafter  persönlich  betliei- 
ligt  sind:  aber  doch  nur  in  zweiter  Linie*  In  erster 
Linie  kann  nur  der  Vertreter  des  Ganzen,  der  die 
Firma  führt,  Im  Namen  des  Ganzen  eme  Gesell- 
schaftsforderung  einklagen   und   für   die  Zahlung 


bat  die  Meinung  eines  oder  mehrerer  GeseUschafler  als 
Gesellschaftsmeinuiig  zu  gelten ,  welche  der  Natur  und  den 
Interessen  der  Gesellschaft  am  besten  entspricht.  Richter- 
liebes,  beziehungsweise  schiedsrichterliches  Ermessen  enl- 
scheidet  hier  je  nach  den  UmstJindeii«  g.  1581.  ZiinXebst 
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quittireiif  nicht  aber  der  einzdiie  GeieUsdiaft^  als 

solcher  weder  j)ro  rata  ptsrte  noch  in  saliium*  Ebenso 
haftet  in  erster  Linie  auch  nur  die  Firmaund  nicht 
die  einzeinen  Gesellschafter  für  die  Geselischaftschul- 
den.  Nur  wenn  Yergä>lich  von  der  Gesellscbaft 
Zahlung  verlangt  wird,  kann  der  Gläubiger  sich  an 
die  einzelnen  Gesellschafter  halten.  Wie  die  Firma 
Verträge  schliesst,  so  kann  auch  die  Firma  klagen 
und  verklagt  werden.  Sie  hat  ihre  bekannten  und 
anerkannten  Vertreter  (Fumaftthrer).  Einzelne  neuere 
Rechte  lassen  sogar  unter  den  Gesellschaftern  sdbst 
Mehrheitsbeschlüsse  zu. 

In  allen  diesen  Beziehungen  hat  die  neuere 
Handelsgesellschaft  genossenschaftliche  Natur  ange- 
nommen. Da  der  Begriff  der  Genossenschaft  nicht 
einseitig  entweder  alloi  Nachdruck  auf  die  EinkeU 
der  juristischen  Personen  legt  (Corporation)  noch 
ausschHesslich  auf  die  VieUieil  der  Subjecte  sieht, 
(römische  Societät),  sondern  zugleich  die  Einheit  und 
Gesammtpersönhchkeit  der  Verbindung  und  die  Vül- 
heit  der  verbundenen  Individuen  beachtet,  so  sind 
auch  verschiedene  Abstufungen  möglich,  je  nachdem 
in  den  einen  Instituten  das  Moment  der  Einheit,  in 
den  andern  das  der  Vielheit  als  das  bedeutendere 
erkannt  wird.  Manche  Genossoischaften  nähern  sich 
daher  mehr  den  Corporationen  an,  andere  mehr  den 
römisch  rechtlichen  Gesellschaften.  Auf  einer  der 
untersten  Stufen  der  genoss^ischafUichen  Bildung  und 


wird  die  Gesellschaft  durcli  die  Handlungen  ihrer  Geschäfts- 
führer unter  ihrer  Firma  den  dritten  Personen  verbunden, 
und  our  mittelbar  die  einzelnen  Gesellschafter. 
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den  letztern  nalie  finden  wir  nun  unsere  heutige 
Handelsgesellschaft. 

IV.  Eigentliche  Corporationen. 
1.  Arten. 

1.  Unter  den  eigentlichen  Corporationen  im  (ie- 
gensatze  zu  den  Genossenschaften  verstehen  wir  die- 
jenigen juristischen  Personen,  die  zwar  auch  eine 
Veriundaiig  mehrere  physischer  Personen  zur  Un- 
terlage haben,  aber  nur  als  einfache  ideale  Personen, 
—  abstraft irt  von  den  einzelnen  Gliedern  —  gedacht 
werden.  Die  Uauptwirkungen  dieser  Auffassung 
sind: 

a)  das  Corporationsyermögen  ist  am^MieuiUch  Ver- 
mögen der  Corporation ,  nicht  zugleich,  auch 
nicht  zu  Theilen,  Vermögen  der  Mitglieder  der 
Corporation; 

b)  dieCofporo^üm  allein  wird  Gläubiger  und  Sekidd- 

ner  und  nicht  —  auch  nicht  mittelbar  noch 

subsidiär  —  ihre  Mitglieder. 

Indessen  darf  dieser  Begriff  nicht  überall  bei 
den  deatschrechtUchen  CorpiMratioBen  mit  schnddeii- 
der  Schärfe  angewendet  werden;  denn  nur  mit  Mühe 


1.  l/^mnus  in  L.  7.  $•  ^*  Qood  cujuscunque  univer- 
sitalis  (III.  4).  Si  quid  universltati  debelar  slngiilis  noD 
debetor,  Dec  quod  debet  oniversilas,  singuli  debent. 

2.  JPreuMitehe*  Laodr.  II.  6.  g.  91.  Für  die  von  der 
Corporation  gehörig  übemomnienen  Schulden  haftet  das 
gemeinschaflHche  Vermbgen  derselben,  g.  94.  Das  Privat- 
vermögen  der  Mitglieder  haftet  nur  alsdann,  wenn  sieh  die-  . 
selben  dazu  ausdrücklich  anheischig  gemacht  haben,  g*  ^* 
Dagegen  hallen  die  einzelnen  Mitglieder  selbst  ohne  aus- 
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erhebt  sich  das  deutsche  RechtsgefOhl  zu  der  kalten 
Abstractiori  der  römischen  Jurisprudenz,  welche  ^on 
den  einzelnen  Corporatioiisiiliedern  völlig  absieht. 
Auch  wo  das  deiUsche  Reefal  in  der  Hauptsache 
diese  idea]-abstracte  Persönlichkeit  ab  Regel  aner- 
kennt, lässt  es  dennocli  zuweilen  von  der  logischen 
Consequenz  des  BegrifFes  nach  (vgl.  oben  §.  37.  3) 
in  dem  Gd'ühl«  dass  lebende  Individuen  den  persön- 
lichen Huitergnind  der  Corporation  bilden. 

2.  Die  Hauptarten  solcher  Corporationen  sind: 

a)  die    neuern    Gemeinden     (politische,  Kirch-, 
Schulgenieinden);  oben  §.  37; 

b)  oft  die  Güdm,  Innungen,  Zünfte  (vgl.  %.  39.  0) ; 

c)  die  Klöster  und  Charherrenstifle ; 

d)  die  Lniversilälen ; 

ej  manche  politische  Körperschaften,  z.  B.  Landes- 
und Rächsstftnde; 

f)  einzelne  Ordeneverbmdmgen ; 

g)  manche  Privalvereine  für  verschiednerlei  Zwecke. 

3.  Die  Bildung  von  Gilden,  Innungen  und 
Zünften  wurde  während  des  Mittelalters,  ähnlich  wie 
in  Rom  die  der  Coli^ia  und  Corpora  der  Handwer- 
ker, von  Zeit  zu  Zelt  durch  die  politische  Gesetzge- 
bung beschränkt;  aber  der  Einigungstrieb  in  denen, 
welche  durch  dieselben  Beruüsinteressen  wie  durch 

«Irückliche  Einwilligung  für  Schulden  ,  die  zu  solchen  Be- 
dürfuissen  der  Commune  gemachi  worden,  zu  deren  Be- 
sireilung  sie  neue  oder  erhöhte  Beitrage  auch  wider- ihren 
Willen  hätten  übernehmen  müssen. 

3.  Diplom,  a.  1  112.  {Kraut  g.  U2.  3.)  Fraternilas 
quam  Gilda  vocani. 

4.  Edicl.  Friderici  IL  a.  1332.  [Ferlz,  Leg.  II.  286.) 
Cassamus  cujuslibet  arliUcii  confraternitatesseusocielaleSf  • 
quocunque  nomine  vulgär iter  appellantur. 
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gemeinsaine  Sitte  und  Lebensart  sich  innerKch  wie 

zu  einer  umfassenden  Familiengenossenschaft  verbun- 
den fühlten,  war  so  mächtig  in  jener  Zeit,  dass  in 
allen  Städten  eine  Menge  derartiger  Verbindungen 
(religiöse  Brüderschaften,  KaufmannigUden ,  Hand- 
werkerinmtngen  und  ZiinfieJ ,  zuweilen  in  der  Form 
der  Genossenschaften,  zuweilen  in  der  \on  Corpora- 
tionen  und  mit  verschiedenen  politischen  und  Privat- 
rechten  entstanden,  sehr  viele  ohne  irgend  eine  Mit- 
wirkung und  Genehmigung  des  Staates.  Das  XIV., 
XV.  und  XVI.  Jahrhundert  war  die  reichste  und 
glänzendste  Periode  der  Zunftverhindungen.  Im 
XVIL  mid  XVItl.  Jahrhundert  gerieth  das  Institut 
thefls  durch  dgene  Missbrftuche,  theils  um  der  ab- 
sohitistisch- polizeilichen  Richtung  des  Staates  willen 
in  jener  Zeit,  theils  auch  in  Folge  der  aufstrebenden* 
Fabrication  in  \^erfall,  und  im  Laufe  unsers  Jahr- 
hunderts wurde  in  manchen  Landern  auch  die  ganze 
Organisation  derartiger  Gewerbsverbmdungen  zer- 
stört, in  andern  sehr  beschränkt.  In  andern  aber 
hat  sich  das  Institut  erlialten,  und  das  ßedürfhiss  zu 
einer  reformirten  Gestaltung  von  Uandwerlisinnun- 
gen  wird  von  neuem  in  Deutschland  Oberall  em- 
pfunden.   Als  eigentliche  Zünfte  oder  Innungen  gd- 


5.  Stadtr.  von  Bracke/  v.  1309.  [Gengier  §,  35.) 
Mercaloruin  socielali,  que  vulgariler  lianse  dicitur. 

6.  Sladlr.  v.  Freyburg  v.  1293.  [Schreiber,  Urk.  1. 
133.)  Der  herre  hat  ouch  mit  der  alten  XXIV.  und  des 
rales  und  der  gemeinde  von  friburj;  >*illen  gewalt  gege- 
ben den  zunflnjeistern  —  zc  sezzende  und  zc  machende 
einungen,  die  iren  anlwerken  und  iren  zünl'ten  notdürftig 
und  niizze  sint  und  der  stelle  und  der  berscbefte  uoscbede- 
lich  si,  aU  si  dunkel  ur  ireo  eil. 
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ten  aber  nur  die  Gewerbsverbindungen,  wclclie  ia 
di&^öffmtUchm  OrganwUion  der  VolkswirÜischaft  eine 
anerkannte  SteUung  und  daher,  wenn  auch  nicht  noth- 
wendig  mehr  besondere  (iericlitsbarkeit  nocb  reprä- 
sentative Hecbte  im  Staatskorper  (Zünfte  im  staats- 
rechtlichen Sinne),  doch  eine  öilentliche  Bedeutung 
und  daher  insofern  öflentliche  Rechte  und  Pflichten 
haben.  Zu  unterscheiden  sind  daher  rein  privat- 
rechtliche  freie  \'ereine  von  Handwerkern  oder  Ge- 
sellen, obwohl  auch  diese  entweder  als  Corporatiouen 
ein  Vereinsvermögen  oder  als  Genossenschaften  ein 
goneines  Gut  haben  können. 

Zu  der  Handwerkszunft  oder  Innuny  gehören: 

a)  die  Meisler  als  voUberechü^te  Mitglieder  und 
Genossen;  und  in  untergeordneten  Verhält- 
nissen: 

b)  die  Gesellen; 

c)  die  Lehrlinge. 

Sie  Lehrlinffe  erlernen  bei  einem  Meister  das 
Handwerk  innerhalb  der  vorgeschriebenen  oder  ver- 
abredeten Lehrzeit,  und  werden  nach  Vollendung 
derselben  und  nach  abgelegter  Probe  ihrer  Tüchtig- 
keit ,M>*gesprochen**s  d.  h.  zu  Gesellen  erhoben,  die 
nun  das  erlernte  Gewerbe  im  Dienste  eines  Meisters 


7.  Baier,  Ges.  v.  i825.  Art.  7.  Bei  denjenigen  Ge- 
werben, welche  sich  bisher  in  einem  Innungsverbande  be- 
funden haben ,  bestehen  die  Zünfte  als  Vereine  der  Genos- 
sen eines  oder  mehrerer  verwandter  Gewerbe  unter  obrig- 
keitlicher Aufsicht,  Leitung  und  Schulz  aiisschliessend  zu 
den  nachstehenden  Zwecken,  unter  Aufhebung  aller  ande- 
rer Befugnisse  fort.  Die  erwähnten  Zwecke  sind  :  1)  Ver- 
breitung nüulicher  Gewerbskenntiiisse  unter  den  Vcreins- 
gliedern,  2j  Erleichterung  der  Ausbildung  in  den  Gewer* 
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ausOben  dürfen.  Der  Lehrbrief  wird  in  der  Meister«- 
lade  aufbewahrt  und  eine  beglaubigte  Absehrift  dem  * 

Gesellen  zu  seiner  Wanderung  mitgegeben.  Die  Auf- 
nahme unter  die  Meister  setzt  gewöJinlich  voraus 
den  Ausweis  ül)er  die  Vollendung  der  Gesellenzdl 
und  die  ttbungsgemässe  Wanderung,  den  Bestand  der 
Meisterprüfung  (Meisterstück)  und  die  Ansässig- 
machung  zum  selbständigen  Betriebe  des  Handwerks 
auf  eigene  Rechnung.  Die  Gewerbsbefugnisse  des 
Ifeist^s  werden  auch  seiner  Wittwe  zugestanden. 
Die  Versammlung  der  Meister  wählt  den  Obmann, 
Obermeister,  Alimeisler,  Znnflmei^ler  und  die  Zunft- 
Vorsteher,  Zunflälleslen,  Der  Lcuknmeüter  verwal- 
tet die  Zunfilade  (Archiv  und  Vermögen  der  Zunft). 
Regelmässig  übt  die  Stadlobriykeii,  beziehungsweise 
die  Staalsgeivolt,  eine  näber  bestimmte  regelmässige 
Aufsicht  aus  üt)er  diese  Corporationen.  Der  Zunft- 
vorsteherschaft  gebührt  die  Aufeicht  über  Ordnung, 
Ehre  und  Zucht  innerhalb  des  Handwerks,  die  Ver- 
tretung des  Handwerks  Aor  HegierunL:  ujid  Berich- 
ten und  die  V^^r>valtung  des  Zunfherniögens.  Die 
Meisterschaft  hat  innerhalb  der  gesetzlichen  Schran- 
ken das  Recht  der  Autonomie  und  der  Controle 
über  die  Vermögensverwaltung  und  Vertretung  durch 


ben,  3)  entsprechende  Aufsicht  auf  Lehrlinjic  Gesellen  und 
Gehiilfen,  4)  geordnete  Verwaltung  und  nützliche  Verwen- 
dung des  gemeinsamen  Vcreins-Vcnuögeiis«  5j  UuterstülzuDg 
dürftiger  Ge>verb5aiigebörjger. 

8.  Reichschluss  V.  1731.  g.  2.  (Sollen)  die  (Obermei- 
ster und  üeamlen  oder  die  zu  Handwerksachen  Obrigkeil- 
lich-Vcrordncten)  —  zusammen  die  Sache  untersuchen  und 
ohne  Entgeld  zu  entscheiden  verbunden  ,  allenfalls  aber 
^nd  da  die  Sache  (nicbij  durch  eine  geringe  Uandwerks- 
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die  Vorsteher.  Eigenthümlich  diesen  Corporationen 
ist,  dass  das  Zuiiftvermögen  im  Fall  der  Auflösung 
desselben  nicht  als  bonum  vacan$  betrachtet,  sondern 
in  ErinneiTing  an  das  Genossenverhältniss  unter  die 
Meister  vertheilt  wird,  wenn  nicht  besondere  Vor- 
schriften oder  (i runde  im  Wejje  stehen. 

4.  Die  Klöster  und  (  horhvrrensüftt  sowie  die 
Universitäten  wurden  schon  früh  ais  eigaiüiche  iim- 
vergitates  im  römischen  Sinne  betrachtet  Die  ersten 
werden  durch  Abi  oder  Propst  und  Capitel  oder 
Convetüc,  die  letztern  durch  Ikclor  und  Senat  gelei- 
tet und  vertreten.  Da  dieselben  eine  öffentliche  Be- 
deutung haben,  für  das  kirchliche  Leben  die  einen, 
für  die  öffentliche  Erziehung  die  andern«  so  erklärt 
sich  hier  die  Aufsic/il  theils  der  Kirche  und  des 
Staats,  theils  des  Staates  allein.  Die  Art  und  das 
Mass  dieser  Aufsicht  wird  daher  durch  das  öffent- 
liche Recht  bestironjt.  Sie  haben  aber  als  juristische 
Personen  des  Privatrechts  eigenes  \'erni()gen,  auf 
dessen  privatrechtlichen  Schutz  sie  auch  dem  Staate 
gegenüber  ein  Hecht  haben. 

5.  Aehnlich  verhalt  es  sich  mit  den  übrigen 
Corporationen,  die  zugleich  als  Glieder  des  Staats- 
Organismus  \on  dem  ülfeütlichen  Hechte  umschlossen 


straffe  von  ohogcßhr  1  bis  2  fl.  Rheinisch  füglich  zu  ver- 
biissen  stehet  »  bei  der  ordenilichen  des  Orte  Obrigkeit 
Verbaltens  sielt  zu  erholen ,  hiemit  ernstlich  angewiesen 
seyn.  g.  6.  (Da  die  Gesellen)  keine  Brüderschaft  ausma- 
chen können,  (ist)  ihnen  auch  kein  Siegel  zu  gestatten. 

\h  Freussisches  Landr.  II.  8.  §.  193.  (Die  Zünfte) 
Stehen  unter  der  Aufsicht  des  Magistrats  und  der  von  dem- 
selben Yerordneien  Beisitser. 


Digitized  by  Google 


^  4U.  Eigentliche  Corporalionco.  157 

sind,  oder  um  ihrer  naficn  lieziehnng  zum  öffentlichen 
Leben  willen,  auch  wenn  sie  nicht  gerade  eine  orga- 
msclie  SteUung  im  StaatskOrper  einnehmeD,  io  die- 
sem besondere  Beachtung  verdienen.  F(ir  derlei 
Corporationen  ist  es  natürlich ,  dass  sie  zu  ihrer 
rechtsgültigen  Entstehung  der  Atierkennung  des  Staates 
bedürfen,  wdche  sich  in  einzehiea  Fälläfi  (z.  B*  für 
ReichsstSnde  und  Landstände)  bis  zu.  einem  Verfas- 
sungsgesetze steigert,  in  andern  dagegen  sich  his  zur 
höher  normirten  allgemeinen  Liiaubniss  für  eine 
ganze  Qasse  möglicher  Corporationen  und  selbst  bis 
za  bloss  mittelbarem  GewährenUme»  verdünnt  Das 
Nähere  wird  durch  das  öffentliche  Recht  bestimmt. 

6.  Selbst  für  die  rein  privatrcc/ftlichen  Corpo- 
rationen, z.  B.  zu  geseiligen  oder  wissenschaftlichen 
Zwecken,  fordert  eine  sehr  verimtete  Meinung  unse- 
rer Rechtsgelehrten  die  ttaatliehe  Genehmigung.  Sie 
beziehen  sich  dabei  hauptsächlich  auf  die  V^orschrif- 
ten  des  spätem  rüinischen  Hechts,  welche  allerdings 
für  alle  eigentlichen  Corporationen  ane  Erlauhniss 
des  Staates  verlangen.  Allem  diese  aus  politischen 
Gründen  später  —  in  di  r  alten  Zeit  hatt<^  auch  das 
römische  Recht  andere  Grundsätze  darüber  —  erlas- 
senen j^Gesetze,  Senatusconsulte  und  kaiserlichen 
Constitutionen«,  durch  welche  das  geordnet  wird  und 
welche  uns  nicht  einmal  näher  bekaiuit  sind,  haben 


10.  Oa/ns  in  L.  I.  pr.  quod  cujascumque  ani?.  (TII 
4.)  Neque  societas  neque  collegluDi  neqne  hujasniodi  corpus 
passimonuiibttshabericoncedilar :  Dam  el Legibus eiSenatos- 
consnltis  et  Principalibus  CoostitnUonibiM  ca  res  coareetiir. 

11.  FremtUehet  Landr.  II.  8*  ^3.  Dergleichen  (er- 
Uubte)  Gesellscbaflen  stellen,  im  Yerhiltnisse  gegen  andere 
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ihre  legale  Autorität  mit  dem  Untergang  des 
alt -römischen  Reiches  yerlorehy  und  das  in  ihnen 
enthaltene  politische  Princip  kann  umsoweniger 
fioiito  noch  anerkannt  werden,  als  das  neuere  Staats- 
HK-ht  sogar  —  was  sicherlich  für  den  Staat  viel  be- 
denklicher ist  als  die  Entstehung  rein  yermögens- 
rechtficher  juristischer  Personen  —  politische  Vereine 
und  Clubs  zulässt  ohne  alle  (lenehmigung  der  Re- 
gierung im  einzelnen  Fall.  Der  Umstand,  dass  diese 
eine  Verein$easse  haben,  welche  nicht  den  einzelnen 
Mitgliedern  zugehört,  auch  nicht  zu  ideellen  Theilen, 
dass  sie  vielleicht  als  Vereine  ein  Local  niietlien,  dass 
sie  Diener  anstellen  und  dgl.,  das  allein  erhebliche 
Moment  für  die  privatrechtliche  Existenz  einer  juri- 
stischen Person  ist  filr  den  Staat  yöUig  ^ichgültlg, 
die  politische  Wirksamkeit  dagegen  solcher  Vereine 
von  grossem  Interesse.  Wie  wäre  nun  zu  reimen, 
dass  jene  Vereine  in  jener  erstem  privatrechtlichen 
Beziehung  der  Staatsgenehmigung  bedürfen  sollten, 
In  dieser  letztern  politisch -wichtigen  dag^en  ohne 
solche  entstehen  und  agiren  können? 

Auch  andere  frciwiUuje  Corporalionen  kennt  das 
Leben  in  grosser  Anzahl.  Es  gibt  viele  Bibiiothek- 
geeeüichaften,  CoHnos,  Mtueen,  rein  gesellige  Club$, 
Freimnurcrlogen,  Unterst ützttngsverehie  und  derartige 
Verbindungen,  die  sich  statulenmässig  oryanisirl  haben, 
und  ein  Vermögen  besitzen  und  verwenden»  an  wel- 


ausser  ihnen,  keine  moralische  Person  vor,  und  können  da- 
her auch  als  solche  weder  (ii  imdsiüeke  noch  Capilalien 
auf  den  Namen  der  (lesellschaft  erwerl)en.  §.  \\.  Unter 
sich  aber  haben  dergleichen  (jcsellschaften,  so  lange  sie  be- 
stehen, die  inoern  Rechte  der  Corporationen  und  Gemeinen. 
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chem  die  einzelnen  Mitglieder  keinen  Theil  haben 
noch  haben  wollen,  welches  sie  durchaus  einheitHeh 
und  avs.<tchlies8lirh  der  Gesammtpersönlichkeit  zuschrei- 
ben ;  >>rbiiit]iingeii,  >vel(Iie  durch  ihre  Organe  — 
Vorsteher,  Versammlungen  —  den  corporati\eii  Wil- 
hn  aussprechen,  und  deren  Glieder  wechseUi  ohne 
dass  dieser  Wechel  irgend  einen  Einfluss  Obt  auf  die 
Existenz  der  idealen  Person,  welche  von  den  Mitglie- 
dern selbst  lind  von  dritten  Personen  im  Verkehr  als  das 
wahre  und  eigenthtimliche  Rechtsubject  gedacht  wird. 
Derlei  Verbindungen  entstehen  heut  zu  Tage  fiber- 
all ,  auch  ohne  o'iuvn  besondorn  Art  der  Staatsauto- 
rität durcli  djen  constituirendeu  Willen  der  Mitglie- 
der, und  sie  sind  um  ihrer  Existenz  willen  im  privat- 
rechdichen  Sinn  des  Wortes  mimreitates,  Corpo- 
ratlonen. Die  leider  so  oft  verkannte  Aufgabe  unse- 
rer Jurisprudenz  aber  ist  es,  derartige  RecliLsbildun- 
gen  des  neuen  Lebens  zu  erkennen  und  zu  schützen, 
nicht  dieselben  nach  engen  und  ahstracten  Schulbe- 
griflen  zu  bemessen,  und,  wenn  sie  nicht  in  die  aHe 
Formel  passen,  zu  verstümmeln  oder  zu  zerstören. 

(Anm.)  Die  Concessi<m  der  Regierungen  wird  in 
vielen  FSIlen  allerdings  erbeten  und  ertheilt,  aber  um 
der  grosseren  Sicherheit  willen.  In  der  Praxis  ist  das 
Begehren  einer  Concesslon  aber  oft  zur  blossen  For- 
malität geworden,  und  die  Ertheilung  derselben  zu 
einer  Liebung  bureaukralischer  Vielregiererei.  Manche 
Juristen  haben  dann ,  um  in  einzelnen  Ffillen  die 
Existenz  einer  nicht  ausdrücklich  genehmigten  einheit- 
lich persönlichen  Verbindung  der  Art  zu  retten,  zu 
der  neuen  Fiction  einer  sUUsdiweiginden  Staatsgeneh- 
migung  ihre .  Zuducbt  genommen*  Aber  das  ist  am 
Ende  doch  nur  eine  Ausflucht.  Man  wagt  nicht  das 
Princip  einer  Dothwendigen  Staatsautorisatiou  aufzu- 
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geben,  und  will  doch  der  Anwcndunj?  des  Princips 
entgehen,  indem  man  eine  stillschweigende  AnerVeri- 
DUDg  behauptet,  die,  auf  eine  ganze  Classe  von  Fäilea 
ausgedehnt,  doch  für  diese  das  Princip  aufhebt,  auf 
einen  einseinen  Fall  bezogen  aber  meistens  nicht  wahr 
ist.  Denn  dass  der  Staat  eintelne  schidliche  Priyat- 
corporationen  verhitim  und  hmmm  darf»  das  versteht 
sich  auch  nach  der  Meinung,  welcbe  eine  Erlaubniss 
des  Staates  in  der  Regel  für  überflüssig  hält.  Andere 
haben  derlei  Corporalionen  als  gewöhnliche  iie- 
sellschaflen  oder  als  Genossenschaften  zu  erhalten 
gesucht,  sind  dann  aber  genöthigt  worden  ein  llit- 
eigcnthum  oder  Gesammtelgenthum  der  Mitglieder  an- 
zunehmen, während  diese  in  der  Wirklichkeit  keinerlei 
eigene  Rechte  an  dem  Vereinsgute  hatten  noch  ha- 
ben wollen.  Es  wird  noch  eine  längere  Zeit  dauern. 
l)is  unser  lebendiges  Recht  in  der  Rechtswissenschaft 
volle  Anerkennung  finden  wird.  Die  Praxis  der  Re- 
gierungen und  der  Gerichte  hat  sich  jenem  bereits  mehr 
genähert  als  die  verbreitete  Ooctrin. 

fh  41. 
2)  Verfassung. 

1.  Die  Corporation  bedarf  einer  leiblichen  Ge- 
staltung eines  Orgammus^  den  wir  ihre  Verfasumg 
nennen.    Diese  Verfassung  wird  indessen  verschie- 

den  sein  müssen  nach  dein  bosondern  innern  Lebens- 
princip,  welches  die  Corporation  ins  Dasein  gerufen 
hat,  und  nach  der  fiestinunung  welche  sie  zu  ^fül- 
len hat.  Der  Qrgamsnnus  soll  jenem  dienen  seo  sei- 
ner Entfaltung,  und  in  Harmonie  sein  mit  der  ihn 
umgebenden  Reciitsordiiung,  zu  der  er  gehört. 

Da  indessen  die  rein  privatrechtlichen  Corpora- 
tionen  aus  einer  Vielzahl  von  Individuen  entstehen 
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and  zunächst  nur  den  dnzelnen  Individuen  ähnlich 
berechtigt  sein  und  handehi  woHen,  so  ist  ihr  recht- 
licher Organismus  einfach  Und  sind  in  der  Regel 
ihre  Organe  nach  gleichartigen  Grundsätzen  gebildet. 
Wir  finden  meistens: 

a)  eine  Versammhmg  der  Mi^;liederY 

b)  eine  Vorgteher^ehaft  oder  einen  Yantand, 

c)  untergeordnete  Agenten  und 

d)  Diener, 

%  Die  Veriainmhing  der  Mitglieder« 

a)  Sie  besteht  aus  dem  Zusammentritt  der  rnrhU- 
chen  und  handlungsfähigen  Mitglieder,  welche 
zur  Unterlage  der  Corporation  gehören.  Höher 
organisirte  Corporationen^  wie  z.  B.  die  Gemein- 
den«  verlangen  zuweilen  weitere  verfassungsmäs- 
sige Unterscheidungen  unter  den  Mitgliedern,  so 
dass  die  einen  —  je  nach  ihrer  grösseren  Be- 
deutung fiir  das  Ganze  und  ihrer  gesteigerten 
Fähigkeit  —  m^r  Stimmrecht  haben  als  die 
andern.  In  dem  einfeehen  privatrechtliehen 
Verhaltniss  aber  ist  das  Stimmrecht  Aller  gleich. 

b)  Was  die  Mehrheit  der  anwesenden  Mitglieder 
in  statutengemässer  Form  beschliesst,  gilt  regü- 
mäuig  als  WHU  des  Ganzen*    Dieser  Grund- 


1.  Ulpianus  L.  100.  §.  1.  de  Reg.  Jur.  (L.  17.)  Re- 
ferlur  ad  universos,  quod  publice  fit  per  majorem  parlem. 

2.  Preussisches  Landr.  U.  0.  §.  52.  Bei  gewöhnlichen 
Vorfällen  und  in  den  ein  l'ür  allemal  dazu  bestimmten  Ver- 
sammlungen enlscheidet  der  Srhiuss  der  in  dioser  Ver- 
sammlung gegenwärtigen  Mitglieder.  §.  53.  ilei  ausseror- 
dentlichen  Vorfällen  uiiisseii  sHmnUlirbe  Mitglieder  aus- 
drücklich eingeladen  werden.  02.  Die  Schlüsse  der  Gc- 
sellschaTt  werden  nach  der  Mehrheilder  Stimmen  abgefassl. 

B 1  u  D  t  s  c  b  1 1 ,  deutsches  Privatrecbt.  i  1 
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satz  ist  von  AUers  her  Ton  deir  deutschen  Corpo- 

rationen  anerkannt  worden  und  hat  in  der  pri- 
valrechtlichen  Gleichheit  *)  der  Mitglieder  einen 
natOrlicfaen  Grund.  Der  Wille  der  ganzen  Ver- 
sammlnng  kann  sich  nur  als  gemeinsamer 
Geist  der  Versammelten  oflenbaren,  und  da  ist 
es  izaiiz  angemessen,  dem  Geist  der  Mehrheit 
das  üebergewicht  zuzugestehen  über  den  der 
Minderheit  Das  £rfordemi8S  der  ^wMltmmig- 
keii  legt  ein  allzugrosses  Gewicht  auf  alle  Ein- 
zelnen und  deren  TN'illen  und  hemmt  die  Be- 
wegung der  Gesammtheit  zu  sehr,  das  einer 
tl6er  die  grossere  Hälfte  ausgreifenden  Mehrheii 
Vß^  ganz  willkürlich  und  legt  auf 
die  Kraft  des  regierenden  Willens  der  Minder- 
heit zu  viel  Gewicht,  das  einer  bloss  relativen 
Mehrheit  ist  durchaus  ungenügend  und  verleiht 


3.  Entw.  des  Einher  tktettb.  §.  96.  Ma  Terfas- 
avng  der  pfifaimcimiciMii  CorpmUontli  wird  dnrch  die 
CorporaUoDsaiaUilen  leatgeaelti.    Inaofcm   die  Statuten 
nicht  abweichende  Besiimmungen  cDlbalten ,  gelten  die 
—  Regeln.  §.  27.    In  der  Versammlnng  deijenigen  Corpo- 


*)  Smipm   bal   das  Mehrheilsprincip  baalriUeo  (Syilem  II. 

S.  339  ir.)  und  Pfeifer  S.  9i  (T.  ist  ihn  fefolgC.  Was  in  ihrer 
Begründung  richtig;  ist,  schhessl  aber  nur  eine  ab$oiute  Herr- 
schaft und  Willkür  der  Klebrheit  aus,  nicht  den  obigen  auch 
von  den  Römern  anerkannten  Salz  Das  neuere  Staatsrecht 
ist  vieirach  verdorben  worden,  indem  man  Grundsatze,  die 
bei  privatrechllicben  GenoMenschaften  und  Gorporationen 
guten  Sino  haben*  auf  dea  Staat  übertrug,  zu  dessen  Wesen 
sie  nicht  passen.  Mao  muss  sich  aber  baiant  aua  Abneigung 
gegen  die  vBemoltralie«,  auch  der  Absllmmuiig  mirklieh  gM- 

eher  und  voUkommen  hmmdlmmg$ßhi9er  Mitglieder  in  privatrecbl* 

liehen  Verbindungen  unnatürliche  Henmnisse  tu  bereiten. 
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unter  Umständen  der  Minderheit  das  positive 

Uebergewicht  über  die  in  der  Negation  einige, 
aber  in  der  Art  derselben  gespaltene  Mehrheit, 
c)  Die  Campetenz  der  VersanunluQg  erstreckt  sich 
gewöhnlich  auf  die  Annahme  der  Statuten^  die 
Wahl  der  Vorsteherschaft,  die  Zustimmung  der 
eingreifenden  Yeräinhrimgen  in  dem  riomein- 
I  gut,  die  Abnahme  der  Reclmung  und  £nUa$lung 
der  Vorsteher,  die  Äuflosmg  der  Corporation 
und  die  Iuwei$ung  oder  FeffAettm^  des  Gemein- 
gutes für  diesen  Fall. 
In  allen  diesen  Beziehungen  kommen  neben  den  be- 
sondern  Vorschriften  und  Abiiveichungen  der  Statu- 
ten als  Beschränkungen  in  Betracht:  theils  die  Auf- 
sicht, welche  der  Staat  über  die  Corporationen  von 
öffentlicher  Bedeutung  übt,  theils  die  Rücksicht  auf 
die  ErhaUw^g  der  Corporation  in  ihrer  Exiitenx  und 
Remheii,  so  dass  bei  emster  Verletzung  oder  Gefilhr- 
dung  dieser  von  Seite  der  Mehrheit  die  Minderheit 
ausnahmsweise  ermächtigt  würde,  das  Ganze  zu  ver- 
treten.   (Vgl.  oben  §.  37.  6.) 

3.  Die  Vorstehertchafl  geht  gewöhnlich  durch 
Wahl  der  Versammlung  aus  dieser  selbst  hervor. 


ran'onen,  welche  eine  Einheil  ohne  Theilrecht  bilden,  haben 
alle  vülljübrigen  männlichen  Cürporalionsglieder  Silz  und 
Stimme.  Das  Stimmrecht  wird  von  den  Mitgliedern  per- 
sönlich, nicht  durch  Slellverireler  ausgeübt. 

4.  Frenssisches  Landr.  H.  6.  §.  139.  Die  Wahl  der 
Vorsteher  gebührt  in  der  Regel  der  Corporation.  §.  145. 
Die  Befugniss,  die  Vorsteher  über  ihre  Amtsführung  zur 
Rechenschaft  zu  ziehen,  kann  der  Corporation  durch  einen 
auch  einmüihigen  ßeschluss  s^mmtlicher  gegenwärtigen 
Mitglieder  für  die  Zukunft  nicht  entzogen  werden. 

tt.  Entw.  des  Zürcher  Gesetzb.  $.  35.   Der  Vorstand 

11* 
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Sie  ist  berufen,  die  laufenden  Geschäfte  des  Tages 
zu  besorgen,  das  Vermögen  zu  veru)alien,  die  Anträge 

und  Berichte  an  die  Versammlung  vorzubereiten,  die 
Verhandlungen  dieser  zu  leiten,  ihre  BesMüsse  zu 
vaUzühm.  Besteht  dieselbe  aus  einem  CoUegium,  so 
£b»sI  auch  dieses  seine  Beschlüsse  regdmässig  mit 
Mehrheit. 

4.  Die  Agenten  der  Corporation  sind  nicht  die 
eig^tlich^  Organe  des  corporativen  Willens,  son- 
dern dritte  beauftragte  SteUoertreter  der  Corporation. 
Sie  werden  daher  audi  unbedenklich  ausserhalb  des 
Kreises  der  Mitglieder  gesucht  und  handeln  im  Ver- 
kelir  oder  vor  Gericht  für  die  Corporation  nur  inso- 
weit rechtsverbindlich,  als  sie  dazu  von  der  Vorste- 
herschaft  mndchtigt  worden  sind. 

5.  Die  blossen  Diener  der  Corporation  sind  le- 
diglich abhängige  Arbeiter  für  dieselbe,  aber  nicht 
mehr  (wie  zum  £rwerb  die  römischen  Sklaven)  de- 
ren Stellvertreter.  Sie  verhalten  sich  aber  juristisch 
zu  der  Corporation  ebenso  wie  die  Diener  eines  ein- 
zehien  Menschen  zu  diesem. 


oder  der  Präsidenl  und  die  Mitglieder  der  Vorsieherschaft 
werden  von  der  Versammlung  der  Corporation  gewählt. 
§.  30.    Wählbar  —  sind  (dir)  Glieder  der  Corporation. 

6.  J^reussisches  Landr.  II.  ti.  §.  148.  Zur  Betreibung 
ihrer  Rechts-AngelegenlKilen  kann  die  Corporation  einen 
Syndicum  bestellen.  §.  149.  Zur  Bestellung  eines  Syndicj 
kann  keine  Corporation  gezwungen  —  werden. 

7.  Entw.  des  Zürcher  Gesetzb.  §.  37.  Es  steht  je- 
der Corporation  die  Berugniss  zu  ,  einen  ständigen  Stell- 
vertreter im  bürgerlichen  Verkehr  und  vor  den  Staatsbehör- 
den und  Acmlern  auch  ausserhalb  des  Kreises  der  Corpo- 
ralionsglieder  zu  ernennen. 
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8.  Rächte. 

1.  Jede  Corporation  bedarf  zu  ihrer  individuel- 
len BezdchnuQg  und  Unterzeicbnung  eines  Namens 
und  wird  gegenüber  Dritten  auch  nur  insofern  als 
Ganzes  verbunden,  als  unter  ihrem  Namen  von  ih- 
ren Organen  oder  von  ihren  bevollmächtigten  Ägeii- 
im  Rechtsgeschäfte  eingegangai  werden.  Gewöhn- 
lich hat  sie  tiberdem  ein  Siegd,  durdi  dessen  Bei- 
drückung  zu  den  geschriebenen  Acten  die  corpora- 
tionsmässige  Unterschrift  beglaubigt  wird. 

2.  Der  Wohnort  der  Corporationen  wird  in 
den  meisten  Fällen  schon  aus  dein  Dasein  dieser 
erkennbar  sein,  indem  dieselben  gewöhnlich  ein  Cor- 
porationslocal  besitzen,  wo  ihr  inneres  Leben  haupt- 
sächlich vor  sich  geht  und  von  wo  aus  sie  nach 
aussen  yerkehren.  Fehlt  es  an  einer  sichtbaren 
Wohnung  der  Corporation,  so  ist  dann  der  Wohn- 
ort besonders  zu  bestimmen,  nöthigenfalls  von  Amts 
w^en. 

3.  Der  Gedanke,  dass  die  Corporationen  von 
iVolur  handhngtunpUiig  seien  und  der  Vormmd- 
tekaft  des  ßtaaies  bedürfen,  (vgl.  oben     S7.  4.)  ist 

nur  dann  erklärlich,  wenn  man  annimmt,  dass  die 
Corporationen  keine  wirklichen,  sondern  bloss  künst- 


1.  Preumteke*  Laodr.  II.  6.  §.  82.  Sie  (CorporaÜo- 
nen  and  GemeiDdeD)  werden  in  Rttcksicht  eut  ihre  Recble 
und  YerbindNeiikeilfln  gegen  andere  ausser  ihnen  nach 
eben  den  Geselsea  wie  andre  elntelne  Mitglieder  des  Staats 
bcurtlieflt.  g.  83.  Doch  kannen  sie  ohne  besondere  Ein- 
wUNfing  der  ihnen  vorgesetsten  Behaide  unbewegliche  8t- 
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lieh  erdachte  Wesen  seieUi  der  Staat  selbst  aber  eine 
wirkliche  Existenz  habe:  eine  Annahme,  die  sich 
sdber  widerspricht  und  deren -erster  Satz  in  conse- 
quenter  Folge  zur  Aufhebung  aller  Corporationen 
füliren  niüsste.  Die  Corporation  ist  aber  eine  wahr- 
hafte Gemeinschaft,  und  es  gibt  einen  ächten  Corpo- 
ratioMgeUt  und  Corporationswälen,  für  dessen  Aus- 
bildung eben  die  Organe  der  CorfM)ration  geschaffen 
sind.  Es  gibt  daher  auch  durchaus  keinen  in  dorn 
Wesen  der  Corporationen  liegenden  Grund,  wesshalb 
sie  mselbsländig  sein  und  von  amssen  her  bevor- 
mundet werd^  mtissten. 

Anders  verhält  es  sich  mit  der  Aujsichl  des 
Staates  über  die  Corporationen.  Wenn  deren  Be- 
stimmung eine  öffentliche  Bedeutung  oder  deren  Er- 
haltung ein  öffentliches  Interesse  hat,  so  ist  sogar 
eine  fortgesetzte  und  je  nach  dem  (irade  solcher  Be- 
ziehung gesteigerte  Aufsicht  des  Staates  wohl  gerecht- 
fertigt. Bei  rein  privatrechtlichen  Corporationen 
ohne  solche  Bedeutung  aber  tritt  die  Staatsaufeicht 
nur  ausnahmsweise  ein ,  \Nenn  Missbräuche  zu  all- 
gemeinem Schaden  empfunden,  oder  die  Gerichte  \on 
einzelnen  Gliedern  der  Corporation  selbst  mm  Schutz 
ihrer  reinen  Existenz  angerufen  werden«  Bureau- 
kratische  Vielregiererei,  von  welcher  die  Freiheit  der 
Corporationen  belästigt  wird,  wiegt  als  ein  Uebel  Al- 
ler viel  schwerer  in  der  einen  Wagscbale>  als  die 


eben  wfder  an  sich  bringen»  noch  verlosseni  oder  vw- 
pfiiodtn. 

2.  Altes  JMhu$ke9  IL  (AeA  I.  20.)  Nemini  ^  Oeeat 
imnobilia  ^  conferre  eeeicsüa;  qnio  ea  nmitX  |»fo  argenlo 
et  illad  conferat  eccleslls. 
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Beseitigung  mancher  Missgrifle  und  Fehler  einzel- 
ner Corporationen  durch  die  Staatsaufsicht  in  der  an- 
dem  als  ein  Gut  wi^t. 

4.  Das  Rechtsmittel  der  WiedereiMetzung  in 
den  vorigen  Stand  kommt  den  Corporationen,  wenn 
sie  als  selbständige  Wesen  erkannt  Nverden,  keines- 
wegs schon  von  Rechtes  wegen  nach  Analogie  der 
ülinderjAhrigen  zu,  denn  eben  diese  Analogie  hat 
keinen  Grund.  Nur  für  die  öffentlichen  Corporatio- 
nen, insbesondere  (ienieinden,  Kirchen  nnd  Klöster, 
ist  dasselbe  anzuerkennen,  theils  um  der  Autorität 
des  römischen  Rechtes  willen,  welches  hierin  Auf- 
nahme gefunden  hat*),  theils  weil  hier  eui  besonde- 
res öffentliches  Interesse  an  ungeschmälerter  Erhal- 
tung ihres  Vermögens  und  an  Bewahrung  desselben 
vor  Schaden  vorhanden  ist. 

5.  Die  Corporationen  sind  berechtigt,  Grund- 
eigenihum  tu  erwerben.  Gerade  in  dieser  wichtigen 
Bezielinng  kommen  aber  manche  Beschränknn,ü:en  in 
den  deutschen  Landesrechten  vor.  Da  nämlich  das 
Leben  der  Corporation  nicht  auf  die  Lebensdauer 
der  einzelnen  Glieder  derselben  beschränkt,  sondern 
gewisscrmassen  unsterblich  ist  und  die  Nachtheile 
schwer  empfunden  worden  sind,  wenn  ein  zu  grosser 
TheU  des  Rodens  nach  und  nach  zu  Corporations- 
gut  ai^esammelt  und  fülr  immer  dem  individuellen 
Eigenthum  und  Verkehr  entzogen  ward,  so  ist  die 
A'eräusserung  von  Grundeigenthuni  »an  die  todic 
Hand»  häufig  untersagt  oder  an  gewisse  Bedingun- 
gen geknöpft  worden.  Vnksr  der  todten  Hand  dachte 


*)  VfL  te%M9,  Syst«»  VIL  8»  160. 
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man  sich  indessen  vorzugsweise  Kirchen  und  Klöster, 
nicht  auch  Gemeinden. 

6.  CnbedenUich  kann  die  Corporation  Eigen- 

thum  an  fahrender  Habe  und  andere  dingliche 
Rechte  jeder  Art  erwerben.  Auch  Niessbrauch  und 
Gebrauchsrechte  —  sie  kann  z.  B.  als  Corporation  ein 
Local  (Zunfthaus)  bewohnen,  also  auch  gebrauchen  *) 
—  Besitz  ergreifen  und  haben  u.  s.  f. 

Im  Obligationcnrecht  ist  sie  fähig  Forderungen 
ZU  erwerben  und  Schulden  einzugehen.  Die  einzel- 
nen Glieder  haben  weder  an  jenen  noch  an  diesen 
'TheO.  Sie  allein  ist  dinglich  und  obligatorisch  be- 
rechtigt, nicht  in  ihr  auch  die  einzehien  (ilieder,  sie 
allein  Schuldner.  Eben  dadurch  unterscheidet  sich 
die  Corporation  sehr  bestimmt  im  Grundb^riff  von 
der  Genossenschaft.  (Vgl.  oben  $.  38,  39  und  40. 
1.)  Sie  ist  im  Process  die  wahre  Klägerin  und  sie 
die  einzige  Beklagte,  nicht  etwa  die  Vorsteher  als 
Individuen. 

7.  Unsere  Romanisten  schliessai  die  Corpora- 
tion völlig  aus  aus  dem  Gebiete  des  FamUienrechts. 

Das  deutsche  Recht  erkennt  eine  soictie  absolute  Un- 
fähigkeit der  Corporationen  fiir  Farnihenrechte  nicht 
an.  £s  hat  viehnehr  die  entschiedene  Neigung  die 
Gemeinde  und  zuwdien  auch  die  Zünfte  als  emtei- 
terte  Familienkreise  aufzufassen  und  ihnen  daher 
vormundschaftliche  Rechte  und  Pflichten  anzuweisen. 
In  dem  nach  deutschen  Rechtsb^ifien  mit  dem  Fa- 
milienrechte eog  verbundenoi  Erbrecht  kann  zwar 


*)  Sa^ifitj/  II,  S.  iSO  IT.  ball  sie  lür  rähig  zum  ususfructus  und 
lor  poMMiio^  Biebt  tum  Ufiis,  eine  Uolerscbeiduag»  die  sich 
prakUtcb  nicht  halten  lliit. 
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nach  unserer  bisherigen  Rechtsentwickluiig  die  Cor- 
poration nicht  beerbt  werden  im  ägentlichen  Sinn, 
wohl  aber  ist  sie  föhig,  zuweilen  sogar  von  Rechtes 
wegen,  tiJ)erdeni  aus  letztwilliger  Erlx^iiisetzung  die 
Erbschaft  eines  verstorbenen  Individuums  zu  über- 
nehmen, oder  Vermächtnisse  zu  erwerben. 

Wir  können  Oberhaufit  eine  steigende  Erweite- 
rung der  Rechtssphäre  der  juristischen  Personen  wie 
eine  zunehmende  Anerkennung  ihrer  selbständigen 
Existenz  in  der  Geschichte  deutlich  wahrnehmen: 
und  es  darf  die  Jurisprudenz  daher  zu  den  Anfin- 
gen dieser  Entwicklung  im  römischen  Rechte  wohl 
zurück  kehren,  um  diesen  Gang  zu  verfolgen,  aber 
nicht  in  der  Absicht,  das  reichere  und  reifere  Wachs- 
thum der  neuern  Zeit  wied^  in  die  engen  Formen 
der  ersten  Jugend  zurfick  zu  drängen. 

4.  Auflösung. 

1.    Die  Aufk»sung  der  Corporation  erfolgt  vor-  • 
erst  durch  Untergang  ihrer  Unlerlage,    Möglich  ists, 
dass  ihr  Leben  erhalten  bleibt,  wenn  auch  nur  Ein 
Mitglied  noch  übrig  ist;  wenn  aber  alle  Mitglieder, 


1.  £/Ipianus  in  L.  "7.  §.  2.  quod  cujusr.  univ.  In  De- 
<*uri(>nibus  vel  alüs  nniversitalibus  nihil  refort,  utrum  om- 
ncs  iidem  maneanl  an  pars  maneat»  vel  omnes  immuiati 
sinl.  8ed  si  unirersitas  ad  unum  redit,  magis  admiüitur, 
posse  eum  convenire  et  conveniri,  quuin  jus  omniuro  in 
unum  reciderit,  et  stet  nomen  universitatis. 

2.  Entw.  des  Zürcher  Ges.  §.  4ß.  Gegenüber  einer 
entarteten  Corporation  kann  die  Regierung  reformirend 
einwirken.  Wenn  diese  Einwirkung  nicht  zu  Abhülfe  von 
Missbräuchen  führt  und  von  einer  Corporation  beharrlich 
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die  sie  gebildet  ,  aufgeliört  haben  Mitglieder  zu  sein, 
und  Niemand  da  ist,  der  für  die  Existenz  der  Cor- 
poration als  Unterlage  dient,  dann  muss  sich  die  so 
boden-,  halt-  nnd  körperlos  gewordene  Persönlich- 
keit verflüchtigen.  Nur  ausnahmsweise  ist  es  denk- 
bar, dass  der  Staat  in  der  \'oraussicht  baldiger  Er- 
neuerung \on  Mitgliedern,  somit  einer  möglichen  Re- 
stauration, einstweilen  noch  die  Corporationen  von 
öffentlichem  Werthe,  z.  B.  nach  einer  Epidemie  die 
ausgestorbenen  Zünfte,  als  fortbestehend  schützt  und 
erhält.  Fällt  aber  jene  Aussicht  weg,  so  kann  der 
Staat  vielleicht  eine  neue  juristische  Person  an  der 
Stelle  der  untergegangenen  Corporation  gründen,  das 
Leben  dieser  aber  nicht  bewahren. 

2.  Die  Aufhebung  von  Seite  des  Staates  steht 
diesem  jederzdt  zu,  wenn  die  Eiistenz  einer  Corpo- 
ration mit  der  öflenthchen  Wohlfahrt  in  ernsten 
Widerspruch  goräth:  durch  die  Gesetzgebung,  wenn 
eine  ganze  Art  von  Corporationen  dem  Staate  ge- 
fahrlich oder  mit  der  gemeinen  Ordnung  und  Sicher- 
heit unverdnbar  erscheuit;  durch  besondem  Regie- 
rungsact,  wenn  eine  einzelne  Corporation  völlig  ent- 
artet und  nicht  durch  Reform  zu  heilen  ist  Eine 


eia  vMfitubUr  oder  onsiltlicher  Zveck  verfolgt  wird»  so 
isi  der  Eegienwasralli  berechtigt ,  eioe  solche  Corporation 
aaiittliebeii.  Es  ist  Jedoch  vorher  der  Corporation  Gelegen- 
heit lu  geben,  sich  su  vertheidlgen,  und  es  ist  der  Aufbe- 
bangsbeschluss  tu  begrüiiden. 

3.  FreuHitehet  Landr.  U.  0.  g.  tflS.  Wird  eine  df- 
feaUkhe  GeseltKhalt  gins  auljiebobeii  und  siod  für  diesen 
Fall  über  das  genainscbafUicbe  Vermögen  deiaelbeii  keine 
anderwoitigea  Basamoinafen  in  ihren  Stianngsgesetsen 
vorgeschrieben:  so  flillt  dieses  Termtfgen  dem  Staate  lor 
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wiUkürlictie  Aufhebung  der  Corporation  —  zumal 
weoD  damit  noch  die  AueignuDg  ihres  VermiJgens 
von  Seite  des  Staates  verbunden  ist  —  ist  zwar 

häufig  und  in  verschiedenen  neueren  Staaten  geiibt 
worden,  aber  auch  dann  ein  entsdiiedenes  Unrecht, 
wenn  die  Privatrechtspflege  keine  Macht  bat,  dasselbe 
abzuwehren  und  das  Recht  herzustellen. 

3.  Die  einzelnen  Mitglieder  der  Corporation 
sind  zwar  jederzeit  berechtigt,  wenn  nicht  Bestim- 
mungen des  öiTentlichen  Rechtes  daran  hindern  und 
soweit  sie  nicht  aus  persönlichen  Beitragspflichten  ver- 
haftet bleiben,  auszutreten,  nicht  aber  Auflösung  der 
Corporation  zu  fordern.  Der  Wechsel  der  Indivi- 
duen ändert  die  reclitliche  Existenz  derselben  nicht. 

Wohl  aber  ist  das  Oiigan  der  Corporation  selbst, 
die  Versammlung  berechtigt,  durch  Mehrheitsbeschluss 
die  Auflösung  zu  besctdiessen.  Pls  entspricht  ein 
solcher  Beschluss  der  ursprünglichen  Constituiruug. 
Man  bereift  es,  dass  die  Juristen,  welche  für  die 
Entstehung  der  Corporation  die  Autarimtion  der 
Staalugetmlt  verlangen,  consequenter  Weise  die  näni- 
hchc  Autorisation  für  die  Auflösung  fordern.  Der 
AuflösuQgsbeschluss  hat  aber  auch  für  diese  Auflas- 


anderweitigen  Verwendung  für  das  gemeiiio  Wohl  anhaim. 
§.  193.  Sind  jedoch  daruDtier  Gelder  oder  Saclien»  die 
tu  einer  gewissen  beetfoimten  Absieht  und  Terwendiing 
der  YerwaHnDg  der  aufgehobenen  Corporation  anvertraut 
gewesen:  so  rouss  der  Staat  dafflr  sorgen,  dass  die  Absteht 
*  des  Stiflers  —^fernerhin  so  riel  als  möglich  erreicht  werde. 
§.  198.  Von  demjenigen  Gesellschaflsvermögen ,  dessen 
Nutzung  den  einzelnen  IMilgliedern  bestimmt  war,  muss 
den  zur  Zeit  der  Aufliebung  noch  vorhandenen  Mitgliedern 
derjenige  Anlheil ,  den  sie  bisher  genossen  haben,  auf  Le- 
benslang gelassen  werden. 
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sung  eine  wesentliche  Bedeutung*),  und  es  kommt 
nur  die  Autoritftt  des  Staates  hinzu  und  wird  nach 

vorheriger  Prüfung,  wenn  niclit  ein  öffentliches  In- 
teresse die  Fortdauer  erheischt,  unbedenklich  ver- 
liehen. Für  Corporationen  von  öffenUieher  Bedeu- 
tni^  ist  dieselbe  jedenfalls  nöthig,  für  rein  privat- 
rechtliche  \'ereine  aber,  die  durch  freien  Zusammen- 
tritt constituirt  werden,  tiberflüssig.  Hier  ist  jedoch 
eme  Beschränkung  aus  der  Natur  der  Corporation 
abzuleiten.'  Nicht  absolut  nAmlich  gilt  der  Beschluss 
der  Mehrheit  als  wahrer  CorporationswOlen.  (§.  37. 
6.)  Die  Corporation  hat  zunächst  eine  selbständige 
Existenz  und  Bestimmung,  die  nicht  unbedingt  von 


4.  Entw.  des  Zürcher  Ges.  §.  48.  Wird  die  (Cor- 
poration) ohne  dass  vorh<'r  über  ilie  Successior»  in  diisCor- 
poralionsvermögen  gültige  Verordnungen  getroffen  worden 
sind,  aufgelöst  <><ler  aufgehoben,  so  fallt  das  Corporalions- 
vermögeD»  wenn  die  Corporation  für  einen  tieineindexweck 


*}  Dai  wM  bei  4eni  Streite  bierftber  gevAbnlfcb  ObenclieB.. 
Bitte  die  GerporaUoB  «IrUIck  keine»  efpenen  Willen,  ao 
würde  der  Auflösungsbeschluss  auch  nicht  durch  die  Zulas- 
anngdes  Staates  in  Wirksamkeit  treten  können.  Allerdings 
kann  eine  natürliche  Herson.  wie  Puchta  bei  Weiske  II.  S. 
73  sagt,  »durch  die  blosse  Erklärung  ihres  Willens,  nicht 
mehr  Person  zu  sein,  ihre  Persönlichkeit  nicht  aufgebena. 
Wenn  er  aber  fragt:  »Warum  sollte  es  anders  sein  bei  juri- 
stischen Feraonent«  ao  Iii  die  Antwort  nickt  aehwer.  Die 
Faradnliekkeit  dea  nntQricben  Henachen  lat  nkbt  im  Pro-  • 
dnct  acinea  WiUena  «od  ao  lange  er  küiverllah  lebt,  nolb- 
wendig  mit  ihm  forbunden.  naher  kann  er  nur  durch  Zer- 
atttroog  des  Körpers,  Selbstmord,  seine  Persönlichkeil  endi- 
gen. Die  juristische  Persönlichkeit  aber  ist  ein  Producl  des 
gemeinsamen  Willens  ,  und  ihr  Körper  lediKÜch  die  Verbin- 
dung; der  Glieder.  Daher  kann  sie  auch  durch  einen  Wil- 
lensact  dieser  Verbindung  und  ein  Auseinanderstreben  und 
AnaalnandergebeQ  der  Glieder  ikr  Ende  herbeiführen. 
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der  WillkQr  ihrer  Organe  abhängt.  Wenn  daher 
eine  Minderheit  darauf  beharrt,  die  Corporation  fort- 
zusetzen, und  in  sich  die  Fähigkeit  hat  oder  durch 
neue  Aufnahme  zu  erwerben  im  Stande  ist,  die  Be- 
stimmung der  Corporation  auch  in  Zukunft  zu  er- 
füllen, so  kann  sie  der  Mehrhdt  gegenüber  sich  als 
das  wahre  Organ  der  Corporation  anerkennen  lassen 
und  die  Fortdauer  derselben  sichern. 

L  Noch  nicht  gehörig  entwickelt  in  unsmr 
Rechtsbildung  ist  das  Schicksal  des  eor^aliven  Ver- 
mögens im  Fall  des  Untergangs  der  Corporation.  l)a 
dasselbe  während  ihrer  Existenz  ausschliesslich  dem 
Ganzen,  nicht  auch  wie  das  genossenschaftliche  Ver- 
mögen den  einzeben  Gliedern  zukam,  so  fallt  es 
auch  nicht  von  Rechts  wegen  diesen  zur  Vertbei- 
lung  anheini.  Auch  ist  niclit,  wie  nach  dem  Tode 
einer  natürlichen  Person  durch  das  Erbrecht  für  die 
Folge  gesorgt  Und  dennoch  sträubt  sich  das  natflr- 
liche  Reditsgefühl  gegen  die  Annahme,  dass  immer 
aU  diess  Gut  als  herrenlo$e$  Vermögen  dem  Viscu$ 
—  oder  w  as  consequenter  wäre  —  den  Zugreifen- 
dm  anheim  ialle. 

In  viden  Fällen  werden  die  Zweifel  praktisch 


begründcl  o«]er  vorzüglich  im  Interesse  der  Biircer  oder 
Einwohner  einer  besiiminlen  Gemeinde  gelegen  war,  der 
belrrfTenden  Gemeinde,  wenn  sie  einen  andern  öffentlichen 
Zweck  halte,  dem  Staate,  in  anderen  Fällen  endlich  den 
letzten  Mitgliedern  zur  Vcrtheilung  unter  sich ,  je  nacb 
ihrer  Anzahl  anheim.  §.  M).  Fällt  ein  Corporationsgut  — 
der  Gemeinde  oder  dem  Staate  anheim,  so  soll  dasselbe 
denjenigen  Gütern  einverleibt  werden  ,  deren  Bestimmung 
der  frühem  BenuUung  des  Corporaüonsgutes  am  lUicbsien 
verwandt  ist. 
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dadurch  gelöst,  dass  entweder  durch  die  SraMen 

schon  bestimmt  ist  wer  in  das  Gemeingut  succedire, 
oder  dass  die  Corporation,  wenn  sie  freie  Verfügung 
hat  —  wovon  sie  natürlich  nicht  zum  Schaden  ih- 
rer Gläubiger  Gebrauch  machen  darf  —  vor  der 
vollzogenen  Auflösung  ihr  Vermögen  als  noch  existi- 
rende  Person  auf  einen  Ändern  überlrägL  Beides 
ist  durchaus  zulässig. 

Wenn  aber  so  nicht  gesorgt  worden ,  dann  ist 
die  gewcihnliche,  aber  allerdings  nicht  befriedigende 
Annahme,  dass  das  Gemeingut  dem  Fiscus  zufalle. 
Der  zukünftigen  Rechtsbildung  bleibt  es  vorbehalten, 
hier  zu  unterscheiden,  und  auf  das  Moment  der  ur- 
sprünglichm  Bestimmung  dieses  Gutes,  sei  es  für  be- 
sondere slaatlichef  kirchliche y  Armen-Zwecke,  sei  es  für 
den  6reiitiM  der  GUeder*),  das  gebührende  Gewicht 
zu  legen. 

$.  44. 

ö.   Aemler,  offenl liehe  Sliflungspersonen. 

1.  Das  Ami  im  Staat,  in  der  Kirche,  in  der 
Gemeinde  hat  als  einzelnes  Organ  in  einem  grossen 

organischen  Körper  ein  ihm  eigen tluimliclies  geistig- 
körperliches Leben,  welches  gleichmässig  fortdauert, 
obwohl  die  natürlichen  Personen,  welche  das  Amt 


')  Dass  dieser  Gedanke  schon  den  Kömern  nahe  lag»  beweist 
die  Stelle  von  MarcianuM  in  L.  3  pr.  de  coilegüs  et  corp. 
(XLVII  SS.}  »ColiegiasiquanierlotilUoiU.  MandaUset  Coosü- 
totionibus  el  SeoatuseoDsultis  dissolvuotur.  Sed  permiltitur 
iis  quum  dissoIvuDlur,  peconias  communea,  si  quas  habeol, 
dividere  pecuniamque  inter  se  partirf^  Denn  sieber  ist  es 
nnnati'jrlich,  die  Glieder  einer  erlaubten  Corporation  schlechter 
zustellen  bei  der AuHösnng  dieser,  als  die  einer  unerlaubten 
Verbindung,  welebe  von  SUais  wegen  aufgeUiat  wird. 
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als  Beamte  erfdllen,  wechseln.  Es  kann  daher  nicht 

auffallen,  wenn  auch  im  Privatre<*hte  manchen  Aem- 
tern  eine  juristische  Persönlichkeit  beigelegt  wird, 
d.  h.  wenn  sie  als  Vermögenssubjecte  anerkannt 
werden.  £s  geschieht  das  in  der  That,  so  weit  das 
Boflürfniss  es  erfordert,  dass  die  zunäclist  auf  das 
(jehiet  des  (iffentlkhen  Hechtes  beschränkte  Rechts- 
sphäre des  Amtes  eine  Auidehnung  auf  privatreckt- 
liehe  Persimliehkeit  erhalte. 

Die  eigentliche  natürliche  Unterlage  dieser  Per- 
sonen ist  das  Ami  selbst,  nicht  die  einzelnen  auf  ein- 
ander folgenden  Indiciäuen.  Blackstone  (Comment 
L  18)  nimmt  zwar  das  letztere  an  und  setzt  so  der 
mehrlebigen  Corporation  (corporation  aggregate]  die 
einlebige  [corporation  sole)  gegenid)er.  Allein  das 
Amt  hat  schon  eiiu'  auf  dem  Gesammtorganismus 
des  Staates  beruhende  Existenz  für  sich  und  wird  von 
dem  Willen  und  der  Erfüllung  der  Individuen  noch 
weniger  bestimmt  imd  beherrscht,  als  die  Corpora- 
tion, so  dass  bei  jenem  ein  noch  entschiedeneres  Ab- 
sdien von  den  natürlichen  Menschen  mtöglich  wird 
als  hei  dieser.  Die  Beamten  haben  die  Pflicht  auf 
sich  für  das  Amt  zu  soryen ,  und  die  Vollmacht  — 
aber  häufig  eine  beschränkte  —  das  Amt  zu  vertre- 
ten. Das  Amt  wird  nicht  erst  aus  ihrer  Kette 
gebildet;  es  ist  in  jedem  Moment  ganz  und  fQr 
sich  da. 


1.  Cap.  8.  De  praclir  ruJis  ei  dignit.  (III.  5.)  Sicut  in 
magiiis  ila  qiioquc  in  miuimis  membris  suis  lirmatam 
ecciesla  habeat  uiiilateni,  <livisionein  praebenUaruiii  aul  dig- 
»ilaium  permutationcm  üeri  proliibemus. 

2.  rreu§»i§cA€s  Landr.  II.  11.     778.    Die  Verwal- 
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Dem  kanom$ehm  Rechte  gebühiir  das  Verdienst, 
die  leitenden  Gedanken  dieser  Art  vmi  juristischen 

Personen  zuerst  ausgeprägt  zu  haben. 

2.  Die  Entstehung  des  Amtes  (munus,  officiuni; 
als  eines  öffentlichen  Organs  wird  von  dem  öiTent- 
lichen  Rechte  bestimmt  Es  ist  daher  auch  Sache 
der  öffentlichen  Gewalten,  ihit  dem  Amt  die  Bedeu- 
tung einer  pricalrechtlichcn  Person  (Stiftung  einer 
Pfründe,  beneficium)  zu  verbinden.  Mit  Bezug  auf 
die  Staatsämter  kommt  dem  Staate  der  aUeimge  Eni' 
ickeid,  mit  Bezug  auf  Kirdien-  und  Gemeinde- 
ämter mindestens  das  Recht  zu,  von  der  Gründung 
durch  die  Kirche  oder  die  Gemeinde  Renntniss  zu 
nehmen  und,  wenn  die  öffentliche  Wohlfahrt  es  er- 
fordert, die  Anerkennung  der  juristischen  Persönlich- 
keit zu  vertveigeni.  Immer  aber  wird  liier  eine 
Stiftung  von  oben  her  erfordert,  und  wir  können 
daher  diese  juristische  Person  öffetuUche  SUfitm^sper- 
9on  nennen.  Sie  ist  als  EinheU  zu  denken,  und  es 
kommt  ihr  unbeschränkte  Fortdauer  (Unsterblich- 
keit) zu. 

Selten  wird  das  Amt  zur  Stiflungsperson  erho- 
ben, wenn  nicht  zugleich  jetzt  schon  ihm  ein  he- 
ilmmtes  Vermögen  als  Äuegtattnng,  Doiation  ange- 
wiesen und  zu  Eigenthum  zugetheilt  wird.  Darin 
wird  die  privatrechtliche  Bethätigung  sofort  bewährt. 
Das  Stiftungsvermogen  gehört  der  SUflungipersan, 


tung  und   der    Niessbrauch  der   Pr.-irrgüler  gebübrl  dem 
Pfarrer.    §.  779.    Der  Palron  und  die  Kirchenvorsteher 
sind  schuldig  und  hefugl,  darauf  zu  sehen,  dass  der  Pfar-  - 
rer  die  Wiedmulhsslücke  ürdenllicb  verwalte  und  wirtb- 
scbaUlicb  nutze. 


Digitized  by  Google 


'   %,  H.  Aemter,  öffenlliche  StiriuDgspersooen.  177 

und  keineswegs  den  natürlichen  Personen,  welchen 
die  Verwaltung  oder  der  Genuss  desselben  zusteht. 

8.  Die  na$ürlioken  Per$onm,  welche  in  das 
Amt  eiitgesetit  und  daher  auch  die  Stiftungsperaon 
zunächst  zu  vertreten  berufen  sind,  üben  das  Recht 
der  Vertretung  der  Stift ungsperson  und  der  Verwal- 
tung des  StiftuQgsvermögens  nur  nach  Massgabe  der 
Obrigen  Verfassung  und  unter  d»  Aufnehi  beäxh 
hungsweise  Merleüungder  ihnen  Hhergeordneten  Stel- 
len (des  Staates)  aus.  Die  Hauptbedeutung  des  Am- 
tes liegt  durchaus  im  oflentlichen,  nicht  im  Privat- 
recht  Daher  moss  die  Ordnung  des  ersteren  imnier 
als  das  Wesmfliche  vcfrans  beachtet  werden.  Eine 
erhöhte  Aufsicht  ist  liier  um  so  n()thiger,  weil  nur 
in  ihr  die  Garantie  dafür  zu  finden  ist,  dass  nicht 
das  bleibende  Interesse  der  fortdaniemden  Stiftsper- 
son dmroh  momentane  Entschlüsse  eines  TorOberge- 
henden  einzelnen  Menschen  schwer  verletzt  werde. 
Zuweilen  ist  daher  auch  die  Verwaltung  des  Stif- 
tungsvermögens dem  einzelnen  Beamten  entzogen 
und  dafür  eine  betandere  Pflege  (cura)  geordnet  wor- 
den, im  Mittelalter  sind  so  die  Kaetvogteim  ent- 
standen und  derartige  Rechte  auch  den  Ausstattern 
einer  Pfründe  als  PatroncUsrechte  zugestanden  worden. 

4.  Die  Nutzung  des  Stiftungsvermdgens  iLommt 
regelmässig  dem  Indmduwn  zu,  welchem  das  Amt 
verliehen  ist.   Sie  wird  Pfründe  (beneficiumj  im  en- 


• 

8.  Enlw»  des  Zürcher  Ges.  g.  65.  Die  SilflUDBen 
stehen  funielist  unter  der  Oberaufsicht  der  Gemeinde,  ttt.wel- 
eher  sie  gehören.  Stehen  sie  in  keiner  Besiehung  zu  einer 
besondern  Gemeinde,  so  stehen  sie  unter  der  unmittelba- 
ren Oberaufsicht  der  betreffenden  Staatsbehttrde. 

Blnnteohli,  deutsehei  PriTttreeht.  12 
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gern  Sinne  genannt,  und  der  nutzungsberechtigte 
Pfründner  (beneficiatus).  Sie  ist  oflenbar  ein  abge- 
küfiUf  dingliches  Recht  an  dem  Gute  der  Stiftungs- 
peraon,  nichl  das  Fjgffnthiim  diases  Gutes  selbst,  em 
Recht  dessen  HaupCbestandtheil  als  Niu^rmteh  (Usus 
fructus),  in  manchen  Fällen  als  Nutzeigenthum  auf- 
gefasst  werden  kann,  so  jedoch,  dass  immer  mit  dem 
Austritt  oder  Tode  eines  eimebieR  Pfrüodners  das 
Redit  filr  ihn  erMscht  und  nicht  auf  seine  Erben 
übergefai 

5.  Wie  die  Entstehung  und  das  ganze  Schick- 
sal dies^  Stiftungsperson  an  das  öffentiiehe  Recht 
angelehnt  und  von  denselben  bebemcht  wird,  so 
setzt  auch  ihr  Ende  einen  öffentlichen  Act  voraus. 
Der  Tod  der  einzelnen  Pfründner  ändert  nichts  an 
ihrem  Bestand:  auch  wenn  die  Pfründe  eine  lange 
Zeit  hindurch  nicht  besetzt  wflre»  so  ist  daranskcinea- 
wegs  auf  Untergang  der  Stifhingsperson  su  schHessen. 
Sie  kann  nur  von  Oben  her  aufgehoben  werden, 
und  zwar  ganz  analog  der  vom  Staate  in  den 
eLoen  Fjüien  ins  Leben  gerufepien  in  den  andern 
gutg^ieissenen  Stillang,  entweder  durdi  &m  StMl 
oder  mit  Vorwissen  und  Zulassung  des  Staates. 

§.  45. 

6«  PrivatrechtUche  SUrtoDgeo. 

1.  D|en  Aemtern  und  Anstalten  des  Staates 
ähnlich  können  auch  Privatstiftungen  gegründet  wer- 
den. Sie  iLönueii  sich  an  eine  äussere  sichtbare  An- 
stedt ansehKessen,  und  eine  bestimmte  Stifhmgswoh' 
nmg  haben,  in  welcher  das  Leben  der  Stiftung  vor 
sich  geht,  z.  B.  ein  Spital,  Waisenhaus  ii.  dgl.,  oder  sie 
können  sich  äusserüch  nur  an  ein  Yrntnögem,  eine 
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Casse,  2.  B.  eine  Sparcasse,  Stipendien-,  UnterstQtzungs- 
casse,  anlehnen.  In  beiden  Fällen  aber  ist  die 
§eißtige  fietiimmmg  der  Stiftung  als  deren  Seele  zu 
betrachten  eben  vm  dieser  ibr  inwohiifliideiiy 
rie  durchdrnigenden  und  b^dienden  Idee  willen, 
welche  sich  im  äussern  Dasein  kund  gibt ,  ist  die 
Möglichkeit  gegeben,  die  Stiftung  auch  im  Privat- 
secbt  als  ein  nitt .  Geist  und  Cbaraktar  begdMes  Wem 
«Is  eine  Pman  aofinififfisen.  IHese  Bestimmung  luum 
denn  äusserst  mannichfaltig  sein.  Es  gibt  eine  grosse 
Zahl  solcher  Stiftungen  für  Zwecke  der  Wohlthätig- 
fa^  oder  mit  reHgiösea  oder  kirchlichen  Tendenzen, 
oder  die  im  laterresse  der  Wissenschaft  oder  für 
die  Kunst  gegrOndet  sind,  od^  selbst  für  gesellige 
Zwecke.  Immer  aber  muss  die  Bestimmung  in  den 
Kreis  des  sittlich  zulässigen  Lebens  fallen.  Für  un- 
tittUcte  und  ittr  unerlaubte  Zwedte  darf  eine  Stif- 
tung acht  g^rOndet  und  in  solohra  FiUen  dem 
Versuche  derselben  auch  keine  Persönlichkeit  zuge- 

» 

lUnden  werden. 

2.  Damit  cuie  sokhe  privatrechUiche  Stiftung 
ins  LAm  tale^  sind  zmi  Dhige  vesentüdi: 


i,  Premtisches  Landr.  II.  19.  §.  33.  Werden  der- 
gleichen Anstauen  (Armenhäuser,  Hospitäler,  Waisen- 
Findel-,  Werk-  und  Arbeitshäuser)  von  neuem  errichtet, 
so  rouss  das  Vorhaben  dem  Staate  zur  Prüfung  der  Grund- 
sütse  ihrer  Verfassung  mitgetheilt  werden.  Doch  sollen 
die  —  Behörden  —  nur  in  Fällen ,  wo  die  Ausführung  der 
VerordDODgen  des  Stifters  unmöglich  oder  gar  schädlich 
sein  würde,  dieselben  zu  verwerfen  berechtigt  sein.  §.  37. 
Auch  solche  Anstallen  ,  denen  in  der  Stiftungsurltunde — 
eigne  Aufseher  vorgesetzt  sind ,  bleiben  dennoch  der  Ober- 
«afsicbl  des  SUtCes  aoUrworfen. 

12* 
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a)  der  zeugende  Wille  des  Stifters,  der  Act  der 
Stiftung, 

b)  dne  An$taU  oder  ein  Ytrmefm,  welches  der 
Stiftung  wie  ein  Körper,  beigegeben  wird« 

3.  Angemessen  der  dauernden  Natur  der  Stif- 
tung ist  es,  >venn  für  den  Stiftungsact  eine  bestimmte 
und  zwar  mindestens  ichrifiUciie  Form  [StifHmgt- 
Urkunde)  gefordert  wird.  FQr  Stiflangen,  die  erst 
nach  dem  Tode  des  Stifters  ins  Leben  treten  sollen^ 
versteht  sich  mindestens  das  £rfordemiss  der  Tegta- 
ments-  oder  Codicillarform, 

Nadi  einzehien  Landesrechten  bedarf  <äe  Sttf* 
tong  Oberdeni  der  StoaUgenthmujung ,  eine  Vor- 
schrift, welche  wieder  aus  der  Annahme  hervorge- 
gangen, dass  eine  juristische  Person  nur  unter  be- 
sonderer Staatsautontftt  eneeogl  werden  könne,  nnd 
welche  dann  praktisch  gewöhnlieh  daUn  geMfltei 
wird,  dass  man  leicht  eine  stiUschweigetMb  Staatsge^ 
nehmigimg  vermutliet.  Abgesehen  von  besondern 
positiven  Vorschriften  ist  aber  eine  Autorisation 
oder  auch  nur  eine  besondere  £rlaabni»  des  Staa- 
tes für  die  Biistenz  der  Stiftang  unerhebich  ... 


2.  Oesterreichisches  Gesetzb.  §.  646.  Die  Vorschrif- 
ten über  StifluDsen  sind  in  den  poliliscbea  YerordoBogea 

enthoKen. 

3.  Entw.  des  Zürcher  Geselib.  §.  63.  Eine  derar- 
tige Stiftung  bedarf  derselben  Form  wie  die  Familienstif- 
tung.  Uebei  dem  ist,  wenn  sie  einen  siaaUichen  oder  kirch- 
lichen Zweclt  hat,  dietienehmigmigderRegieraiigerlsrderiicb. 


*)  .Neuerlich  haben  sich  auch  ll««elerond.itfni^  wieder  (Qr  diese 
Ansicht  ausgesprochen.  Schüler  (heilt  (Abb.  I.  Ht)  einen 
merkwürdigen  derarligen  BechUlaU  mit. 
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•4.  Die  Bestimmung  der  Vertialtung  des  Stif- 
timgsguteSy  und  der  Vertretung  der  Stiftimg,  welche 
hier  mm  ab  pricatrubtlMi  Stiftun§9perton  zu  be«. 
tracfatm  ist»  kommt  zmiftohst  dem  St^fler  selbst  zu, 
welcher  in  dem  Stiftungsacte  das  Erforderliche  an- 
ordnet (lex  fundationis).  Die  Verwalter  und  Vertre- 
ter sind  auch  dann  nicht  als  JEigenthUmer  des  StiC* 
tangsgvtes  zu  betantcbteiit  wemi  sie  vorzugsweise  oder 
«nssdiMesslich  den  Genuss  des  Vmnögeos  haben.  - 

5.  Die  Verwendungen  ans  dem  Stiftiuigs vermö- 
gen sollen  der  Anordnung  des  Stifters  gemäss  und 
im  Simie  dar  Stiftung  geschehen.  Eine  willkttriich» 
Varfilgung.  kommt  der  Verwaltung  (Pflege)  nicht  zu. 
Diejenigen  Personen,  welche  ein  bestimmtes  Recht, 
wenn  auch  nur  ein  Recht  der  Anwartschaft  haben 
«uf '  Mitgenuss  des  StiftungsgttteSy  ^d  herechtigtf 
nCttiigenfails  auf  dem  Aechtswege  gegen  stiftungswi* 
drige  Verwendung  oder  Verfügung,  durch  wddie  ihr 
Recht  verletzt  oder  gefährdet  wird,  Klage  zu  erhe- 
ben. Personen  dagegen,  welche  ohne  ein  festes 
Recht  aus  dar  Stiftung  zu  haben, .  doch  bei  dcv  £lr- 
haltongderselbeniittlaressirtsind«  z.'B.  Untenttttzungsbe- 


4.  Oetterreichischet  Gesetzb.  §.  646^  Van  den  Sub- 
sülutionen  unterscbeiden  sieb  die  Stiftungen,  wodurch  die 
Blalränne  fon  Capitalien,  Griwilslücken  oder  Rechten  in 
gemeinnutiigen  Anslalten  oder  zum  UnterbaKe  geviMr 
Personen  aaf  eile  folgenden  Zeiten  bestimmt  werden. 

5.  Prenssische»  Landr.  II.  19.  §.  48.  Wird  wegen 
veränderter  Umstände  die  —  in  der  Stiftungtiirkoiide  vor- 
geschriehene  Yerwendungsarl  onrndglieh ,  oder  gar  schäd- 
lich: so  muss  der  Staat  die  Gftler  und  Einkünfte  einer 
solchen  Anstalt  zu  einem  andern,  der  wahrscheinlichen 
Absichi  des  Slifteit  so  riet  «lenitff  lieh  genUssen  Gehrauche 
widmen. 


Digitized  by  Google 


1^  Enies  Bueh.  C^p.  V.  Von  den  jurtstiftchen  Personen. 

dürftige,  sind  in  solchen  Fällen  nicht  zur  gerichtli- 
chen Klage,  wohl  aber  zur  Anzdge  und  Beschwerde 
bd  der  der  Süftong  vorgesetzten  AufmhkbthSrd^ 

m 

befilgt,  und  es  steht  dieser  jederzeit  d«s  ReeM  zu, 
für  den  Bestand  der  Stifttuig  und  für  Beachtung  des 
Willens  des  Stifters  zu  sorgen.  Die  Oberaufsicht 
des  Staates»  bezidiuiigswefae  der  Gemeinden,  redht-  . 
feitigt  sich  hier  aus  fthnUehen  Grtlnden,  wie  bei  den 
öffentlichen  Stiftungspersonen;  nur  haben  hier  die 
Behörden  geringere  Macht,  als  bei  diesen,  eben  weil 
die  Natur  jener  Stiftungen  doch  zunttchst  privatrecfalh 
Kch  ist 

6.  Sehr  schwierig  ist  die  Frage  der  Ahände- 
rung  der  Sttftungsstaluten  und  noch  nicht  genügend 
geordnet.  Beharrliche  FesthaUung  des  Willens  des 
Stifter»  ist  vor  allem  Grundgesetz  der  Stiftung.  Aber 
fMige  VmerilnderlMhheit  vnderspridit  dem  Natur^ 
gesetze  alles  irdischen  Daseins  und  wird  unter  we- 
sentlich umgewandelten  äussern  Verhältnissen  zum 
Unsinn.  Sie  kann  sogar  öMa  sich  verkdiren,  dass 
sie  mit  dem  Geiste  des  Stifters  in  offenbaren  Wider- 
spruch gerath,  während  dem  Buchstaben  der  Stif- 


6.  EotW.  des  ZUrcAer  «Seselzb.  §.  66.  Die  Stil^ 
tttngsstatolen  dürren  nur  unter  der  Vortasselsuiig  a%fe- 
ändert  werden : 

a)  dass  die  zur  Yerwtftang  des  SUfUiDgvvermegens 
oder  sor  Stell vertretvng  der  ftUftmig  berecbtigten 
Personen  in  ihrer  Yersammlong  nil  MetarheU  eine 
Abünderang  beschliesiea; 

b)  dass  die  zur  Ausfitrang  der  OberaulUinit'  beftigte 
Stelle  ihre  Znstiromnng  erlMtt; 

c)  dass  4mh  die  Abioderang  deai  Geiste  der  StfF- 
tuDg  nieht  nwlder  gehandelt  irird.  » 
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Stiftung  lassen  sich  folgende  Sätze  ableiten: 

a)  Wenn  die  Erfülktng  des  Stiftungszweckes  un- 
möglieh  geworden,  2.  B.  bei  religkisen  Stiftun- 
gen, in  Fdge  allgemeiner  GtanbenBAidmng,  so 
geht  das  Leben  der  Stiftunj?  selbst  unter,  und 
es  werden  nicht  bloss  die  Statuten  geändert. 

b)  Wenn  zwar  ein  Theil  des  Stiftongszwedkes 
nidit  ndnr  erCoDI  werden  kann,  aber  ein  we- 
scntifcher  Theil  derselben  noch  erfüllbar  ist,  m 
dauert  die  Stiftung  fort,  aber  es  hört  eine  Rich- 
tung ihrer  Wirksamkeit  auf. 

c)  Wenn  nicht  Unmöglichkeit,  aber  eine  im  Ver- 
lauf der  Zeit  eingetretene  Unztioeckmässigkeit  der 
bisherigen  Anordnung  eine  Abänderumj  der  Sta- 
tuten wünschbar  macht,  so  ist  diese  jedenfalls 
mur  nnter  den  zasammentrefienden  Voraussetzun- 
gen zulässig,  dass  dieselbe  von  dem  redh'ch  er- 
fassten  Geiste  der  Stiftung  gebilligt  wird,  die  be- 
rechtigte Verwaltung  und  Vertretung  sie  be- 
sdiliesBt,  and  die  Oberaufsicht  ihre  Zustimmung 
gibt 


Ueberdem  steht  es,  insofern  durch  die  Abänderung 
wohlerworbene  Rechte  Einzelner  verletzt  werden  sollten, 
dem  Berechtigten  zu,  diese  Rechte  ¥or  Gericht  zu  schützen. 
§.  67.  Wird  die  Fortdauer  der  Stiftung  unzulässig  oder 
unmöglinh,  so  fällt,  insofern  nicht  in  den  Statuten  etwas 
anderes  bestimmt  ist,  das  Sliftungsvermögen ,  wenn  die 
Stiftang  zunächst  unter  der  Oberaafsicht  einer  Gemeinde 
stand,  dieser,  wenn  dieselbe  unter  der  unmittelbaren  Ober- 
aafsicht des  Staates  stand,  dem  Staate  zu.  Es  soll  jedoch 
das  Stiftungsvermögen  denjenigen  besondern  Gütern  einver- 
leibt werden,  deren  Bestimmung  disgrOSsts  VervaDdtscball 
bM  nlt  den  Zweelte  der  Stifloog. 
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7.  Die  Stiftung  g^M  wiHtt: 

a)  wenn  die  Anstalt  oder  das  Vennög^,  das  ihr 

als  körperliche  Unterlage  gedient,  untergeht  und 
nicht  iiergestellt  werden  kann; 

b)  wenn  di^  Zweck  der  Stiftung  nnmögUoh  oder 
UDzidlfcssig  geworden  ist. 

Aus  letzterm  Grunde  ist  der  Staat  berechtigt ,  eine 
Stiftung  aufzuhd)en.  ' 

&  Die  Frage,  wasaus  dem  hintjerJassenen  Ver- 
mögen der  SUftung  werde,  ist  ähnfiei  cn  btaatwor- 
ten,  wie  die  nacli  dem  Schicksal  des  zurückgelasse- 
nen Corporationsgutes.      43.  4.) 


Sechstes  CapiteL 

Vom  Autorrecht. 

§.  46.  • 
1.  Geschichte  und  Nalur  des  Autorrechts. 

1.  Das  Auiorrecht  gehört  der  modernen  Kechts- 
biiduDg  an.    Ihre  ersten  Anfilnge  sind  scten  im 


'  i.  Französische  15  in  hhiin  dl  er  Ordnung  von  1618.  Art. 
33.  (bei  Henouard  I.  S.  120.)  Sera  defendu  k  tous  libraires 
imprimeurs  et  relieurs  de  contrefaire  les  iivres  des  quels 
il  y  aura  privilöge  oblenu  de  votre  Majest6  —  comme 
aussi  il  sera  dcfendu  ä  tous  libraires,  imprimeurs  et  re- 
lieurs de  Celle  ville  de  Paris  d'obtenir  aueune  Prolongation 
des  Privileges  par  les  dils  libraires  pour  I'impression  des 
livres,  s'il  n'y  a  augmenlaliun  aui  livres  des  quels  les  Pri- 
vileges sont  expir^s. 

2.  Arr^t  sur  les  Privileges  v.  1777.  {ßenouard  I. 
S.  1670.  Sa  Majesl6  a  rf  cpnou  que  le  pr^vile^e  en  librairi^ 
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XV.  Jalirhuiidert  zu  entdecken,  aber  erst  unserer 
ZeU  ist  es  epdlicb  gelungen ,  das  Princip  desselben 
zu  erikenneo^  und  noch  arbeitet  sie  daran,  diasm 
Piisoip  voDe  Geltiiiig  zu  verachafien. 

Anfangs  wurden  nur  einzelne  schriftstellerische 
Werke  durch  Privilegien  g^eu  unrechtmässigen 
Nachdruck  ^escbütat  £ia  aUgemeiiies  Aecbt  wurde 
DOdi  nidit  anerkannt  9  und  der  Nachdrucksr  nur 
darum  mit  Strafe  bedroht,  weil  er  das  besondere  in 
dem  Privilegium  enthaltene  Verbot  missachtet  habe. 
Die  ältesten  bekaimten  Privilegieo  der  /iri  haben 
die  Republik  Venedig»  der  Iferaog  Sfem  von  Mai- 
land und  der  Senat  der  deutsdien  Reichsstadl  NOrur 
berg  ertheilt,  in  den  Jahren  1494  bis  1496. 

AUmälilicb  nur  —  aber  uiisichem  Ganges  *— 
fing  «ich  in'.nMuaehen  Undem  die  Juri^pffwimsi  an, 
sich  der  Rechte  der  Autoren  oder  ihrer  Verleger 
anflttuiehiHen..  Aber  selbst  die  Richter,  die  das  tha- 
ten,  hatten  mancliei^iei  Zweifel  über  die  Kechtsform 
in  welcher  sie  jm  Rßchte  schtttaen  solltea:  und 
wie  luristen  .bestritten  noch  lange  —  vnd  sogar 
bis  auf  unsere  Tage  herab  —  die  £iistene  dieser 


esl  ttoe  «r&ce  Toodec  en  justice  el  qai  a  poer  objet,  si  eile 
tat  acfiordee  ä  Tauleur  de  r^compensar  son  Utvail,  si  eile 
esi  accor4^  au  libraire  de  lui  assurer  le  remboarsement 
de  ses  avances  ei  rindemnilc^  deses  Trais  —  que  cette  diff^«* 
rence  dans  les  noUfs  qui  deterroincni  les  privil^es  en 
doit  pruduire  une  dans  leur  duree. 

3.  Erkennlnlss  des  Englischen  0berhamt9  v.  1774 
nach  der  Serathung  der  Oberricbler  {bei  Renonard  L  S« 
236).  Frage:  Hai  nach  gemeinem  Recht  der  Autor 
eines  Buchs  oder  irgend  eines  litlerarischen  Werks  das 
aisBcliUrssl.kbe  ^eclil,  soenl  dasselbe  dracken  sa  lassen 
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Rechte,  wenn  nicht  besondere  Privilegien  oder  eine 
ausdrücklidie  (lesetzgebung  sie  schützen.  Endlich 
nahm  sich  die  Gmtxgelnmg  derselbe  an.  Aach  sie 
gewahrte  anfangs  nor  sehr  unvonkommene  Aner- 
kennung und  Schutz,  hfMete  sich  aber  mit  der  Zeit 
zu  höherer  Vollendung  aus.  Heutzutage  gehört 
das  Autorredu  zu  den  allgemein  anerkannten  mensch- 
Hehen  Reehten. 

2.  In  der  Entwicklungsgeschichte  des  Antor- 
rechts  lassen  sich,  seitdem  dasselbe  als  ein  allgemei- 
nes Recht  durch  die  Gesetzgebung  bestätigt  und  ge- 
ordnet und  dnrch  die  Jurisprudenz  anerkannt  wird, 
vier  Stufen  unterscheiden: 
a)  der  Standpunkt  des  Privilegiums,   War  dasselbe 
früher  im  einzelnen  Falle  verliehen  worden,  so 
wurde  es  nun  allgemein  ertheüt   Aber  es  wsar 
cHe  Form  der  Vergünstigung  und  des  iluMMiMe- 
rechtes  noch  beibehalten,  während  doch  dem 
Wesen  nach  allgemeines  Recht  geschützt  wurde. 
Das  Bedttrfoiss  des  Rechtsschutzes  war  gefühlt, 
ab^  das  Bewusstsein  Ober  die  Vktar  des  Redte 
noch  unerwacht 


und  herauszugeben,  iitid  hat  er  eine  Klage  gegen  jeden, 
der  dasselbe  ohne  seine  Erlaubnis«  gedruckt,  veröfTenlliclil 
and  verkauft  bat?  Neun  Stimmen  b^ahlen  die  Frage, 
eine  Temeinle  sie. 

4.  Preuasisches  Landr.  I.  11.  §.  996.  Das  Verlags- 
recht besieht  in  der  BeAigniss,  eine  Schrift  durch  den 
Druck  zu  Tervieiraltigen  und  sie  ausschliessend  abzusetien. 
8.  098.  In  der  Regel  erlangt  der  Buchhändler  das  Ver- 
lagsrecht mir  durch  einen  mit  dem  Verfasser  daröber  ab- 
geseblossenen  schriftlichen  Vertrag« 

tt.  JVapoleoHiiche*  Decret  T.  tt.  Febr.  18i0.  Art.  99* 
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b)  Der  Standpunkt  des  Verlagsrecktn  y  off  mit  dem 
Yortwffgdienden  verbmiden.  Man  dachte  dabei 
zimMisI  an  dfe  V^urk^  und  woRte  das  Ver- 
lagsrecht derselben  schtitzen:  ein  durchaus  un- 
genügender Gesichtspunkt.  Man  übersah,  dass 
d^  recfatniAssige  Verleger  und  der  Naclidrucker 
nur  um  Ihrer  tersehiedenen  Beziehnngefl  zäun' 
Autor  willen  ein  verschiedenes  Recht  haben, 
und  dass  ein  Monopol  des  erstem,  welches  ohne 
Rttcksichl  auf  den  Autor  bloss  wegen  der  Prio- 
rttftt  der  industrieBen  üntemdunung  yerliehen 
würde,  keinen  rechten  Grund  habe. 

c)  Der  Standpunkt  des  UUerarischen  Eigenthums, 
SchrifteigetUhwns,  Vorzüglich  von  den  Schrift- 
steilem verfoditen,  aber  juristisch  unbrauchbar.« 

Der  Sprachgebrauch  nftmüch,  welcher  die  Macht  des 
Menschen  über  seine  Nerven,  über  seine  Hände,  über 
seine  Gedanken  Eigenthum  nennt,  und  welcher  alles 
umfasst  was  der  Person  ssugehärt  und  ihr  so  eigen  ist, 
hat  wohl  auch  einen  Sinn,  aber  umfasst  allcu  ver- 
schiedenartige Verhältnisse,  als  dass  er  im  Privat- 
recht gebraucht  werden  könnte.    Die  Jurisprudenz 


La  droit  da  proprlM  est  garintl  It  nsateor  et  *  sa  Mta 
pendint  leur  fie,  si  las  couTMitioAs  matrimoniales  de  eelle- 
d  lui  en  dottnent  le  droit,  et  k  leors  euffifls  pendant  viaft 
aas.  Art.  40.  Lea  aotears,  seit  nationaox,  aolt  Ingers, 
de  tont  ou?rage  hnprim^  oa  grav6«  peufent  c^der  leur  droit 
ä  un  Imprimeor  oa  iibnihre ,  on  k  toute  antra  personne 
i|ai  est  alors  auMIfafe  en  leurs  Heu  et  place ,  poar  eui 
et  leurs  ayanv-eause,  comme  II  est  dit  k  fartiele  pr^ 
cMaDt* 

€b  Bttgtuek^  Geseti  ?.  t8t4:  Art  4.  Dar  Autor 
eines  9uehea  und  seine  Stallvertretar  Men  wihtaad  Ü 
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kann  unter  Eigenthum  nur  ein  Sachenrecht  verstehen, 
nur  die  vollkoinnfiene  Uerrsciiaft  der  einzelueu  Men- 
schen über  die  toperlkhen  Saohen«  Van  der  Art 
isl  das  Redit  des  Autors  an  seinem  Werke  nicht. 
Dieses  nämlicli  ist  durchaus  verschieden  sowohl  von 
dem  Manuscript,  als  von  den  gedruckten  Exempla- 
ren des  Buchs.  Die  ktetem  sind  laUerdings  Sadim, 
die  dem  Eigentbum  der  Individuen  zugdiören.  D«s 
Werk  aber  als  Geistesjyroducl  haftet  nicht  weder  an 
einem  bestimmten  Manuscript,  noch  an  einem  be- 
stin^mien  Buch»  £s  kann  bestehen,  auch  ohne  Schrift 
und  ohne  Druck,  z.  fi.  als  mdndliohe  Vorfesung,  als 
Rede.  Das  Recht  des  Autors  "wird  daher  nicht  im 
mindesten  \(M'ändcrt,  wenn  auch  sein  Manuscript 
zerstört  worden  ist  und  alle  Exemplare  des  gedruck- 
ten Buches  an  fremde  £igenthUmer  gekommen  sind« 
Sein  Werk  hat  als  eui  GmUtproduei  eine  wesent« 
lieh  unhörperlivhe  yalur.  Das  lebendige  Wort  ist 
sein  ächtester  Ausdruck. 

Feni^  ist  das  Aecht  des  Autors  darin  Teraobie* 
den  von  dem  Eigenthum,  dass  jenes  Immer  mä  die 
beslimmle  iiidividueUe  Person  des  Auton  zurückweüi. 


Jahren  nach  dem  ersten  Tage  der  PublieatlOB'  das  aot« 
tebliesslicbe  Recbi  dasselbe  zu  drucken  und  wieder  su drucken* 
Wenn  aacb  Ablanf  dieses  Terauns  der  Autor  aeeb  lebl»  so 
bebält  er  dieses  Beelil  wibrend  seiner  öbrinen  Leheasseit 
7.  Mmmi  (Werke  Y.  8.  349).  lo  e^nem  Bacbe  als 
gebrilt  redei  der  Aiiier  su  seinem  Leser;  und  dar,  weiober 
sla  gedruckt  bat»  redet  durcb  seine  Eienpiafe  niebt  für 
sieb  selbst»  sondern  gani  und  gar  im  Namen  dtt  Yerfas- 
sers.  Das  Eiemplar  dieser  Rede »  es  sei  in  der  flandscdirifl 
eder  im  Druck»  mag  gebOren  wem  es  wolle»  so  ist  doch 
diesai  flar  sich  in  brancbea»  oder  damit  Tarfcebr  au  Hai* 
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von  der  es  sich  nie  völlig  losmachen  kann,  so  lange 
es  überhaupt  besteht:  während  für  das  Eigenthum 
die  Person  de$  EigenIhttnierB  gleiehgfiltig  ist. 

EndKch  ist  die  Richtung,  und  damit  der  G$hah 
des  Autorrechts  verschieden  von  der  Richtung  und 
dem  Gehalt  des  Kigenthums.    Der  Eigenthümer  will 
die  Sftdie  für  mek  haben»  der  Antor  will  im  Gßgen- 
theil  sein  Werk  dtim  PvbUeym  miuk€ilm,  ab^r  nm 
in  geordneter  Weise  und  so  dass  dabei  seine  Autor-  ' 
schallt  gewürdigt  werde.    Es  bleibt  daliei  nur 
d)  der  vierte  Standpunkt,  von  welchem  das  Autor- 
recht nicht  als  Sachen-,  sondern  als  ein  pftr$äih 
tichei  Recht  des  Autors  betrachtet  wird,  als 
Recht  des  Urhebers, 

Dem  Philosophen  Äant  gebührt  das  Widienst, 
zuerst  mit  Entschiedenheit  auf  die  persönUche  Na- 
tur des  Autorrechts  liingewiesen  zu  haben.  Im  tlbri- 
geii  lieilich  ist  seine  Darstellung  noch  unreif.  Viel 
weiter  hat  der  französische  Jurist  Renouürd  in  einem 
vortrefiQichen  Werk  über  das  Autorrecht  die  Erkennt- 
niss  gefördert,  obwohl  selbst  er  noch  zu  sehr  nur 


ben»  eio  GcseMft»  das  Jsder  Eigcnlhiliiier  desselben  in  sei- 
nem eigenen  Namen  und  nach  Belieben  treiben  kann.  Al- 
lein Jemand  Mnllfeli  reden  so  laasen,  ^  daa  heisit»  in 
Jenes  Plamen  reden.  Bas  Beebi  smn  Yerlage  ist  ein  per* 
sMIebes  bejahendes  Beeht. 

8.  fir09mu€kM  eeseis  v.  1837«  Damit  dem  Sigen-* 
tiram  an  den  Werken  der  Wlsseoschall  nnd  Kunat  der 
erforderliche  Schuti  gealcbert  weide  —  vevorinen  wir:  äxi. 
I.  Das  Beekt  eine  bewies  heniiwgegebene  Schrill  gani 
oder  tbeilwelse  von  neuem  abdrudMn  —  la  lassen,  stahl 
nnr  dem  Aator  derselben  oder  denjenigen  sn»  wetebe  ibte 
Beflngniss  data  ron  ihm  herleiten. 
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und  eben  desshalb  wieder  das  Autorrecht  für  eine 
Art  privUeyirlen  Alonopols,  wenn  auch  als  eia  ver- 
dienles  und  aUgemetnes  des  Autors  erkUit,  und  so 
von  neueni  den  persönlidieti  Kern  des  Rechtes  Ober- 
sieht. 

3.  Als  wichtigste  neuere  Gesetze  konunen  in 
Betracht  für  DeutichUmd 

a)  der  Jhindesbeacfilinis  vom  9.  Nov.  1837,  (»Icher 
zwar  in  beschränkter  Weise  die  Autoren  min- 
destens während  einher  Zeit  gegen  ungebtihr- 
Kche  Veröflentfichnng  schfitzt; 

b)  das  Preussische  vom  11.  Juni  1837,  welches  die- 
sen Schutz  in  vollerem  Masse  gewährt; 

c)  das  Bayrische  vom  15.  April  1840; 

d)  der  BundeshenMuas  vom~^^.  April  1841  mit 
Kücksidit  auf  musikalische  und  dramatische 
Werke; 

e)  der  Bundedfefchluss  vom  19.  Juni  1845,  worin 

das  Autorrecht   umfassender    anerkannt  wird. 

Von  auiwärtigm  Gesetze  sind  vorzüglich  zu 
erwähnen: 


9.  Bayrisches  Ges.  v.  1840.  Art.  1.  Erzeugniflie  der 
Litteraliir  oder  der  Kiuisi  dürfen  ohne  Einwilligiiog  4M 
Urhebers,  seiner  Erben  oder  Recblsnachfolger  weder  v«r- 
öffiBBilicbt ,  noch  ohne  dass  ein  soldiea  Erzeagniss  zu 
eigentliünili eher  Form  warbeltet  worden,  nacbgebildet»  «ecb 
anf  roechaniscbem  Wege  vervieiralligl  werden. 

10.  Entw.  des  Zürchur  GeseUb.  §.  93.  Schrifisit  iier 
und  Künstler  haben  ein  ausschliessliches  Recht  auf  Ver- 
MbDtlklMBg -ihrer  selurifteieUeriscbeo  «Hier  kAnetteriaclien 
Bneognisae. 
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a)  die  Englischm  (die  erste  Parlamentsacte  über 
das  »copy-right«  ist  vom  Jahr  1710)  Parlaments- 
acte 29.  Juü  1814,  vom  9.  September  1835  und 
SS  JuU  1888  und  1845;, 

b)  eine  ganze  Reihe  von  Napokomichen  Gesetzen, 
die  bei  Renouard  eiiizein  mitgetheilt  sind ; 

c)  das  Nordatnm^icimkck^  Bundesgesetz  vom  3.  Febr. 
1831; 

d)  das  Ruitkcke  (Digesten  X.  741.  740.); 

e)  der  £ntwurf  des  Zürcher  Gesetzb.  von  1847. 
SS-  93  ff. 

*  Hioptwerk  Mmmm^  trait^  dts  droits  d'auteurs. 
Ptois  1838^  1838«  2  Bde.  —  Nachweisungen  in  4101«*- 
motorf  Zeitschrift  (Kr  ausländ.  Gesetzg.  und  Rechtsw.  I. 

S.324.  XI.  S.  194.  XIL  S.461.  XIII.  S.  l.XIV.  S.  481. 
—  J.  JoUy.  Die  Lehre  vom  Nachdruck.  Heidelberg 
1852.  —  Läboulaye  in  der  Revue  de  l^isl.  et  de  ju- 
rispr.  par  Wolowsky.  1852.  p.  129. 

S-47. 

S.  Wesen  des  Aatomdits. 

1.  Das  Werk  als  Geislegproduct  geliört  zunächst 
dem  Autor  an»  d&t  es  erzeugt  hat»  nicht  als  eine 
körperliche  Sache,  —  denn  das  ist  das  Werk  nicht—» 


1.  Beschluss  des  deutschen  Bundes  r.  1845.  1)  Der 
durch  den  Artikel  2  des  Beschlnaaes  vom  9.  Nov.  1837 
ffir  mindestens  sehen  Jahre  von  dem  Erscheinen  eines  lit^ 
terarischen  Erieognlsses  oder  Werkes  der  Kunst  an  rage- 
sieherte  Schutz  gegen  den  Naehdruck  und  jede  andere 
mhefugte  Yervielfüliigang  auf  meekaniscbem  Wege  wird 
fortan  innerhalb  des  ganzen  deutschen  Bundesgebietes  ffnr 
die  Lebensdauer  der  Urheber  solcher  litterarischen  Erzeug- 
nisse oder  Werke  der  Kunst ,  und  auf  30  lahre  nach  dem 
Tain  derselben  gewahrt. 
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sondern  als  eine  OfJ'enharuug  und  ein  Aufdruck  nei- 
nes  persönlichen  Geislts.  Zwischen  Autor  und  Werk 
ein  natttrticher  Zusammenhangs  wie  zwischen 
Schöpfer  und  Geschöpf,  und  jener  hat  ein  natflriiches 
Recht,  dass  dieses  Yei^hältnifis  geachtet  werde. 

2.  Der  Autor  hat  daher  vor  aliem  das  Reclit, 
sein  WerlL  für  $kh  nu  behaUm  nad  eine  Yffäffeni- 
Uehung  desselben  gegen  seinen  WiUen  zu  verhmdmL 
Er  hat  aber  zugleidi  das  Recht  zur  Verö/fentHehtmg 
desselben  und  die  Art  und  Zeit  der  Veröffentliehtmg 
und  Vervielfältigung  zu  bestimmen. 

Es  isl  dahar  eiiie  Veikiznivg  des  Autorrechts, 
auch  wenn  durch  die  Pubücation  eines  Mtten,  6er 
von  dem  Autor  niclit  dazu  ermächtigt  worden,  die- 
sem kein  (ikonomisclier  Schaden  zugefügt  wird,  so- 
gar dann,  wenn  dieselbe  für  den  Autor  Gewinn  brin- 
gend wftre:  denn  niemand  hat  ein  Recht,  den  Au- 
tor wider  seinen  Willen  ulTenHich  zum  Public  um  re- 
denzulassen; undsoeia  Stück  seiner  Persöjilichkeit,  sei- 
nes Namens,  und  seiner  (Autor-)  £hre  der  Gemeinschaft 
preiszugeben.  Es  kann  daraus  für  die  Stelhmg 
und  das  Anselien  des  Autors  ein  Schaden  entstehen, 
.  von  viel  grösserer  Bedeutung,  als  die  Rücksicht  auf 
ein  entzogenes  Honorar  ist 

3.  Der  VermogeMwerth,  den  das  Werk  hat, 
und  auf  den*  der  Autor  wieder  den  ersten  Anspruch 
hat,  ist  dalier  nicht  der  innerste  Kern  des  Autorrechts, 
sondern  für  die  juristische  Eikenntniss  nur  von 
anurftfrgr  ßeimtiimg,  ohwohl  diese  Seite,  um  deren 
wiHen  das  Autorrecht  dem  Eigenthum  verwand! 
wird,  pralitisch  allerdings  die  wichtigste  ist  und  zu- 
gegeben \>  erden  muss,  dass  der  ganze  Gedanke  des  Autor- 
rechtserst  klar  geworden,  seitdem  durch  daswachseada 
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materielle  Interesse  daran  die  Aufmerksamkeit  auf 
denselben  erhöht  und  der  Blick  geschärft  worden  ist. 
Es  ist  daher  möglich,  dass  das  Werk  erst  dann  einen 
Vermdgenswerdi  bekommt,  wenn  der  Autor  sein 
Recht  ohne  alle  Hcmoraransprüche  auf  einen  Verle- 
ger tibertragen  hat,  also  erst  in  der  Person  des  V^er- 
legers,  während  der  Kern  des  Autorrechts  auch  in 
diesem  Falle  in  der  Person  des  Autors  begründet 
war  und  auf  den  Verleger  nur  in  beschränkter  Weise 
übergetragen  ward. 

4.  Wenn  der  Autor  sein  Werk  einmal  puhli- 
cirt  hat,  so  verändert  sich  desshalb  die  Natur  des 
Autorredits  einigermassen.  Das  Werk  ist  nun 
nicht  mehr  ausschliesslich  mit  der  Person  des  Au- 
tors verbunden,  es  ist  auch  —  seinem  geistigen  Ge- 
halte nach  —  durch  die  M'ätheUmg  ein  Gemein^ 
des  PiU^Heumi  geworden.  Von  da  an  kommen  da- 
her auch  die  Meeht$  der  Gmemiehaft  mit  in  Be- 
tracht. »Man  kann  nicht  seine  Gedanken  mittheilen 
und  sie  zugleicli  ausschliesslich  iür  sich  behalten.u 
(Renouard).  Au^abeder  Gesetzgebung  und  der  Juris- 
prudenz ist  es  4laher,  die  beiderseitigen  Rechte  des 
Autors  uTid  des  Publicums  an  dem  veronfentlichten 
Werke  richtig  auseinanderzusetzen. 

5.  Das  Eigenthum  dauert  so  lange  fort,  als  die 
Sache  besteht,  die  im  E^enthum  ist.  Das  Autor- 
recht dagegen  dauert  nicht  so  lange,  als  das  Werk 
besteht.  Anfangs  ist  die  Rücksicht  auf  die  Person 
des  Autors  noch  überwiegend.    Im  Verlauf  der  Zeit 

^     aber  fiült  das  Werk  ganz  der  Gmeimehaft  zu,  und 

es  erlischt  das  Autorredit. 

Es  ist  nun  allgemein  der  Grundsatz  anerkaimt, 

dass  das  Autorrecht  jedenfalls  so  lauge  dauert,  als 
Bl 0  n  U 0 Ii  1  i#  deutsch«!  Privatrecbt.  13 
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der  Autor  selber  noch  lebu  Er  bleibt  somit  Herr 
seiner  Mitthetltingeii  an  das  Publicam,  soweit  das 
noch  irgend  möglich  ist.    Die  neuere.  Rechtsbildnng 

dehnt  das  Recht  aber  noch  aus  über  seinen  Tod 
und  aus  guten  d runden.  Würde  dasselbe  auf  die 
Lebenszeit  des  Autors  beschränkt,  wie  die  pmön- 
lichen  Rechte  in  der  Regel  es  sind,  so  wäre  die  Dauer 
desselben  völlig  ungewiss  und  um  desswillen  es  für 
den  Autor  viel  schwieriger,  durch  Vertrag  mit  einem 
Verleger  den  ihm  gebührenden  Vermögenswertfa  zu 
erhalten,  und  seine  Familie  würde  überall  nicht  be- 
rücksichtigt, was  um  so  unbilliger  wäre,  als  durch 
den  frühen  Tod  des  Autors  das  Publicum,  dem  er 
durch  sein  Werk  einen  Dienst  erwiesen,  einen  Zu- 
wachs von  Bereicherung  bekäme,  während  gleichzei- 
tig dadurch  die  Familie,  für  die  der  Autor  zunächst 
sorgen  wollte,  einen  erhöhten  Verlust  empfände.  Es 
wird  dalior  die  Persönlichkeit  des  Autors  noch  über 
seinen  Tod  hinaus  in  seinem  Werk  auch  so  geehrt, 
dass  seiner  FamUie  (d.  ii.  seinen  Erben)  noch  dne 
Zeitlang  —  so  lange  das  Gedächtniss  der  Persön- 
lichkeit noch  frisch  ist  und  der  Autor  gewisser- 
massen  noch  in  der  nächsten.  Generation  seiner  Er- 
ben fortlebt  —  der  Fortgenuss  des  Autorrechtes  zu- 
gesichert wird.  Diesem  (iodanken  entspriclit  nament- 
lich die  gesetzliche  Frist  von  dreisig  Jahren  nach 
seinem  Tode. 

S.48. 

3.  Gegenstand  des  Autorreehts« 

1.  Das  Autorrecht  bezieht  sich  voraus  auf  die 
Werke  der  Litteratur,  UUerarisehe  Erzeugnisse.  Von 
wddier  Art  dieselben  seteii,  ob  wissenschaftlich  oder 
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poeUschy  ob  ansgezeiclinet  oder  schlecht,  ob  Origi- 
nalwerke im  eigentlichen  Sinne,  oder  Uebersetzun- 
gen  und  Nachbildungen ,  ist  zunäclit  gleicligültig, 
wenn  nur  das  Werk  als  ein  eigenes  des  Urhebers 
in  dem  Masse  zu  betrachten  ist,  dass  man  billig  von 
Autonehaft  reden  kann.  Es  kann  daher  auch  fQr 
Sammelwerke  f  z.  B.  Mustersammhingen  von  Gedich- 
ten, Brie£sammlungen  ein  Autorrecht  angesprochen 
werden,  aber  nur,  wenn  dieselben  von  einer  eigen- 
thfindidien  Geistesarbeit  des  Urhebers  Zeugniss  ge- 
ben, z.  B.  durch  systematische  Auswahl  und  Anord- 
nung.  Wird  dagegen  z.  B.  ein  älteres  bekanntes 
Werk,  für  welches  kein  Autorrecht  mehr  besteht, 
wiederabgedruckt,  wenn  auch  mit  geringitlgigen  kriti- 
schen Gorrecturen,  so  ^ird  durch  solche  Herausgabe  kein 
neues  Autorrecht  begründet.  Ebenso  sind  Änmerkun' 
gen  und  Erläuterungen  eines  andern  Werks  wieder 
als  ein  besonderes  Htterarisches  Erzeugniss  zu  schützen. 

2.  Ebenfalls  als  Htterarische  Erzeugnisse  gd- 
ten  auch  die  mündlichen  Vorlesungen  der  Professoren 
und  ähnliche  wisimschafiliche  Vorträge*  »Dm  Vor- 
trag des  Professors  jedem  ^)eculanten  preiszuge- 


1.  Preussisches  Gesetz  v.  1837.  Art.  3.  Dem  Nach- 
druck wird  gleich  geachtet  —  der  ohne  Genehmigung  des 
Autors  oder  seiner  Recbtsnachfolger  beiH'irkle  Abdruck 


*)  Jolly,  (S.  Iii)  will  selbst  für  Briersammlungen  kein  Autor- 
recht zugeben*  weil  die  Briere  nicht  zu  den  litterarischen 
£rzeugoi8«en  gerechnet  werden  können«  sondern  der  indi- 
vfdvftUea  Mltibeilnag  aasehtfren.  Diese  BegrOndODg  paisl 
Iber  aaf  die  fikr  die  «feiaUiebe  MiUbei'long  bearbeitete 
Briefnmmliiiia  keiaeswega  und  hat  aeJbat  in  ihrem  Bezug 
auf  einzelne  Briefe  aioht  die  behauptete  Wirkaag.  Vgl. 
unten  %.  SS,  Nro.  S. 
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ben,  lieisst  nicht  bloss  seinen  wissenschaftlichen  Ruf 
der  Ungenauigkeit  und  ün^higkeit  eines  beliebigen 
Nachschreibers  aussetzen ,  sondern  es  wird  dadurch 
auch  jener  verhindert,  seine  Arbeiten  zu  ergänzen 
und  zu  übergehen,  die  ersten  Gedanken  auszubilden, 
den  raschen  Ausdruck  der  freien  Rede  zu  verbessern, 
und  es  werden  die  Früchte  seines  Fleisses  fremden 
unverdienten  Händen  zugeleitet«  (Renouard  II.  S. 
145.)  Dasselbe  gilt  von  der  Herausgabe  der  Predig- 
ten eines  Geistlichen  oder  der  Reden  eines  Staats- 
manns oder  Advocaten.  Hier  jedoch  mit  einer 
wichtigen  Beschränkung.  Die  dffentlichen  Reden 
eines  Mitgliedes  des  gesetzgebenden  Korpers,  oder 
eines  Anwalts  vor  Gericht  gehören  in  so  eininenttun 
Grade  der  OetTentlichkeit  und  Gemeinsciiall  zu,  dass 
hier  theils  der  Bekanntmachung  der  Journale,  theils 
auch  besondem  Abdrücken  durch  dritte  Personen, 
z.  R.  zu  politischen  Zwecken,  kein  individuelles  Au- 
torrecht hinderlich  sein  darf 


a)  von  Manuscrjpteii  aller  Art; 

b)  von  nachgeschriebenen  Predigten  und  mündlicheD 
Lehrvorirägen,  gleichviel  ob  dieselben  unter  dem 
wahren  Nameo  des  Autors  berattsgegebeo  werden 
oder  nicht. 


*}  Die  Frage ,  ob  der  üfTcoUiebe  Redner,  der  eine  StmoiluiR 

seiner  Reden  als  ein  zusammenhängendes  Zeugniss  seines 
individuellen  (ieislps  herausgebe,  dadurch  ein  Aulorrechi 
an  diesem  Werke  erlanKo,  i''t  freilich  bestritten,  lienouurd, 
(H.  S.  Ii!)  j,'ehl  weiter  und  sihliesst  für  Parlamentsreden 
das  Autorrecht  unbedingt  aus.  Ebenso  die  englische  tieseli- 
gebang  v.  1935  ArU  3.,  die  selbst  den  Professoren  kein  Au- 
torreehl  an  ihren  Universititsrortitgen  sagetteht.  Dagegen 
Pw4tum,  Droil  cemiD.  %  161 
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3.  Ausnahmsweise  gibt  es  Werke,  welche  zwar 
ütterarische  Erzeugnisse  sind  und  auf  welche  den- 
noch das  Autorrecht  kerne  Anwendung  hat.*  Von  der 
Art  sind  die  Werke,  die  nach  ihrer  eigenthchen  Be- 
stimmung ganz  und  gar  dem  öffentlhlien  Leben  und 
der  Gerne inM-ltaft  angehören,  und  daher  nicht  in  den 
Bereich  des  Privatrechts  feilen,  wie  Gesetze,  Verard^ 
mingen,  amtliehe  und  öffentliche  Berichte,  yericßUUehe 
Urtheile  und  dgl. 

4.  Analog  ist  das  Autorredit  in  neuerer  Zeit 
auch  auf  mueikaliiehe  Werke  und  ebenso  auf  Pro- 
ducte  der  hildenden  Kunst  ausgedehnt  worden.  Der 
tiefere  Grund  liegt  wieder  in  der  Arlitung  der  Per- 
sönlichkeit des  Urhebers  in  seineni  Werke;  erst  der 
seciindäre  in  dem  Vermögenswerthe  auch  solcher 
Werke  der  Kunst,  (jerade  ausgezeichnete  Künstler 
werden  es  —  ganz  abgesehen  von  aUeu  Kücksichten  des 
Honorars  als  eine  Kränkung  ihrer  Kttnstlerehre 
empGnden,  wenn  ihre  BiMer  durch  schlechte  Dtho- 
graplüen   in  unwürdiger  Gestalt  vervielfältigt  und 


%  Bt^ruehet  Ges.  v.  1840.  Art.  I.  Als  EneogDisse 
der  Litteralor  sind  aucb  mfindllcfae  Vorträge  aninseben» 
welche  absichtlich  lum  Zwecke  der  Belehrung  oder  des 
Yergnügens  gehalten  werden. 

3.  Entw.  des  Zürcher  Gesetsb.  g.  100.  An  Gesetzen, 
Beschlilssen  oder  Urtbeilen  der  Behörden  besteht  kein  Ai^- 
torreeht  eines  einielnen  Bargers.  Der  Staat  kann  für  die 
Ton  ihm  herausgegebenen  Sammelwerke  ein  solches  nur 
wibrend  16  labren  seit  der  ersten  Terdffentlichung  an- 
spreehen.' 

4.  £und99he9ehiw9  V.  23.  Juli  1841.  1)  Die  Öffent- 
liche AnfKlbrang  eines  dramatischen  oder  musikalischen 
Werkes  im  Ganien  oder  mit  Abkfirsungen  darf  nur  mit 
Eriaubniss  des  Autors,  seiner  Erben,  oder  sonstigen  Eecbta- 
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veröffentlicht  werden.  Aber  auch  da  erlischt  das 
persönliche  Recht  des  Antors  eine  Zeit  nach  seinem 

Tode ;  und  ebenso  marlien  billig  diejenigen  künstlerischen 
Werke  eine  Ausnahme,  welche,  wie  z.  K.  öfl'entliche 
J)en]unttler,  ihrer  Bestimmung  nach  dem  öffentlichen 
Genuss  anheimgegeben  sind. 

Zu  den  geschützten  Kunst>\erken  werden  auch 
gerechnet  Zeiclmungen  mhi  mehr  uissemchaflUchem 
als  künstlerischem  Werthe  wie  Landkarten,  anatomisdie 
Abbildungen  und  dgL,  ebenso  die  Baupläne  der  Ar- 
chitekten. Auf  die  Erzeugnisse  der  Scvlptur  bezieht 
sich  das  Autorrecht  ebenso,  nicht  minder  haben  ein 
solches  Holzschneider  und  Graveure*  Dagegen  wird 
es  nicht  aneilannt  fOr  die  Bauwerke  der  Architek- 
ten: sie  sind  zwar  auch  Kunstwerke,  aber  in  steh 
selbst  so  fest  und  unlibertragbar  und  zugleich  in 
ihren  äussern  Formen  so  entschieden  der  Oeffent- 
lichkeit  preisgegeben,  dass  es  hier  ttieils  unpassend 
theils  fiberflOssig  erschien,  dieselben  gegen  Nachbil- 
dung zu  schützen. 

nachfolger  stattünden ,  so  lange  das  Werk  oicbl  durch 
den  Druck  veröffentlicht  worden  ist. 

5.  Bayrisches  Ges.  Art.  2.  Ausgenommen  sind: 
i)  Werke  der  Baukunst  in  ihren  äussern  Umrissen,  dann 
die  an  öffentlichen  Plätzen  aurgestelllcn  Denkmale,  vorbe- 
halllicb  jedoch  der  bezüglich  ihrer  r<iachbilduDg  etwa  zu 
treffenden  Anordnungen. 

6.  freussisches  Gesetz.  §.  21.  Die  Vervielfältigung 
von  Zeichnungen  oder  Gemälden  durch  Kupferstich,  Stahl- 
stich, Holzschnitt,  Lithographie,  Farbendruck,  Ueberlragung 
u.  8.  w.  ist  verboten  wenn  sie  ohne  Genehmigung  des  Ur- 
hebers des  Originalkunstwerks  oder  seines  Rechtsnachfol- 
gers bewirkt  wird.  §.  22.  Unter  gleicher  Bedingung  ist 
die  Vervielfältigung  von  Sculpturen  aller  Art  durch  Ab' 
^üsse,  Abrormungeo  u.  s.  ^.  verhotep, 
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S-  4». 

4.  Sobjeet  und  Uebertragniif  des  Aolorreelits. 

1.  Das  Autorrecht  weist  immer  auf  ein  be- 
stimnUei  Individuum  hin  als  das  eigentliche  Subject, 
nftmlich  auf  den  Autor  9db$i.  Es  ist  insofern  dn 
höchst  persönliches  Recht.  Es  entsteht  aus  der  Ur- 
heherschafl,  und  seuie  Dauer  bleibt  abhängig  von 
der  Lebensdauer  des  Urhebers. 

3.  Zuweilen  hat  ein  Werk  mehrere  Urh^. 
Hier  sind  indessen  zwei  Hauptf^He  m  unterscheiden. 
Erster  Fall.  Die  Mehrheit  der  Urheber  bezieht  sich 
nur  auf  die  einzelnen  Theile  des  Werks,  das  Werk 
als  Ganzes  aber  hat  nur  einen  Urheber,  z.  B.  eine 
Encyklopädie  ist  das  Unternehmen  Eines  Redactors 
oder  Herausgebers,  ihre  Artikel  aber  von  30  Schrift- 
stellern zusammengetragen.  Diese  haben  ein  Au- 
torrecht an  ihren  Artüwln,  jener  ein  Autorredit  am 
ganzen  Werk,  und  es  ist*  m^fich  dass  das  erstere 
früher  erlischt  als  das  letztere,  und  umgekehrt. 

3.  Zweiter  Fall.  Zwei  oder  mehrere  Perso- 
nen sind  gemeineame  Urheber  des  Ganzen:  z.  B.  die 
BrQder  Jacob  uiid  Wilhehn  Grimm  des  deutschen 
Wörterbuchs.  Zunächst  haben  mehrere  Miturheber 

 .  p — 

1.  Renonmrd  II.  8.  202.  Le  droit  au  privüege  derive 
de  la  qaalit^  d*aateur.  Le  privil^ge,  separable  de  la  per- 
sonne de  l'auteur  quant  ä  son  exercice  en  est  inseparable 
quant  ä  sa  dur^. 

2.  Merlin  (bei  Renouard  II.  221).  Le  mot  auteur 
d^signe  non  seulemeot  ccu\  qui  ont  compos^  par  eux- 
m^mes  un  ouvrage  litl^raire,  mais  encore  ceux  qui  Tont 
fait  composer  par  d'autres.  Le  citoyen  Guyot  n'a  compose 
qu*aoe  partie  du  Repertoire  de  jarisprudeoce,  les  trpis 


Digitized  by  Google 


200  Erstes  Buch.  Cap.  VX  Vom  Autorrecht. 

gleiche  Rechte,  und  das  Werk  als  ein  Ganzes  ist 
abhängig  von  ihrer  aller  Lebem$dauer:  d.  Ii.  die 
Daner  des  Autorrechts  am  Ganzen  mtd  gerechnet 
nach  dem  Leben  dessen  unter  den  Autoren,  der  am 
längsten  lebt.  Da  das  Werk  Eines  ist,  so  ist  auch 
die  Urheberschaft  Eine,  wenn  schon  mehrere  Per- 
sonen zusammengewirkt  haben.  Aus  dem  nftmlichen 
Grunde^kann  daher  auch  kein  Miturheber  Theilung 
und  Ausscheidiiriij  fordern,  nodi  den  andern  zu  einer 
VeröfTentlichung  nothigen,  zu  welcher  dieser  sich 
nicht  ihm  gegenüber  verpflichtet  bat.  Diese  persön- 
liche Gemeinschaft  erinnert  an  das  Gesamm'teigen- 
thum  im  Sachenrecht  im  Gegensatz  zum  Miteigentlium. 

4.  Die  Eigenschaft  des  Autors  kaiui  auf  ver- 
schiedene Weise  uachge\\ lesen  werden.  Im  Z\^ei- 
fel  ist  anzundbmen,  der  bei  einer  ersten  Veröffent- 
Hebung  genannte  Name  des  Autors  sei  der  wahre; 
aber  es  ist  dem  wirklicher.  Autor  unbenommen, 
seine  Urheberschaft  nachzuweisen,  auch  weim  sein 
Name  nicht  genannt  war.  Awmifme  und  p$eudonyme 
Werke  verdienen  aber  eine  besondere  Beachtung. 
Gewöhnlich  ist  dem  Dritten  der  Name  des  w  irklichen 
Autors  nicht  bekaimt.    Er  kann  daher  auch  nicht 


quarts  ao  moins  de  eet  oomge  ont  com'pos^  par  desju- 
rlscoDsaltes  que  le  citoyen  Guyol  a?alt  assooito  h  aes  tra- 
vaoi.  —  CepeDdtnt  qai  esi-ee  qai  oatraii  aiiJourd*bai  coii- 
lesler  au  €ilojeo  Guyol  sur  rint^ralit^  du  R6perloiM  de 
jurisprudence  le  pleio  eiercioe  des  droits  qua  la  loi  de 
1793  aasore  am  aoleurs  de  lears  oavragest 

3.  JUmoumrd  II.  8.  2S0.  M.  Troopenas,  aequerevr 
de  la  partition  de  IloYse»  avait  publik  les  paroles  de  etl 
op^ra  a?ec  la  musique,  saos  le  conaeDtemeDt  de  M.  de 
Joay,  auteur  des  paroles.  Un  arr^t  de  la  cour  royale  de 
Paris  du  II  Janv.  I82S  —  a  juge  qu'il  y  arait  contrefacon. 
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berechnen,  ob  und  \on  wann  an  ein  solches  Werk 
der  OeffenÜichkeit  anbeim  gefallen  sei.  Hier  meint 
mim  oft  mit  der  V«rmuthimg  auszuhelfen,  dass  der 
Herausgeber  als  Autor  zu  betrachten  sei.  Aber  diese 
\  ermuthung  iiat  nur  ausnalimsw eise  Grund  und  hält 
nicht  Stand  9  wenn  später  die  Wahrheit  aufgedeckt 
wird«  Der  wirkliche  Autor  lebt  vielleicfat  noch,  und 
der  Herausgeber  ist  schon  \or  30  Jahren  gestorben. 
Für  derlei  Fälle  ist  es  ein  Bedürfniss,  dass  die  Ge- 
setzgebung im  Interesse  der  Rechtssicherheit  und  der 
öffentlichen  Benutzung  eine  besondere  von  der  ersten 
Herausgabe  an  gerechnete  Frist  des  besondem  Rechts- 
Schutzes  hestinune,  die  hier  um  so  eher  kurz  gefasst 
>\  erden  darf,  als  es  ja  von  dem  Autor  abhängt,  sich 
durcli  Nennung  seines  Namens  das  volle  Autorrecht 
zu  sichern. 

5.  Das  Autorredit  dauert  na(  Ii  deutschem 
Rechte  *)  nocli  oO  Jahre  Uber  den  Tod  des  Urhe- 
bers hinaus  fort  £s  wird  somit  als  fiestandtheil 
seiner  yeriassenschaft  betrachtet  und  geht  auf  seine 
Erben  und  crbrechtlichen  Nachfolger  über,  insofeni 
es  no<ii  nicht  von  dem  Urheber  bei  seinen  Leb- 
zeiten A eräussert  worden  ist  Wer  diese  xNadifolger 
seien,  ob  die  eigentlichen  gesetzlichen  Erben  oder  Je- 

4.  Bayrisches  Geseii,  Art.  2«  Ausgcnomnien  sind; 
2)  Druckschrifien,  auf  welchen  weder  der  Marne  des  Urhe^ 
bers  noch  jener  des  Verlegers  angegeben  ist. 

5.  /'reus9ische9  Ges.  §.  7.  Die  in  den  5  und  6 
vorgeschriebene  Dauer  des  Schutzes  (setzt)  voraus,  dass 
der  wahre  Name  des  Verfassers  auf  dem  Tilelblalte  oder 
unter  der  Zaeignong  oder  Vorrede  angegeben  ist.  Eine 

*)  Das  englische  und  nordamerikanischc  Kecbl  zieht  eine  gleich- 
müssige  Daser  vor  und  reebnet  daher  von  der  ersten  Veröffent- 
lichung^ 
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stamentserben,  oder  die  überlebende  Witiwe  oder 
darch  ein  Vermfichtniss  Begabte^  wird  durch  die  be- 
sondere Gestaltung  des  Erbrechts  bestimmt.  Das  ^ 
französische  Reclit  bedenkt  die  Wittwe  des  Urhebers 
in  vorzüglichem  Masse  und  unterscheidet  hier  ge- 
nauer als  das  deutsche  zwischen  den  engem  und 
weitem  Beziehungen  des  Familiennexus. 

6.  Das  Autorrecht  ist  nbertratjhar  y  aber  nur 
unter  der  Beschränkung ,  dass  die  Fortdauer  dessel- 
ben von  dem  Leben  und  Tod  des  Autors  selbst  ab- 
hängig bleibt.  Der  gewöhnliche  Fall  der  üebertra- 
gung  ist  die  an  einen  Verleger  im  >^erlagscontract, 
aber  nicht  der  einzige.  Einer  besondern  Form  be- 
darf die  Uebertragung  nach  deutschem  Rechte  nicht; 
sie  kann  auch  mündlich  vor  sich  gehen  oder  aus 
dem  Zusammenhang  von  Handlungen  offenbar  wer- 
den. (Anders  im  nordamerikanischen  und  im  rus- 
sischen Recht) 

7.  Es  muss  hier  unterschieden  werden  zwischen 
der  Uebertragung  des  Eigenthums  oder  Besitzes  an 
dem  Manuscript,  die  nach  den  Regeln  des  Sachen- 
rechtes geschieht,  und  der  Uebertragung  de$  Äutor- 
recäis,  wdche  durch  blo$$m  Vertrag  vor  sidi  geht. 


Sebrifly  die  entweder  untar  einem  andern  als  dem  wahren 
Naom  des  Verfassers  erschienen,  oder  bei  welcher  gar  kein 
▼erfasser  genannt  ist,  soll  15  Jahre  lang,  von  der  ersten 
Herausgabe  derselben  an  gerechnet,  gegen  den  Nachdruck 
geschfitit  sein. 

«.  SBni99h€9ehlu99  V.  1845.  2}  Werke  anonymer  oder 
pseudonymer  Autoren  sowie  posthume  und  solche  Werke, 
welche  von  moralischen  Personen  (Akademien,  Universiia- 
len  ete.)  herrühren ,  geniessen  solchen  Schutzes  während 
dreissig  Jahren  von  dem  Jahre  ihres  Erscheinens  an. 
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Beide  sind  häufig  mit  einander  verbunden,  aber  kom- 
men auch  oft  getrennt  vor  und  sind  von  einander 

unabhängig.  Aus  dem  Besitz  eines  Manuscripts 
kann  daher  nicht  ohne  Deiters  auf  das  Autorrecht 
des  Besitzers,  sondam  nur  dann  geschlossen  werden, 
wenn  der  Zusammenhang  der  übrigen  Umstände 
darauf  hinweist. 

Zweifel  erheben  sich  über  die  Frage  der  nach- 
gdastmm  Schrifien  (opera  posthuma}.  Fallen  die- 
selben 30  Jahre  nach  dem  Tode  des  Verfassers  der 
Oeflentlichkeit  anheim?  Das  wäre  unnatürlich,  da 
sie  inzwischen  noch  nie  aus  dem  stillen*  Kreise  des 
Privatbesitzos  herausgetreten  und  ungedruckte  Werke 
für  das  Pubhcum  überall  nicht  vorhanden  sind.  Oder 
wird  der  erste  Herausgeber  nun  als  Autor  betrach- 
tet und  daher  die  Dauer  des  Schutzes  nach  seinem 
Leben  berechnet?  Die  neuere  Jurisprudenz  ist  ge- 
neigt, diese  Frage  zu  bejahen.  Wer  das  Werk  ans 
Licht  zieht  und  nachdem  er  sich  das  Verdienst  er- 
worben, (tni  CJiarakter  und  Werth  desselben  zu  er- 
kennen,  ihm  Leben  gibt,  indem  er  es  veröffentlicht, 
ist  mit  Bezug  auf  die  Interessen  der  Gesellschaft  als 
der  Urheber  und  der  Vater  des  Werks  zu  betrach- 
ten. {Renouard  U.  S.  292.)   Indessen  ist  diese  Art 


7.  Entw.  des  Zürcher  Gesetzb.  §.  98.  Anonyme 
oder  Pseudonyme  Werke  werden  nur  wahrend  15  Jahren 
seit  ihrer  ersien  VeröfTcntlichung  geschütxU  Diese  Frist 
%ird  durch  neue  Auflagen  nicht  verlängert. 

8.  Bayrisches  Gcs.  Art.  3.  3)  Bei  Werken,  die  erst 
nach  dem  Tode  des  Urhebers  herausgegeben  werden  oder 
auf  welchen  nur  der  Name  des  Verlegers  angegeben  ist, 
(erlischt  das  Autorrecht)  mit  dem  Ablaufe  von  30  Jahren 
von  dem  firscheineo  an  su  rechnen. 
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der  ürlieber.scl^aft  doch  uur  eijie  secundäre,  und  es 
rechtfertigt  sich  wenn  die  neuere  Gesetzgebung  da- 
für einen  beschränkteren  Schutz  gewahrt. 

8.  Verwandt  Ist  die  Frage  des  Autorrechts  an 
Briefen.  Natürlidi  sind  nicht  in  Briefform  geschrie- 
bene Werke,  sondern  icirkliche  Briefe  gemeint.  Diese 
werden  in  der  Regel  dem  Adressaten  von  dem  Adres- 
santen —  dem  eigentlichen  Urheber  —  zu  Eigen- 
thum überlassen,  aber  damit  keineswegs  das  Autor- 
recht daran  mit  übertragen;  denn  etwas  anderes  ist 
individuelle.  Mittheiluog  und  etwas  anderes  Debertra- 
gung  des  Rechtes  zur  Veröflentlichung  an  alle  Welt 
Eben  dessbalb  sind  einzebie  Briefe  ihrer  ursprüng- 
lichen Bestimmung  na(  h  keine  litterarischen  Erzeug- 
nisse im  eigentlichen  Sinne  des  Worts.  Werden  sie 
aber  von  einem  andern  herausgegeben,  so  werden 
sie  wie  litteransche  Erzeugnisse  behandelt,  und  darin 
liegt,  wenn  nicht  ausdrückliche  Erlaubniss  oder  still- 
schweigendes (jewährenlassen  des  Adressanten  vor- 
ausgesetzt werden  kann,  eine  Verletzung  der  Persön- 
lichkeit ihres  Urhebers,  der  wider  seinen  Willen  dem 
Publicum  als  Autor  vorgeftihrt  wird.  Die  Verletzung 
der  Persönlirlikeit  ist  sogar  grösser,  wenn  die  ver- 
trauten Briefe,  als  wenn  ein  litterarisches  W&k  eines 


9.  Entw.  des  Zürcher  GeseUb.  §.  97.  Das  blosse 
Eigentbum  an  dem  Manuscript  eines  ?oo  dem  Eigentliilro|r 
▼ersebiedenen  Autors  begröndei  an  und  ffir  sich  nie  ein 
Autorrecht  Wenn  ein  solcher  Eigenthiimer  des  Ifanu- 
SGriptes  auf  rechtmässige  Weise  dasselbe  zum  erstrnmale 
verÖffenUicht  oder  rerdUtentlichen  ISsst,  so  wird  dieses 
Werk  wahrend  i5  labren  seit  der  YerOffentlicbung  gegen 
Nachdruck  gesehiltst. 
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Individuums  wider  dessen  \>'illen  publicirt  wird; 
denn  im  letztern  Fall  ist  die  Veröffentlichung  doch 
in  der  Regel  von  dem  Autor  selbst  beabsichtigt,  im 
erstem  aber  wird  er,  der  sich  nnr  vertraulich  geäus- 
sert hatte,  sogar  gegen  seinen  Willen  zum  Autor  für 
das  Publicum  gemacht.  Dieser  hat  daher  ein  Recht 
die  Veröffentlichung  zu  behindern,  und  wenn  sie  ge- 
schehen, auf  Verletzung  seiner  Persönlichkeit  zu  kla- 
gen. Die  Jurisprudenz  ist  freilidi  darüber  noch  nicht 
einig.  Manche  Juristen  vermutlien  füi-  das  Recht 
des  Kigenthümers  der  Briefe  (Adressaten),  dieselben 
bekannt  zu  machen.  Andere  im  Gegentheil  sehen  in 
solcher  Veröffentlichung  einen  Missbrauch  des  per- 
sönlichen Vertrauensvei'hültnissos  zwischen  Adressant 
und  Adressat,  und  verstatten  gegen  diesen,  nicht  aber 
aus  dem  Grunde  des  Autorrechts  gegen  ehien  Drit- 
ten, der  in  den  Besitz  d^  Briefe  gdLommen,  eine 
Klage  (actio  injuriarum). 

9.  Die  üebertragung  kann  eine  volhtändige 
und  eine  theüweise^  mbedingte  oder  bedinge,  dauernde 
oder  'durdi  besondere  Zeitbeitimmmg  beechränkte 
sein.  Den  Contrahenten  steht  es  zu,  das  Nähere 
durch  üebereinkunft  zu  bestimmen.  Mangelhafte 
Verabredungen  sind  je  nach  den  aus  den  Umstftn- 


10.  Prewisches  Ges.  28.  Begeben  sich  der  Ur- 
heber oder  Mine  Erben  des  Bigenthnms  des  Konstwarhfl» 
aha  mit  dessen  Ver?ieiniUiguiig  ein  Anfing  gemacht  wor^ 
den  ist,  so  geht>  falls  eine  aasdrfickliclie  Verabredung- 
darüber  nicht  stattgefunden  hat,  das  ausschliessende  Reeht 
dazu  gänzlich  verloren.  Es  kann  aber  auf  die  Dauer  von 
10  Jahren  fortbestehen,  entweder  m  Gunsten  des  Urhebers 
oder  seiner  Erben,  indem  sie  sich  solches  ?orbehalien,  oder 
in  Gonalcik  des  Erwerbers,  indem  sie  ihm  solches  üherlra- 
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den  und  der  Sitte  abgeleiteten  Grundsätzen  zu  er- 
gänzen.  Derartige  Annahmen  sind: 

a)  das  Autorrecht  wird  durch  den  V^erlagscontract 
gewöhnlich  nur  für  eine  Auflaye  auf  den  Ver- 
leger übertragen  und  föUt,  nachdem  diese  ver- 
griffen ist,  an  den  Autor  zurück; 

b)  Autoren  \  on  Zeitungsartikeln  hahen  damit,  auch 
wenu  sie  von  dem  Unteruehnier  houorirt  wor- 
den, auf  lelbsländige  Herausgabe  ihrer  Artikel 
in  besondern  Schriften  nicht  verzichtet*]; 

c)  der  Autor  eines  Drama's,  welcher  einem  Schau- 
spieldirector  sein  Drama  zur  Aufführung  über- 
lässt,  ül)erträgt  damit  nicht  das  Hecht  zum  Bruck 
und  Verlag* 

10.  Bei  Kunstwerken  entsteht  die  Frage:  Ist  in 
der  y  erüusseniug  des  Oriyinaltverks  [des  (iomäldes, 
der  Statue)  das  Recht  zur  Vervielfältiyung  mit  über- 
tragen? Zunächst  kommt  es  auf  die  Meinung  der 
Contrahenten  an,  und  wenn  diese  nicht  ausdrücklich 
ausgesprochen  ist,  wird  man  —  abgesehen  von  ge- 
setzlichen Vermutliungeii  —  theils  aus  der  Sitte, 
theils  aus  den  Umständen  auf  die  vorausgesetzte 
Meinung  schUessen  müssen.  Wird  ein  zur  Ver- 
fälligung  dienliches  Kunstwerk,  z.  B.  eine  gestocliene 


gen ,  insofern  nur  in  beiden  Fällen  gleichzeitig  mit  der 
Veraasserang  eine  Verabredung  in  glaubhafter  Form  dar- 
über getroffen  and  davon  dem  obersten  Curatorinin  der 
Künste  die  obgedachte  Anieige  geniaelit  wird. 


*)  Daa  Bayrische  Geiett  Art.  S.  gebt  in  weit ,  fadem  ea 
Dicht  bloss  fftr  »Nachrichten  ned  AusiQgecf  sondern  selbst 
für  »Aufsitse  und  Abhandlungea,  welche  in  ttisntlieben 
BUUteni  erseheinea«,  kein  Antorrecht  anerkennt. 
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Kupferplatte  veräussert,  so  tritt  hier  die  Meinung, 

das  Autorrecht  mitzuübertiagen ,  ileutlicli  liervor. 
Wird  dagegen  ein  Gemälde  veräussert,  so  versteht 
sich  hier  die  Uebertragung  des  Autorrechts  nicht  von 
seihst,  and  doch  gibt  es  auch  da  Fälle^  wo  auf  solche 
Absicht  geschienen  werden  kann ,  z.  B.  wenn  ein  Gemälde 
an  einen  Verleger  \on  Kunstsachen  veräussert  oder 
wenn  ein  Portrait  bestellt  wird.  Da  indessen  die 
Sitte  hier  noch  unsicher  und  auch  die  Gerichtspraiis 
noch-  schwankend  ist  (Renouard  theilt  widersprechende 
Urtheile  mit),  so  ist  beiden  Tlieilen ,  wenn  sie  sie  her 
sein  wollen ,  zu  empfehlen ,  dass  sie  das  Vertrags- 
mässig  festsetzen.  Genaue  Bestimmungen  darüber 
entiiAlt  die  Preussische  Gesetzgebung. 

Gewiss  ist  übrigens,  dass  der  Maler,  der  sein 
Originalgemftlde  verSussert  hat,  ohne  eine  Copie  zu 
besitzen,  dasselbe  nicht  vervielftltigen  lassen  kann, 
wenn  nicht  der  Eigenthümer  ihm  das  Original  zur 
Copie  üherlässt,  der  Grund  hievon  aber  niclit  das 
Autorrecht  sondeni  das  Eigenthum  an  der  Sache« 
(Vgl  Jolly,  S.  201  ff.) 

11.  Hat  der  Urheber  einmal  sein  Autorrecht 
an  emen  Verteger  übertragen,  so  kann  er  dassdbe, 

so  lange  es  bei  diesem  bleibt,  nicht  weiter  an  einen 
andern  Verleger  tibertragen.  Es  ist  das  auch  bei 
einer  Herausgabe  der  sämmUichen  Werke  eines  Au- 
tors zu  beachten,  welcher  Yoriier  seine  einzelnen 
Werke  bei  irersciiiedenen  Verlegern  hat  erscheinen 
lassen. 

Hai  er  sein  Werk  an  mehrere  Verleger  verius- 

sert,  so  geht  die  frühere  Uebertragung  der  spä- 
tem vor. 
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iS.   Wörde  der  Verleger  das  Werk  nicht  oder 

ungehörig  vorölTontliclien ,  so  steht  dem  Autor  nicht 
bloss  aus  dem  Verlagscontract  eine  Klage  auf  das 
Interesse  zu,  sondern  auch  in  schwmn  ^Fällen  die 
Befugniss  ,  das  Autorrecht  wieder  an  sich  zu  zie- 
hen und  darüber  neu  zu  verfügen. 

§.  50. 

5.  Verletzung  des  Autorrechts.  Nachdruck. 

1.  Unsere  gegenwärtige  Rechtsbildung  ist  darin 
ooch  sehr  unentwickelt  und  mangelhaft,  dass  sie 
nicht  Itestimnit  genug  unterscheidet  zwischen  der 
bloss  civUreeklliehen  und  der  strafreehtUehef^  Ver- 
letzung des  Autorrechts,  (lewöhnlich  knüpft  aucli 
die  neuere  Gesetzgebung  noch  zugleich  zwei  Folgen 
an  jede  Verletzung: 

a)  eine  Forderung  des  Verletzten  auf  Sehadtm- 
ersatz  und  Genugthuuny ,  die  ihrer  Natur  nach 
civilrechtlich  ist,  und 

b)  eine  Bestrafung  ( Busse J  des  Verletzers,  und  häu- 
fig noch  Uberwiegt  der  Gesichtspunkt  des  Ver- 
gehens in  der  Behandhmgsweise  solcher  Strei- 

.  tigkeiten  unverhältnissmässig  * ). 

Dieser  Mangel  ist  der  spät  erst  erwachten  l£r- 
kiwintniss  über  die  privatrechtliche  Natur  des  Autor- 
leohtes  zuzuschreiben ,  und  er  wird  in  dem  Masse 


Am  weitesten  ^eht  in  dieser  Uicittiing  das  im  ijbrigeti  ^uif 
bayrische  Gesetz ,  velcbes  sogar  die  Polizeibehürdco  sowolil 
Ober  die  fialtebldigung  als  Ober  die  Strafe  erkenAoa  ÜMt 
(Art.  10).  Bttt^umrd  (||.  ft.  It)  maebt  aof  den  Uoteracbied 
der  eivUreebtliehea  aad  der  itKairechtUebeB  Bebaadtang  aul- 
aerksam,  aber  er  aebeat  sieb  aeebt  die  Ceoae^neaieo  dar- 
aus absttieiten. 
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verbessert  werden,  als  jene  Erkenntniss  wächst  und 
GettuQg  erhngt.  Die  Anitoge  einer  richtigeren  Be- 
handhmg  sind  QberaH  schon  wahrzunehmen. 

2.  Der  ivesentlicke  Gesichtspunkt  ist  offenbar 
der  privatrecfuliche ,  wie  denn  auch  hier  eine  Reihe 
d^  feinsten  und  schwierigsten  rein  privatrechtlichen 
Fragen  zur  Er((rtemng  konunen.  Jede  Verletzong 
des  Autorrechts  ist  vorerst  Verletzung  eines  Privat^ 
rechts,  und  viele  Verletzungen,  namentlich  alle, 
welche  bona  fide  geschehen  sind,  sind  durch  Wieder- 
hersteUung  (d.  h.  eben  Schadensersatz)  voüstfind^  zu 
faehen,  also  auf  rein  priyatrechllidiem  Wege.  Der 
Natur  der  Dinge  nach  hat  nur  ausnahnisw^se  auch 
das  Strafrecht  dann  einzugreifen ,  wenn  die  Ver- 
letzung so  bedeutend  ist,  dass  die  öfTentliche  Ord- 
nung darunter  leidet,  d.  h*  wenn  ein  sirafliarer  bdser 
Wffle  in  jener  sich  Sussert 

3.  Es  ist  ebenso  Verletzung  des  Autorrechts, 
wenn  ein  Werk  ohne  die  Zustinmiung  des  Urhebers 
oder  seines  Rechtsnachfolgers  zum  entmmal  ver- 
off$HtUekt,  wie  wenn  es  ohne  soldie  ¥Mer  gedruckt 


1.  Bund^$e9eklm9i  r.  <845.  4)  IHe  Yerbindliebkelt 
so  voller  ScbadhislialtiiDg  der  dareb  Nadidradk  a.  s.  w. 
Verletiten  Uegt  dem  Nacbdracker  oad  den^eafgeii,  welcber 
mit  N&chdm^  wissentlif b  Bändel  treibt,  ob,  und  twar 
soHöarlseb,  tnseweit  iilcbt  allgemeine  Reebtsgmodsitfe  dem 
eotgegensteben.  6}  Die  EmacbldlgaDg  bal  in  dem  Yer- 
kauflBprelse  einer  ricbterlicb  festtnseteenden  AniabI  von 
Eiemplaren  des  Originalwerks  zu  besteben ,  welcbe  bis  auf 
1000  Bzemplare  ansteigen  kann  und  eine  noch  bdhere 
sein  soll ,  wenn  tob  dem  Verletzten  ein  noch  grOaserer 
Sebaden  nacbgewiestn  worden  Ist.  g)  Ausserdem  sind  ge- 
gen den  Macbdraeh  vad  andere  onbeftigte  Yer? lelflIltigQng  auf 
mecbaniaebem  Wege  auf  den  Anirag  des  Terietsten  in 

Blnatiebii,  deutichea  Frifatreebt.  14 


• 
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wird.  Nur  die  letztere  kann  als  Nachdruck  im  eigent- 
lichen Sinne  bezeichnet  werden.  Etwas  allgemeiner 
ist  der  französische  Ausdruck  cotUrefapm, 

4  Nicht  als  Nachdmck  zu  behandeln  sind: 

a)  der  Abdruck  emzdner  Sidtm  aus  einem  frem- 
den Werke,  wenn  das  nicht  im  Uebermass  ge- 
schieht ; 

b)  die  Aufioahme  einzelner  Aufsitzet  tiedicble 

s.  &  in  Sammelmrke  mit  der  gleichen  Bescbrin'* 
kung; 

c)  U^&c»^mngen  fremder.  Werke 

In  diesen  Fällen  überwies  die  selbständige 
Geistesarbeit  des  neuen  Werks,  und  die  Beiiehnn- 

gen  des  benutzten  oder  übersetzten  Werks  zu  der 
litterarischen  Gemeinschaft  über  die  hesoudere  liuck- 
sicht  auf  den  Autor  des  letztem. 

Schwieriger  ist  es  zu  beurtheilen«  ob  ein  zu- 
sammenhängaider  Amm§  aus  einem  grdssem  Weri^ 
der  als  besonderes  Auszugs\\erk  herausgegeben  wird, 
als  \  erJetzung  des  Autorrechts  zu  heliaudeln  sei. 
Ein  der  Hauptsache  nach  mrlUchtr  Auszug  ist  qh- 


allen^Bundessl4«len»  wo  die  Landesgcselsgsbmig  nicht  noch 
höhere  girafen;  forsehrciht,  GeMbussen  bis  su  ftOOO  Gtd- 
den  zu  verhängen. 

2.  Bayritehes  Ges.  Art.  9.  Die  Untersuchung  ist  in 
allen  Fällen  nur  auT  den  Antrag  dM  Verletzten  einzuleiten. 
Ist  dieselbe  aber  einmal  eingetoilel»  se  findet  die  Zurück- 


*>  Das  ButnUnlkt  Uetetg  9.  i.  macht  eine  Amnibaie  IVr  dcol- 
•  sebe  Oebenelimigea  elaea  in  einer  lodten  Spraebe  von  dem 
Aotor  iMkannl  flemaeblea  IWerks»   mtmmmd  (O.  8.  89) 
spricht  sich  mit  Reebt  gegen  dieae  Aumabme  aus.  Bbanae 
der  JKogUloder  0#diMi. 
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bedenklich  als  solclie  zu  behandeln,  ein  eigenthtim- 
iich  beaKbeiteter  dagegen  kann  je  nach  Umständen 
als  ein  mcHralisdi  taddlnswerthes  Plagi«^  zu  betiaoh- 
ten  mid  dodi  nicht  Ntehdniek  sein.  Eber  mmmt 
es  den  letztern  Charakter  an,  wenn  der  Auszug  un- 
ter dem  Namen  des  Urhebers  des  ausgezogenen 
Werks  möffentliehl  wird,  als  wenn  es  wenigsteDs 
die  Autorelire  desselbai  nidit  Uosssteitt  % 

5.  Ob  die  rechtswidrige  Veröffentlichung  durch 
den  Druck  oder  die  Lithographie  oder  auf  andere 
meckamsche  Weise  geschieht,  ist  gleichgültig.  Ais 
vdkndet  wird  die  Verietznng  des  Autorrechts  be- 
trachtet, soiMdd  die  mechanische  Vlenieiftltigung  be- 
gonnen hat,  gesetzt  auch,  der  Druck  wäre  nicht  zu 
Ende  geführt,  noch  ein  Theil  des  nachgedruckten- 
Wedks  heransi^gfihai.  Eine  lauere  Behandlung 
wttide  leicbt  dem  ScfantB  des  AutorredilB  die  nö- 
thige  Sicherheit  entziehn.    (Renouard  II.  S.  49  ff.) 

6.  Bei  dramatischen  und  musikalischen  Werken 
ist  die  öffentliche  Aufführung  im  Theater  oder  Con- 

'  cerle  eine  eigenihttmliche  Art  der  VerMfentlidrang, 


nähme  des  Antrages  nur  noch  in  Beziehung  auf  die  EbI- 
sehädignng  mid  Conllsealieii»  nidit  aier  in  Bettehuiig  aof 
die  Geldbosse  statt. 

3.  Prensaifches  Ges.  %  10.  Wer  das  den  Autoren, 
ihren  Erben  oder  Rechtsnachfolgern  zustehende  anssohlies- 
sende  Recht  dadurch  beeintrSchtigi,  dass  er  ohne  deren 
Genehmigung  ren  demselben  Gelirauch  macht»  ist  den 
BeeintrtchUgten  vollsiandig  zu  enischSdigen  rerpflichtet 
nnd  bat  ausser  der  Gonfiseatlon  der  noch  forrithigen 


*)  Die  Mflbdb«  Jnrispradens  ist  den  Autittgen  gllasliger  alt 
4ie  /WmiI»M««  Vfli.  Bmmtmri,  U.  9.  S9  IT. 

14* 
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und  daher  kann  auch  durch  sie,  wenn  sie  ohne 
Zustimmung  des  Urhebers  geschieht,  das  Autorrecht 
verletzt  werden. 

Eb  gik  das  meht  bloss  ton  afllBnUidieii  AuChb- 
rungen,  welche  der  Unternehmer  in  der  Absicht  des 
eigenen  Gewinnes  sondern  auch  von  denBi,  welche  er  für 
wohlthätige  Zweckererafistattet,  undsogarvondeueiiyfür 
welche  dem  Poblicom  ohoe  ZaMaUg  der  Zutritt  «Off* 
nct  wird.  Dagegen  liegt  in  derPrivateuMhrung  in  einer 
Gesellschaft  keine  Beeinträchtigung  des  Autorreclits. 
(Vgl.  Renouard  IL  S  63  ff.)  Nach  deutschem  Recht 
wird  angeDommen,  wenn  der  Autor  sein  Werk 
durch  den  Drud^  bekannt  gemacht  habe,  so  hiAe  er 
damit  auch  die  Benutzmig  desselben  zu  öffentlichen 
Aufführungen  gestattet. 

7.  Werke  der  Inldendm  Mumt  dürfen  wohl 
prinatm  co|mt  werden,  ohne  Verletning  des  Autor- 
rechts, aber  nicht  zum  Behuf  der  Veröffentlichung 


£xem|>Ure  eine  GeldkiMse  von  tfO  bis  1000  Tbalero  ver- 
wirkt. 

4.  rreu»9i9chet  Ges.  g.  4.  AU  Nachdruck  ist  nicht 
ansusehen : 

i)  das  wörtliche  Anführen  eimaiiMr  SleUaa  eiats  b»*> 

reits  gedruckten  Werkes; 
2J  die  Aufcahme  einzelner  Aufsätze,  Gedichte  a.  s.  w. 

in  kritische  und  litterar-bistorische  Warke  oad  in 

Sammlungen  zum  Schulgebraoche; 
3j  die  Herausgabe  von  Uebeffetuuiaen  bereila  gedmek- 

ter  Werke. 

5.  Entw.  des  Zürcher  Gesetzb.  §.  104.  Die  Ueber- 
setzung  eines  fremden  schriftstellerischen  Werkes  in  eine 
andere  Sprache  und  die  Herausgabe  der  Uebersetzung  oder 
die  Herausgabe  einer  fremden  Schrift  mit  Hinzufügung 
eines  eigenen  fortlaufenden  GonunanUra  ist  keine  Ter- 
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ohne  Zustimmung  des  Autors  nachgebildet  und  ver- 
vielf^tigt  werden.  Auch  hier  kommea  dnige  feine 
Unterseheidungen  in  Betracht 

a)  Wird  ein  Gemälde  doreh  Kupferitieh  oder  It- 
thographie  nachgebildet,  so  ist  die  Copie  zwar 
in  gewissem  Sinne  ein  neues  Werk,  und  ihr 
Urheber  hat  selber  imder  ein  Autorrecht  dar- 
auf erworben»  aber  gegenüber  don  Urheber  des 
Gemäldes  ist  jene  dennoch,  wenn  sie  ohne  seine  Zu- 
stimmung geschehen,  eine  Verletzung  des  Autor- 
rechts; denn  im  Verhältniss  zu  der  Qriginal- 
oomposilioii  erscheint  die  Zeichnung  auf  der 
Kupferplatte  und  dem  Stein  doch  ab  blosae 
Nachbildung  und  nicht  wie  die  Uebersetzung 
eines  schriftstellerischen  Werks »  als  ein  selh- 
stftndiges  imes  Werk. 

b)  Dag^en  ersche&it  die  Nachbildung  einer  Zekhr 
nung  durch  die  Sculptur  oder  umgekehrt  als 


leCzang  des  Aatorrechtes  des  ursprünglichen  Terfassers  nod 
begrfindel  ein  neues  Autorrecht  des  Uebersetzers  oder  €om* 
nentators.  YorbebttteD  bleibl  auch  gegenflber  dem  Ceber- 
selser  oder  GomuienUlor  das  Recht  des  Autors,  in  wiehtf» 
gen  raten  Bertebtlgong  zu  begehren. 

6.  l^eoftitthet  Gw,  Das  Vergehen  des  Ntch* 
drucks  ist  vollendet,  wenn  Exemplare  eines  Buchs  Torge- 
tanden  werden,  welehe  den  gegenwärtigen  Yorschrlften  lu- 
wider  angefertigt  worden  sind. 

7.  BwtdMbe§€him$9  f.  S3  MI  1841.  1)  Die  affentllehe 
AuflQhmng  eines  dramatischen  oder  musikalischen  Werkes 
im  Ganten  oder  mit  Abkfirsungen  darf  nur  mit  Erlaubniss 
des  Autors,  seiner  Brben  oder  sonstigen  Rechtsnachfolger 
stattfinden,  so  lange  das  Werk  nicbl  durch  den  Druck  ver- 
dflbntllcht  worden  ist  9)  Dieses  aosschliessende  Recht 
des  Autors  — >  soll  wenigstens  wihreiid     labran  Ton  der 
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ein  so  selbständiges  Werk  —  der  Uebersetzung 
vergleichbar  —  so  dass  darin  keuie  Verietumg 
liegt. 

c;  Eb^so  ist  di6  Banütaing  von  Kvnslwerkeii  zu 

Erzeugnissen  der  Fabrieativn  oder  Bandnerke, 
(z.  B.  Jblasclienstöpsel  nach  Eisele  und  Beisele, 
PfeiÜBiitopfe  nach  Portraiten)  ab  eriaubte  Nach* 
bUdong  zu  betrachten.  Dagegen  ist  die  Her- 
ausgabe einer  Landkarle  oder  eines  Stadtf^ms 
in  Form  von  gedruckten  Nastüchern  oiienbar 
wieder  Nachdruck. 

&  Wer  wiisenakh  mii  NacMmek  Mandd 
treill  oder  ^selben  verbriet  (z.  R  der  Leih- 
bibliothekbesitzer) wird  ebenfalls  verantwortlich  >\ie 
der  Nachdrucker  selbst.  Wird  auch  nur  ein  einzi- 
ges NachdruekaeziNnpSar  bei  einein  Buehbllniller  er- 
griflbn,  80  ist  damit  die  Verletznng  des  Aotorrechts 
constatirt.    Die  neuere  Gesetzgebung  unterscheidet 


ersten  rechtmässigen  Aufführung  des  Werks  an  io  sämml- 
lieben  Bundesstaaten  anerkannt  und  geschützt  werden.  Hat 
jeduch  der  Autor  die  Aufführung  seines  Werkes  ohne 
Nennung  seines  Familien-  oder  offenkundigen  Autor- 
Namens  irgend  jemanden  gestaltet,  so  fiadel  tach  gegen 
andere  kein  aosschliessendes  Recht  statt. 

8.  FreusMches  Ges.  §.  32.  Das  ausscbliessende 
Hecht  diese  Erlaubniss  (zur  öffentlichen  Aufführung)  zu 
ertheilen,  steht  dem  Autef  lebenslängUeb  und  seinen  Erben 
oder  Rechtsnacbfolganinach  10  Jahre  nach  seineaaTode  zn. 

9.  freussuches  Ges.  §.  24.  Als  eine  verbotene 
Nachbildung  ist  es  nicht  zu  betrachten ,  wenn  ein  KunsW 
werk»  das  durch  Malerei  oder  eine  der  zeichnenden  Künste 
hervorgebradit  worden  ist,  mittelst  der  plastischen  Kunst 
n4er  mngelwlirt  ^argastalU  wird.  ft.  21^»   Ute  BttMHwi| 
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indessen  sowohl  mit  Reznc:  auf  die  privatrechtJiche 
Entschädigung  als  die  Strafe  nicht  genügend,  wenn 
sie  den  HAndler  dem  Nachdrucksverleger  gleichstellt, 
wahrend  der  EmgrifiT  und  die  Schädigung  des  letz- 
tem sowohl  als  dessen  Verschuldung  oflTenhar  wesent- 
lich grösser  ist.  Fällt  dem  Sortimenlshändler  keine 
tvmenUiche  aber  immerhin  eine  Verbreitung  von 
NadidruGk  zur  Last,  so  haftet  er  jedenfalls  nur  lär 
den  durch  seine  ^gene  Handlung  veranlassten,  nicht 
ftir  den  ( iosammtschaden  fJolly,  S.  276),  für  jenen 
aber  wohl  auch  dann,  wenn  ihm  nicht  eine  began- 
gene FahrUissigkeit  nachgewiesen  werden  kann. 

9.  Verpflichtung  des  Verletzers  zu  votfer  Eni- 
Schädigung  des  Verletzten  ist  die  nächste  FV>lge  der 
Verletzung  des  Autorrechts.  Wie  ist  der  Schaden 
ZU  ermittehi?  Sowdt  nicht  positive  Gesetze  ein  be- 
stimmtes Verhaltoiss  normiren,  zunächst  nach  «er- 
niSnftiger  Erwägung  der  Umstände  durch  rkhter- 


von  Kunstwerken  als  Muster  zu  den  Erzeugnissen  der 
MaiittfacUirsD,  Fabriken  und  Handwerke  ist  erlaubt. 

10.  Bayrisches  Ges.  §.  8.  Wer  widerrecbllich  vsr- 
vieirälligte  Erieugnisse  der  Litteratur  oder  Kunst  wissent- 
lich zu  Verkaufe  hält  oder  verbreitet»  isi  gleich  dem  Ur*- 
heber  der  widerrecbtlichen  Vervielfältigang  —  zu  bestra- 
fte und  bat  mii  demselbeo  sotidarisoa  für  die  Eauebidi- 
gong  s«  haften. 

11.  Prenssisches  Ges.  §.  17.  Scheint  es  dem  Rich- 
ter zweifelhaft ,  ob  eine  Druckschrift  als  Nachdruck  oder 
unerlaubter  Abdruck  zu  betraehten,  oder  wird  der  Betrag 
der  Entschidigung  bestritten,  so  bei  der  Richter  das  Gut- 
achten eines  aus  Sachverständigen  gebildeten  Vereins  eio- 
zuholen.  g«  Ii«  War  das  Werk  von  den  Berechtigten  be- 
reits herausgegeben,  so  ist  der  Betrag  der  Entschädigung 
Dich  BeschallBnheii  der  Umstäode  auf  eine  dem  VerkaofH- 
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liehe§  Emmmu  Die  Bestiinmiiigdes  Buodesbeidihis^ 
ses  von  1815,  Art  5,  dass  die  Entschädigung  auf 

den  Kaufwerth  —  nidit  der  Ladenpreis  sondern 
der  V'erkauüspreis  an  die  Sortimentshändler  ist  ge- 
meint —  Ton  1000  Exemplaren  (eine  gewöhnliche 
Auflage)  des  Originalwerks  ansteigen  könne,  ist  da*- 
bei  insofern  als  massgebend  zn  beachten,  dass  in  ge- 
wöhnlichen Fällen  des  Nachdrucks  eines  ganzen 
Werks  der  Schaden  so  hoch  zu  taxiren  sein  wird, 
so  dass  dieses  Mass  nur  aus  besondam  Gründen  ver^ 
mindert  oder  erhöht  wird. 

10.  Die  Zerstörung  der  Nachdrucksexemplare 
(beziehungsweise  Üeberlassung  derselben  an  den  Ver- 
letzten auf  Abrechnung  des  Schadensersatzes)  ist  we- 
sentlich wieder  eine  prwiUreclUliek$  Feige  der  Ver- 
letzung. In  ihr  11^  Wiederh^stellung  des  Rechts- 
zustands. 

11.  Dagegen  ist  die  Busse,  womit  der  Nach- 
druck bedroht  wird,  strafrechtlich* 


werlhc  von  50  bis  1000  Kxeinplaren  der  rech  (massigen 
Ausgabe  gleichkommende  Summe  richterlich  zu  bestim- 
men, insofern  der  Berechtigte  nicht  einen  höhern  Schaden 
nachzuweisen  vermag,  g.  12.  Die  confiscirten  Exemplare 
der  unrechtmassigen  Ausgabe  sollen  vernichtet  oder  dem 
Beschädigten  auT  sein  Verlangen  überlassen  werden.  Im 
letzten  Falle  muss  sich  jedoch  der  Beschädigte  die  von  dem 
Yerurtheilten  auf  diese  Exemplare  verwendeien  AiitUsd 
ftuf  die  Entscbttdiguog  anrecbDen  lassen. 
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ZWEITES  BUCH. 

DAS  SACHENRECHT. 

Erstes  CapiteL 
Arten  der  Sachen. 

§•  «1- 

I.  UnbevegUche  und  bewegliche  Sacbeo. 

1.  Der  Gegensatz  der  liegenden  und  der  fahrenden 
Habe,  der  unbeweglichen  und  beweglichen  Sachen  ist 
Yon  jdier  im  deutschen  Rechte  Ton  grOsster  fiedeutoog. 
Viele  Rechtsinstitate  haben  einen  andern  Charakter  und 
andere  Formen ,  je  nachdem  sie  sich  auf  Liegen- 
schaften beziehen  oder  auf  Falirniss.  Heute  noch 
ist  dieser  G^eusatz  so  wichtig,  dass  füglich  das 
deutsche  Sachenrecht  mit  Rttcksicfat  auf  dens^lien 
abgetheilt  wird. 

Das  V^erhältniss  freilich  des  liegenden  und  des 
fahrenden  Gutes  zu  dem  Gesammtvermögen  hat  sich 
sehr  verändert  im  Lauf  der  Jahrhunderte.  Ursprttng- 
lich  war  das  Grundyerm((gen  so  sehr  die  Haupt- 
sache, dass  auf  die  fahrende  Habe  nur  wenig  ge- 
achtet wurde.    Der  grössere  Iheü  der  leztem  •-<• 
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das  Vieh  voraus  —  gehörte  tiberdem  gewöhnlich 
zum  Grundstücke,  das  in  ganz  besonderem  Sinne 
von  der  Spradie  »das  Gut«  genannt  ward.  Durch 
die  menschliche  Arbeit,  wdche  eine  Menge  werth- 
voller be\ve^Hi(  her  Sachen  hervorgebracht  und  durch 
den  gesteigerten  Verkehr,  der  unzählige  neue  Ver- 
mögenswerthe  geschaüeu  hat,  ist  ein  Heichthum  des 
fahrenden  Gutes  entstanden  und  erweitert  sich  fort^ 
während,  von  welchem  die  alte  Zeit  keinen  BegrÜT 
hatte.  Sehr  oft  besteht  daher  heutzutage  das  Haupt- 
vermögen einer  Person  nicht  in  liegendem  sondern 
in  fahrendem  Gute,  namentlich  wenn  die  Werth- 
papiere zu  dem  letzteren  geredmet  werden.  Aber 
ungeachtet  dieser  Ijnwandhuig  ist  der  (wrundbentz 
noch  immer  als  der  eig(Mitliche  ft*ste  (■  rundstock  des 
Vermögens  zu  betractiten,  und  hat  und  gewährt 
eine  so  grosse  Solidität  der  Oekonomie  und*  Sicher- 
heit des  Credits,  und  ist  zugleich  der  öffentlichen 
Controle  so  zugänglich  und  dafür  geeignet,  dass  die 
Festhaltung  jenes  Unterschieds  der  unbeweghchen 
.nnd  beweglichen  Sachen  auch  in  der  roodenMn 


1.  OfTnung  von  Stäfa,  {BlunUehU^  Zürcher  Recbtsge- 
schiebte  I.  S.  262}.  Aber  sprechen  sy,  das  korn  hgend 
gttot  ist,  bis  das  es  vnder  die  wid  kumpt  und  wiD  Mmmi 
gttot  ist,  bis  das  er  vnder  die  reiff  kumpt.  Aber  sprechen 
sy,  das  hüser  fareod  guot  ist  gegen  den  frunden  und  U» 
gend  guot  ist  gegen  dem  herrn. 

2.  Beaumamir:  cont.  de  Beauvoisis  [Beugnot^  I.  S. 
384).  Voirs  est  <pie  bois  tant  eenme  il  tient  k  racine  est 
beritage  et  si  tot  comme  il  est  copös  c*est  mueble. 

3.  Entw.  des  Zürcher  GeseUb.  §.  801.  Die  Grund- 
stücke» ferner  alle  auf  einem  Grundstücke  errichteten  und 
mit  demselben  dauernd  verbundenen  Gebäude  und  Wasser- 
werke sind  Liegensebaften.    Blosse  vorübergehend  hin» 
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Rechtsbildung  noch  sich  reclitfertigt ,  und  dass  es 
ganz  begreiflich  ersch€Mnt,  wenn  die  neueste  Gesetz- 
gebung die  Tendenz  hat,  den  dorch  die  l^oeplixm 
des  rdinisdien  Redite  veHKrisofaten  Gegenmlz  wieder 
mehr  zu  beachten.  Insofern  aber  hat  jene  Umwand- 
lung bleibende  Folgen,  als  besonders  im  Erbrecht 
und  im  Güterrechte  der  Ehegatten  nicht  mehr  wie 
rarspiüngUdi  die  Li^ensefaaftea  als  das  Hanptrer- 
mOgen  und  die  fdirande  Habe  als  Nebensache  fae- 
handelt  werden  dürfen,  daher  in  manchon  Beziehun- 
gen jener  Unterscliied  in  der  Behandlung  je  nach 
4n  Natur  der  Sachen  zmUcktritt 

2.  Als  lUgmdu  Gut  (Ethe,  ungereidm  €htt) 
gilt  jeder  Theil  der  Erdrinde  und  was  damit  von 
Natur  organisch  oder  durch  Kunst  dauernd  verbun- 
den ist,  wie  z.  B.  Bäume,  Getreide  am  Halm,  tiHnr 
ser.  Die  Zeit,  in  welclm  anch  die  WohBbltafler 
noch  als  fahimdes  Gnt  betrachtet  werden  konntet, 
ist  laugst  hinter  uns,  aber  aufgestellte  Marktbuden 
und  älinüches  Gezimmer  können  heute  noch  zu 
letzterem  gdiören. 


gestellte  Stände  (MarktstSnde^  Sehilderliauser)  suwie  das 
tu  einem  (jebüude  bestimmte  aber  noch  nicht  oder  nicht 
itoiir  damit  veilMHidcDe  »llMPiaLMiiia  als  bewegliclies  Gm 
sa  bebandelD. 

4.  Schwttbempiegel  c.  145.  Was  varende  gu«t  heizet 
das  Sttl  wir  sagen.  Golt  unde  silver  unde  edelgasteiiie  uade 
Tie  ttDde  ros  unde  allez  daz  man  getrlben  unde  getrsfcn 
mac  —  Uode  pfantscbaft  swie  diu  geschafen  ist»  venrorh- 
tez  golt  unde  Silber  unde  allez  barnasch  unde  vaderwat  unde 
geschüze,  daz  wellent  die  Hute  ez  sulle  erbeguot  sin,  nach 
gewaataeit.  (Es  ist  von  letitwilliger  Verfügung  die  Rede.) 

5.  Code  civiL  g.  529«  Sont  meubles  |^ar  la  döterminatioo 
de  la  loi  les  ohligajytoos  et  ac&ioas  qui  oot  paar  oltiat  des 
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3.  In  älterer  Zeit  wurde  der  Begriff  des  lie- 
genden Gutes  oft  über  seine  natürliche  Grenze  um 
des  beflonderen  Warthes  mancher  bewegUcheo  Sa- 
eben  Witten  tär  gewisse  RechtsveiMItiiisse  auch  auf 
dergleichen  erstreckt,  dann  aber  keineswegs  in  allen 
Richtungen  sondern  nur  in  dieser  bestimmten  z.  B. 
erbrechtiiehen  Beziehung  darauf  angewendet.  So 
worden  z«  B.  Goid  und  Silber*),  Harnisch  vad  Ge- 
sehttte,  dann  cuweilen  sogar  zinstragende  Capitalfor- 
derungen  zwar  nicht  gerade  für  die  Formen  der 
Eigenthumsübertragung,  aber  in  Familien-  und  Erb- 
Verhältnissen  für  liegendes  Gut  erklärt  Biese  Aus*- 
d^nng  hat  sich  aber  mir  ausnahmsweise  in  ein- 
zelnen Particularrechten  erhalten,  und  richtiger  ist 
es,  statt  in  derartigen  Fällen,  wo  eine  gleiche  Be- 
handlung unbew^icher  und  einzelner  beweglicher 
Sachen  in  einer  einiaeinfln  Beziehnng  noch  wOnscbr 
bar  erscheint,  die  letztem  als  liegendes  Gnt  zu  er- 
klären fimmobilisirung,  Verliegenschaftung  wie  Re- 
naud  sie  genannt),  einüaeh  das  betreffende  Recht 
auch  auf  Lieg^ischaften  und  gewisse  h^^^icfae  Sa* 
eben  zugleich  zu  beziehen.  \ 

Nicht  als  eine  Ausdeiinung  jenes  BegrifTs  ist  die 
Zubehör  de  eines  (jrundstücks  zu  betrachten,  wenn 
sie  ans  fahrender  Habe  besteht,  welche  dem  Grund- 


sommes  exigibles  ou  des  efliBts  mobiliers,  les  aetions  <m 
iaUr^ts  daas  les  compagnies  de  fiosnee,  de  commefee  an 
dlDdosirie  eneore  qae  des  immenbles  d^peodtns  de  ees 
enteprises  appartleDDeiit  aoi  compagnies.   Ces  aetions  oa 


*)  A«iMii^,  fn  der  Zeltocb.  fon  Mittermaier  gebt  lu  weit»  wenn 
er  eegi»  €eld  ood  Silber  leiea  «cAiMftiiiM  immebillsin.  ' 
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stück  dient  und  seinem  rechtlichen  Schicksal  in  der 
Regel  folgt. 

4.  Als  fahrende  Hake  (gereides  GtU,  Fahrm$$J, 
werden  zunächst  alle  befwegfiöhen  Sachen  (fahren 

heisst  ire  und  moveri)  bezeichnet,  der  Begriff  aber 
auch  auf  Forderungen  und  Schulden  —  mit  Aus- 
nahme der  IiBi&ohyiarforderiiii^  und  Immobiliar- 
sdinlden  —  ansgeddmi  Aach  da  kam  es  kn  tf- 
tern  Rechte  eher  als  im  neuem  vor,  dass  in  bestimm- 
ten Beziehungen  wie  einzelne  von  Natur  bewegliche 
Sachen  als  liegendes  Gut  behandelt,  so  einzelne 
Stfleke  des  letztem  etwa  ab  Fahrhabe  aii%ekflst 
worden»  z.  B.  Hftaser  in  gewissen  Fillen,  emingene 
Liegenschaften  im  Gegensätze  zu  den  ererbten.  Das 
Sprüchwort:  »Was  die  Fackel  verzehrt,  ist  Fahrnisse 
hat  für  unsere  Zeit  keinen  rechten  Sinn  mehr. 

FUr  das  Saeheniteekt  ist  durchaus  der  iMifur-' 
Mike  Unterschied  der  unbeweglichen  und  bewegli- 
chen Sachen  festzuhalten. 

*  Renamd,  in  der  Zeitsobrift  für  ftecfatswissen- 
Schaft  des  Auslands  von  mmurmakt,  Bd.  XXIU. 
S.  83  ir. 


iol^r^ts  sont  r^pul6  meubles  k  T^gard  de  chaque  associ^ 
seulement  tant  que  dure  la  sociel^.  Sont  aussi  meubles 
par  la  delermination  de  la  loi  les  rentes  perp^tuclles  ou 
viag^res,  soit  sur  TElat,  soit  sur  des  particuliers. 

6.  Oesterreichisches  Gesetzb.  §.  295.  Die  Fische  in 
Teichen  und  das  Wild  im  Wald  werden  erst  dann  (?)  ein 
bewegliches  Gut ,  wenn  der  Teich  geüschet  und  das  Wild 
erleget  oder  gefangen  worden  ist. 
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§.  52. 

2.  Hauptsache  und  Zubeböriie. 

1.  Bs  kdnnefi  einzelne  Sachen  in  ein  Abhän* 

gigkeitsvorhältniss  zu  einer  andern  Sache  koniinen. 
so  dass  sie  gewissermassen  angezogen  werden  von 
dieser,  als  der  Ea/upt$0ehe  und  derea  Sdiicksal  Uiei- 
len.  Es  viederholk  sidi  in  dem  Rechtsleben  der 
Menschen  was  wir  im  grossen  Weltganzen  in  dem 
'  '  Verhältniss  der  Planeten  zur  Sonne  und  der  Monde 
«  »  m  den  Planeten  erkennen.  Die  Nebensachen  sind 
dann  lubehärtk  der  Hauptsache;  Zubehörde  niehl 
Theii,  denn  der  Theii  hat  nnr  in  dem  Ganzen, 
nicht  aber  als  Sache  eine  relativ  besondere  Existenz, 
wie  sie  der  Zubehörde  zukommt. 

2.  Die  V^rbmdimg  der  Zubehdrde  mit  der 
Hauptsache  kann  yorerst  eine  iäekKeke  sein,  in  der 
Art,  dass  jene  ihrer  ganzen  Beschaflenheit  und  Be- 
stimmung nach  dieser  dient.  So  gehört  der  Schlüs- 
sel zmn  Schlosa,  Th^  und  Fenster  zum  Hause, 
verwandt  damH  ist  die  wirtkiehafmke  Verbindnng 


1.  Goslar  Stai.  {Kraut,  g.  96.  1.)  We  cn  hus  verkofl 
eder  ene  boden,  wat  dar  ane  is  ertvast  und  neghelvasi,  dat 
httri  dar  to,  it  ne  si  anders  ge^ille  köret. 

2.  Alanuam,  Formel  des  IX.  Jahrb.:  loca  cum  Om- 
nibus ad  ipsas  pertinentibus.  id  est  mancipiis ,  jumeutiK» 
pecoribns,  ?olucribus»  aedificiis,  curtilibos  et  hobis  posses- 
sis,  agris,  pratis,  8ilvis>  marchis,  aquis  aquammgae  decur- 
sibus,  ncmoribus  propriis  et  usibus  saltuum  commuDfam. 

3.  Prenssisches  Landr.  I.  2.  §.  48.  Als  Perlinenz- 
stücke  eines  Landguts  werden  in  der  Regel  alle  darauf  be- 
fiodUchen  Sachen  angesehen,  welche  zum  Betrieb  des  Acker- 
baues und  der  Yiebzuebt  gehören.  §.  ÖO.  Aueh  das  Feld- 
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der  Zubehörde,  die  nicht  schon  yon  Natur  cha» 
weiters  gegeben,  aber  um  des  (iebrauchs  und  der 
Verwendung  willen  hergestellt  wird.  So  wird  Heu 
und  Stroh  Zubehörde  des  Guts»  wird  zuweikai  sogar 
das  yorhandene  Vieh  dazu  gerechnet ,  die  Ruder 
zum  Schiff,  die  Hausschriften  zum  Haus.  < 

Ks  ist  einleuchtend,  dass  je  nach  der  Gewohn- 
heit und  besonderen  Auflassung  in  manchen  Gegen- 
den und  in  TerscMedenen  Verhaltrassen  eioiebie 
Sachen  als  Zuhehorde  betrachtet  und  in  andern  hin- 
wieder als  i^elhMündige  Sachen  behandelt  weiden. 
Das  ältere  Recht  hatte  mehr  als  das  neuere,  die 
Neigung,  die"  zur  Landwirtiischaft  dienende  fahrende 
Habe  als  blosse  Zubdiörde  des  Gutes  aufzufassen. 

Als  Zuhehorde  im  weitern  Sinne,  genauer  als 
Theil  des  Hauses  gilt  nach  deutschem  Gewohuheits- 
recht  moat  Niet  und  Nag$l  hälUi,  oder  mwas  Mmnd-, 
handf,  mamr-f  t^t^  vnd  nagelfest  istnj  z.  B.  Wand- 
kasten, Getäfer  und  feste  Oefen  und  dergl.  Dagegen 
ist  der  frei  hii^estellte  Kasten»  oder  ein  tragbarer  Ofen 


inventarium  an  Düngung,  Pflugarten  und  Aussaal  gebörl 
SU  den  Pertinenzsiücken  eines  Landguls. 

4.  Oesterreichisches  Gesetzb.  §.  297.  Ebenso  gehö- 
ren XU  den  u^be^^^glicll«'n  Sachen  diejenigen,  welche  auf 
Grund  und  ßoden  in  der  Absicht  aufgeführt  werden,  dass 
sie  stets  darauf  bleiben  sollen,  als  Uäuser  und  andere  Ge- 
bttude  mit  dem  in  senkrechter  Linie  darüber  befindlichen 
Lufträume;  ferner:  nicht  nur  alles  was  erd-,  raauer-,  niel- 
und  nagelfest  ist,  als:  Uräupfannen  ,  Brannlweiokessel  und 
eingezimmerte  Schränke ,  sondern  auch  diejenigen  Dinge, 
die  zum  anhaltenden  Gebrauche  eines  Ganzen  bestimmt 
sind :  z.  B.  Brunoenoimer«  Seile»  KeUen»  Ldscbgesätiie  und 
dergtoicben. 

5.  Entw.  des  Zürcher  Gesetxb.  $.  808.  Ais  Zvbe- 
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gewöhnlich  nicht  einmal  als  Zubehörde  sondern  als 

eine  Sache  für  sich  zu  betrachten. 

Die  Verbindung  zwischen  Hauptsache  und  Per- 

tinenz  beruht  aber  auch  unter  Cmsttiiden  auf  /m- 

ritüichm  GrOnden.  Von  der  Art  sind: 
a)  die  Nutzung  an  der  nicht  im  Sondereigenthum 
befindlichen  gemeinen  Mark  (Waldung  und 
Weide)f  weldie  schon  in  uralter  Zeit  als  Perti- 
nenz  der  Sandergüter  betrachtet  worden  ist; 
bj  die  zu  einem  gru  ml  herrlichen  Hofe  gehörigen 
Hof-  und  Colonengiiter  waren  um  der  Bezie- 
hung zur  Grundherrschaft  willen  als  Zubehörde 
mit  jenem  verbunden.  NacfagdnMet'ist 
c)  das  Verhdltniss  einzelner  Grundstücke,  welche 
zu  einem  geachlossenen  Gute  gehören.  Hier  ist 
die  Pertiuenzqualität  bis  zur  Untrennbarkeit  in 
der  Weise  gesteigert  worden>  dass  der  Eigen- 
thUmer  des  Hauptgutes,  der  SoMtidiit,  eine 
Veräusserung  des  Nebengutes  anfechten  darf, 
je  nach  Herkommen  oder  Gesetzen  bald  in 
Form  emfacher  Ymdkation  (Rm>oeatar%eMtt^J, 


hörde  einer  Fabrik  wird  das  data  gehörige  Maschinenwerk 
saroml  den  zum  Betriebe  desselben  dienenden  Gerüthschaf- 
len,  nicht  aber  der  vorhandene  RobstoflT  noch  die  in  Arbeit 
befindliche  oder  verarbeitete  Waare  angesehen. 

6,  Mecklenburg.  Polic.  0.  V.  i572.  Tit.  15.  {Hraut, 
g.  97.  9.).  Wir  wollen  auch,  d«88  keine  Bürgerliche  oder 
aof  dem  Lande  Pawerogäter  von  einander  gerissen  oder 
zerteilt  werden  sollen,  damit  in  den  Stetten  die  wonangen 
nicht  geringert  und  auff  dem  Lande  die  Dienste  nicht  ge- 
sehwecht  und  diePechte  ongewlss  gemacht  werden,  Sondern 
was  hiebevor  avs  UDfersUnde  in  nasem  Embtern  von  ein- 
ander gerissen  widmmb  fosammengeiegt  und  gestossen 
wsiden  sol. 
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bald  in  der  des  Retraklrechts  gegen  Vergfltung 
des  Preises  (EeluitioMlUageJ,  bald  nur  in  der 
eines  pmSnUekm  VorkauftreehU  fRecuperata- 
rienklage).  Die  neuere  Zeit  ist  indessen  solcher 
Verbindung  nicht  günstig  und  hat  die  Tendenz, 
die  freie  Theilbarkeit  und  VerAusserung  der 
Grundstücke  zu  schützen.  Veräusserliche  Gmnd- 
stücke  der  Art  wurden  wohl  mch  walzende  und 
fliegende  genannt; 
d)  die  FideicommisS'  und  SUftungiquaUtät,  die  zu- 
nächst einem  li^nd^  Hauptrermögen  verlie- 
hen wurde,  hat  dann  ebenso  oft  manche  andere 
Sachen  niitumfasst  und  dieselben  zur  Pertinenz 
von  jenem  gemacht 

*  K.  T.  Bommil,  Pertineos-  und  Erhsonderungs- 
register.  6te  Ausg.  Leipzig  1805. 

§.  53. 

3.  Sachen  in  und  ausser  dem  Verkehr. 

1.  In  der  Regel  sind  die  Sachen  der  Sonder- 
herrschaft der  Menschen  als  Object  untervNorfen  und 
fallen  desshalb  dem  Privateigenthum  und  dem  Ver- 
kehr anheim.  Aber  nicht  alle  Sachoi.  iBewisse 
Sachen  sind  schon  wm  Naiur  der  individuellen  Be- 
herrschung entrückt,  obwohl  sie  mit  dem  Menschen 
in  wichtigster  Beziehung  stehen,  wie  die  Himmels- 
körper, die  Atmosphäre  und  der  innere  Kern  der 
Erde«  Die  Luft  wird  wohl  theilweise  von  dem 
menschlichoi  Eigenthum  umschlossen  und  kann  so- 
gar in  besonderer  Fassung  —  z.  B.  das  Leuchtgas 
in  Kessel  und  Rohren  —  so  lange  sie  so  gehalten 
bleibt,  Gegenstand  auch  des  Privateigenthums  wer- 
den.   Aber  ihre  Natur  hat  eine  so  entschiedene 

Biunttchli,  deatschei  Fri?atreohc  15 
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Tendenz  zur  Gemeinschaft  und  isl  so  flttchtig,  dass 
sich  an  ihr  kein  Eigenthum  festhalten  Idsst,  sobald 

sie  aus  dem  Gefässe  ausgeströmt  ist. 

2.  Die  Natur  der  Gewässer  steht  zwischen  der 
des  GmndstüclLS,  welches  zu  stätigem  Besitz  und 
Bau  und  daher  zum  Eigenflium  der  Menschen  gleich- 
sam einladet  und  der  Luft,  die  dem  Privateigenthum 
entweicht,  in  der  Mitte.  Die  Gewässer  bedecken 
einen  bestimmten  Theil  des  Erdbodens  und  sind 
nicht  so  elastisch  und  fittchtig  wie  die  Luft.  In  hö- 
herem Grade  als  an  der  Luft  Ittsst  sich  daher  an 
ihnen  die  Herrschaft  des  Menschen  be>\ähren.  Aber 
sie  sind  flüssig,  breiten  sich  aus  und  dienen  nur 
ausnahmsweise  dem  Einzehien.  Sie  haben  einen 
Zug  zur  Gemeimehaft  und  lassen  sich  nicht  so  aus- 
schliesslich von  dem  Sonderbesitz  des  Einzelnen  er- 
fassen und  halten  wie  das  Grundstück.  Je  grösser 
und  bedeutender  sie  sind ,  um  so  weniger  ertragen 
sie  das  Privateigentfaum.  Die  Meere  sind  fomein- 
gut,  nicht  einmal  der  besonderen  Staatsherrschaft 
unterthan :  an  Seen,  Strimen,  Flüssen  ist  wolil  diese 
als  an  öffentlichen  Sachen  möglich ,  aber  auch  da 
nicht  Sondereigenthum  der  Individuen.   Der  Buch, 


1.  g.  1.  J.  de  Rer.  Div.  et  quaiit.  Et  quidem  nalurali 
Jure  communia  sunt  omniuin  haec:  aer,  aqua  profluens  et 
marc  et  per  hoc  lilora  maris.  §.  2.  Flumina  autem  om- 
nia  ei  portus  publica  suni,  ideoque  jus  piscaodi  omoibus 
commune  est  in  portu  fluminibusque. 

2.  Sachsenspieg-el  II.  28.  §.  ^i.  Svelk  water  slrames 
viüt,  dal  is  gcmene  to  varene  unde  to  vischeoe  inne.  g.  1. 
in  cnes  anderen  manncs  watere  an  wilder  wage  —  (im  Ge- 
gensalz zu)  §.  2.  in  diken  di  gegraven  sin. 

3.  Freutsisches  Landr.  II.  15.  S.  39.  Privatflüsse  kön- 
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die  Brunnquette  und  mehr  noch  der  Teidi  und  der 
Canal  sind  zwar  wesentlich  vom  Privatgut  umschlos- 
sen und  tlieil weise  Privatwerk  und  daher  fähig  als 
Privatsache  behandelt  und  Gegenstand  des  Eigeu- 
thumsverkehrs  zu  werden ,  aber  sogar  auf  dieser 
untersten  Stufe  regt  sich  noch  mit  Bezug  auf  den 
Abfluss  die  ursprünglich  dem  Wasser  inwohnende 
Neigung,  der  Gemeinschaft  zu  dienen,  üm  desswil- 
len  nehm^  die  Rechte  an  den  Gewässern,  auch  in- 
sofern solche  als  Privatrechte  ausgebfldet  worden 
sind,  doch  einen  andern  Charakter  an,  als  die  Rechte 
an  den  Grundstücken;  und  die  'öffenlUchen  Gewässer 
sind  als  Ganze  überhaupt  dem  Privatrecht  entzo- 
gen* Indessen  lassen  sich  auch  an  ihnen  theUtoeiie 
und  beiehränkte  Privatreehte  herstellen,  z.  B.  Hflhl- 
rechte,  Fischerei  und  dgln. 

Für  die  Frage,  welche  Gewässer  öffentliche  und 
welche  als  FnwUgmäuer  zu  betrachten  seien,  hat 
das  römische  Recht  wohl  eine  geistige,  aber  nicht 
eine  legale  Autorität,  denn  der  Entscheid  üher  die 
öffentliche  Eigenschaft  einer  Sache  ist  staatsrechtlich, 
und  es  kommen  für  unser  Recht  sowohl  die  Bezie- 
hungen der  Flosse  und  Bftche  zu  dem  Staat  als  yon 


neD  zum  Nachtheile  der  bisherigen  EigeDlhümer  in  schiff- 
bare Ströme  nicht  verhandelt  werden. 

4.  Oesterreichisches  Gcsetzb.  §.  287.  Sachen,  welche 
allen  Mitgliedern  des  Staats  zur  Zueignung  überlassen 
sind ,  heissen  freistehende  Sachen.  Jene  die  ihnen  nur 
zum  Gebrauche  yerstaltet  werden,  als  Landstrassen,  Ströme, 
Flüsse ,  Seehäfen  und  Meeresufer»  heissen  ein  allgemeines 
oder  öffentliches  Gut. 

5.  Entw\  des  Zürcher  Geselzb.  §.  812.  An  den  cin- 
lelnen  Theilen  der  öffentlichen  Sachen  können  indessen 

15* 
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Alters  her  die  zu  der  Gemeinde  in  Betracht.  VgL 
unten  §.  59.  2.  und  §.  75.  2. 

3.  Auch  andere  öffentliche  Sachen  sind,  so 
Jange  sie  diese  Eigenschaft  behalten,  dem  Privat- 
eigenthum  und  dem  Verkehr  entzogen,  wie  die 
öffentlichen  Plätze,  Strassen,.  Seehäfen  u.  s.  f.  Aber 
dem  Staate,  beziehungsweise  den  Gemeinden  ist  es 
unbenommen,  soweit  die  öfiTentliche  Wohlfahrt  es 
verstattet,  einzelne  Strassen  eingehen,  oder  Stücke 
davon  dem  Privatrecht  zu  überlassen. 

In  Folge  solcher  Entöfflichung  fällt  dann*  der 
Boden  wieder  dem  Privatverkehre  anhein). 

Aber  nicht  alle  Sachen,  die  dem  Staate  gehdren, 
sind  so  dem  bürgerlichen  Verkehr  entzogen,  sondern 
nur  die  wahrhaft  öffentlichen,  die  entweder  dem  ge- 
meinen Gebrauche  oder  den  öffentlichen  Bedürfnmen 
Amm ,  wie  .z.  B.  Residenzen  und  DomAnen,  Re- 
gierungs-  und  Gerichtshäuser,  Zeughäuser  und  dgln. 
An  andern  Gütern,  z.  B.  Waldungen  und  Bauergü- 
tem  kann  der  Staat  gewöhnliches  Privateigenthum 


Privalredite  bestellt  und  erworben  werden ,  i.  B.  Wasser^ 
reebte. 

6.  Rechtsb«  Bupreehi9  von  Freysmg^  II.  67.  All 
Strassen  sullen  geOffent  sein  sne  aller  Zelt,  nyemand  sol 
In  der  strass  panen  noch  tsistern  graben  noch  privet  ra 
der  Strassen  machen.  —  der  an  dy  Strassen  pawet,  der 
moes  den  paw  wider  abprechen  vnd  dy  strass  als  guet 
macben  ^Is  sj  vor  gewesen  Ist  vod  geit  dem  rlchier  LX 
nnd  III  Pfd.  darnmb  das  man  der  Strassen  pflegeo  sol 
wann  fr  roannicblich  bedorf. 

7.  Sehwa^entpieg^el,  154.  Swer  keller  oder  ander 
grnobeo  grebet,  der  sol  sie  oibt  ffir  baz  seien  in  die  strixe 

.  denne  siben  scbuo.  Ist  aber  diu  strixe  als  enge ,  s6  sol  er 
darin  nibt  sexen. 
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haben  und  diese  Sachen  können  dem  Privatverkehr 
unterworfen  sein*). 

4.  Die  alten  Römer  betrachten  die  heiHgm  Sa- 
chen res  eo/crm  und  die  res  religioem  (Tempel  und 
Gräber)  als  dixini  juris  und  um  dessvvillen  dem 
Privatverkehr  entzogen. 

Das  ältere  deutsche  Recht  schützte  diese  wie  die 
eigentlichen  öffentlichen  Sachen  durch  einen  erhöhten 
Frieden  und  betrachtete  dieselben  als  befriedete  Sachen. 
Im  neuern  Rechte  werden  auch  die  dem  religiösen 
Gebrauche  dienenden  Sachen  nach  Analogie  der 
öffentlichen  behandelt.  Der  Gedanke  des  beson- 
deren Friedens  hat  aber  mehr  Bedeutung  nodi  im 
Straf-  als  im  Privatrecht. 


Zweites  Capitel. 

Vom  Besitz  an  den  Sachen. 

§•«*• 

1.  Altdeutsche  Gewere  an  Grundstücken. 

!•  Seit  dem  Vorgange  AlbreMi,  weleher  Ni- 
erst eine  gründliche  Untersuchung  über  die  Natur 
der  alten  Gewere  fsaisinej  vorgenommen  hat,  ist 
dieselbe  von  deutschen  und  französischen  Juristen 
ans  den  Rechtsq[uell^  des  Mittelalters  Yiel&ltig  und 
man  darf  sagen  mit  mikroskopischer  Genauigkeit 
geprüft  worden.  Diese  Arbeiten  haben  zv^ar  für  die 
Geschichte  des  älteren  deutschen  Rechts  einen  grös- 
seren Werth  als  für  die  Erkenntniss  und  Forti>il- 


*)  BtmnuM,  AUgem.  Staatireebt  X.  Gap.  % 
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dvog  des  heutigen  Rechts.  Aber  auch  für  dieses 
sind  sie  nicht  unfradithar  geblieben,  wenn  nnr  die 

neuere  Wissenschaft  es  versteht ,  die  bleibenden 
Rechtswahrheiten,  deren  Keim  in  der  Form  der  Ge- 
were  deutlich  zu  erkennen  ist,  herauszufinden,  von 
den  abgestorbenen  Vorstellungen  der  mittelalterlichen 
Gewere  auszuscheiden  und  m  die  Rechtssprache  un- 
serer Zeit  übersetzt  zu  der  Weiterbildung  des  De- 
Sitzes  als  eines  auch  juristischen  Begrifls  zu  benutzen. 
Bas  ganze  mittelalterliche  Sachenrecht  leidet  daran, 
dass  der  Gegensatz  zwischen  der  eigentlichen  ^Ung- 
lichen  Rechtsordnung  und  dem  Sc/nitz  der  ihaUäch- 
liehen  Herrschaft  über  die  Sachen  noch  nicht  zu 
völliger  Klarheit  durchgedrungen  ist.  Bie  Anfänge 
dieser  Unterscheidung  waren  freilich  audi  in  dem 
altern  deutschen  Rechte  schon  unverkennbar  da, 
aber  ihre  Ausbildung  ist  durch  die  Aufnahme  des 
römischen  Rechts ,  welches  eine  scharfe  Sonderung 
jswischen  dinglichem  Rechte  und  Besitz  luumte,  un- 
teibrochen  und  theilwdse  aus  den  alten  Bahnen  hin- 
ausgedrängt worden.   Den  Spätem  ist  der  G^ensatz 


1.  {^Hiui.  Anseg.  lY.  18.  et  coram  eis  ftestibus)  rerum 
soaratn  träditioDem  fociat  (sachana  sinerii  salunga  gedue) 
et  fidejasaores  vestitur»  (geweri)  donet  ei  qui  Ulam  traditio- 
nem  (sala)  accipit  vesiituram  faciat  (geweri  gedue). 

2.  Saehietupiegel  II.  24.  §.  1.  man  ne  so]  niemanne 
Qt  sinen  geweren  wisen  von  gerichies  halven  ,  al  si  he  dar 
mit  unrechte  ankörnen ,  man  ne  breke  si  eme  mit  rechter 
klage. 

3.  Sachs.  Lehnr.  38.  §.  3.  Lenes  gewere  ne  mach 
nieman  getüch  sin  ane  die  von'me  harren  belenl  is.  Ge- 
roener  gewere  si  gelüch  jewelk  unbesculden  man  an  sime 
rechle. 

4.  yerm,  Sachterup.  II.  2.  11.  mietet  eine  frau  eiq 
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nun  klar  gewordeo,  aber  zunächst  nur  in  römisch- 
rechtJidier  Form.  Damit  ist  denn  wirklich  eine 
höhere  Phase  der  RechtsentwicUung  betreten,  allein 
diese  nicht  abgeschlossen  und  eben  für  ihre  Vollen- 
dung ist  es  nöthig,  wieder  zurück  zu  blicken  auf 
die  ältere  deutsche  Rechtsbildung.  Es  darf  uns  das 
nicht  stören,  dass  die  mittelalterliche  Anschauungs- 
weise eine  grossentheils  wmbewuBSte«  gewesen*).  Ist 
doch  fast  alle  ursprüngliche  Rechtsbildung  aller  alten 
Völker  unbewusst  (nicht,  wie  die  spätere  Natur- 
rechtslehre fidschlich  behauptet  hat  mit  bewusstem 
Willen«)  entstanden,  ähnlich  wie  sogar  die  organische 
Korperbildung  des  Menschen  ein  unbewusstes  Werk 
seiner  Seele  ist. 

Der  Beruf  der  Wissenschaft  ist  es  gerade^  durch 
geistige  Betrachtung  die  leitenden  Ideen,  welche, 
wenn  auch  anfangs  unbewusst  in  der  Erscheinung 
zu  Tage  getreten  sind,  zu  erkennen  und  zum  Be- 
wusstsein  zu  erheben. 

2.  Die  G0were  (saisine),  insofern  sie  tha$$äch' 
liehe  Herrschaft  Uber  eine  Sache  dann  auch  die  da- 


baus,  80  sol  ir  man  mb  denselben  zIns  antworten»  ap  ber 
mit  ir  In  derselben  gewere  gewonet  hat. 

5.  Säeh9,  Lehnr.  14.  %.  1.  En  gut  mach  maniges 
berren  sin,  also  dat  it  von  deroe  anderen  hebbe;  doch  mut 
enes  die  gewer  aln.  Swie  so  It  In  not  und  in  gelde  heact 
und  den  Uns  dar  ut  nimmt,  die  heret  die  gewere  dar  an. 


*)  Gerber  (D.  Privatr.  §.  72  ff.)  hat  über  das  Verhältniss  des 
römischen  zum  deutschen  Hecht  in  dieser  Lehre  einzelne 
richtige  Bemerkungen,  aber  bricht  auch  hier  zu  rasch  den 
Stab  über  die  noch  lebenskrafllgen  und  lebentfibigen  £le- 
nente  in  leuteren. 
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mü  verbundenen  Rechte  bedeutet,  ist  sprachlidi  und 

juristisch  verschieden  von  der  Gewähr  (gewöre  mit 
olTnem  e,  garaiitie,  auctorilaiij.  Jene  hat  im  Sachen-, 
diese  im  ObligaUoneDrecht  ihre  Stelle*).  Der  Aus- 
druck Gewere  im  erstem  Sinne,  abgdeitet  von 
wem  (teetire  und  verwandt  mit  wem,  defendere, 
wehren)  wurde  zuerst  auf  die  Einkleidung,  Einuri- 
sung  in  den  Besitz  eines  Grundstücks  bezogen  (vesti- 
iura  im  älteren  Sinne,  als  Folge  der  Salung,  Auf- 
lassung); dann  wurde  die  thateäehUehe  Herreehaft 
über  ein  Grundstück  so  genannt,  zuweilen  auch  das 
Grundstück  selbst;  wie  ja  auch  die  Römer  Besitz 
und  Besitzung  po$ee$$io  nannten.  Das  Wort  wurde 
ursprttnglich  nur  auf  Hegoides  Gut  bezogen. 

3.  Die  Römer  unterschieden  in  der  poseeeeio 
ein  geistiges  Element  den  animus  domini  und  ein 
körperliches  ( corpus).  Wo  jenes  fehlte,  redeten  sie 
nur  von  detentio,  nicht  ym  poeeessio.  Die  Deutschen 
fassten  die  Gewere  emnUeher  auf,  ohne  jene  Untere 
Scheidung  zu  machen,  und  sprachen  unbedenklich 
auch  dem  Miether  und  dem  Pächter  eine  Gewere 


und  deme  sol  man  dar  af  anlverden«  of  dar  ieman  uppe  « 
misse  uit. 

6.  Sachenspiegel  II.  57.  AI  sie  en  gut  manges  man- 
nes  also  dal  dat  en  von  den)  andern  hebbe,  sval  so  man  up 
dorne  gule  dut,  dat  sol  man  beteren  deme,  die  in  ieUich- 
lieben  geweren  hevet  und  anders  nemanne. 

7.  Bayr,  Rcchtsb.  Kaiser  Ludwigs  {Heumann  i06). 
War  at)er  ob  yeman  ains  aigens —  sezie  bey  nutz  und  ge- 
wer uod  würd  er  des  eniwert  mit  herrenbrief  oder  von 


*)  Durchweg  wird  von  den  Neuern  dieser  wcMiillicbe  Unteis 
pcbied  nicbt  oder  nicbt  genug  belebtet* 
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zu,  weil  auch  in  dem  VerhäKniss  dieser  Personen 
zu  (lern  gemietheteii  odor  gepachteten  Gute  sich 
thalsächUchc  Herrschaft  ofTenbarte.  Das  deutsche 
Recht  unterschied  aher  auch  zwischen  der  Gewere 
des  Miethers  und  des  EigenthOmers.  üeberhaupt 
sind  die  Arten  (1(M'  deutschen  Gewere  so  mannich fal- 
tig als  die  rechtlichen  Uerrschaftsccrhältnisse  des 
Menschen  an  dem  Gute.  Es  gibt  eine  Eigengmere, 
feigenlUche  Gewere)  Lehmsgewere,  Leibzuehtgewere, 
hofrec/itliche  (icivcre,  Pacht geicere ,  laustpfandgeivere 
u.  s.  f.  und  sie  untersclieiden  sich  alle  von  einander 
wie  die  Rechte  des  £igenthums,  des  Lehens,  der 
Leibzucht  u.  s.  f.  Für  das  Leben  war  freOich  die 
Udiglkhe,  ledige  Gewere  die  wichtigste,  welche  sich 
in  der  ursprünglichen  vollen  Herrschaff  des  Gutes 
äusserte.  Die  Gewere  ist  somit  der  thatsächliche 
Ausdruck  eines  (wirklichen  oder  angemassten)  Rech- 
tes auf  die  Sache,  und  hat  daher  auch  das  Gepräge 
dieses  Rechtes  an  sich  und  ist  wie  dieses  beschränkt. 

Wer  unser  Volk  in  seinen  Gedanken  und  in 
seinen  Sitten  beobachtet,  der  wird  sich  leicht  tiber- 


w«lberlay  sache  oder  —  gewalt  das  geschehe ,  daz  soi  dem 
Qoscbedlich  sein  an  seiner  gewer  —  so  sol  er  stien  in  allen 
dem  rechten,  alz  des  tags  da  er  sein  entwerl  ward. 

8.  S0€hien»piegel  II.  70.  Man  ne  sol  niemanne  wisen 
von  sime  gnde,  dai  he  in  geweren  bevet,  iroe  ne  werde 
die  gewere  mit  rechte  afgcwunnen. 

9*  Schwäb,  Lehnr,  (Lessb.)  96.  dem  man  —  sin  le« 
hen  mit  gewalte  nimt ,  der  Yerliaset  ^  weder  leben  noeh 
gewer. 

10.  Schwabenspiegel  65.  Sprichel  ein  man  guot  an, 
ande  wird  er  mit  rechte  da  von  gewiset»  er  belibet  Ane  bouoie 
ande  Ane  gewette  die  wtle  er  sich  des  gnotes  niht  onder^ 
Wlndei.  underwinde^  er  aber  sich  des  gnotes  Ane  gerihte» 


Digitized  by  Google 


234      Zweites  Buch*  Cap.  Ii  Vom  Besiu  der  Saeliea. 

zeugen,  dass  es  gerade  in  dieser  Beziehung  den  ße- 
ikz  noch  so  Torstehtt  wie  das  altere  deutsche  Recht 
die  Gewere  verstandeu  hat,  und  dass  ihm,  was  die 
Römer  detentio  genannt  haben,  häufig  noch  als  Be- 
sitz, freilich  nicht  als  fagenthunisbesitz,  aber  als  eine 
von  Rechts  weg^  zn  sdiützende  thatsächliche  Herr- 
schaft voriLommt  Und  hierin  hat  das  Volk  ganz 
recht,  denn  in  dieser  Beziehung  ist  das  deutsche 
Recht  in  der  That  entwickelter  als  das  römische, 
welches  zu  sehr  noch  den  Besitz  nur  als  voUkammene 
Herrschaft  (dem  Eigenthume  analog)  auffosste,  mit 
Serag  auf  andere  beschrankte  Herrschaft  aber  nur  von 
quasi  possessio  zu  reden  wagte,  und  die  detentio, 
ganz  unberücksichtigt  liess^  die  detentio,  in  der  sich 
doch  in  allen  FälleUi  wo  dem  Innehaber  ein  selb- 
ständig Interesse  an  der  Sache  rakommt,  auch 
eine  thatsächliche  Ordnung  des  Menschen  zu  den 
Sachen  darstellt,  und  die  eben  weil  sie  das  ist, 
auch  eines  vorübergehenden  und  provisorischen 
Schutzes  wOrdig  ist 

4.  Weil  die  Gewere  als  thatsächliche  Herr- 
schaft auf  einen  gewissen  Rechtsschutz  Anspruch 
hat,  so  hat  sie  um  desswillen  auch  den  Charakter 
eines  (wenn  audi  unvollkommenen)  RechtsverhäUnisses^ 
und  so  ist  es  möglich  geworden,  dieses  hinwieder 


nnde  ist  ein  vride  le  den  ztteo  in  dem  lande  gesworn, 
80  ist  er  YridebrXche,  unde  daz  göt  im  an  die  hant.  unde 
ist  aber  niht  gesworns  vrides  sd  bezer  nach  guoter  ge- 
wanheit. 

11.  Rechtsordnung  K.  Rudolfs  y.  1281  fttr  Bayero. 
(Pertz.  IV.  427}.  Swa  ein  man  den  andern  anspricbet,  er 
bab  in  sines  guts  eniweri  mit  gewult  An  reht»  mag  de 
chUger  daz  bringen  mit  zweio  der  nabslen  und  besten 
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Im  zu  l&sea  von  der  Orscfaemong  der  Herrschaft 
und  unter  UmstSnden  einer  Person,  welche  nicht 

leiblich  besitzt ,  die  Gewere  zuzugestehen  und  sie 
als  zu  thatsächlicher  Herrschaft  berechtigt  zu  schützen. 
So  bleibt  dem  gewaltsam  entwerten  Besitzer ,  auch 
wenn  er  sdbst  ein  unrechtmissiger  Besitzer  gewesen« 
doch  vorerst  die  Gewere.  Eine  weitere  Ausbildung 
hat  dieser  Gedanke  erhalten  in  dem  Gegensatz  zwi- 
schen der  reellen  (leiblichen,  hebbenden  Gewere,  sai- 
tme  de  fait)  und  der  ideellen  Gewere  (auch  juristi- 
sehen  Gewere,  saisine  de  droit),  ein  Gegensatz,  der 
nicht  verwechselt  werden  darf  mit  dem  rOmisch- 
rechtUcben  der  detentio  und  posacssio.  Die  hebbende 
Gewere  ist  immer  eine  leibliche,  ob  rechtmassig  oder 
nidit,  die  juristische  setzt  emen  beitimmien  Reehii- 
grund  (Auflassung,  Urtheil,  Erbrecht)  voraus  und 
geniesst  daher  in  höherm  Maasse  den  öfTentlichen 
Schutz. 

5.  Der  Ausdruck,  die  rechte  Gewere,  bezeich- 
net eine  potenzirte  Gewere,  welche  erhöhte  Sicher- 
heit und  festeren  Rechtsschutz  ge>\ährt.  Davon 
wird  unten  in  §.  62.  naher  die  Rede  sein. 

6.  Die  Wirkungen  der  Gewere  sind: 

1)  wer  die  Gewere  hat,  darf  sie  auch  gegen  will- 
kürlichen Angriff  selber  schützen,  nöthigenfalls 


in  der  pfarre  —  den  sol  man  in  sin  gewer  als  lang  seUen» 

als  ez  101  auzen  gewesen. 

12.  Bayr.  Landr.  K.  Ludwigs  [Heumann  lOü).  Wer 
den  andern  anspricht  er  hah  in  seines  eygens  oder  lehens 
entwert  mit  gewalt  an  recht,  des  laugen  sol  man  nemen 
mit  seynem  eide,  das  er  sey  entwert  on  recht,  so  sol  in 
das  gericht  wider  selzin  in  sein  gewer;  hat  er  (der  entwe- 
rende  Bel&lagle}  dann  bieoacti  liioU  ime  (dem  jeuigea  Kli^ 
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mit  bewafTneter  Hand.  Zu  solcher  Verlheidi- 
gung  des  Besitzes  bleibt  die  Selbsthülfe  dem 
freien  Manne  im  vollstem  Umfange  verstattet 
S)  Wer  In  der  Gewere  ist,  darf  nnr  in  Form 
Rechtens  in  Folge  Urtheils  des  Gerichts  aus 
derselben  verdrängt  entwert  werden,  nicht  auf 
dem  Wege  der  Privatgewalt,  auch  dann  nicht, 
wenn  er  selber  ein  unrechtmässiger  Besitzer 
und  der  ihn  entwert,  der  berechtigte  Eigenthtt- 
mer  wäre. 

3)  Wird  er  durch  einen  andern  gewaltsam  enlwerty 
so  hat  er  gegen  diesen  Friedebrecher  dne 
Klage  auf  Busse,  und  wird  vorläufig  wieder  in 
den  Besitz  durch  den  Richter  eingesetzt» 

4)  Der  Besitzer  hat  eine  vortheilhaftere  Stellung 
im  Process,  indem  er  imiUier  ist,  die  Sache  alt 
die  seimige  zu  behaupten,  als  ein  anderer,  sfe 
ihm  abzugewinnen«. 


ger)  icht  za  sprechen  mit  das  gut»  so  sol  Trab  geschehen 
was  recht  ist. 

13.  Ewiger  Bund  der  Stadt  BomI  mit  der  Sehweis 
?oo  laoi«  S.  20.  (BluntwAli,  schweiter.  Bnndesr.  IL  S.  M). 
So  sollen  ouch  wir  bede  parthyen  und  aUe  die  unsem  bf 
nnsern  —  hrlef  siglen  gewarsumy  und  dem  so  bisshar  von 
yeniand  vp  uns  ynd  den  fnsern  In  gewerd  besessen  ist 
blfhen,  und  niemant  den  anderen  one  Recht  entweren,  Tnd 
ob  es  beseheh,  vnd  sich  gnaogsarolich  erfände,  so  sol  der 
teyl  der  entwert  ist  Tnd  den  andern  teyl  umb  entwerang 
ersaoeht  or  sin  ersuochnng  on  alle  fQrwort  vnd  Yeriug  dess 
80  er  entwert  ist  wider  in  gewer  gesetzt  werden,  mit  allen' 
desshalb  empfangenen  nülsen  vnd  entrichtnng  darnmb  ge- 
littenen eostens  und  Schadens  nnd  demnach  (ob  er  Recht- 
yertlgung  nit  mOcht  emperen)  dammh  recht  pflegen  nnd 
sieh' dess  genügen. 
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Der  Inhaber  einer  juristischen  Gewere  hatte  über- 
dem  das  Recht:  * 

1)  gegenüber  dem,  von  dem  er  sie  bekommen 

oder  gegen  den  er  sie  im  Process  siegreich  be- 
hauptet hat,  Besitz  zu  ergreifen,  iiötlügenfalls 
sich  in  den  Besitz  einweisen  zu  lassen; 

2)  innerhalb  der  GrAnzen  des  Gutes*  durch  SeUnt- 
Pfändung  gegen  jede  Störung  seines  ruhigen  Be- 
sitzes oder  Nichtachtung  seiner  Herrschaft  ein- 
zuschreiten und  sein  Recht  zu  schützen. 

Die  Ausbildung  eigentlicher  Besitzesklagen  im 
Sinne  der  römischen  Interdicte  ist  —  abgesehen  von 
der  vorläufigen  Restitution  durcJi  den  Richter  in  dem 
Fall  einer  ge^^  altsamen  Entwerung  —  vor  dem 
Eindringen  des  römischen  Rechtes  noch  nicht  voU- 
standig  zu  Stande  gekommen. 

Albrechi»  die  Gewere  als  Grundlage  des  alten 
deutschen  Sachenrechu.  Königsberg  1828*  KtmraUk, 
ÜuäiB  Mitori^  «ur  la  MMne  (in  den  Ptanum  II. 
S,  339  ff.)  Gaupp,  krit.  Untersucbungea  aber  die  Ge- 
were in  d.  Zcitsehrifl  für  deutsches  Recht  I.  S.  86. 
Zop/!,  deutsche  Staats-  und  Rechtsgesch.  II.  2.  S.  304.  ff, 
Henaud,  deutsches  Privatr.  I.  §.  242  ff.  Homeyer,  Sach- 
sensp.  III.  S.  402  ff  Urans,  das  Recht  des  Resitzes 
im  Mittelalter  und  in  der  Gegenwart.  Tübingen  1848. 

§.  55. 

S.  Gewere  an  bewegiichen  Sachen. 

1.  Erst  spftfer  wurde  aus  der  Gewere  an 

Grundstücken  die  Gewere  an  fahrender  Habe  als 
eine  seihständige  Gewere  ausgeschieden.  Anfangs 
dachte  man  sich  die  fohrende  Hahe  vom  Grundstück 
umschlossen  und  daher  auch  von  der  Gewere  am 
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Grundstück  mitbehemcht.  Aber  auch  die  spätere 
Rechtsbfldung  der  Gewere  an  Falimiss  weist  immer 

noch    auf    diesen    urspiiinjilirhen  Zusammenhang 
gleichsam  mit  der  Muttergewere  am  (irundstück  hin. 
Daraus  erklären  sich  folgende  Rechtsansichten: 

a)  der  Besitzer  von  Haus  und  Hof  konnte,  Toraus- 
gesestzt  dass  er  nicht  ein  anderes  Recht  ver- 
letzte, und  ein  lechtliches  Interesse  hatte,  Sa- 
chen ,  die  ein  Anderer  inne  gehabt ,  die  nun 
aber  in  den  Bereich  seiner  Wehre  gekommen, 
einbch  nöthigenfaDs  mit  GewaK  an  sich  neh- 
men, ohne  vorher  eine  Klage  anstellen  und  ge- 
richtliche Zuweisung  des  Besitzes  begehren  zu 
müssen.  So  konnte  er  auch  dem  Dieb  die  ge- 
stohlenen Sachen  innerhalb  seines  Gutes  mit  Ge- 
walt entreissen. 

b)  Die  Annahme  in  zweifelhaften  Fällen,  dass  die 
Fahmiss  auf  dem  Hofe  dem  Besitzer  derselben 
gdiOre. 

2.  Bei  dem  Besitze  der  Fahrhabe  wurde  auf 
das  Moment  des  sinnlichen  Inneliabens  noch  entschei- 
denderes Gewicht  gelegt,  als  bei  Immobilien,  und 
daher  in  der  Regel  auch  nur  einem  der  Besitz  zu- 
geschrieben, nämKch  dem  der  zunächst  die  Sache  zu 
seinem  Nutzen  inne  hatte.  Indessen  war  auch  da  die 
Rechtsbildung  noch  gleichsam  im  Fluss  und  nicht  zu 
festen  Formen  gelangt  Auf  die  Gestaltung  des 
Eigenthums  an  fohrender  Habe  hat  daher  hier  wie- 
der der  Besitz  einen  grösseren  Einfluss  geübt,  als 
bei  dem  liegenden  Gute. 

3.  Eine  eigentliche  BeeitzeeUage  gab  es  auch 
hier  nicht,  aber  &e  Reehtscerfolgung  der  Sadien,  der 
sogenannte  Anfang,  beruhte  vornehmlich  auf  Berück- 
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sichtigung  der  Besttzrerhättnisse.   Vgl.  unten  §.  73. 

Im  übrigen  war  der  Schutz  des  Besitzes,  den  der 
Besitzer  in  Form  der  Selbsthülfe  übte  und  die  gün- 
stigere Stellung  desselben  im  Process  analog  wie  bei 
den  fanmobilien. 

§.  56. 
3.  Neueres  BesiurecbL 

1.   Während  des  XVI.  Jahrhunderts  drang  die 

römische  und  canonische  Besitzlehre  in  der  Weise, 
wie  sie  \on  den  italienischen  Juristen  verstanden 
wurde,  aUmtthüch  in  Deutschland  ein,  und.ui|)er- 
brach  so  die  deutsehe  Rechtsentwickhing  der  »Gewere«. 
Es  kam  dahin ,  dass  sogar  der  Ausdruck  (iewere  aus 
der  Volkssprache  verschwand;  und  sicher  wäre  es 
ein  vergebliches  Bemühen,  wollte  man  diese  Umbil- 
dung des  XVI.  Jahrhunderts  ignoriren  und  einfoch 
wieder  die  doch  unzureichenden  Rechtsvorstellungen 
des  Mittelalters  zu  erneuerter  Anerkennung  zu  brin- 
gen versuchen.  Aber  nicht  minder  irrig  ist  es, 
wenn  manche  Neuem  von  der  ältem  deutschrecht- 
lichen Auffassung  fQr  das  Recht  der  Gegenwart  völlig 
absehen  und  vermeinen,  es  sei  dieses  durch  die  rö- 


1.  Bayrisches  Landr.  II.  4.  Civilis  (possessio)  —  da 
man  die  Sache  —  solo  animo  —  oder  corpore  et  animo 
zugleich  und  zwar  von  Kigenthunis-  oder  wenigst  von  eines 
anderen  Rechtswegen,  z.  B.  von  Pfandschart,  Nutzniessung 
oder  Pachiungsweise  inne  hat.  Naturalis  da  man  die 
Sache  nur  corpore  allein  —  inne  hat,  wie  z.  B.  ein  blos- 
ser Anwalt,  Depositarius  {'?}  oder  mere  precarius  (?J.  §.  5. 
Die  merklichsten  Wirkungen  der  Possession  bestehen  dar- 
in: Irao  kann  sich  Jeder  bei  seinem  Inhaber  gegen  un- 
recbtmüssige  £iDgriffe  selbst  —  schüUeo  —  Gewalt  mit 
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misch-canonische  Gestaltung  absolut  abgeschlossen. 
Der  Blick  in  die  neuern  Gesetzeswerke  und  die  un- 
befangene Prüfling  der  Volksan^chauung  und  der  in 
der  Natur  der  Dinge  sich  spiegelnden  Rechtsideen 
nöthigen  zu  der  Ueherzeugung,  dass  die  herkömm- 
liche Schultheorie  nicht  genüge  und  dass  die  deut- 
schen Rechtsgedanken  des  Mittelalters  nicht  ebenso 
mtorben  seien,  nie  das  Wort  Gewere. 

%  Für  das  neuere  Recht  ist  nun  voraus  fest- 
zuhalten an  dem  (legensatz  von  Recht  und  Besitz, 
Der  Besitz  ist  zunächst  die  thatsüchliche  Herrschaft 
des  Mentehen  tlber  eine  Sache;  und  er  wird  daher 
als  raber  auch  nur /als  thaliäehüehe  Ordnung  (nicht 
als  Rechtsordnung)  geschützt,  d.  h.  wieder  nur  gegen 
eine  rechtswidrige  körperliche  Störung  oder  Zerstö- 
rung, nicht  aber  weder  gegen  rechtmässige,  z.  B.  ge- 
richtliche Entsetzung  (Entwerung),  noch  gegen  blosse 
ideale  Bestreitung,  und  nur  gegen  den  StOrer  oder 
Zerstörer  um  seiner  Verletzung  des  Friedens  und 
der  Ordnung  willen,  nicht  gegen  jeden  dritten  Be- 
sitzer. Obwohl  der  Sachenbesitz  zu  dem  Sachen- 
rechte in  einer  unterteglichen  Beziehung  steht,  so  ist 
der  Rechtsschutz  des  Besitzes  doch  nicht  ein  ding- 
licher, sondern  ein  auf  Vergehen  begründeter,  und 


Gewall  ablrdbcn.  2do  soll  Niemand  seines  Inhabens  eni- 
acut  werden,  so  lange  nicbt  ein  anderer  ein  besseres  Recht 
aar  Sache  genüglich  thut.  3to  ist  im  Zweifel  allezeil  mt- 
lior  eomUiio  pouidemiit,  4U>  kann  man  ihm  regulariler  und 
sofern  er  nicht  eine  stärkere  Präsumtionem  vel  fittuUm- 
Horn  JnrU  wider  sich  hat*  den  Titel  oder  Caufom  Po99t9 
#iaj»r  anzugeben ,  keineswegs  zumuthen.  Ebenso  wenig  ist 
er  5to  schuldig  den  Beweis,  dass  ihm  die  Sache  sugebörig 
•ei,  auf  sich  zn  nebmeo. 
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wird  durch  persönliche  Klagen  gewährt.  In  diesen 
Dingen  hat  das  römische  Hecht  bleibende  Rechts- 
wahrheiten geoffenbarty  wenn  schon  die  Äussere 
Form  der  Interdicte  Hingst  abgestorben  ist 

3.  Die  thatsaclilithe  Herrscliaft  des  Menschen 
über  die  Sache,  welche  als  tliatsächliche  Ordnung 
geschützt  wird»  der  SachenbesUz  kann  aber  eine 
voUkonmene  oder  eine  beichränkie  und  tmvolbtändiffe 
Hemchaft  sein.  Die  erstere  entspricht  dem  £igen<> 
thum,  und  kann  als  Eiyenbesilz,  voller  Besitz  (pos- 
sessio mit  animus  domini)  ttezeichnet  werden.  Aber 
auch  die  letztere  hat  einen  natürlichen  Anspruch 
auf  denselben  Schutz,  und  darin  ist  ein  Fortschritt 
der  neueren  HechtsentN\  icklung  zu  erkennen  gt^en- 
über  dem  römischen  Rechte.    Dahin  gehören: 

a)  die  thatsttchliche  Herrschaft  des  VoioUm  an 
ösm  Lehen,  des  hofkifrige»  Bauern  an  dem 
Erbe.  Da  die  entsprechenden  Rechte  sich  spa- 
ter bis  zu  dem  sogenannten  Nutzeigenthum 
ausgedehnt  haben,  so  ist  um  so  unbedenklicher 
hier  audi  dei^  Besitz  anzuerkennen. 

b)  Die  des  C6Umm  (Meiern)  und  Erbpächtei^s  an 
dem  Colonat  und  Erbpachtgut  und  des  Fausl- 
pfand^ubigers  an  dem  Famlpfand.  Hier  sind 
wieder  zwei  fientzarten  zu  unterscheiden:  der 
Eigenbesitz  kommt  dem  Herrn  zu,  der  den 
Zins  empfängt,   der  Colonenbesitz  und  Erb- 


2.  J'retutüeket  Laodr.  I.  7.  §.  6.  Wer  eine  Sache 
oder  ein  Recht  iwar  als  fremdes  Eigeuthiun»  aber  doch  in 
der  Absiebe,  darüber  für  sieb  selbst  tu  verfügen  ,  in  seine 
Gewahrsam  übernomnan  bat,  der  beisst  ein  unvollständi- 
ger Besitser.  7.  VollsUndiger  Besitzer  beisst  der,  wel- 
cher eine  Sacbe  oder  ein  Recbt  als  sein  eigen  besitzt. 

Blnnlsebli,  denticbaf  PriTatreebt  IQ 
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pachtbesitz  dem  Colonen-  und  Ei  bpächter.  Schon 
die  Römer  waren  genöthigt,  in  diesem  Verhält- 
niss  den  abgeleiteten  Besitz  audi  des  letetern 
anzuerkennen. 

c)  Die  des  Niessbrauchers  und  LeibdingbesUzer$  an 
dem  zu  Niessb rauch  besessenen  Vermögen  und 
dem  Leibding.  Auch  der  beschränkte  Besitz 
desselben  —  beschrankt  durch  die  Natur  des 
Niessbrauehs  und  Leibdings  —  steht  doch  noch 
factisch  dem  Eigenbesitz  so  nahe,  dass  ein  ana- 
loger Schutz  desselben  schon  früher  gewährt 
wurde.  Aber  da  zuerst  im  römischen  Redit 
auf  einem  Umwege ,  in  Form  der  quan 
possessio,  offener  im  deutschen  Recht  der  Ge- 
were  (Resitz)  zu  Niessbrauch  und  Leibding.  £s 
ist  auf  dieser  Stufe  durchaus  nicht  nOthig,  un- 
ter den  Gedanken  eines  dem  Beiitz  vonReehien 
zu  verleihenden  Schutzes  sich  zu  flüchten.  Der 

-  üsufructuar ,  welcher  auf  dem  Gute  wohnt 
und  dessen  Früchte  bezidit,  steht  in  einem 
äusserlich  sichtbaren  —  wenn  andi  durch  das 
Niessbrauchsrerhftltniss  heschr&nkten  —  Emr- 
scfiaftsverhällniss  zur  Sache,  und  dieses  ist  ein 
Bestandtheil  der  thatsächiichen  Ordnung  über- 
haupt, die  als  solche  einen  Anspruch  auf  Schutz 
gegen  eigenmächtige  Störung  hat.  Sein  Inne- 
haben, Bcsilzen  der  Sache  soll  vorläufig  geach- 


§.  9.  Der  anvollst;in<ijgc  BesiUer  der  Sache  ist  Yollstliii- 
diger  Besitzer  des  Rechts,  dessen  er  darfiber  sich  anniassl. 

3.  Entw.  des  Zürcher  Gesctib.  §.  816.  Der  Pickter 
eines  Grundstückes ,  der  Mietber  einer  Wohnung,  wer  den 
Niessbrauch  an  einer  Sache  inne  hat,  der  FaastpfhndglXa- 
biger  und  andere  Personen*  welche  ihren  BesiU  regelmls- 
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tel  bleiben,  nicht  »die  Ausübung  seines  vermeint- 
lichen Rechts«,  auf  welches  es  zonüchst  und  ab- 
gesehen von  jenem  Innehaben  gar  nicht  an- 
kommt. 

d)  Aber  auch  der  Besitz  des  einfachen  Pächicn  au 
dem  Pachtgute,  des  Miethers  an  der  Wohnung, 
des  ErUleknem  (Commodatarsj  an  der  ihm  ge- 
liehenen Sache,  des  Deposilars  an  der  hinterleg- 
ten Sache?  Im  Simie  des  römischen  Rechts 
wird  die  Frage  noch  vemdnt,  im  Sinne  des 
deutschen  Rechte  mid  der  modernen  Entwick- 
lung muss  sie  bejaht  werden.  Auch  das  was 
die  Römer  detentio  genannt,  ist  eine  thatsäch- 
liche  Herrschaft  des  Menschen  über  die  Sache, 
und  zwar  genau  betrachtet  nicht  ein  bhse  kör- 
periiehes  Verhallnfss,  sondern,  wie  Bruns 
(S.  466)  riditig  gesehen,  auch  mit  einem  be- 
slimmten  }}^illen  des  besitzenden  Theils  erfüllt. 
Wesshalb  sollte  sie  innerhalb  ihrer  Beschränkung 
nicht  ebenso  geschützt  werden ,  vde  in  seinem 
weiteren  Umfange  der  Eigenln^sitz  *)?  Wer  eine 
Wohnung  gemiethet  liat,  wird,  wenn  ein  Drit- 
ter ihn  eigenmächtig  herauswirft  oder  in  dem 

sig  vom  Eigenlhiimer  ableiten,  haben  zwar  keinen  Eigen- 
thums-,wohl  aber  Pacht-,  Mielhe-,  Niessbrauch-,  Pfandbesiu 
und  werden  in  demselben  insoweit  gescbütit,  als  die  Na- 
lur  des  Rechtsverhältnisses  reicht,  welches  sie  durch  die- 
sea  BesitK  ansübeD. 


.  *)  Auch  Bruns  wiU  wieder  nur  dem»  der  «ctV  ein  EiKenthQner 
besitzt,  d.  h.  dem  Eigenbcsilzer ,  dem  aber  der  mil  Aner- 
kennung eines  andern  als  des  Eigenthiiniers  die  Saclie  inne 
hat,  nur  als  Sulhertret^r  des  Besitzes  dieses  Andern  und 
deraselhen  auch  dann  nur  Schutz  gewähren,  wenn  er  ein 
QdinsUcke»)  Kecht  zur  Innehabung  bat.   Daneben  erkennt  e|> 

t6* 
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ruhigen  Besitz  seiner  Zimmer  stört,  dadurch 
nicht  in  seinem  obligatoriscben  Verhftltiuss  zum 
Vermiether,  -sondern  in  mner  thaitäehHehm 
Herrschaft  über  die  Wohnung,  in  seiner  Besitz- 
ruiie  verletzt,  und  wenn  er  dagegen  Schutz  ver- 
langt, so  thut  er  das  durchaas  mcAl  oU  SuU- 
verlreter  des  Venniethers,  sondmi  wefl  er  ein 
selbständiges  Interesse  daran  hat.  Dieser  als  Eigen- 
besitzer, der  durch  die  an  seiner  Sache  verübte 
Gewalt  auch  selbständig  verletzt  ist,  kann  auch 
klagen;  aber  der  lüether  klagt  nicht  um  jenes 
willen  noch  für  jenen,  sondern  weil  die  faotische 
Ordnung,  an  der  er  'Iheil  hat,  ihm  gegenüber 
durchbrochen  und  er  in  seiner  Ruhe  gestört 
worden  ist.  Die  neuere  Gesetzgebung,  wenn 
auch  nidit  immer  mit  vollem  Bewusstsein,  ist 
diesem  Schutze  auch  des  unvollständigen  Besitzes 
entschieden  günstig.  Anders  freilich  ist  das 
Innehaben  des  Knechtes  an  den  Sachen  des 
Herrn,  des  Fabrike^heiteri  und  des  GeseUen  an 
den  Werkzeugen  des  Fabrikanten  und  des  Mei- 
sters ,  des  Anwalts  an  den  Actenf  der  Partei 
u.  s.  f.  Diese  üben  in  der  That  keinerlei  Herr- 
schaft für  ikk  aus,  sondern  handeln-  und  er- 


4.  Erk.  des  Ob.-App,*Ger.  lu  Dresden.  {SeufferVa 
Archiv  Ilf.  267.  vgl.  56.)  Der  Bigenlbümer  des  dienendes 
Grandslücks  kann  auf  letzterem  irgend  eine  Handlong  on- 
ternebmen,  welche  dem  Besiixsunde  des  Berechtiglen  eal- 


aber  an,  dass  der  Schulz  des  Servilutenbesitzes  als  solches 
gleichartig  sei  mit  dem  Sacheobesitz.  In  der  Aulldärung  die- 
ser Begriffe  bat  er  die  Lehre  offenbar  gefördert,  in  jener 
Beschränkung  aber  im  Verhältniss  zu  der  neueren  Gesetz' 
gebiing  eiaea  Rackscbritt  angeratheo. 
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scheinen  awcÄ  in  dieser  that sächlichen  Beziehung 
fortwährend  nur  als  Diener ,  Gehulfen  und 
Stellvertreter  des  eigentlichen  Besitzers. 
4.  An  der  Stütze  des  Sachenbesitzes  hat  sich 
aIhnähKch  der  Begriff  des  Besitzes  von  Rechten  ana- 
log ausgebildet:  als  thatnächliche  Darstclluny  von 
Rechtsverhältnissen,  welche  als  solche  schon  wieder 
Anq»ruch  auf  relativen  Schutz  hat  gegen  Eügemnacht 
Es  ist  diese  Seite  der  Besitzlehre  indessen  noch 
nicht  zu  voller  Klarheit  gekommen.  So  viel  steht 
fest,  dass  das  neuere  Recht  den  Besitz  der  Rechte 
miter  ausgeddmt  hat,  als  das  römische.  Ein  Besitz 
(von  den  Römern  ^ttpoMetito  genannt)  wie  an  Ser- 
vituten so  andi  an  Reedreehten  jeder  Art  wird  nun 
allgemein  anerkannt.  Aber  verwandt  damit  ist  audi 
der  Besitz  von  Personenrechten  *),  (z.  B.  des  Adels, 
eines  Berufe,  des  Autorrechts)  eines'  FamiUenverhäit' 
nisses,  (z.  B.  Kindesrerhlltniss),  eines  Erbrechts,  und 
selbst  bei  Forderungen  Jässt  sich  eine  feste  thatsäch- 
liche  Darstellung  derselben  da  denken,  wo  von  Zeit 
zu  Zeit  eine  äussere  Anerkennung  sichtbar  wird, 


gegen  tritt,  ein  Spoliam  wird  er  aber  nur  dann  begehen, 
wenn  in  Art  und  Weise  des  Verbiltnisses  ein  unmittel- 
bares Eingreifen  in  des  Andern  Recbtsberelcb  Torhanden  Ist, 
z*  B.  wenn  eine  Abpflindong  yorgenommen  wird  an  dem 
der  Im  Besits  der  Befügniss  ist»  über  des  Andern  Grund  zu 
gehen,  zu  reiten  u.  s.  w.  —  Wer  dagegen  einen  Weg  auf 
seinem  Grand  und  Boden  versperrt,  der  kann  nach  Belin- 
den des  Andern  Recht  oder  Besitz  gekrinkt  haben,  ein 
Bpolhun  hat  er  darum  nicht  verübt. 


*>  lieber  die  eigentliche  Nitor  des  »iaaureduticke»  Besities  vgl. 
BbaUtM,  Allgen.  Stattsr.  8.  9.  nnd  87a. 
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x.  B.  jährlich  ein  Zim  oder  eine  LeibreBte  gefordeii 

und  bezahlt  Avinl.  In  den  letzten  BezieliunjU'en  aber 
ist  die  Ausdehnung;  des  Besitzes  als  eines  von  Hech- 
tes wf^en  gesohtttzten  tiiateilcliychen  Zustandes  noch 
unsicher. 

5.  Erhalten  UM  sich  im  neueren  Rechte  ül)erdein 
noch  die  erliöhte  Bedeutung  des  Besitzes  an  fahren- 
der Uabe  für  das  deutsche  Eigenlhumsrecht,  die  Lehre 
von  der  Uebergabe,  vom  anvertrauten  Gute,  vom  An- 
riss  und  Ueberfall,  die  Neigung  aus  dem  Besitz  an  einem 
(irnndsliirk  oder  einer  Woluiung  auf  den  Besitz  an 
den  darin  befindlichen  beweglichen  Sachen  zu  schlies- 
sen^  das  Pländungsrecht  des  Uofbesitzers  auf  eige- 
nem Boden,  die  Vermuthung  aus  Besitz  für  die  Exi- 
stenz des  in  demselben  dargestellten  Rechtes,  die 
Ausdehnung  der  Spolienklage  nach  dem  Voiigang 
der  Canonisten,  einzelne  EigenthümlichiLeiten  in  der 
Veijährungslehre»  im  Erbrecht  die  Fiction,  dass  der 
Besitz  mit  dem  Tode  des  Erblassers  auf  den  Erben 
abergegangen  sei« 


üniies  CapiteL 

Eigenthum  an  liegendem  Gut. 
§  .  57, 

I.  Echtes  Grundeigenthum. 

1«  Das  Wort  Eigmtkum  ist  inunserer  Spradie 
vieldeutig.  Im  weitem  Sinne  wud  unter  Eigenthum 

alles  Vermögensrecht  verstanden,  das  einer  Person 
zugehört.  Zuweilen  schweift  der  gemeine  Sprach- 
gebrauch sogar  über  das  v^eite  Gebiet  des  Ver* 
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mageiisredites  huiaiis  und  heisst  auch  FamlNenrecbte 

und  öffentliche  Rechte  Eigenthuni.  Von  der  letztern 
VerirruQg  muss  die  KechUwissenschafl  ganz  ab- 
sdioDy  aber  auch  jeoer  weitere  BfBgpff  ist  für  sie 
uobrauehbar.  Sie  beschridLt  den  Ausdnck  Eigen- 
thum vorerst  auf  das  Sachonredit  und  nennt  auch 
da  nur  die  vollkommene  Hemchaft  der  Menschen 
über  die  Sacltm  MigmUkmn* 

2.  Dem  dltmn  deutschen  Rechte  war  die  Idee 
des  Eigenthums  zuerst  in  der  Gestalt  des  Grund- 
eigenthums  klar  geworden.  Das  im  Eigenthum  he- 
findliche  Grundstück  \Nurde  vorzugsweise  das  lügen, 
das  lahrende  Gut  aber  die  Habe  genannt  In  dieser 
verschiedenen  Bezeichnung  wurde  schon  deutiich  auf 
den  alten  Gegensatz  hingewiesen,  wonach  die  Herr- 
schaft über  den  Roden  wesentlich  als  Hechuherr- 
tckaft  —  was  d^  Perton  eigen  ist  —  die  über  die 
fiihrende  Habe  dagegen  zunftchst  mit  Rücksicht  auf 
das  thatsächUche  Innehaben  betrachtet  ward.  Das 
Grundeigenthum  galt  als  das  >^ichtigste  Privatrecht, 
und  zugleich  ruhte  auf  ihm  auch  der  Bau  der  alten 
YoUsM'  und  SUuUeoerfatemg, 

Die  Geschichte  des  Grundeigeothums  geht  da- 


1.  Diplom,  a.  1323.  {Kraut,  §.  99.  33.)  contradicimos 
—  plenam  proprietaiem  ei  liberUttm ,  qua  iD  vulgiri  aia- 
mannico  Egendom  dicitur. 

2«  Siichsentpiegel,  I.  31.  g.  1.  Tarende  habe  —  UBde 
egen. 

3.  Sachtengpiege! ,  I.  32.  Nein  wi(  De  oiacli  ok  to 
egene  behalden  ire  liriuchu 

4.  Oesterreichiiches  Gesetzb.  §.  353.  Alles  was  jeman- 
dem zugehört,  «Ue  seine  körperliche  und  onkdrperiiche 
Sachen  (?)  heissen  sein  fiigenihum. 
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her  parallel  mit  der  Geschichte  des  öffentlichen  Rech- 
tes im  Mittelalter;  jede  Veränderung  in  den  Herr- 
schaftsverhäUnissen  zum  Boden  hatte  auch  die  Um- 
gestaltung der  öflentlichen  Zustände  zur  Folge  oder 
war  umgekehrt  eine  Wirkung  dieser.  Das  Eigen, 
welches  in  dem  vollen  Eigenthum  des  Besitzers 
stand,  hiess  das  Alod  (VoUgutj,  echtes  Eigen,  lediges 
Eigen,  Ludeigen.  Es  kam  nur  Freien  zu  und^Rurde 
in  dem  Volksgerichte  geschützt  Als  später  die 
freicMi  (iüter  der  Bauern  der  Vogteiherrschaft  unter- 
worfen und  von  dieser  den  Uo%ütem  ähnlich  he- 
iastet wurden,  entstand  das  vogtbare  Eigen.  Das 
dan  Vasallen  zu  fester,  aber  abgeleiteter  Herrschaft 
überlassene  (irundstück  hiess  im  Gegensatze  zum 
Alod  mit  Bezug  auf  jenen  feod  [feuduro,  Lehen J. 
Dem  Ho^enossen  kam  kein  Eigen,  sondern  nur 
Erbe  zu,  nachdem  einmal  die  hofrecfatliche  Herr- 
schaft dauernd  geworden  war. 

Die  neuere  Zeit  hat  den  unmittelbaren  Zusam- 
menhang zwischen  dem  (irundeigenthum  und  dem 
öffentlichen  Rechte  gdflst,  und  wir  betrachten  jenes 
nun  als  ein  reines  Priraireeht,  in  der  R^el  nun 
als  echtes  Eigen, 


5.  Entw.  des  Zürcher  Ges.  8,  871.  Der  Eigenthfimer 
einer  Llegensehant  hat  das  Recht  vonkommener  aad  aus- 
scbliesslicher  Herrschaft  über  dieselbe.  Auch  Uber  den 
Lnflraom  oberhalb  des  GrandstädLes  und  den  Boden  un- 
ter demselben  kann  er  seine  Herrschaft  erstrecken. 

8.  Lex  Smxomm  15.  2.  Nnlli  lieeat  traditlonem  he- 
reditatis  sun  facere,  prcter  ad  ecciesiam  vel  regi ,  uC  b«re- 
dem  suum  eih«redem  faciat. 

7.  Le»  Baßw.  I.  1,  Ut  si  qals  Über  persona  volae- 
rit  et  dederit  res  suas  ad  ecciesiam  pro  redemptione  anim» 


57.  Echtes  Grundeigeolbum. 
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3.  Unter  echtem  Gmndeigenthum  verstehen  wir 
nunmehr  die  innerlich  vollkommene  und  aumhiiees- 
liehe  Hemehaft  des  Indivtdwme  Uher  ein  bestimm' 
tes  Gnmdstaek. 

Darin  stimmt  das  neuere  Eigenthum  mit  dem 
römischen  Dominium  wesentlich  tiherdn;  in  einigen 
Beziehnogen  aber  sind  noch  Eigmithttmlichkeiten  des 
erstem  m  beachten.  Vor  allen  hielten  die  Römer 
strcii^zor  an  dem  organischen  oder  künstliclien  Zu- 
sammenhang fest^  zwischen  den  Pflanzen  oder  Ge- 
bäuden mit  dem  Boden,  in  welchem  jene  wurzeln 
oder  diese  fundamentirt  sind.  Nach  deutschem  Recht 
—  und  daNon  haben  sich  bis  auf  unsere  Zeit  An- 
wendungen erhalten  —  ist  es  ausnahmsweise  mög- 
lich, dass  ein  Baum  oder  ein  Hans  einem  Ändern 
eigentiiQmlich  zugehört  als  der  Boden,  mit  welchem 
sie  verbunden  sind.  Es  kommt  sogar  vor,  dass  ver- 
schiedene Stockwerke  oder  Wohnungen  [sog.  Herber- 
gen) eines  Hauses  verschiedene  Eigenthümer  haben, 
eme  Spaltung  dessen,  was  zusammengehört,  welche 
freflich  zur  Verwirrung  führt  und  nicht  hegtinstigt, 
aber  auch^  nicht,  wo  sie  wirklich  besteht,  um  einer 
abstracten  Schultheorie  willen  willkürlich  iiegirt  wer- 
den darf. 


80«,  licentiani  habeat  da  ponione  sua»  postqoam  cam 
flilis  partivit  nee  ulla  persona  hab^t  potestatem  prohi- 
bendi  ei. 

8.  Saeh$entpiegel^  I.  52.  $•  1*  Ane  enren  gelofoe  mal 
nieman  sin  egen  nocb  sine  lode  geven.  g.  8.  Alle  Tarende 
bare  gifl  de  man  ane' enren  gelot 

9.  Sachsenspiegel^  I.  34.  I.  Ane  des  ricbteres  oriof 
nittt  en  man  stn  egen  wol  vergiren  In  ervengelor,  deste  bea 
bebalde  ene  balfe  |i$ve  unde  ene  ward«  dar  man  enen  wa- 
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4.  Eifi  wichtiger  noch  fortwirkender  Unter- 
schied zwischen  der  römisctien  und  der  deutschen 
Auffassting  des  Gnindeigenthums  liegt  darin,  dass  je- 
nes dem  £igeuthiimer  die  Befugniss,  das  Grundstück 
itt  verämuem,  unbedenklieh  zugesteht  und  auch  die 
TMlbarkeU  des  GmndstficlES  ohne  Schrsiilie  znltat, 
während  das  mittelalterliche  deutsche  Recht  Verätis- 
urUMeit  und  TheHbarkeU  der  Grundstücke  keines- 
wegs für  nothwendige  Eigenschaften  des  vollfrieien 
EigenthuBis  ansah,  sondern  vidmehr  mit  diesem  re- 
laiwe  IJmeräumrUchkeit  zu  (iunsten  der  Familie 
r^elmässig  verband,  und  auch  die  Theilbarkeit  be- 
schränkte, d«  h.  in  manchen  Fällen  die  GebumdeäheU 
vom  Princip  erheb. 

Man  hat  neuerlich  behauptet,  dass  in  dem  ur- 
sprünglichen deutschen  Rechte  schon  die  Freiheit 
der  Veräusserung  als  Regel  gegolten  habe.  Allein 
dass  damals  schon  die  Sitte  die  fierCIcksichtigung  der 
Fanilieninteressen  dem  EigenthOmer  zur  Pflicht 
machte,  und  Veräusserungen ,  welche  jene  oflenbar 
verletzten,  der  Anfechtung  der  nächsten  Erben  aus- 
gesetzt waren,  zeigen  die  Formeln  und  Urkunden 
aus  der  Zeit  der  fränkischen  Monarchie,  und  ist  dem 
Grundcharakter  des  deuUchen  Rechtes  gemäss.  Im 


gen  uppe  wenden  möge»  dar  af  sai  he  deme  ricblere  sines 
rechten  plegcn. 

iO.  Sachsenspiegel,  I.  80.  §.  i.  Erslirft  en  egen  von 
enem  biergeldcn  crvelos  dre  huve  oder  dar  beneden  ,  dat 
bort  in  dat  scullhaitcndom  van  sveme  it  erslirn.  Van 
dritticb  huven  oder  dar  beneden  ,  dal  bort  in  die  graTscap. 
Is  it  mer  dau  dritticb  l^ve,  so  is  it  dem  kODiage  aliei 
iedicb. 


Digitized  by  Google 


^  Vi*  Echtes  Grundeigeatk«».  251 

• 

Mittelalter  hfelt  es  Eyke  von  Repkow  fftr  gemeines 
Hecht  der  Deutsclieii,  dass  INieinaiid  sein  Kigeii  ohne 
,  Zuslhnmung  der  näcfisten  Erben  veräussern  dürfe; 
die  Zustimmuiig  üreilidi  durfte  nicht  willkttriieb  Ter- 
weigert  werden  und  Nothfillle  waren  vorbehalten. 
Selbst  mit  Zustimmung  der  Erben  sollte  überdem 
der  freie  Bauer  nicht  all  sein  Eigen  veräussern  dür- 
fen. Eine  Uofetelle,  so  gross,  dass  man  darauf  einen 
Wagen  wenden  kann,  und  eme  halbe  Hufe  Land 
soll  er  behalten;  wollt«  er  auch  davon  noch  ein 
Stück  oder  dieses  Land  \ eräussern,  so  bedurfte  er 
dazu  der  Jbirlaubniss  des  JUichttn.  Das  schöiTenbave 
Grundeigenthuni  musste  mindestens  drei  Hufen  gross 
bleiben,  das  fürstliche  Eigen  wenigstens  dreissig  Hu- 
fen. Wurden  auch  diese  Sätze  nicht  überall  in 
Deutsciiiaud  anerkannt  und  beachtet,  und  kamen 
audi  mancherlei  Abweichungen  vor,  so  sind  doch  in 
ihnen  bestinmite  Typen  der  deutschen  Rechtsord- 
nung zu  erkennen.  In  manchen  (legenden  war  das 
Einspruchsrecht  der  Erben  auf  isr^^ü/ er,  d.  h.  solche 
Güter  beschränkt,  welche  von  dar  Familie  her  in 
das  Eigenthum  des  Verftusserers  gekommen  waren, 
und  man  verstattete  diesem  die  freie  Veräusserung 
von  Gütern,  die  er  selbständig  erworben  hatte. 


U.  WeiSlti.  d.  Bibrauer  Mark.  (Grimm,  W.  I.  öl 2.) 
Wir  wisen  me,  das  ein  iglicher  gewerter  man,  der  gewert 
wil  sio,  der  sal  han  zwene  und  dryssig  morgen  wesen  vnd 
eckir,  eine  hobestad ,  vnd  off  die  hobstad  mag  er  bauwen 
hus  vnd  schüren,  bachhus,  gaden  vnd  einen  wenschopp, 
obe  er  iz  bedarff  vnd  mag  sinen  hoff  berreden  us  der 
marg. 

^2.  Mumhurgtr  $|el»     i2f20.  1.  9.    8o  vor  eio  Man 
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Die  neuere  Zeit  hat  die  Stätigkeit  des  mittel- 
alterlichen Rechtes  zu  Gunsten  der  individuellen  Frei- 
heit gelockert  und  das  Prindp  des  rönuschen  Rech- 
tes fVeräusseHiehkeü  und  Tke&barkeü  des  Chrund- 
eigenthums  )  als  Regel  angenommen  und  eingeführt. 
Aber  in  einigen  wiclitigen  Institutionen,  namentlich 
für  StammgiUer,  Famitienfideicommim  und  bäuer- 
Uehe  Erb^er,  von  denen  spater  bescmders  die  Rede 
sein  wd,  hat  die  Anlbssung  des  filteren  deutschen 
Rechtes  f  Unvcräusserlichkeit  und  Gebundenheit J  eine 
bleibende,  zuweilen  eine  erneuerte  Anerkennung  ge- 
ionden.  Das  römische  Italien  ist  bekanntlich  an  der 
Qbennfissigen  Ansainmlimg  ausgedehnter  Lfindereien 
in  den  Händen  weniger  Eigenthümer,  durch  die  Lati- 
fundien, zu  Grunde  gegangen,  für  Deutschland  ist 
die  entgegengesetzte  Gefahr  der  Verarmung  der 
bäuerlichen  Familien  in  Folge  massloser  Theihmg 
und  Zersplitterung  des  landwirthschaftlichen  Rodens 
um  so  sorgfältiger  zu  beachten,  als  die  deutsche 
Nation  ihrer  Physis  nach  in  dem  Rauernstande  ihre 
Hauptkraft  findet,  und  nur  von  da  aus  fortwährend 
erfrischt  und  erhalten  wird.  Nur  darf  man  auch 
hier  nie  das  Heil  von  abstracten  und  willkürlichen 
Regeln  erwarten,  sondern  muss  die  besonderen  Yer- 


ODd  ene  Vrauwe  ßrve  Hopet^  des  sin  se  weldich  to  gevin 
und  to  sellcndo,  weme  dtl  ss  wellet;  alkerhaod  Erve  oflie 
Gut,  dat  enem  Manne  edder  euer  Yrouwen  anvallen  mag, 
oflte  anvalll  van  ehren  Olderen  edcr  van  ehren  Vronden,  dal 
hei  Ervegnd ;  alsodan  £nre  —  dat  en  mag  neen  Mann 
wedder  seilen  ofTte  seilen  ane  Krven  LofT.  id  en  sy  also, 
dat  id  eme  not  do>  deme  dat  Erve  to  höret,  und  de  Not 
schall  he  hewisen  —  und  ferkopet  id  dar  he  will. 

« 
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hältnisse  der  Bodenbeschaflenheit,  der  Sitten  und  der 
Cultur  der  Bewohner,  der  herkömmlicben  Rechto- 
gebräuche  u.  s*  f.  mil  in  Betracht  liebeii. 

Diese  Bemerkung  bezieht  sich  anch  auf  die  Ver- 
suche der  neueren  Gesetzgebung,  einer  in  wirthschaft- 
licher  Beziehung  nachtlieiligen  Parcellirung  der  ein- 
lehien  TheUe  des  Cuiturlandes  in  allzu  kleine  Stücke 
dadurch  zu  b^egnen^  dass  ein  be$timmte$  Man, 
z.  B.  für  Aecker,  Wiesen,  Rebland  u.  s.  f.  festgesetzt 
wird,  welches  nicht  weiter  zertbeUt  werden  darf. 
Dergleichen  Bestimmungen  können  besonders  bei 
Erbtheihuigen  wohlthtttig  wirken,  aber  sie  dürfen 
nicht  absohlt  sondern  nur  so  gefasst  werden,  dass 
die  Mannichfaltigkeit  Ortlicher  und  individueller  Be- 
dürfnisse zu  den  erforderlichen  Ausnahmen  gelan- 
gen kann. 

•  Lalnmlaye,  hisloirc  du  droit  de  propriete  loii- 
ciere  en  occident.  Paris  1839.  Püite^r,  Lehre  vom 
Eigentbam.  BeseUr,  Erbverlräge  I.  S.  48  ff. 

If*  Gesammt-  und  Sonderelgentbuiu* 
i.  Begriff  and  Anwendung  des  GestromteigenUiama. 

1.  Der  (iegensatz  zwischen  Gesammt-  und  Son- 
dereigenthum ist  im  deutschen  Rechte  so  alt  als  die 
ursprüngliche  Eintheilung  des  Bodens  zum  Behuf 


!•  Alle  Zeugnmm.  (bei  Mnchmmr^  Dec.  cam.  2. 
Et  iiaben  die  Grttscblag  eigen  schutzbann  ausser 
der  marii  abgesteint,  aber  in'der  mark  nichts  das  abge- 
sidnt  sei. 

%  BUnda  3.  IHM.  Die  schOlBn  tntwoiun:  was 
mark  und  waU  sei,  das  wollen  sie  bandfesUgen  und  belfep 


Digitized  by  Google 


254  Zweites  Boeli.  Cap.  IIL  Eigenthum  an  liegendem  Gut. 

der  Cultur  iinil  Nutzung.  Der  Wissenschaft  ist  es 
aber  erst  sehr  spät  und  nach  mancherlei  Verirrun- 
gen  und  lebhaften  KAmpfen  geglttckl,  doiselben  recht 
zQ  verstehen.  Nor  ein  Theil  nSmlich  des  yon  einem 
Volke  oder  in  kleineren  Kreisen  von  einer  (lemeinde 
eingenommenen  Landes  wurde  zu  freiem  Eigenihum 
(Sondereigentkfm)  unter  die  einzelnen  Volki^enoesen 
vertheiK,  oder  dnrch  freie  Aneignung  erworben.  An- 
dere Ländereien  hlieben  unvertheilt ,  und  der  ye- 
meimamen  Beicirtkung  und  Benutzung  vorbehalten. 
Die  ersteren  Güter  waren  die  Sondergüter  und  be- 
standen regelmässig  aus  einer  WohmtäHe  (Word, 
Were,  SoMstätte,  Hof)  und  aus  ^ec/;em  und  Wiesen, 
Die  letzteren  Länderstrecken  dagegen,  welche  nicht 
in  das  Privat'  oder  Sondcreigentkum  abgegeben 
wurden,  wurden  yom^miliGh  als  gemeine  Watdi^mg 
oder  gemetne  Weide  benutzt  Wir  können  dieselben 
unter  dem  Namen  der  Almende  (Gemeinemark)  zu- 
sammenfassen, und  das  Recht  daran  füglich  zum 
Unterschied  von  dem  Sonderdgenthum  Geeammt' 
eigenlhum  nennen.  Unsere  Vorfahren  pflegten  diesen 
Gegensatz  auch  so  auszudrücken,  dass  sie  zwischen 
Eigenlhum  (im  engeren  Sinne  als  Sondereigenthum) 
und  Hecht  an  der  Gemeinmark  unterschieden.  Das 
letztere  stand  ab»*  wieder  in  einer  doppelten  subjec- 
tiven  Beziehung: 


es  htUeo,  was  at»fr  tehmhimmd^  alt  wiesen  ond  Icker  seien, 
da  wüsten  sie  in  mSriiergeriebt  nicht  antwort  über  tu 
geben. 

3.  jMenhasleryieislh.  V.  1tt70.  {Grimma  R.  Altertb.  8.89.) 
mtmand  hat  in  dem  geriebt  einen  e^nen  waU^  sondern 
ist  dem  ganien  g^ricbt  sotUlndig«  und  wenn  Jemand  seine 
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a)  zu  der  alten  Gemeinde  als  einem  Ganzen, 

b)  zu  den  einzelnen  Sondereigentkümern  in  der 
Gemeinde,  die  hinwieder  Gc»neindegeno6SQ^  wa- 
ren, als  neübenektigitm. 

Diese  Doppelbeziehung  schloss  sich  ganz  einfach  an 
die  genossenschaftliche  Natur  der  alten  Gemeinde  an, 
und  äusserte  sich  in  zwei  Hauptanwendungen: 

a)  dass  die  Gemeinde  ifie  VerhaMoNse  der  Aknende 
durch  Mehrkeit$beKhiU$se  ordnete  und 

b)  dass  die  Nutzung  der  Almende,  d.  h.  die  Aus- 
übung der  Herrschaft  den  einzelnen  Sondere  m  l; en- 
tfaöniem  zustand  und  wie  eine  Zubehöräe  der 
SondergiUer  betrachtet  wurde.  (Vgl.  oben  §.  35. 
und  §.  38.) 

Das  war  die  ursprüngliche  Darstellung  des  Ge- 
sammte^enihums  im  deutschen  Recht.  Später  sind 
neue  Anwendungen  dessellien  Grundgedankens,  vor^ 
züglich  im  Famüienrecht  hinzugekommen,  und  auch 
heute  hat  derselbe  noch  eine  praktische  Bedeutung. 

2.  Aber  hat  derselbe  auch  eine  innere  geistige 
Haltbarkeit?  Oder  leidet  er,  wie  manche  Kritiker 
meinen,  an  einem  logischen  Widerspruch?  Das  ist 
noch  eine  bestrittene  Frage.  Wohl  hat  Harn  recht, 
flass  der  Satz  des  römischen  Juristen:  Duo  eandem 
rem  in  eoUdmn  poeeidere  non  posemt,  nicht  auf 
einer  eigenthfimlich-nationalen  Rechtsanscfaauung  der 


eigene  gOter  for  wald  za  gebrauchen  ferwachsen  Uesen 
wollen  hecken  und  binme  so  gross  wlren,  dass  zwcen  och- 
sen sieh  darein  ?erbergen  kdnnten,  sol  solches  gut  tnr^ 
meinen  mark  gezogen  und  gehalten  werden. 

4.  jilimlam.  Form  Nr.  10.  cum  silvis  eommunibm  aui 
propra»*  Nr.  16.  de  mYm  propra  wtei  /urü  Jnrhos  GL. 
eommunem  paeetum  eommMmeeqne  eüoarum  mae. 
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Römer  beruhe,  soodeni  in  dam  Begriffe  des  Ooini- 

nium,  als  der  ausschliesslicfim  Herrsi^haft  des  Indivi- 
duums über  die  Sache  eine  iogisclie  Begründung 
finde.  £r  folgerte  daraus,  und  wir  gestehen  zu,  im 
Sinne  der  römischen  Juristen,  wenn  xwei  oder  mdir 
rere  Personen  in  einem  Herrschaftsverhaltniss  zu 
einer  Sache  erscheinen,  so  könne  das  nur  entweder 
Mileigenthmn  (condotainiumj  sein,  d.  h.  jede  von 
ihnen  nur  zu  einem  ideellen  Theile  (^o  miiviio) 
ausschKesslicher  Eigenthfimer  sein,  oder  indon  man 
Jene  Mehrheit  der  Personen  zusammenfasse  und 
ab  Eine  juristische  Person  betrachte,  ausschliessliches 
Aüekmgmthwn  dieser  Universitas.  Für  den  Begriif 
des  Gesammteigenthums  schien  da  kern  Raum  mdhr 
und  so  hat  ihn  denn  Haue,  und  nach  seinem  Vor^ 
gange  aucii  Duncher  verworfen. 

Und  dennoch  liegt  in  der  alten  Beherrschung 
der  Almude  durch  die  genossenschi^che  Gemeinde 
eine  so  klare  Gestaltung  des  Gesammte^jenthums  vor, 
die  freilich  Hasse   nicht  gekannt  hat,  dass  selbst 
Vuncker  sie  nicht  unter  die  ikgnüe  Miteigentbum  und 
Alleineigenthum  zu  zwingen  weiss*  MiUige$Ukmm 
war  das  nicht,  denn 
a)  der  einzelne    Sondere igenthünier    hatte  keinen 
festen  aliquoten  TUeii  an  dem  Eigenthum  der 
Almende,  über  den  er  einseitig  und  ausschliesslich 


5.  Oberuseler  Weislh.  (Ebenda  S.  502.)  Wir  wisen 
uf  unsern  eid  Biger  mark^  wali  wasser  und  weide  als  wil^ 
als  sie  begrififen  bat,  den  merkern  zu  recJitlicliem  eigen  unU 
kan  die  von  niemand  zu  lehen  weder  von  Könige  oder  von 
keiser  noch  von  bürgen  oder  vod  siedeu,  dan  sie  ir  recbl 
eigen  isl. 
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hätte  verfügen  können.  Die  Zahl  der  Sonder- 
eigenthümer  war  anfangs  nicht  ahgeschlossen, 
und  jed»  konnte  nur  seiiien  Vorhäknissen  zu 
der  Goneinde  gemäss  in  Gememschafk  mit  den 
Nachbarn  Herrschaft  ühen. 

b)  Er  konnte  auch  nicht  auf  reale  Ausscheidung 
und  auf  TheUtmg  der  Alinende  klagen.  Die  Al- 
mende  soll  ab  unvertheütes  Land  beisammen 
bleiben« 

c)  Der  Einzelne  musste  sich  dem  unterzielieii,  was 
die  Gesammtheit  der  Markgenossen,  und  selbst, 
was  die  MehrheU  derselben  in  der  Gemeinde 
bescbloss,  denn  die  verbundene  Gememde  be- 
trachtete sich  als  Herrn  der  Almende. 

Eben  so  wenig  aber  geht  es,  der  Gemeinde  ab 
einer  Universiuu  das  ausichUealiehe  Eigmihim  an 
der  Ahnende  zuzusprechen,  denn 
a)  die  Gtiommüheit  ^lässl  wohl  Ordnungen  über 
die  Benutzung  der  Almende,  aber  sie  besitzt 
und  nutzt  doch  keineswegs  oder  nur  in  unter- 
geordnetem Hasse,  z.  B.  zum  B^uf  ö£fentiidier 
Werke  ki  Bau  Ton  Steg  und  Weg  die  Almende 
/ür  sich.     Vielmehr  steht  die  hauptsächliche 
Nutzung  —  und  das  ist  doch  wohl  die  realste 
Seite  in  der  Ausübung  der  Herrschaft  —  den 
Sfti^dereigmthmMrn  ab  Gmeindegmoum  zu. 


6.  Stadtr.  v.  fTmUrtkur  v.  1264.  Item  Silva  dicta 
Escbabech  eo  jure  eommmm  qaod  valgo  dicilur  gimeinmerche, 
qaemadmodum  hactenus  ab  anliquo  foisse  dinoscitur,  io 
ttsum  ville  cedet  nbhinc  inantea  rnemorats. 

7.  Erfelder  Weislh.  {Grimm,  R.  A.  S.  ttäS.)  Item  SO 
aigenthnmb  und  allmen  im  feld  zu  hauf  StOSSeD ,  Ob  das 

Bl  n  uttoblb  deutscbes  Frivatraoht.  |7 
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Diese  schicken  ihr  ^^ieh  auf  die  gemeine  Weide, 
sie  holen  Holz  zu  ßan  und  Brand  in  der  ge- 
meinen Waldung. 

b)  Die  in  dem  Recht  dt»s  Ganzen  eingeschlossenen 
und  sogar  mit  den  Sondergütern  vererblichen 
TheUrechte  der  Markqenoam  könnoi  unmög- 
lich als  dingliche  Rechte  an  fremder  Sache  be- 
trachtet werden,  denn  diese  Nutzungsrecl^te  um- 
fassen ja  für  immer  den  ganzen  Ertrag  der  ge- 
meinen Weide  und  Waldung,  und  eine  davon 
versdiiedene  und  getrennte  Herrschaft  der  Ge- 
sammtheit  hfttte  von  Anfang  an  und  Air  alle 
Zukunft  keinen  realen  Inhalt,  sondern  nur  eine 
formelle  Bedeutung,  imd  "würde  daher  sicherlich 
sehr  unagentlich  .als  wahres  Eigenthum  aof- 
gefosst. 

c)  Es  stehen  sich  überhaupt  nicht  Herrschaft  des 
Ganzen  und  Herrschaft  der  Genossen  wie  Eigen- 
thum und  das  Eigenthum  beschränkende  Ser- 
vituten entgegen,  sondern  sie  gehören  innerlich 
zusammen.  Die  Gemeinde  als  Reebtssubject 
schliesst  die  Genossen  niclit  als  Rechtssubjecte 
aus,  sondern  besteht  eben  aus  diesen,  und  die 
Herrschaft  der  Gemeinde  offenbart  sich  ebenso 
in  der  Herrschaft  der  Genossen. 

Es  bleibt  sonjit  nur  übrig,  nach  einer  andern 
Läsuiog  des  Käthseis  zu  suchen:  denn  wenn  in  alter 


eigenthom  dem  allmen  soll  frid  geben  oder  das  allmeo 
dem  eigenthum?  hal  der  bergschölT  geweist,  derjenige  der 
cigenihom  auf  das  allmen  stossen  hal,  soll  sein  eigenthom 
befriden;  so  er  das  nit  thete,  nehme  er  denn  schaden,  soll 
Ihme  niemand  kehren  noch  pflichtig  sein. 
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Zelt  die  Gemeinde  sagte:  »Die  Ahnende  gehört  mint 

und  die  donossen  sagten :  »Die  A Iniende  gehört  uns«; 
so  wollten  sie  sich  nicht  widersprechen,  und  es  hatten  in 
der  That  beide  darum  Recht,  weil  eben  die  Gemeinde 
als  Person  ans  den  Genossai  ab  verbundenen  Per- 
sonen  bestand. 

3.  Die  Herrschaft  und  zwar  die  volle  Herr- 
schaft des  Menschen  ühor  die  Sache,  zunächst  den 
Eribadm,  ist  in  zwei  Hauptforrooi  m(jglich: 

I.  als  AUeinherrsehaft  der  einzdnm  IndMdum 
über  einzelne  abgegrenzte  (innidstiicke.  Sie  ist 
das  was  wir  Privateigenthum,  im  eigentlichen 
und  gewöhnlichen  Sinne  Sondereigenthwn  heissen« 
nnd  diese  Art 'der  Herrschaft  betont  aOerdmgs 
die  ÄuschliessUchkeit  mit  Nachdruck.  Das  In- 
dividuum will  für  sich  allein  herrschen. 

II.  Als  Gemeinherrschaft,  als  Herrschaft  in  Gemein- 
whafu  Sie  legt  nicht  auf  individuelle  Beherr- 
schung /tir  9kh,  sondern  auf  die  Cremeinsehaft 
der  Beherrschung  den  Nachdruck  *),  und  es  tritt 
daher  in  ihr  —  wenn  man  auf  das  Verhältniss 
der  verbundenen  Individuen  sieht  —  die  Rück- 
sicht auf  Aussehiiesdiehkeit  ganz  in  dm  Hinter- 
grund.   Das  ist  nicht  Miteigenthum  [condomi- 


8.  8ehwy*»r  Landr.  1294.  (LaDdbneh  S.  36Ö)  so 
sqId  sy  die  Klöster  miden  veli  wasser  holt  wunne  and 
weide  dbt  kmCer.  t.  ÜMB.  (Landb.  8. 188.)  Binen  anlT  dlfr 
lAmdkmiem  AUmsud  mmers  Lmnä*, 


*)  Damil  ist  deon  aiieb  der  vermeiiiUicbe  logische  Widerspnieli 

gelöst,  denn  dieser  wurde  mit  der  scharfen  Schneide  der  Aut* 
schliesslichkeil  dargelegt.  Mit  einer  ahnlichen  logischen  Ope- 
ration lässl  sich aucbi)eweiseo ,  dass  weon*w«i  Au^enSAtkt Sacbo 

17* 
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mum),  vielmehr  gehört  das  letztere  ganz  zu  der 
ersten  Art.  Das  AUeineigeDthum  wird  im  Mit- 
eigeDthum  geqwlten,  pro  parte  aber  ist  jeto 
Miteigenthümer  wieder  tussehBesgiicher  nAUein- 

eigenthümer«.    Das  ist  vielmehr  GaaimmteigeH' 

Im  rönuscheD  Recht  findet  sich  nur  die  erstere 
Art  der  Herrschaft  anerkannt;  den  Dentsdien  er- 
schien die  zweite  Art  so  natürlich,  dass  man  gerade- 
zu sagen  darf:  das  individuelle  AUeineigenthum  am 
Boden  hat  sich  bei  ihom  aus  dem  alteren  Gesammt- 
eigenlhum  am  Boden  hmusgdiildet  und  dann  ml  das 
letztere  auf  die  Almende  zurtickgedrängt.  Die  Deutschen 
sind  aber  nicht  die  einzige  Nation,  welche  ein  Ge- 
sammteigenthum  in  ihrem  Rechte  annahm.  Der  Be- 
griff hat  eine  viel  ausgedehntere  Bedeutung 

Die  ganze  Entwicklung  des  Eigenthmns  in  Europa 
zeigt  übrigens  im  Grossen  ein  unaufhörliches  Fortschrei'  ' 
tef»  des  Äüeineigenthutns  oder  Smdereigenthums  und 
ein  aUmähUcheB  Zurückmiehm  und  Äufgetiktwerdm 


9.  Weisth.  v.  Bibrau.  [Grimm,  W.  I.  513.)  Wor- 
den die  merker  icht  zu  rade  von  der  mark  wegen  vnd 
sprechen,  das  en  das  beste  vnd  das  nolzeste  wer  —  so 
Saiden  die  minsleo  den  meisten  folgen. 


seheD»  sie  m»W  wenehiedent  Bilder  dieser  Sache  in  sich  aal- 
nebmen  müssen;  und  dennoch  sieht  der  Mensch  mit  zwei 
Augen  die  Eime  Sache  einfach,  weil  die  beiden  Augen  zusam- 
men Kehttreo  aod  in  Gemeioschart  dem  Einea  Menschen 
dienen. 

*)  Er  findet  sieb  aneh  fm  MtkcU»  and  Umltckm  Eeebt.  Das 
m§iudk9  Inttltttt  der  j^int-ummcU  feriebleden  Ton  der  itMu- 
€i€  im  0MMMI»  CBlMftffoiM^  Conmk  O,  C.  XU.  Joim^teneala  tre 
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des  Gesammteigmthums.  Es  frägt  sich  aber,  ob 
diese  Bewegung,  von  welcher  auch  der  Geist  aus- 
tehU$piUeher  SeWitiucht  nicht  fremd  ist,  nidit  im 
üebermass  stattgefunden  habe  und  ob  nicht  gerade 
darin  eine  Hauptquelle  der  ökonomischen  Missver- 
hAltnisse  unserer  Zeit  zu  erkenned  sei,  welche  hin- 
wieder zu  unsinnigen  Protestationen  gegen  alles 
Alleineigenthum  und  zu  einer  neuen  alle  individuelle 
Freiheit  zerstörenden  Gestaltung  der  Gemeinschaft 
in  Form  des*  Communismus  gereizt  haben. 

4.  Das  Princip  des  ChiammteigerUkimi  kommt 
im  heutigen  Recht  noch  yomehmlich  in  folgenden 
Verhältnissen  zur  Anwendung,  bald  deutlich  ausge- 
bildet, bald  mehr  in  verdunkelter  Gestalt: 

L  in  der  Herrschaft  der  neuem  Markgenoseen- 
nehafUn  an  dem  gemeinen  Gut;  vgl.  §.  38.; 

II.  in  der  Gütergemeinschaft  der  Ehegatten; 

III.  in  dem  Institute  der  Zusammentheilung  oder 
Gemeinderschaft;  auch  in  den  Erbwrbrüde- 
rungen  und  Ganerbeckaften; 

IV.  in  der  fortgesetzten  Gütergemeinschaft ; 

V.  zuweilen  auch  bei  Familienfldeiconmissen  und 
FamiUensUftungen  (§•  68.  3.j; 


10.  Graraehansr.  von  Hyhwg^  36.  {Orimm^  W.  L 
30.)  Ist  abar  mar  dann  ain  man  in  einem  hos«  die  ttü 
mnd  gemem  mit  euumderm  Amtkl,  dia  von  todas  wegen  ab- 


Said  to  be  seised  per  my  et  per  tont),  welches  von  der  neuern 
Jurisprudenz  noch  anerkannt  aber  mit  Missgunst  behandelt 
wird,  ist  auch  eine  klinstlicbe  Anwendung  des  üesamml- 
eigenthaoif« 
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•  VI.  bei  dem  Dmheerband; 

VII.  in  dem  Bergeigenthum  der  Gewerkschaften; 

VIII.  bei  dem  Vermögea  der  AciiengeselUchaften 
und  anderer  Genouenfchaften  (§.  39). 

In  ahgeküeter  oder  msmtUch  beschränkter  Farm 
ist  dasselbe  walirzwnehmen: 
1.  iu  der  Sammlbelehnung; 
0.  in  der  hofrechllichen   Gemeinschaft  der  zu 
Erbe  bmchtigten  Bauern  mit  Bezug  auf  die 
grtmdkerrliche  H'ialdung  und  Weide; 
III.  in   dem  Bergrecht  der  Gemrkschaflen,  wo 
noch  die  Regalität  gilt. 
Selbfil  bei  der  Behandlung  des  GeseUschaftsver- 
mogens  der  modernen  Handelsges^sehaft  finden  wir 
Abweichungen  von  dem  Grundsatz  des  Alleineigen- 
thuntSt  der  hier  noch  vorherrscht,  welche  sich  nur 
aus  dem  Prindp  des  Gesammteigenthums  erklären. 

In  AUeinei^enthum  wurde  dagegen  das  atte  Ge- 
sammteigenthum  an  der  Almonde  da  verwandelt,  wo 
die  ursprüngliche  geuossemchaitliche  Gemeinde  sich 
zu  der  modemai  völlig  einheitlichen  Gemeinde  con- 
oentrirt  hat  Aber  sdbst  da  haben  sich  noch  einr 
zelne  Nachwirkimgen  des  frühem  Gesammteigen- 
thums in  den  Nutzungsrechten  der  Bürger  erhalten, 
durch  welche  sie  sich  von  gewöhnlichen  Servituten 
unterscheiden. 

S.  In  all  den  genannten  Anwendungen  schHesst 
sich  das  Gesammteigenthum  an  die  genosseuschaft- 


gand»  so  sol  doch  nur  der  eltest  gevallet  werden,  wenn  der 
abgat  und  daz  ye  von  dem  eltesien  an  den  eltesten  gan. 

11.  Sachs.  Lehnsr.  32.  S.  1.  Man  mach  vele  brüde- 
ren  eo  gut  lien  ob  sie  mit  samender  bant  oatvat  uode  ge- 
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liehe  Art  des  Subjectes  an.   Eine  andere  Hanptan* 

Wendung,  die  bisher  noch  wenij^  beachtet  und  ver- 
standen ist,  setzt  dagegen  nicht  eine  Genossenschaft 
voraus»  sondern  nur  eine  bestimmte  objeciive  Ord- 
nung der  gemeinsamen  Bekemehung,  £s  ist  das  die 
Herrschaft  Ober  die  gevneinen  Gewässer,  welehe  schon 
von  Natur  nicht  zu  dem  Allein-  sondern  zu  dem  Ge- 
samnUeigemhuiii  gravitireu.   (Vgl.  §.  53.  und  §•  75.) 

6.   Die  Hauptwirkungen  des  Gesaminteigenthums 

sind: 

a)  die  Herrschaft  kann  sowohl  Ton  der  GesamnU- 
heit  als  von  Einzdnen  geQbt  werden,  beides 

nach  Massgabe  der  Verfassung  der  Genossen- 
schaft, oder  der  geminm  Ordmmg, 

b)  Der  Grundsatz,  dass  jeder  Müeigenihümer  jede 

positive  Verfügung  des  andern  Miteigenthümers 
dnrch  seine  Einsprache  behindern  könne,  fuidet 
auf  das  Cresammteigenthum  keine  Ämoendung, 
Vietandir  verfUgt  jeder  einzelne  Gesammleigen- 
thUm^  sehier  SteBong  in  der  Genessenschaft 
gemäss  oder  iimerhalb  der  öflentlichen  Ord- 
nung mit  Freiheit;  hinwieder  muss  sich  aber 
anch  jeder  Einzelne  den  Anordnungen  unterzie- 
hen, welche  die  GesamnUhea  inneriiidb  ihrer 
Competenz  triflt 

c)  Auch  wenn  TheUredUe  bestehen  —  was  nun 
oft,  nicht  immer  der  FaU  seüi  wird      so  kann 


iike  were  daran  hebbet.  §.  3.  Die  wilc  sie  en  gut  to  samene 
hebbel  die  to  samene  belent  sin,  ir  nen  ne  mach  ane  den 
anderen  nc  nen  teil  dar  af  lieo  noch  Uleo,  dat  be't  dep  fp- 
deren  mede  veroe. 
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doch  der  einzelne  Gesammteigenthümer  nicht 
reale  Theilung  fordern*), 
d)  Oefter  findet  sich  bei  dem  Gesammteigeiithiiin 
die  fernere  Beschränknng,  dass  der  einzelne 
Theilberechtigte  sein  Theilrecht  nicht  yerftussem 
und  nicht  ein  anderes  Individuum  in  die  Ge- 
meinschaft bringen  darf. 

*  J.Ch.  Ba$H^  Revision  der  bisherigen  Theorie 
Ton  der  ^dichen  Gtttetgemehnchall.    Kiel  1806. 

Jak,  Grimm,  Rechtsalterthüm.  S.  695  ff.  (j.  Bettler, 
Erbverträge  I.  S.  73  fl'.  Bluntschli,  Zürcher  Rechts- 
gesch.  I.  S.  79  ff.  L.  Dunckcr,  das  Gesammteigenthum. 
Marb.  1843.  Momeyer,  Sachsenspiegel  II.  S.  461. 

$.  59. 

S.  Von  dem  GesammteigeBUram  an  der  Almende  und  dem 
Bigentlittm  an  Gemeindegründen  hisbesondere. 
Nntsangsrechte. 

1.  Das  Eigenthum  der  modernen  Gemeinden  an 
dem  unvertheilten  Boden  steht  mit  d^  ursprüng- 
lichen Gesammteigentham  an  der  Ahnendem  einemso 
engen  historischen  Znsanmienhang  und  äussert  sich 
noch  so  bestimmt  in  gemeinsamer  Nutzung,  dass  in 
der  Behandlung  desselben,  obwohl  das  Princip  des 
Gesammtägenthoms  dem  des  AUemeieenlhnms  hat 
weichen  mOssoi,  dennoch  mancherlei  Nadbwknngen 
des  erstereu  zu  beachten  sind.    Indem  wir  daher 


*;  In  Particularrecbten  kommt  wohl  auch  eine  derartige  Modi- 
fiettion  des  tfiteigenthums  vor.  (Vgl.  Mmek  Miteh,  H.  UL 
9ffO,  aber  da  isl  diese  netchiiakuDg  priocipwidrig  und  die 
ftechttbilduDg  unrein.  An  solcher  unlilarcr  Mischung  Ter- 
sehiedener  Prindpien  leidet  auch  die  preussische  Gesetz- 
gebung Ober  das  gemeinsohaflliebe  Jügenlhun«  landr*  I.  IT. 
%.  10  ir. 
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noch  einiges  Nähere  über  das  eigentliche  Gesammt- 
eigenthum  der  neueren  Genossenschaften  an  der  Al- 
mende  hervorheben,  können  ivir  zn^eich  das  neue 
ADeineigenthiim  an  Gemdndegründen  analog  berück- 
sichtigen. 

2.  Zu  der  Almende  (gemeinen  Mark)  gehören 
gewöhnlich: 

a)  der  geim$me  Wald,  m  nntersdieiden  von  Wil- 
dern oder  Waldstücken,  die  im  Sondereigenthum 
eines  Einzelnen  stehen; 

b)  die  gemme  Weide; 

c)  zuweilen  auch  Strämrieter,  Möeer,  Torf- 
moore etc.; 

d)  Steinbrüche ; 

e)  die  Gewässer,  Bäche; 

f)  die  Gemeindewege. 

bk  der  Regel  geht  weder  Pflug,  noch  Backe, 
noch  Sense  anf  die  Almende.  Aber  es  kann  die 
Genossenschaft  oder  Gemeinde  einzelne  Stücke  der- 
selbe an  £iiusehie  zn  uUweieem  Bern  anigoben« 

1.  Weisth.  von  Niedermending.  {Grimm,  W.  II.  492.) 
waster  und  weyde  haben  wir  vod  dem  himliMhen  vater 

SU  lehen. 

2.  Weisth.  bei  Grimm  II.  627.  fTatfer  und  fTeyde 
dem  bcm  tod  Colne  —  und  den  bürgern  zu  irer  gerecbtig- 
keit. 

3.  Ebenda  II.  372.  aqua  mär  et  pmtenae  domino  per- 
Ifneant  et  quivis  inhabiiantium  utens  aqua  vel  pascuis  ip- 
sis  solvere  debeat  precarias  —  pro  rata  bonorum  suoram. 

4.  Schwyzer  Landsgemeindeschluss  v.  1682.  (Laod- 
bueh  8.  185.)  Däfern  Einem  auf  der  Landleuten  Almtnd 
platz  zuo  einem  Haus  zuo  baowen  auch  zugleich  zuo  einem 
garten  von  hocher  oberlteil  gnedig  Tergont  wurde,  daaa  tia 
solcher  nichzig  hierauf  zuo  setzen  noch  verschreiben  zuo 
lassen  sieh  resenrlreD  and  sno  varbinden  aebuldig  sein  solle. 
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z.  B.  neu  gereotete  Stücke  an  arme  GemeindegUeder 

zum  Kartoflblbau  oder  selbst  zum  Getreidebau,  ohne 
dass  dieselben  aufliöreii  Bestandtheil  der  Almende 
zu  bleiben.  Theilt  aber  die  Gesammtheit  solche 
Stücke  für  tmmer  ab,  und  überträgt  sie  dieselben 
einzebien  Individuen  zu  SondtreigenUhum  oder  zu 
Erbpacht,  so  verlieren  dieselben  die  Natur  der  AI-: 
raeode  und  treten  aus  dem  Gesammteigenthum  her- 
aus* Dieses,  wird  mindestens  Terdunkelt,  wenn  auch 
nicht  zerstört  durch  Verstattung  dauernder  Ansiede- . 
lung  auf  Gemeindeland. 

3.  Die  Gemeinde  oder  Genossenschaft  ordnet 
durch  ihre  Gesammtorgane  die  Wirtkschaft  an  und 
yerfilgt  auch  über  die  Art  und  die  Ausdehnung  der 
Nutzungen  von  Seite  der  einzekien  Bürger  oder  Ge- 
nossen. Hierin  ist  sie  aber  oft  durch  feste  Aus- 
bildung bestinDiiter  Nutzungsrechte  in  gewissem  Um- 
fange beschränkt  (z.  B.  so  viel  Klafter  Holz  jähr- 
lich» so  vid  Stücke  Vieh  zur  Weide),  und  die  neuere 


—  ist  erleutert,  dass  die  allmenden,  so  mit  vorwüssen  und 
guetheissen  der  Landleutenvon  gesäsenem  Landrath  —  offent- 
Uch  verkauft  wurde —  nit  in  obigem  artic.  —  vermeint  seyen. 

5.  Weisih.  von  Berisborn.  [Grimm ,  II.  528.)  Item 
weist  der  schaffen  dein  gehoffner  sein  gebrauch  auf  dem 
wähl,  zum  baw,  zum  teuer,  zum  pflugh  und  wagen  vnd  so 
vil  als  ers  bebuff  nach  seiner  notturflt. 

6.  Wcislh.  V.  Flammersheim  {Grimm,  U.  S.  685.)  Uem 

—  wist  der  scheffen  vur  recht  erffen  (Erben  des  Walds) 
Flammersheim  —  die  ingesessen  naeberen  sullen  desselben 
walds  gebruchen  zo  all  yrer  nottorjft  sy  inoeghen  in  den 
wald  gain  vnd  den  bom  äff  hauwen ,  uisgraven,  reyssen, 
splyssen,  besiain,  einen  neewen  bouw  machen  up dem  waldt,  up 
sclain,  weder  äff  brechen,  zo  mart  fueren ,  verkuyffen,  als 
Weys  iod  koro  up  irem  eygenen  erff  gewaesseo,  sunder 
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Zdt  hat  das  Bestreben,  solebe  Fixining  zu  begünsti- 
gen. Im  Allgonioinoii  kommt  dieselbe  eher  vor,  wo 
GerechUgkeilm  entstanden  sind,  als  wo  blosse,  sehr 
oft  s(^ar  nur  persönlieh  gestattete  ßürgemtUzunffen 
verstattet  werden.  Vor  abstracten  Regefai  muss  sich 
indessen  hier  der  Jurist  hüten,  da  die  Gestaltung  und 
die  Bedürfnisse  des  gemeinde-  und  genosseoschaft- 
heben  Lebens  überaus  mannichfaltig  sind. 

,  Diese  Nutzungen  hat  die  neuere  Geldursamkeit 
häufig  als  Servituten  des  Waldeigenthümers  erklärt, 
dadurch  aber,  soweit  der  unmittelbare  oder  mittel- 
bare Bereich  des  Gesammteigenthums  sich  erstreckt, 
den  wahr^  juristischen  Standpunkt  verrückt;  und 
es  hat  die  falsche  Theorie  das  Leben  vieMltig  ver- 
wirrt, eine  Reihe  verderblicher  Processe  veranlasst 
und  4en  bäuerlichen  Verhäitnissea  manchen  Scha- 
den zugefügt 

Diese  Nutzungen  erklären  sich  viebnehr  daraus, 
dass  die  Almende  nicht  im  Sondereigentlium  eines 


eynicher  herrcn  gebott  o(T  verboll.  —  Vordt  me  so  weist 
der  schellen  dem  anerffen  (der  Anerben  gibt  es  dort  350) 
alles  des  gheynen  zo  zo  gebruchcn  des  der  erfT  gebruchl, 
uisgescliei(ien  ryssen  splysseii  ind  beslain;  vordt  me  soll 
der  anerflf  all  hoeltz,  wadt  he  iiis  dem  waldic  vori  ,  sali  he 
eyn  nacht  up  eymc  geanerfften  hoelT  off  huesiartherbergen, 
dann  moicht  hee  gebrucbeo,  verkuyffeD,  enwecb  geuen  as 
der  recht  erlT. 

7.  Weisth.  v.  Steinecken,  [Grimm,  II.  400).  Weyset 
der  lehnman  von  den  wälden  —  es  seind  daselbsien  4hon"- 
slädt,  so  in  den  hoff  Stcinerk  gehören  ,  die  haben  den  haw 
und  den  baw,  und  seindt  4hofsladt,  so  zu  Winkel  gehörig 
seindt,  dieselbige  haben  den  baw  und  nicht  den  hawe» 

8.  W^eisth.  v.  Lauf  Jen.  [Bluntschli,  Zürcher  R.  G.  I. 
S.  258.)  Es  ist  oucb  ze  wissen^  daz  zuo  ainer  huoh  ge* 
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Individuums  ist,  sondern  als  unvertheiltes  Land  dem 
Guammteigenthum  einer  Gemeinickaft  angehört  und 
Am  desshalb  nach  bestimmten  organischen  Ordnan- 
gen  v<Hi  einem  ga$mn  Ereite  von  Menschen  benutzt 

•  wird. 

4.   Die  wichtigsten  Holznutzungen  der  Art,  in 
denen  sieb  Tomefamlich  die  Ausübung  des  Gesammt- 
eigenthums  darstdlt,  sind: 
a)  das  Recht  auf  den  Hau,  Recht  auf  BrennHölz, 
ursprünglich  auch  nach  dem   Bediirfniss  der 
Wohnungen  (der  sogenannten  NothdurftJ  gemes- 
sen und  daher  veränderlich,  in  neuerer  Zeit 
meistens  auf  eine  beitmmte  Änzahi  Kiafter  fixirt. 
Wo  das  geschehen,  da  ist  gewöhnlich  auch  kein 
Grund  mehr,  den  freien  Verkehr,  namentlich  auch 
die  VeräuBserung  solchen  Holzes  ausser  die  Ge- 

•  melnde  zu  beschrftnken.  Diese  wichtigsten  Holz- 
nutzungen, welche  nicht  selten  den  ganzen  oder  fast 
den  ganzen  Ertrag  der  Waldung  verschlingen,  sind 


hört  Jf^  fueder  holirechu  und  luo  ainer  SckuopoM  tutey 
fu^der  holzrecht. 

9.  Weislh.  v.  Cröve.  {Grimm ,  II.  377.)  Weiset  der 
scbeffen»  so  welich  mao  in  diesem  reich  gesessen  ist,  und 
holz  bedarff  zu  baawen  uf  dem  walde  Contel,  des  sali  es 
heischen  des  lehenhern  amptman ,  der  sali  es  ime  geben, 
also  dass  er  das  holtaverbauwe  in  einer  Zeit,  als  der  schef- 
reo  weiset;  thette  er  des  nit,  so  m6%en  ine  die  farster 
pfenden. 

10.  Weisth.  Aeiehsivald,  [Orimm^  II.  775.)  Item  80 
is  des  hofl^  mannes  recht,  dat  hey  np  der  geroeynden  mach 
bauwen  wat  hey  wilt,  ind  lo  mairde  vairen  ind  den  stock 
vysser  der  erden  granen,  nm  dat  hey  zo  bas  synen  gerech- 
ten heren  dienen  moeghe.  Item  hat  der  hoffknan  recht  In 
den  Torst,  dat  hey  synen  hanwe  hauwen  mach«  den  hey 
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übrigens  mit  Nothwendigkeit  [durch  die  Rücksicht 
auf  die  micA^^  Enra^rkeü  der  Waklui^  be- 
schrlnki  Wenn  daher  z.  B.  durch  {Waldbrand 
oder  durch  den  Borkenkäfer  oder  durch  den  Feind 
ein  Theildes  Waldes  zerstört  und  die  Tragfähigkeit 
deMelhen  verniiuid^  wird,  so  mtlssenauch  diese 
Nutzungsberechtigten  sich,  so  lange  die  Minderung 
dauert,  einen  verhiUtni$mäsiigen  Abzug  gefallen 
lassen.  Alle  Nutzungsrechte  zusammen  dürfen 
nie  den  forstwirtlischaftlich  ermittelten  Jahrei- 
erlrag  4er  Waldmg  ia>er^eigen.  Biese  Beschrin- 
kung  kann  gar  nicht  auf  dinglichem  W^e  ge- 
hoben werden, 
b)  das  Recht  auf  den  Bau,  d.  h.  auf  ^auAo/z  für  Her- 
stellung oder  Neubau  des  Hauses,  der  Scheuem 
und  Stiille  u.  s.  f.  Das  Bedürfnia  des 
Bauern  und  der  Vorrath  oder  Mangel  an  Bau- 
stämmen sind  hier  gewöhnlich  die  Factoren,  mit 
deren  Hülfe  die  Vorsteher  das  rechte  Mass  er- 


np  des  11001  goide  setset  offroeret»  hey  halt  oaeh  Tanreeb- 
tan  alle JiireswejanebneDie,  eynen  eiebenenind  eynen  boe- 
ebenen,  ind  en  vfnt  hey  des  eicben  nett,  so  maeb  bey  iweyn 
boecheoen  hauwen,  dae  bey  sinen  houwe  mede  bebeilde. 

11.  Weisth.  TOD  Cröve.  (Orimm,  II.  377.)  Aueb  be- 
darf ein  man  oder  weib  bollie  su  aeinen  waaen  ond  ploge, 
das  soll  er  beiscben  dem  ampUnan,  der  sali  es  ime  geben 
und  soll  er  das  boltES  uf  dem  walde  folgen ,  also  das  man 
sebe,  dass  es  dann  dage  und  anders  warUu  nft.  —  Aaeb 
mögen  alle  dicjbenl,  die  feur  und  flamme  ond  bans 
ballen  binnent  dem  gesirk  des  reicbs,  die  In  die  einong 
borent,  winlfellig  TDd  Ilgen  bolUe  vn  feur  holen  vnd  nit 
anders. 

12.  Weistb.  von  FUtmenhem*  (Orimm,  II.  686.)  Item 
weist  der  scbelTen  onch  veyrdeballT  hundert  eoitler,  der  sal 
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mitteln.  SeHiener  ist  auch  diese  Nutzung  fixirt 
Häufig  aber  kommt  hier  ein  Losgeld  vor,  wel- 
ches der  Baubedürftige  an  die  gemeine  Gasse 
bezahlen  muss,  und  das  zwar  nicht  dem  vollen 
Kau4>reise  gleich,  aber  doch  als  ein  zu  leisten- 
der Gegenwerth  betrachtet  und  g^en  Udierlas- 
sung  des  Bauholzes  haar  erlegt  wird. 
5.   Von  luUergeordiieter  Bedeulung  sind  manche 
andere  Holznutzungen,  deren  Art  und  Ausdehnung 
aber  wieder  sich  aus  dem  Grundgedanken  eridärt, 
dass  die  gemeine  Waldung  nicht  einem  einzelnen, 
sondern  dem  geordneten  gemeinen  Gebrauch  zuge- 
höre. Auch  hier  wird  häufig  der  wahre  Gesichts- 
punkt verschoben,  mdem  man  den  Begriff  der  Ser- 
vituten mit  einseitiger  Strenge  der  Betrachtung  zu 
Grunde  legt.   Von  der  Art  sind: 

a)  das  Recht  der  Genossen  auf  Nutzholz  zu  Pflug 
und  Wagen; 

b)  das  Recht  der  armm  Leute  (der  SatherJ  in  der 

Gemeinde,  die  keine  Genossen  (Erben,  Anerben, 


nernen  eyn  ruyien  up  sinen  halss  ind  eynen  liiiltzen  ham- 
mer  daer  hy,  den  sali  he  myi  im  brengcn  ,  dae  myl  mach 
hee  gain  in  den  wald,  wat  he  myt  dem  hammer  äff  mag h 
sclain,  sunder  groin  hollz  ^  macgh  hee  myl  im  hoym  drag- 
hen,  behoefrt  hee  einer  groynner  weil,  die  sal  he  myl  brongen. 

13.  AlLenhasler  Weislh.  {Grimm,  R.  A.  S.  511.)  in  des 
gerichls  wald  habent  die  inwohnor  des  Ziegelhauses  die  go- 
rechligkeit  im  wald,  dass  sie  mit  einer  handkeppen  hauen 
und  auf  dem  reff  heraustragen  dorfen. 

14.  SögJer  Holzgeding.  [Grimm,  R.  A.  S.  513.)  da  die 
wind  holl  uniweiedc,  das  zur  zimnurunge  müge,  dasselbe 
mögen  die  besitzrr  des  bauses  Söj^len  als  hohgreve  zu  sich 
nehmen  und  gebrauchen.  Was  aber  von  holz  niedergefal- 
len, so  zur  zimmerunge  nicht  müge«  wer  von  den  markge- 
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Vollbauern,  Halbbauern J  sind«  auf  dürres  Holz, 
Raff'  md  Leseholz.  Die  Personen  der  Nutzungs- 
berechtigten wechseln  hSufig,  und  immer  er- 
neuert sich  zu  Gunsten  der  heranwaclisenden 
und  ansiedehiden  Familien  oder  Individuen  das 
Redit,  obwohl  es  nicht  ein  erbliches  ist  Sub- 
jectiy  ist  es  abgelöst  von  allem  Zusammenhang 
mit  bestinnmten  Gütern  und  nur  im  allgemeinen 
auf  die  Gemarkung ,  den  Bann  der  Gemeinde 
local  beschränkt;  objectiv  wird  die  Waldung  da- 
durch ding^ch  belastet:  eine  beachtens werfte 
juristische  Erscheinung,  welche  indessen  auf 
dem  Gebiet  der  deutschen  Nutzungsrechte  nicht 
vereinzelt  steht  Für  den  praktischen  Werth 
dieser  Nutzung  ist  es  wichl%,  ob  die  Holzer 
sich  ohne  alle  Instrumente  mit  Hand  und  Fun 
behelfen  müssen,  oder  ob  sie  wenigstens  höl- 
zerne Hämmer  gebrauchen,  oder  ob  sie  ein  ein- 
faches Schneidinstrumeni;,  den  GerUl  mitnelimen 
dürfen.    Dass  fhom  nicht  erlaubt  ist  Beile  zu 


nmen  solches  ehr  gefunden  umtmehmi,  der  soll  es  nich- 
tig sin. 

15.  Weistb.  Ton  maiMroth.  {Orum ,  II.  180.)  Die 
Wannsrother  sollen  auch  macht  haben,  nicht  allein  in  ihren 
gemeinen  ond  hohen  eichenen  wHIden ,  sondern  auch  In 
den  anderen  drer  gemeinen  wilden  sUmbtllch,  das  dfirre 
laub  tu  scharren  und  za  gebrauchen. 

16.  Weisth.  Ton  Merenhofen,  {Orünm^  II.  060.)  Vort 
wisen  wir  wan  em  eeker  reldt  np  desem  wald,  so  Sailen 
der  bode  mit  zweien  geschworen  —  den  wald  besien»  wat 
her  Ton  drill  liden  möge.  —  Ind  wan  dan  die  ferken  up- 
gedreViNi  sind,  sollen  sie  gain  sess  wecben ,  so  verne  sie 
damp  so  lang  ecker  hären;  hetiensie  des  auch  niei,  so  mö- 
gen nnse  gn.  h.  olT  sin  ambtman  ind  die  anerven  die  zit 
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verwenden ,  .  versteht  sich  bei  dieser  Art  der 
Nutzung  von  selbst.  Auf  der  wohl  geordneten 
GestattoDg  dieser  Nutzang  beniht  in  hohem 
Grade  die  Sicherheü  der  Waldimg  vor  Hok- 

frevel  und  die  Wohlfahrt  der  Häuslinge  in  der 

Gemeinde. 

c)  Das  Recht  auf  den  WinMruch  oder  W^indfiül, 
zuweilen  als  ein  Vorzugsrecht  der  Fikriter 
(dann  freilich  sehr  unzwecknisssig,  da  eben  eine 
gute  Forstwirthschaft  den  Windfall  sehr  ver- 
mindert, eine  schlechte  aber  ihn  vermehrt)  oder 
der  Pfarrer  oder  des  HoUgrafen,  zuweilen  aber 
auch  der  freien  Aneignung  der  Hol^enossen 
Preis  gegeben.  Ganze  durch  den  Sturm  nie- 
dergeworfene Strecken  der  Waldung  werden 
nicht  mehr  als  Windfall  bdianddit. 

d)  Das  Recht,  Baumstrttnke  aiMzufteMed»  und  das 
viel  bedenklichere  weil  forstwirthschaftlich  schäd- 
liche und  daher  nun  meistens  aufgehobene  Recht 
dieselben  auszugraben. 

e)  Das  Recht,  Laub  w»d  Streue  xu  tammb^,  wo- 
durch zwar  der  Waldang  DOnger  entzogen,  aber 
ein  natürliches  Bedürfniss  der  übrigen  Land- 


dama  konen,  betten  sie  tver  ms  ecker  boven  die  sess  we- 
cheo»  so  mögen  sie  dama  die  fit  lengen. 

17.  Weistli.  von  DMedm.  {Grimm^  II.  679.)  Item  ein 
iglicber  mach  so  viel  schvein  in  den  acker  thnn »  als  er  in  • 
seinem  haus  ziehen  mag.  —  vnd  also  viel  einer  vor  s.  Jo- 
hannes tag  kanfen  oder  beslaen  roagh»  und  noch  14  tage 
nach  s.  Johannes  tag»  mag  er  aoch  In  den  Hcker  tbun.  vnd 
der  nit  schwein  bette,  wan  man  in  den  Icker  fahren  soll, 
der  mag  dan  iwej  kanffen  oder  den  pfacbt  von  sweyen 
hollen. 
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^irthschaft  befriedigt  wird.    In  der  Regel  wird 
daher  die  Vermittlung  der  beid^ki  Interessen 
dw  einsätigen  BegfinsÜgiaig  nur  des  einen  In- 
teresses vorzuziehoi  sein. 
6.    Ferner  haben  die  Weiderechte  sehr  oft  ihren 
Ursprung  in  dem  alten  Gesammteigenthum.  Indes- 
sen sind  die  Waldungen  allmählich  befreil  worden 
Ton  dieser  Last  und  Gefohr,  und  die  gemeinen  Weide- 
grtinde,  die  eigentliche  Almende,  sind  grossentheils 
vertbeüt  worden  oder  sonst  ins  Sondereigenthum 
Qbeigegangen ,  sp  dass  hier  mehr  noch  als  bei  den 
Waldungen  das  Gesammteigenthum  zurackgedrAngt 
wurde  und  sich  nur  ausnahmsweise  noch  erhielt. 
Die  älteren  Weisthümer  sind  aber  noch  voll  von 
Bestimmungen,  welche  die  gemeine  Weide  so  ord- 
nen» wie  es  die  zwiefache  Rücksieht  auf  die  Gemein- 
schaft und  die  Einsefaien  erheischt,  und  heute  noch 
sind  ähnliche  Gestaltungen  des  Weiderechts  nicht  sel- 
ten.   Hervorzuheben  sind  folgende  oft  wiederkeh- 
rende Grundallge: 
a)  das  Weiderecht,  wie  überhaupt  das  Recht  auf 
die  Ahnende,  schliesst  sich  ursprünglich  r^el- 


18.  Bofir.  sa  Mtggm.  {Orimm,  I.  IM)  Onch  soi  ma 
wissen,  das  man  in  disem  bot  was  der  aiaB  gtwmirm 
wuig  uff  dtm  Mumm,  das  sol  er  ooeli  ane  geueide  smmrm^ 
fnd  oueh  nfit  me. 

19.  OI(taang  tob  Hikkißrg.  {Ormm,  h  S06.)  Ilen  der 
tieti  nad  trib  halb  ist  alee,  dae  man  allweg  rinder  gegeii 
rinder,  kuefieb  geieo  koevich  tribea  eol  Togefarllch»  Ynd 
nieoiandt  mer  ri  die  tuet  triben  vod  seblachen,  dahin  er 
trelt  vnd  trab»  dann  so  ril  er  gewialeret  liai:  befigle  sieh 
aber,  das  aioen  se  karls  bcsebeebe  an  haw,  alaa  das  er 
ain  teader  konffe  eolieha  sei  aua  nii  aebcen,  sonder  gül- 

BloBlsobli,  dealfehsi  PriTatncht.  18 
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iM88i|;  an  im  Betkai  der  ^SbiK/tfr^iller  «n.  üm 
doMwiHm  wifd  donii  4fe  Benutzmg  40r  Weide 

durch  die  RücMcht  auf  die  Grö^e  und  das 
ßedürfniss  dieser  beschränkt,  und  hänfig  treffen 
Wir  auf  die  Bestimaning ,  dass  jeder  Genosse 
nur  «o  iM  Vieh  rar  geneiiieii  Weida  eddeken 
darf,  ab  er  «if  dem  Sondaqjvt  zu  itbm^mUm 
vermag. 

b)  Spat^  werden  auch  diese  Nutzungen  oft  fiwirt, 
90  das»  jedem  Genoneo  gestattet  wird,  eine  be- 
HkMttte  Anzahi  Vieh  auf  die  AhneMle  (s.  B.  die 

Iwmeine  Alp  im  Gebirg)  zu  treiben.  Als  Ein- 
heit kommt  vor  die  Kuh  weide,  oder  »Kuhessefx, 
so  dasa  z.  1.  wie  in  Schwyz  ein  Pferd  zu  zwei 
Kiüiesaen,  sidm  Sciiafe  oder  Ziegen  ra  einer 
Kuhesse  geschätet  wird.  Wie  die  Losgelder 
bei  den  Holznutzungen  finden  sich  auch  hier 
2'rift$eld€r  für  die  Nutzung  der  Weide,  wekiie 
in  die  gemeine  Casse  faUen. 

c)  In  der  Regel  steht  der  Vena9imhmg  der  6e^ 
nossenschafl  oder  der  Gemeinde  das  Recht  zu, 
mit  Mehrheit  gemeinsame  Ordnungen  zu  erlas- 


Hcli  hingan  lassen,  es  sol  och  niotnan<it  kein  russ  in  die 
esch  schlachen,  anders  dann  die  ross ,  so  ainer  desselben 
tags  vor  dem  pfluog  bnicht  hat,  vngefarlich. 

20.  Schwyzer  Allmrindverordnung  von  1849.  §.  i. 
Weidgang ,  Pflanzland  ,  Waldungen  sowie  aller  übrige 
Grundbesitz  der  Oberallmcindscorporation  verbleiben  unge- 
theiltes,  unverpfandbares,  und  unveräusserliches  Ei^enthum 
der  Corporationsgenossen.  §.  2.  Jeder  im  Bezirk  Schwyi 
wohnende  Oheralirneindgenosse  hat  Anspruch  auf  einen 
verhälinissmässigen  Allmeindnutzen  und  bezieht  denselben 
io  Natura.  §.  IS.  Zum  Zweck  der  Benutzung  desWeidgaO'* 
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'  '  sen,  durch  welche  die  NotzuDg  der  gemeinen 
Weide  genauer  bestimmt,  wenn  auch  beschränkt 
wird,  z.  B.  Triftgelder  aufzuerlegen.    Aber  sie 

darf  nicht  nach  Willkür  die  Nutzungen  aufheben 
oder  wesentlich  umgestalten,  sondern  nur  im 
gmeinsamen  Interesse,  also  nicht  zur  Ausschlies- 
suttg  Eulzelner  und  mit  Beachtung  der  herkimm' 
liehen  Steihmg  vnd  Reckte  ihr  Sondergui9' 
hesitzer ,  also  nicht  ohne  weiters  mit  Mehrheit 
der  persönlichen  Stimmen  gegen  die  Mehrheit 
der  Grande^enthümer. 

d)  Der  alteren  Aufibssung  entspricht  es,  dass  sogar 
über  die  Sondergiiier  zu  ge^^  issen  Jahreszeiten 
das  gemeine  Weiderecht  erstreckt  wurde. 

e)  In  dem  Gemeindehirten,  der  das  Vieh  der  Ge- 
nossen sammelt  und  als  Heerde  hütet,  stellt  sich 
wieder  die  Gemeinschaft  der  Genossenschaft  dar. 
7.    In  den  Gemeinden,  in  welchen  das  Recht 

auf  die  Almende  sich  in  das  Alleineigenthum  der 
Vnivereitas  gleichsam  verdichtet  hat,  haben  die 
Nutzungen  der  Borger  auch  oft  jeden  dinqiiehm  Cha-> 
rakter  verloren,  und  sind  zu  obligalorischen  Hechten 


ges  ist  von  allen  im  Beiirk  Schwyz  gelegenen  Heimwesen 
der  Winteranssertrag  in  Kiliessen  auszumitleln.  Soviel 
Ktlhessen  ßFutierun^  das  Heimwesen  eines  Oberallmeind- 
genossen  ererSgl:  für  so  Tiel  Kttbessen  Sömmernng  bat 
derselbe  oder  ein  anderer  Genoss,  welcher  dessen  Heu  anf- 
blrtet,  oder  das  selbstgewinterle  Vieh  desselben  ankaufe 
Ansprach  zum  Auftrieb  auf  die  Allmeind.  Das  mit  W^ildheu 
gewinterte  Vieh  eines  Genossen  ist  auf  gleiche  Weise  zum 
Auftrieb  berechtigt. 

21.  Sachsenspiegel  II.  54.  §.  2.  Nieman  ne  mut  ok 
sunderllken  hirde  hebten ,  dar  he  dem  gemeinen  hirde  sin 

18* 
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der  einzelnen  Bürger  als  Gläubiger  gegen  die  Ge- 
meinde als  Schuldnerin  verdünnt  worden.  Man 
denkt  sich  dann,  dass  die  Begründung  dieses  Schuld- 
yerhaltnisses  auf  dem  BeteMua  der  Gemeiiidey  d«  h. 
der  freiwilUgen  üebemakme  solcher  Verpflichtungen 
beruhe ,  und  sind  dieselben  auf  unbestimmte  Zeit 
gewährt,  so  nimmt  man  au,  sie  dauern  so  lange 
fort»  als  nicht  die  Gemeinde  anders  yerfdge. 

Sogar  in  diesem  FaDe  aber  ist  es  bedenklich, 
den  Entscheid  ganz  und  gar  in  die  WiUkür  der  Ge- 
meindemehrheiten  zu  legen»  Ist  in  der  Gemeinde 
das  Princip  des  allgemeinen  und  persönlichen  Stimm-* 
rechts  eingeiührt,  nnd  haben  die  Nichtgrundbesitzer 
das  Uebergewicht,  so  sind  sie  zur  Gefährdung  des 
Grundbesitzes  leicht  zu  verleiten,  die  Nutzungen  der 
Grundbesitzer  zu  Gunsten  der  Gemeindecasse  zu  be- 
schränken, und  hinwieder,  wenn  die  Grundbesitzer 
die  Mehrheit  haben,  diese  geneigt,  ihre  Nutzungen 
auch  da  zähe  festzuhalten  und  zu  vergrössern,  wo 
das  allgemeine  Interesse  darunter  leidet.  Bei  solchem 
Widerstreit  der  Interessen  innerhalb  der  Gemeinde 
ist  mit  einer  abstracten  Regel  nidit  zu  helfen»  soor 


loD  inede  geminDere,  he  ne  liebbe  drie  hofe  oder  mere»  die 
sin  eigen  oder  sin  len  sin. 

23.  ffeimarisehe  Gemeinde-Ordn.  JH.  Nur  di^eni^ 
gen  Gegenstiode  des  GemeindeveraiSgens ,  deren  Natural- 
natsung,  z.  B.  an  Brennholz«  Obst,  Grai^  Weide,  hMrMmm- 
Ueh  den  einzelnen  Gemeindegliedern  oder  den  Ortsnach- 
harn überlassen  worden  ist,  nnd  naeh  0€m^mde6e§Mu99 
femer  Üherlassen  werden  soll,  dfirfen  In  dieser  Welse  auch 
ferner  bennttt  werden«  so  lange  nicht  hesonders  wichtige 
und  dringende  Bedenken  entgegen  treten.  Auch  die  her- 
gebrachte Terlheilttng  der  NataralnoUnngin  mnss  sofort 
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dem  es  bedarf  einer  fireim  Erwägung  und  Ausglei- 

ekung  der  verschiedenen  Interessen,  welche  eher  anf 
dem  Verwaltiings  -  als  auf  dem  Justizwege  zu  errei- 
cben  ist  Es  handelt  sich  hier  weniger  um  Erken- 
nen des  bereits  gewonnenen  als  vielmehr  vm  Ge- 
stattong  neuen  Rechtes. 

8.  Zuweilen  hat  sich  aber,  besonders  bei  Land- 
gemeinden ,  das  alte  Recht  des  Gesammteigenthums 
an  der  Ahnmde  «^halten,  widirend  das  übrige  Ge- 
meü^degui,  welches  Mr  öffendiche  Zwecke  der  Gemeinde 
diente  und  nicht  zu  Bürgemutzungen  verwendet 
wurde,  als  AUcineigenthxnn  der  Gemeinde  behandelt 
ward.  Die  Gemeinde  stellt  sich  dann  in  ersterer 
Bezidhimg  noch  als  Gmoaemehaft  dar,  wdirend  sie 
in  letzterer  znr  Corporatüm  im  engeren  Sinne  ge- 
worden ist;  und  es  sind  in  Wahrheit  zwei  Güter, 
ein  eigentliches  Gemeindegut  und  ein  GenossengtU  zu 
unterscheiden.  Dieser  Unterschied  ist  auch  dann  zu 
beachten,  wenn  das  letztere  nicht  ausschliesslich  zu 
Nutzungen  der  Genossen  verwendet,  sondern  theil- 
weise  zu  Gemeindezwecken  mit  benutzt  wird.  Man 
pflegt  die  dmfßiehen  Nutzungsrechte  der  Art  i?ea(- 


hinwegfallen  oder  beschränkt  werden,  wenn  und  soweit  die 
Verzinsung  oder  die  Tilgung  der  Gemeindeschulden  sonst 
nicht  gesichert,  oder  die  lauTenden  Ausgaben  und  Bedürr- 
nisse  der  Gemeinde  nach  ortsobrigkeitlichem  Ermessen 
ausserdem  nicht  gedeckt  sein  würden. 

23.  fVüritembergisches  Gemeindeges.  v.  1833.  Art.  51. 
In  Orten ,  in  welchen  sogenannte  Realgemeinderechte 
(Nutzungen,  die  aus  besondern,  einer  Anzahl  von  Grund- 
eigenthümern  in  unzertrennter  Gemeinschaft  zustehenden 
GemeinheitsgüteFn  bezogen  werden)  bestehen,  hat  es  in  An- 
sehuDg  der   Xbeiloabme   deijenigen  Gemeiodegenosseo, 
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geminderechic  zu  nennen  im  Gegensätze  zu  den  per- 
wdichen  Nutzungsrechten,  und  vom  luum  sieb  diese 
Bezeichnung  gefoQeu  laaien»  *  wenn  man  sidi  qur, 
stets  erinnert,  dass  es  wieder  zwei  AiWi  dersdben 

gibt: 

a)  solche  die  noch  mit  Eigenthum  von  Sonder- 
gatem  sutQectiv  verbunden  sind  (Reobecfate  im 
dgentlichen  Smne); 

b)  solche  die  von  den  Sondergütern  abgelöst  und 
als  selbständige  dingliche  Rechtsame  dem  per- 
iimhchm  VerkaK^  und  der  Vererbung  der  Berechr 
tigCen  anheim  gegeben  worden  sind. 

Aus  der  Idee  des  Gesammteigenthums  sind  diese 
Rechtsame,  verschieden  von  den  Servituten  leicht 
zu  erklären,  aus  dem  Gesichtspunkt  des  AUeineigenr 
thums  nicbt  lu  verstehen. 

Der  Geist  d^  neueren  BechlsastwidJung  ist  in- 
dessen dieser  Doppelnatur  der  Gemeinde  und  dieser 
Verbindung  zweier  verschiedenartiger  Geweindegüter 
nicht  günstig,  und  strebt  die  SontUrmg  und  Aut- 
gcMdung  an,  sowohl  in  subjectiver  IMohtung  zu  der 
reinen  öffentlichen  Gemeinde  auf  d^r  einen  und  der 


velcbe  kein  Aealgemeinderecht  besitsen»-  bei  der  asf  dem 
HerkommeD»  auf  YertrSgen  oderanderB  gültigen  RechUtiteln 
bembenden  Locafverfassang  sein  Yerbleibeo.  —  Bei  entF- 
stehendem  Streite  ist  darauf  binsuvirken,  dass  von  Jenen 
Gemeinheitsgötern  ein  bestinunter  Theil  als  wirkUcku  Oe» 
memdetig^nikum  ausgesebledeB »  und  der  Ertrag  desselben 
als  persöniiehe  Geroeindenutsung  unter  sfimmtlicbe  Ge- 
nieindegenossen  rertheUt  werde« 

24.  fFeimarüche  Geneindeordnung  von  1840.  g.  33. 
Nutsungsrecbte»  welcbe  nicbt  den  OememdegUedsm  alt  moI' 
eh§n  stistebpp^  welebefielmehrvon  elnielnen  Gliedern  in  der 
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als  in  objectiver  Beziehung  sn  enem  wnkfoi  file- 

ineimlcqut,  das  im  Alleineigenthum  der  Gemeinde  ist, 
und  zu  einem  privatrechtlichen  Genoisen^e^  wel- 
cte*  im  GeMunniteigeiittittni  der  Recbteamegenoflseii- 
Schaft  steht.  Diese  Aussdbeiduiigf  die  nicht  ab  Aua- 
einandcrsetzung  eines  Eigeiithümers  und  der  Servi- 
tutberechtigten  behandelt  werden  darf,  hat  auch  den 
grossen  Yortheil»  daas  die  Genossenschaft  dann  für 
ihr  Genpssengut  prixmkmohilkke  Freiktü  erlangt, 
welche  sie  gar  wohl  selber  zu  üben  be^higt  ist,  wäh- 
rend die  \>rbindung  mit  dem  übrigen  Gemeindegut 
auch  diese  durchaus  privatreciitlichen  Verhältnisse 
einer  nur  aus  Gründen  des  afienttichen  Rechts  zu  mo- 
tfvirenden  Sftafltoaufeioht  überwirft. 

9.  Dass  ein  einzelner  Genosse  selbst  dann  nicht 
Theilung  der  Alrtiende  fordern  darf,  wenn  ihm  ein 
diogllGhes  Theflrecht  an  dem  gemeioca  Boden  zu- 
stand, ergibt  aldi  ab  Folge  der  dauernden  Genos- 
senschaft und  des  Gesammteigenthums  von  selbst. 
Die  Almende  sollte  unvertheiltes  Land  bleiben  und 
zur  Nutzung  ftir  alle  Zukunft  der  Gesaauntheit  er- 


Gemeinde  oder  von  einer  bestimmten  Classe  (Genossen- 
schaft) der  Gemeindeglieder,  z.  B.  den  Anspanngutsbesilzern 
einer  Draugenossenschart  oder  auch  von  dritten  Personen, 
vermöge  erweislichen  Rechtstiteis  durch  verjährtes  Herkom- 
men oder  durch  Ersitzung  selbständig  und  unwiderruflich 
erworben  sind,  unterliegen  der  F'erfügung  der  Gemeinde 
und  namentlich  einer  Einziehung  zu  deren  Besten  nicht, 

25.  Dipl.  archiep.  Colon,  a.  1257.  [Kraut,  §.  108. 
Nr.  1.)  hominibus  qui  Hohgenoze  dicuntur  sive  consilvani 
indulgemus,  ut   ipsi  —  silvam    inter  se  condividant,  ita 

quod  qiiiiibet  eorum  proporUonaliler  partem  recipiat,  et 
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halten  werden,  das  war  der  leitende  Gedanke  schon 
bei  der  «rsten  Besetzung  des  Bodens. 

Aber  darf  nicht  die  Versanunlung  der  Geoossen, 
die  thnoaeMchaft ,  oder  die  Gememde  neämg 
schliessen  ?   Und  gilt  hier  ein  MehrheUibeiMiUB  aveh 
für  die  widerstrebende  Minderheit?    Wir  müssen 
unterscheiden: 

a)  wo  sidi  das  Aüekmgmtfmm  der  modemen  Ge- 
meinde aasgd[>ildet  hat  und  natpenStUiehe  BUrfer- 
nut Zungen  bestehen,  kann  die  Gemeinde  durch 
die  gewohnten  Organe  ihres  Willens  und  in  ge- 
wohnter Weise  (mit  Mehrhe^)  auch  die  TM- 
lang  der  GemeingrOnde  verfilgen; 

b)  wenn  dagegen  dingliche  Nutzungsrechte  ( Gerech- 
tigkeiten] an  dieser  Art  von  Geineindegiitern  be- 
stehen, so  kann  nicht  ebenso  unbed^iklichdieThei- 
Inngsfrage  der  Willkflr  der  Gemeinde  überlassen 
werden ;  denn  durch  die  Theilung  werden  auch  jene 
Gerechtigkeiten  verändert,  die  nicht  der  Gemeinde 
gehören.  Ein  Theilungsbeschluss  der  Gemeinde 
kann  daher  zonAchst  nur  die  rechtfidie  Wir^ 
kung  haben,  dass  damit  die  TAetlifii^  der  ge- 


qood  liceat  eisdcm  dieUm  sihrm  ad  agricaUaraiii  redocm 
Tel  ad  allos  qaoscanque  usus. 

26.  freuMuehM  Gm.  1881.  8.  83.  Die  bisher  ge- 
meinsebaftlieh  ausgefibie  BeaatiaDg  liadlicher  Groadstacke 
(soweit  sie  Weide-,  Ferst-  und  solche  BereebtIgoDgen  be- 
trim,  die  auf  Plage-,  Heide-  uad  Bldfenbieb  gehn)  soll 
zum  Besten  der  aUgomeiBen  Landcoltiir  mdgllchst  aofgeho- 
heu  werden.  Die  Tbeilang  findet  nur  auf  Antrag  eines 
oder  mehrer  Theilnebmer  statt  —  Jeder  Miielgenthiiflner 
und  Jedes  sur  Benutzang  (des  städtischen  oder  Dorfeigen- 
tbnms)  bereehUgte  Mitglied  der  Gemeine  (Ist)  für  die  sel<-> 
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meinen  Güter  in  zwei  Theile,  d.  h.  die  ^tM- 
ichndung  zwisdUBn  den  AnsprOchen  der  Ge- 
meinde und  denen  der  Genomnachaft  der  Ge- 
rechtigkeitsbesitzer eingeleitet,  nicht  aber  die 
Theilung  unter  letztere  bestimmt  wird, 
c)  Gehört  die  Aimende  nicht  einer  Gemeinde,  son- 
dern einer  Gmo—machrnft  ra,  so  ist  es  hier 
wohl  dem  Charakter  d^  Gienossenschaflen  ge- 
mdsser,  dem  Beschlms  der  Mehrheit  in  der  Regel 
Wirkung  zu  geben,  als  Eimtimmigkeit  aller  Ge- 
/   nossen  xn  verlangen,  nur  mit  derfiescbrinkung» 
dass  eine  Minderheit  die  Mdirheit  dann  hem- 
men darf,  wenn  sie  nachzuweisen  vermag,  dass 
die  letztere  die  dauernden  Wirthschaftsinteres- 
sen  der  Genossen  verletze. 
Die  neuere  Gesetzgdrang  ist  in  diesen  Beziehun- 
gen sehr  schwankend,  theils  weO  ihr  durch  die  ein* 
seitige  romanistische  Theorie  die  Einsicht  in  die  ver- 
schiedenartige juristische  Gestaltung  der  Rechte  an 
der  Almende  verwirrt  worden  ist,  theils  auch  weil 
sie  sich  zuweilen  ausschliessHch  von  Culturinteressen 
leiten  lässt,  und  insbesondere  die  Theilung  der  Ge- 
meindegründe begünstigen  will.   Die  preussische  Ge- 


nem  Gnmdbeslts  aBbiDgeade  Thannehmongsreeble  auf 
Aosiinandenetsong  loiatragen  berechtigt. 

97.  Bayriieket  Gemeindeges.  g*  Bi^  TbeiluDg  der 
sur  Zeit  aocb  in  nogetheiUcr  EigenscbafI  Torbandenen  Ge- 
meiDdegrQnde  findet  nur  wegen  naebgewiesenen  fiberwie- 
genden Yortbells  (fir  die  Gemeinde  mit  Zostimmnng  der 
Mehrheit  tob  drei  Tiertbell  sämmtlicber  wirklieber  Ge- 
meindeglieder der  GesanimtgemeiBde  •  unter  welchen  drei 
Yiertbeiien  Jedoch  die  Grösstbegfitertea  der  Gemeinde 
sowie  der  oder  die  gcbifereibereebtigtenbegriflbn  sein  mfis- 
sen,  and  mit  bf^berer  CoratelgeBebmigaog  statt. 
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sebgebung  geht  sogar  so  weit,  die  Tbefloiig  tob  dem 

Begehren   eines  eiuzelneu  Genossen  abhängig  zu 

*  Jak.  Grimm,  Rechtsalterth.  S.  497  IT.  Bluntschli, 
Zürcher  Rechtsgeschichtc  H.  S.  73  ff.  J.  Wäskr,  über 
die  Gemeiiidegüter  und  deren  Benutzung.  Leipzig 
1849L    Wiiii,  ZeUtohr*  f.  Mbmii.  Recht  I.  &  81  ff. 

§.60. 

3.  01»er-  und  Nutieigentham. 

1.  Bekanntlich  haben  die  Ghiisatoren  den  Ge- 
gensatz eines  dominium  direclvm  und  dominium  utHe, 
den  4ie  Deutschen  später  Ober-  md  Nutmgmtlnm 
ge  nannt,  zuerst  in  die  Theorie  eingeführt.  Es  ist  nicht 
schwer  nachzuweisen,  dass  diese  Unterscheidung  im 
römischen  Rechte  nicht  begründet  ist,  und  dass  die  Glos- 
sator«! durch  den  ihnen  nicht  ebenso  wie  uns  ver- 
stSndHcfa^  römischen  Unterschied  der  actio  directa 
und  actio  utilis  verleitet  worden  sind  diesen  Sprach-, 
gebrauch  auch  auf  das  Eigenthum  überzutragen. 
Wenn  man  aber  die  Glossatoren  und  die  grosse 
Mely*hdt  der  ihnen  nachfolgenden  Juristen  beschul- 


1.  Bartolus  ^   ad  I.  16.   D.  de  adquir  poss.  [Kraut, 
lOö.  Nr.  1.)  Doctor  Äiirelianus  dicit,  quod  unum  solum 

est  dominium.    Sed  duo  sunt  —  directum  et  utile, 

2.  Urkunde   von   1307.    Vgl.  unten  §.  66.  Nr.  8. 

3.  -ßa^-r.  Landr.  n.2.2.  Dominium  directum  et  uiilo  wird 
genannt,  wenn  die  Sach  mehr  Herren  hat  und  einem  da- 
von die  Grundhcrrschafl,  dem  andern  aber  nur  das  nutz- 
bare Eigenthum,  wie  i.  E.  bei  Lehen,  Eibrecht,  Leibgeding, 
veranlei teter  Freyslift  uod  aodero  dergleichen  Gütero  an- 
gehört. 
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-  kOnstlißh  aufg^eiiracliftt  und  es  sei  das  soganiimto 
Qbereigenthmn  gani  dnfadi  Ei^ietUkim  zu  nenoeu, 

das  sogenannte  Nutzeigenthuni  aber  nur  ein  jm  in 
re  aUena,  so  hätte  schon  das  Andenken  an  eine  ver- 
wandte  Cntencheiduiig  der  röoiischeii  Junston  selbsl 
Yor  aideheitt  etwas  eberflächfidieii  UitheOe  hawahren 
sollen.  Wer  alle  wirkliche  Rechtsbildung  jederzeit 
nach  einer  logischen  Formel  bemisst,  dem  wird  es 
gerade  so  unverständlich  bleiben,  dass  die  Römer  in 
der  dasfiischeii  Zeit  ihrer  Juisprudenz  dm  Tüum  ab 
dimmm  ex  jur$  QuirUmm  eines  fimAti  haben  be- 
trachten und  gleichzeitig  das  Eigenthum  des  Sejtis, 
das  sie  //)  honis  nannten,  an  dem  nämlichen  fundm 
haben  s^htttasen  kitomen,  wie  er  qpcht  begpreift»  dass 
die  Neuem  dem  cvaen  das  Ober-  und  dem  andm 
das  Nutzeigenthum  an  der  gleichen  Sache  zusprechen. 
In  beiden  FäJlen  wir(}  das  Eigenthum  gespalten,  und 
in  beiden  Fällen  —  obwohl  sie  im  übrigen  ver- 
schieden sind  —  dem  einen  die  fomeli-id$att  Seite 
des  Eigenthums,  dem  andern  die  reafe-  dee^Iben  asu- 
geschieden. 

Der  römische  Gegensatz  des  ex  jure  Quirüium 


4.  rrewu9üehe9  Landr.  I.  8.  S«         Wer  nar  die. 
FropriMtAet  Sache  ohae  dtf  Naiiungsrechi  hal.  vird 
EigDer  genannt.  §.  20.  Wer  Mileigper  der  Proprietü  tsi 
und  zugleich  das  Natsongsrechi  bat  >  dem  wird  ein  mUzr 
6are§  Eigenthum  der  Sache  beige1<Qt. 

Oe9terreiehmh0t  Ges.  g.  39V.  Kommt  —  £iaem 
nur  ein  Recht  aaf  die  SubsUns  der  Sache,  dem  Andern 
dagegen  nehst  einem  Rechte  auf  die  Snbstani  daa  ans-, 
schliesallche  Recht  auf  derselben  Malsangen  xu«  dann  Ist 
das  Eigenttiimisrecht  geiheili  und  fUr  beide  nmoeileUindig, 
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und  des  in  bonis ,  welcher  in  den  altrdmischen  and 
«Umfthlich  ihre  Kraft  veriieraideii  Fonnen  des  pu 
ehüe  seinen  Grand  hat,  war  m  den  Zeiten  der  Glos- 
satoren längst  ganz  verschwunden  und  hatte  im  rö- 
mischen Rechte  selbst  der  hergestellten  Einfachheit 
imd  Einheit  des  Eigenthums  weichen  mOssen. 

Aher  den  Glossatoren  waren  aus  den  italieni- 
schen GUleryerhttltnissen  deuischrecktliche  Scheidun- 
gen der  Herrschaft  an  dem  Boden  theils  in  Ukens- 
reehtUchm^  theils  in  bäuerlichen  Verhältnissen  so  nahe 
vor  Augen,  dass  sie  im  HinhÜck  darauf  gar  wohl 
datu  gelangen  kcmnten,  darin  eine  Spakmg  d$t  Ei- 
genthums  in  ein  Ober-  und  ein  Nutzeigenthim  zu  er- 
kennen. 

So  lange  der  Vasall  an  dem  beneßeium  nur 
einen  mit  seinem  oder  seines  Gefolgsherrh  Tode  en- 
denden Niessbrauch  besessen,  oder  der  Bauer  nur 
einen  von  der  Gnade  des  Grundherrn  abhängigen 
Besitz  an  dem  Hofgute  erlangt  hatte,  so  lange  war 
es  freilidi  unpassend,  diese  Rechte  Eigenthum  zu 
nennen.  Aber  als  das  Lehm  einerseits,  das  bäuer- 
liche Erbe  andererseits  umfassender  und  fester  wurde, 


Jener  wird  OUr^mihämery  dieser  Nutzeigenthünier  ge- 
nannt 

ft.  Bntw.  des  Züreker  Ges.  §.  899.  Für  die  Zukunft 
Isl  die  Theilang  des  GroDdeigenthums  in  Ober-  und  Nutz- 
eigenlhnm  nicht  mehr  gesuttet.  g.  895.  Der  Nutzeigen^ 
Udlmer  isl  berechtigt  das  Oberei^enihum  gegen  eine  Los- 
kanrssamnie  Ton  10  Proeent  des  realen  Werihes  der  Lie- 
genschaft an  sich  su  bringen  und  dadurch  volles  und  un- 
getheiltes  Bigentham  za  erwerben.  §.  896.  Dem  Ober- 
eigenthamer  steht  das  Becht  nicht  zu,  das  Nutzeigenihum 
gegen  Entschädigung  des  Nntzeigeotbümers  wieder  an  sich 
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so  konnte  es  in  Frage  kommen,  ob  auch  das  noch 
ein  blosses  dingliches  Recht  an  fremder  Sache  oder  ob 
es  nicht  natOrUdier  sei,  dasselbe  ab  eio  — -  wenn 
auch  abgdeitetes  —  Eigenthm  an  eigener  SoeAe  lu 
bezeichnen,  das  man  /.um  Unterschiede  von  dem  ur- 
sprüngHchen  Eigenihum  des  Herrn»  welches  zwar  der 
Idee  nach  bei  diesem  gd>lieben  war,  aber  doch  die 
ReaiUäi  'm  Ganzen  verloren  hatte,  Nuizeigenlkmn 
nannte.  Der  Vasall  dort  und  der  Bauer  hier  hatten 
doch  in  Wahrheit  nicht  bloss  ein  einzelnes  Stück 
von  Herrschaft,  das  als  besonderes  dingliches  Aecht 
aus  der  FttUe  des  Eigentfawns  hefausgenommen 
worden  war ,  sie  hatten  eine  reaie  FiUle  von  Herr- 
schaft selbst,  d.  h.  eben  reales  Eigenthum.  Dass 
diese  Auffassung  der  altern  Jurisprudenz  im  Wesen 
richtig  sei,  beweist  die  Geschichte  des  Grundeigei^ 
thnms  in  Europa  unwiderleglich,  üeberall  nämlich 
ist,  was  man  früher  als  Nutzeigenthum  bezeichnet 
hatte,  allmählich  zum  voUen  Eigenthum  der  Ritter 
und  der  Bauern  geworden  —  eine  Erscheinung,  die 
sich  nur  daraus  erklart,  dass  in  dem  dinglichen 
Rechte  derselben  schon  früher  die  Anlage  zu  voller 


sn  briigeii ,  wenn  dieser  niebt  MwilUg  dam  die  Hand 
bietet. 

6.  Bayriiehe»  Ges.  Y.  4.  JoU  1848.  (•  ^-  SIronlllehe 
Lehen  kOnnen  vom  Lehenverbande  baMl  werdm. 

7.  Baxrutket  Ges.  r.  4.  Juni  lt4S.  17.  Von  £r- 
scbeiaeB  diesea  Geselics  an  darf  keine  Terlaihang  unter 
Vorbehalt  des  Obereigenthams  (Leibfecbt,  Neostift,  Fiei- 
stift»  Erbrecht)  mehr  stattfinden. 

8.  FreuMHeehee  Abias.*Ges.  v.  S.]fln  1880.  Bei  erb- 
licber  Ueberlaasang  eines  Gfuadatieks  ist  fortan  nur  die 
Ucbertragnog  4m  v^en  BiVMtliHns  snilssig. 
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« 

'B^iirschaft  gewesen,  die  allmählich  zuerst  zum  Nutz-, 
dftmi  zum  vollen  Eigenthum  aufgewachsen  ist 

2.  IMe  Simliung  des  Eigito ffranis  in  ein  welt- 
lich ideales  Eigenthum,  sei  es  nun  ein  nudum  jus 
Quiritium  oder  das  Obereigenthum,  das  dem  einen, 
und  ein  wesentlich  reales  Eigenthnm,  als  in  boms 
oder  als  Nulzeigenthum,  das  dem  andern  gdhört,  ist 
freilich  immer  bedenklich,  und  ein  Beweis,  dass  in 
den  Eigenthumsverhältnissen  eine  Wandlung  vor  sich 
geht,  daher  nur  in  üebergangszmtänden  möglich,  auf 
die  Dauer  aber  unhaltbar:  denn  streng  genommen 
ist  weder  jenes  noch  dieses  mehr  fooAre»  Eigenthum, 

welches  die  Einheit  der  Idee  und  der  Realität  der 
Berrschaft  ist.  Mit  Recht  verwirft  daher  die  neuere 
6esetzgd[>ung  eine  derartige  Spaltung  fQr  die  Zu- 
kunft und  hat  die  Tendenz  nberatl  die  Zweihdt,  wo 
sie  noch  tiberliefert  ist,  zu  beseitigen.  Aber  die 
Jurisprudenz  muss  dieselbe,  wo  sie  aus  den  Herr- 
schaftsverhältnissen früherer  Zeit  auf  die  unsrige 
sich  vererbt  hat,  anerkennen,  bis  hinwieder  die  Ein- 
heit neu  hergestellt  sein  w^'rd:  und  am  wenigsten 
darf  sie  jetzt  den  Nutzeigenthümer  als  einen  blossen 
dinglich  an  fremder  Sache  Berechtigten  behandehi 
und  etwa  gar  den  unnatürlichen  und  sehr  unhistori- 
sdven  Versuch  machen,  ein  Obereigenthum ,  das"  sich 
seit  Jahrhunderten  immer  inelir  verflüchtigt  hat, 
wieder  zum  voUen,  audi  realen  Eigenthum  zurück 
m  sefarauben. 

3.  Zu  dem  (mutans  tehent-  oder  ^rwiAm'- 

lichen )  Obere igenthnm  gehört : 
aj  die  Erinuerung,  dass  dasselbe  ursprünglich  vol- 
k$Ei§mhmn  gewesen  und  als  die  QMk  d«6 
davon  ahgaWali  NvIseigentliuBia  ni  achleii 
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sei.  Ikr  Idee  ntdi  ist  es  noch  das  eigentliche 
Eflgenthimi,  und  daher  wird  auch  daton  der 

Ausdruck  Proprietät  vorzugsweise  gebraucht. 

b)  Der  Obereigenthümer  kann  daher  verlangen, 
dass  ihn  der  Nutzeigenthümer  als  den  hohem 
Bl§mtk(kner  ehre  und  je  nach  den  Tsrschiede- 
nen  Bildungen  dieses  ünkfsehieds  geschieht  das 
durch  Vasallen-  oder  Hofdienste,  durch  den 
Ehrscbatz,  Zinse  und  dergl. 

c)  Eine  andereFolge  davon  ist,  dass  durch  Unter- 
gang des  Nntzeigenlhanis  in  der  Person  des 
Nutzeigenthümers  und  seines  Nachfolgers  auch 
die  reale  Seite  des  Eigenthums  von  Rechtes 
wegen  wieder  zu  der  idealen  zurückkehrt,  Heim" 
fall,  und  so  durch  Crnmüdaiim  dis  Msherige 
Ohereig^thum  von  neuem  zum  vollen  EigenUium 
erstarkt. 

d)  Einzelne,  freilich  meistens  wenig  bedeutende 
reale  Nutsungen  an  dem  Gute  sind  denn  auch 
zuweilen  nocih  hei  dnn  Ober^genthümer  xurfldL 

geblieben,  z.  B.  das  Schäfereirecht  oder  Jagdrecht 
des  Grundherrn,  das  Recht  auf  Schätze  oder, 
wie  die  aKem  deutsehen  QudSen  sagen,  auf  den 
Fkmd  und  dghi. 

e)  Auch  das  Obereigenthum  ist  Gegenstand  des 
Eigenthumsverkehrs  und  kann  veräussert  oder 
verpfändet  werden;  ebenso  kann  der  Ohereigen- 
ÜMier  das  QnkwndidnH,  wenn  es  in  dem  Be> 
sitz  eines  Dritten,  Unberechtigten  ist. 

4.    Das  Nut  zeige  nthum  (meistens  Lehen-  oder 
hfttterliehes  Erbe)  hat  folgende  Eigenschaften : 
a)  Man  weiss,  dass  es  eibqMteUe,  nur  aUmUhlieh 
erwachsenes  Eigenthum  ist,  wdches  im  dsr  ld$9 
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dein  Obereigenthum  untergeordnet,  dagegen  mate- 
riell als  reale  Herrtehaft  fruchtbarer  ist  als  jenes. 

b)  Er  bat  den  Gtmm  der  Hamchifti  er  besitit 
das  GnmdstOdL ,  bewolmt  das  Haas ,  besUmnut 
die  Cultur,  gewinnt  die  Früchte  wie  ein  Eigen- 
Ihttmer  dauernd.  Er  vererbt  die  Herrschaft 
und  kann  darüber  verkehreot  und  dieselbe  vim- 

c)  Die  Verfügung  des  Nulzeigenlhümers  ist  gehemmt 
durch  die  Ehrerbietung ,  die  er  dem  Obereigen- 
tbüfloer  sebuJdig  ist,  «ad  buekrämk  durcb  die 
fortwUrade  ROeksiciit  auf  dessen  ideale  Herr- 
schaft. Diese  Beschränkungen  können,  je  nach 
der  Art  der  Verbldtoisse,  sehr  verscbieden  be- 
stimmt sein. 

d)  Geht  das  ObeteigeBthuni  in  der  Person  des  Herrn 
und  für  immer  unter,  z.  B.  durch  Amstcrben 

der  Familie,  ohne  dass  verfügt  worden,  so  ist 
es  dem  Charakter  des  zu  wahrem  £igeatbum 
heranwachsenden  Nutzeigenthoms  gemlss,  anzu- 
nehmen,  das  lelatere  sei  nun  dnrdi  Appropria- 
tion, Aneignung  (beziehungsweisse  auch  Alodi- 
pcation)  zu  vollem  Eigenthum  erweitert  worden. 
Wie  hä,  der  Consolidation  die  Idee  des  JNnqnSlii^- 
U€hm  ESgenthoms  naefa  wirkt,  so  wirkt  hier  die 
wachsende  Macht  der  Realität,  und  des  werden- 
den Rechts  *), 

*  DmtMm'f  tther  dominium  directum  «nd  utile 
in  d.  Zeitschrift  f.  dentsches  Recht  II.  S.  177  ff. 


*)  Dmneker,  Zeitscbr.  S.  S4I8.  m ,  der  die  obige  Fol^e  be«Uei- 
let,  lls0t  sieb  in  seiner  («Dien  AMiaiidlung  lu  lebr  von  aeoe- 
m  SebnllMiriin  leiten  «nd  Qbcnielit  den  uMrUchenGaDg 
der  IHiin  mid  dis  ftutiaag  dtr  «««ktolMb 
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Vierte«  CapiteL 

£rwerb  und  Verlust  des  Grundeigenthums. 

§.  61. 
I.  Aelierea  Recbt. 

f.  €f«fielitlfebe  Anflaitniiir* 

1.  Das  Grundeigenthum  in  alter  Zeit  das  wich- 
tigste Privatvermögen  war  zugleich  die  Unterlage 
der  GemeiDdeTerfiuBuiig  und  der  öffientiichen  Rechte 
und  Pflichten.  Es  Ist  daher  naturgemäss ,  dass,  wie 
der  ursprtingliche  Eigenthumserwerb  durch  Verthei- 
lung  des  iBodens  von  der  Gesammtheit  herkam,  auch 
der  üebergmg  des  Eigenthmiis  theils  fest  geordnet 
war  tfiefls  unter  der  Controle  der  Gemeinschaft' 
stand.  Es  gibt  daher  nur  zwei  regelmässige  For* 
men  des  Eigenthumsübergangs 

a)  unter  Lebenden  die  gerichtliche  Äuflctsmng, 

b)  nach  dem  Tode  des  Erblassers  die  Erbfdlg$  der 
näehttm  FamüimgKedef. 


i,  jlnngiii  Capit.  IV.  18.  Si  qais  res  suas  vel  ad 
venerabilem  locum  vel  propinquo  suo  vel  collibet  aller! 
tr ädere  [versellan)  voluerit  et  eo  tempore  inira  ^am  co-  ' 
miiaium  fuerit  In  quo  ill«  posit«  sunt ,  legHimam  traditio^  ' 
nem  {wiztetahÜa  tala)  facere  studeaL     Quod  81  eodem 
tempore,  quo  illas  tradcre  vull  extra  eundem  comiiaium 
fuerit  —  adhibeat  sibi  vel  de  9m$  pa^entibuM  vel  de  allis 
qoi  de  eadem  lege  vivant  quo  Ipse  vlvit  iesU^  idoneoi 
{vrcundun  rehtliche)  vel  si  illos  habere  non  potnerit,  tuDC 
de  aliis  quales  ibi  meliores  invenirl  possunt  et  coram  #f# 
rerum  Suarum  iraditionem  {salanga)  faclat  et  fidejussore* 
vtiiiturce  donet  [buri^^wm  Iber!  gewfH  geue)  ei  qui  illatti  ' 
iraditionem  (sala)  accipit  vestituram  (geweri)  faciat. 
BUBlichli,  dttttsebes  Fiivatreeht.  19 
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Von  der  leCztern  wird  unten  im  Erbrecht  gesprochen 

werden.    Die  erstere  ist  hier  zu  behandeln. 

2.  Weder  der  blom  Verfrag  für  sich  aUem 
noch  die  Uetertragmg  des  Bentzes  m  F<dge  Vertragi 
bewirkte  in  idter  Zeit  unier  Ldl)enden  den  Ueber- 
gang  des  Eigenthums.  Es  bedurfte  dazu  einer  fei- 
erlichen und  ö ff  entliehen  Form,  regelmässig  vor  dem 
Gavg^ichte.  J)ie  «blichen  Symbok^  dei^  man  sidi 
bediente,  um  die  Absicht  der  Eigenthumsttbertragung 
darzustellen,  waren:  die  Scholle  und  der  Zweig  als 
Symbole  des  Bodens  und  der  Pflanzungen,  welche 
Ton  dem  Verftiisserer  dem  Erwerber  gomht  wur- 
dfio^  (daher  auch  die  Ansdracke:  trad$re  cum  ramo  el 
cispite,  mit  Torf  und  Zweig,  torf€u:ht  eigen J  oder  die 
Uebergabe  oder  das  in  den  Schoss  werfen  des  Hai- 
m0f^  (stipula,  fesiuca,  daher  c^e  Ausdrücke:  ^»iDtt 
Mmd,  Band  und  Hahn",  effeilmatiOf  teotßtioj  auch 
etwa  die  Darreichung  eines  Stöbet.  Die  Symbole 
waren  aber  weniger  wesentlich  als  dass  die  Erklä- 
rung vor  Gericht  d.  h.  vor  der  venaa^m^m  VoUu' 


2.  f^alke,  trad.  Corb.  p.  271.  in  pago  Husogo  secun- 
dttm  morem  saiooic«  legis  cam  ierr»  eespiie  et  viridi 
rino  arhori», 

3.  Diplom,  a.  1314.  {Kraut,  g.  110.  Nr.  22.)  veodi- 
derant  tradideranl  et  libere  resignayeraot  per  porreethnem 
ealami  ut  est  morls,  qu»  niore  •choiiatiom9  secuoddm  con- 
saetttdlnem  civitatis'  et  dioecesis  Argenfin.  pro  traditlone 
habetur. 

4.  jifuuiL  Guelferb.  ad  a.  787  bei  Periz,  I.  43.  b.  c. 
Et  llluc  veult  duK  Tassilo  et  reddit  ei  (Carolo)  ipsam  pa~ 
triam  cum  hacwdo,  io  cqjus  capUe  similUndo  bominls  erat. 

tt.  Sat^nfupiegel ,  I.  52.  S«  ^*  dmf  ne  mut  ' 

neman  nn  egen  geren. 
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gmeinäe  geschah.  Das  hiess  in  der  aUen  deutschen 
Reehtssprache:  Die  Sah  oder  Sälung;  (legitima  tra- 
ditio, daher  terra  aalica,  Salland,  SeUland,  salmannisch 
Eigen)*  Nur  wenn  wegen  Abwesenheit  der  Par- 
teien es  nicht  möglich  war,  die  Salung  vor  dem  hei- 
mathHchen  Gerichte  Torzunehmen,  genügte  die  Er- 
klärung vor  Zeugen ,  die  wo  möglich  aus  demselben 
Gau  beigezogen  werden  sollten  und  das  Gericht  re- 
prflsentirten. 

Von  dieser  Salung  zu  unterscheiden  ist  die  £m- 

weigung  in  den  Besitz  des  veräusserten  Grundstücks, 
welche  in  der  ältesten  Rechtssprat  he  die  Gewere 
(vestitura)  genannt  wurde.  Der  neue  Eigenthttmer 
wurde  in  dem  Grundstücld  herumgeführt,  er  trat  in 
das  Haus  ein  u.  s.  f.,  und  blieb  daselbst  nach  herkömm- 
licher Sitte  drei  Tage  und  drei  Nächte ,  seine  Herr- 
schaft sichtbar  darzustellen.  In  einzelnen  G^enden 
genfigte  die  Auflassung  nicht,  um  das  £igenthummit 
voller  Wirkung  zu  fibertragen,  sondern  es  mussjte 
noch  diese  Einweisung  zur  Bestätigung  hinzukom- 


6.  Venn.  Ssp.,  I.  45.  §.  i.  Keyn  eygen  mag  man  ge- 
lassen ane  gerichte  in  lantr echte  und  in  wichbilde»  Werl 
abir  in  keyserwichbilde  des  iithes  slete  vor  dem  ralhe  ichl 
gelassen  odder  gegeben  —  daz  sal  man  beiden.  Doch  so 
ist  in  Unsen  >\ichbilden  säcbsischer  arl  nicht,  wenn  alle 
uffgelossen  eigen      sullen  gesehen  an  gerichte. 

7.  Stadlrecht  von  Wiener  Neustadt  aus  dem  XIII. 
Jahrh.  §.  73.  Statuimus  in  civiiale  centum  viros  üdeliores 
de  singulis  vicis  et  prudeniiores,  quorum  nomina  nolentur 
specialiler.  lies  ad  hoc  instituimus,  ul  omnis  emiio  vel 
venditio,  pignoratio,  donatio  pr^diorum,  domorum  vinea- 
runi,  donatio  propter  nuptias  i.  e.  morgengab  vel  aliarura 
quarum  cumque  rerum ,  quo  eestimata  fuerint  ultra  tri« 
Ulenta,  ei  quodlibet  Degolium  arduum  ei  ludis  vel  vadia- 

19* 
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men.   In  den  meisten  aber  war  die  eratere  flir  sieb 

allein  völlig  entscheidend,  und  überall  wird  dasHaupt- 
gßwicht  auf  sie  gelegt.  Daraus  erklärt  sich  denn 
aucl\,  wie  der  Ausdruck  vestüura  oder  immtUum  in 
der  spätem  Rechtssprache  auf  die  geriditUche  Auf- 
lassung selbst  bezogen  wurde. 

3.  Die  Salung  oder  die  gerichtliche  Auflassung, 
wie  sie  später  genannt  w  urde,  erhielt  sich  durch  das 
ganze  Mittelalter  hindurch  und  nahm  nur  verschiedene 
Farmen  an,  thefls  nach  den  LandesQhungen ,  tiieHs 
nach  den  verschiedenen  Eigenthumsbeziehungen,  in 
welche  die .  Sondergüter  kamen.  Die  Hauptformen 
sind: 

a]  Wenn  ein  Dynast  sein  Eigen  yerdusserte,  so 

hielt  man  es  für  überflüssig,  dass  derselbe  mit 
dem  Erwerber  vor  ein  Reichsgericht  ging.  £s 
genügte  eine  mit  dem  Siegel  des  Veräusserers, 
der  sdbst  die  hohe  Geriditsbarkeit  besass,  be- 
'  kräftigte  Urkmde. 
h)  Bei  den  mittelfreien  Leuten  erhielt  sich  die  alte 
"  Form  der  gerichtlichen  Auflassung  vor  dem 


tionibus  contractum  vel  alias  unumcumque  coram  duobiis 
vel  pluribus  illorum  cenlum  virorum  celebretur  ei  etiam 
peragatur. 

8.  Sachsenspiegel y  III.  83.  §.  1.  SvAt  manoe  Oder 
wive  girt,  dat  solen  sie  besitlen  dre  dage.  ' 

9.  ürk.  V.  1268.  [Kraut,  §.  110.  78.)  sub  testimonio 
»cripti  prcesentis  suinus  arbitrati  —  collationem  nosiram 
non  minus  validam  debere  existere,  quam  si  soicmpniler 
facta  esset  in  judicio,  quod  vriclhinc  vulgariter  appellaiur. 

10.  T.  Feud.  25.  pr.  Seien  dum  est  feudum  tine  investi- 
tura  nullo  modo  constitni  posse,  etiam  si  domino  jubente 
quis  alicujus  rei  nomine  feudi  possessionem  Danciscatur 
et  teoeat. 
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« 

Landgeriektl  am  lADgsten«  Auch  da  wurden  aber 

häufiger  als  früher  gerichtliche  Urkunden  dar- 
über angestellt. 

c)  Analog  war  die  Form  der  Investitur  in  dem 
Lehenshofe,  durch  welche  der  Lehensherr  dem 
TasaDen  das  Nutzeigenthum  an  dem  Ldien  to* 
lieh. 

d)  In  den  Städten  vordrängte  der  Rath  allmählich 
das  Gericht  in  der  Befugniss,  die  Debertragung 
des  iSgenthums  an  HAusern  und  Grundstöcken 
innerhalb  des  städtischen  Wei(  hbildes  oder  Burg- 
friedens zu  controliren:  und  in  manchen  Städ- 
te fing  man  an,  derlei  Rechtsgeschäfte  in  den 
Rathbüehem  yorzumerken. 

e)  Das  vogtbare  Eigen  der  Landschaft  ^iirde  vor 
dem  Yogteigcrkht  aufgelassen.  Aber  da  dieses 
Eigen  in  die  Abhängigkeit  von  dem  Vogteiherrn 
gerathen  war,  so  änderte  sich  die  Form  der  al- 
ten Auflassung,  welche  noch  unmittelbar  von 
dem  Veräusserer  an  den  Erwerber  geschehen 


11.  Hamburger  Stat.  V.  J27().  St.  1.  §.  6.  So  we  sin 
Erve  verkofft,  de  schal  dem  anderen  dat  nplaten  vor  dem 
Rade  und  up  deme  Huse  ,  so  wen  id  em  vorgulden  is,  — 
und  scall  id  darmede  scriven  taten  in  der  Stadt  Erve- 
Bock  und  weme  so  Erve  upgelalen  werd,  de  schall  jemraer 
Borgen  nemen,  dat  hc  gewaret  werde  Jacr  und  Dag  und 
breke  eme  wat  in  der  Warscbup,  det  scball  de  Bürge  up- 
richten. 

12.  Zusatz  zum  Schwabenspiegel ,  349.  f Wackernagel) 
än$  vogtes  dink  mag  oieman  sin  eigen  .bin  gegeben»  das 
es  kraft  müge  han. 

13.  Öffnung  v.  Stdfa.  [Bluntschli ,  Zürch.  R.  G.  I. 
264.)  Aber  scbprechent  sy,  welcher  ein  guet  köfrt  in  dem 
boff  te  sieffen »  vogthär  guei,  der  sol  es  emp/achen  Yon 
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war,  dahin ,  daas  nm  der  erstere  sem  R$ekt  m 

die  Hand  des  Richters  aufliess,  und  der  letztere 
dasselbe  aus  der  Hand  des  Richters  empfing*  £s 
war  das  NachbilduDg  des  VerMrens  in  den 
Lehenshdfen  und  in  den  grund&errlichen  Ge- 
richten.   Derlei  Güter  wurden  dann  wohl  wie 
die  gmndherrlichen  —  empfängliche  Güter  ge- 
nannt, zum  Unterschiede  Ton  den  eigentlichen 
freien  GtHem:  und  die  Empi^ngUchkdt  erschien 
gewöhnlich  mit  einer  oft  bedeutenden  Abgabe 
zu  Gunsten  des  Richters  beschwert, 
f]  Das  grundherrliche  Erbe  wurde  in  dem  Gerichte 
des  Grmdherm  aufgelassra,  in  einer  Form, 
welche  das  Bewusstsan  wach  erhielt,  dass  aBe$ 
Erbe  von  dem  Herren  komme. 
4.   Als  die  gelehrten  Juristen  anfingen,  ihre 
Rechtskunde  vorzugsweise,  oder  ausschliesslich  aus 
dem  Corpus  Juris  zu  schöpfen,  gerieth  auch  diese 
Lehre  für  längere  Zeit  in  Verwirrung.    Nach  justi- 
nianischem Rechte  nämlich  waren  die  abgestorbenen 


einem  vogt  er  sy  Jnnder  alder  vsser  in  Jars  Frist  vmb  dry 
Schilling  hallcr,  tuet  er  das  nit,  so  mag  ein  vogt  das  guett 
Ziechen  zu  sinen  handen  vmb  die  dry  Schilling. 

14.  Weislh.  zu  Hundshrück,  {Grimm,  W.  II.  234.) 
Die  scheffen  erkennen  zu  recht,  dass  alle  guetcr  in  diessem 
gericht  empfängliche  gueter  seindt,  wie  sich  die  vnd  wie 
offl  sich  die  aus  einer  band  in  die  andere  mit  tauschen 
vnd  verkauffen  verändern,  sollen  alle  von  schultheissen 
vnd  vogt  empfangen  werden,  die  hoffreithen  auff  den  ach- 
ten tag,  die  feldigueter  in  14  tag. 

15.  Weislh.  zu  Niederprüm.  {Grimm,  W.  II.  533.) 
Item  wan  ein  gut  verkauft  wird,  mag  der  kauff  an  orten 
und  enden  geschehen,  woe  man  will,  aber  wan  man  des- 
sen kaufifs  eins  ist,  soll  man  vor  den  hoßtcAuUheüsen  von 
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altrömischen  Formen  der  mancipatio  und  in  jure 
cessio  anch  für  dou  itaUeoi^cbeu  Boden  nicht  mehr 
Btftfajg  zur  üebertQ^giipg  des  GnmdeigaMaiiiiniy  mir 
dem  es  gflofigte  die  JMrjBMöftMr^aie  ftradUioJ  ans 

einem  aw/"  Eigenlhumsüber tragung  gerichteten  Mechti- 
grund  (Justus  titulus).  Die  Romanisten  erkannten 
daher  schon  den  als  den  £igentbümer  an,  der  so 
den  Besitz  an  dem  Gute  empbngen  hatte,  ohne  sich 
um  die  hergebrachte  Auflassung  zu  hekfinfimem. 
Aber  hinwieder  konnte  diese  doch  nidit  —  der  ver- 
änderten Theorie  zu  Liebe  —  aus  dorn  Leben  ver- 
schwinden, daui  es  waren  mancherlei  sehr  reale 
inleressai  an  die  deutsche  Fönii  geknöpft,  wie  die 
Sfcherheit  der  Grundsteuer  und  der  Gemeinderechte, 
die  lehens-  und  die  gutsherrlichen  Rechte.  Es  ist 
daher  das  römische  Recht  keineswegs  so  durchge- 
drungen, wie  es  den  Ansdiiein  hat,  wem  man  sich 
bloss  aus  den  Schriften  über  gemeines  römischeis 
Recht  davon  unterrichtet.  Wie  gross  aber  die  Ver- 
wirrung geworden  ist,  das  zeigen  nicht  allein  die 


tche/fen  erscbeineo,  aldae  kanff  rermelden  vad  eins  dem 
andern  mü  mwaid  vnd  habn  vAfriragm  vnd  verugk  ge-* 
schellen,  und  da  die  fraw  mit  Iren  kindem  ersehiene,  dero 
kM  Mwi  ein  Y.erzl$prennlgh  fiben,  vnd  der  frawen  auch 
sendarlicb  in  den  boesan  stecken ,  aosa  dieser  visaelien»  oi 
ktinfligklich  sie  mebr  ktadergebierei  Wirde,  data  dieseibe 
aoeli  also  versiegen  haken.  < 

10.  Kaiser  Ludw^  Rechtih.  {Bnmuam^  g.  War 
dem  andern  sein  gni  se  kaniin  gelt»  es  sef  eigen  oder 
lebn,  der  aol  des  gawer  sein  mti  m  e*  vßri^m  nmd  vev^ 
treten  mit  dem  reetatenf  oh  es  ansprach  Wirde,  als  des 
landes  recht  iat  rnd  der  Grtfecbaft,  darin  es  geiegen  tot, 
er  kab  jte  es  gebaissan  ader  aiabt. 
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neueren  Werke  selbst  über  deutsches  Recht  noch, 
sondern  YorztIgHeh  audi  die  Gesetzgebung  preui- 
$i9ehm  Landrechtt.  '  In  diesem  finden  sich  foMieAw 
und  dmtti^es  Recht  neben  einatiier  fmtMfnöhnt:  und 
gleichsam  ein  doppeltes  fagenthum: 

a]  eines,  das  schon  durch  die  traditio  ex  justa 

causa  erworben  wird,  aber  gegenüber  Dritten 
vor  Eintragung  ins  Hypothekenbuch  in  wichti- 
gen Beziehungen,  namentlich  in  der  Belastung 
mit  Hypoibeken,  nicht  als  Eigenthum  angesehen 
wird  und 

h)  eines,  das  um  der  Eintragung  ia  des  Hypolho- 
kenbuch  willen  als  EigeiHhusi  in  jeiMn  Bezie- 
hungen respectirt  wird,  obwohl  das  Gut  einem 
Andern  tradirt  ist. 

Diese  Reohtsverwimng  nahm  ihren  Anfoi^  im 
XVI.  Jahrhundert  und  eneidite  im  XVIIL  Jahr- 
hundert ihren  Höhepunkt.  Dem  XIX.  Jahrhundert 
war  es  vorbehalten,  vornehmlich  im  Interesse  des 
öffentlichen  Credites,  hier  wieder  ein  reines  System 
der  Uebertragui^  des  Grundeigenthums  einzuführen, 
welches  zwar  in  dem  älteren  deutschen .  Rechte  der 


IT.  J^remntekM  Landr. .  I.  10.  ft.  1.  Üie  mHlelMra 
ErwarbuBg  des  BigeBthaiDS  einer  Saeha  erfordert»  aoaaar 
dem  dasu  aOthigeii  Titel  ancb  die  wMilielie  U^bergahe. 
S-  6.  Wer  jedoch  über  ein  GmndeNki  vor  Gerichte  Ter» 
fttgangeii  trelfon  wlli,  der  nraas  seie  darauf  eriaegtes  Eigen- 
ibiunareebt  dem  Riebtar  fie  der  8aehe  naehireiaeii  und 
daaaelba  in  dem  Hipotbekenbiiebe  vermerken  läasen.  §.  7. 
Ber  im  HypolbekeBbucbe  etBgetragne  BesHierwird  In  allen 
mit  einem  Drillen  über  das  Gmndaiick  geaeblessben  Ter- 
bandlaogen  als  der  Eigenthtoer  desselben  angesehen. 
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gerichtlichen  Auflassung  ^iirzelt,  aber  diese  zeitge- 
mass  mn-  und  ausgebildet  hat. 

•  Eichfiorn,  R.  G.  5.  59.  a.  und  §.  35S,  Alhrecht, 
Gewere  S.  63  ff.  Jak.  Grimm,  Rechtsallerlh.  S.  554  ff. 
S.  112  ff.  Beseler,  Erbvcrträ-^^e  l.  S.  38  ff.  BltnUscMi, 
ZQrcber  R.  G.  I.  S.  88  ff.  263. 

§.  62. 

2.  Gewere  von  Jahr  und  Tag.  * 

1.  Eine  eigentliche  Ersitzung  im  Sinne  der 

römischen  usucapio,  d.  h.  eine  Erhebung  des  wäh- 
rend längerer  Zeit  fortgesetzten  Besitzes  zu  Eigen- 
thum,  ist  dem  ältern  deutschen  Rechte  nicht  bekannt 
Zu  dem  Systeme  der  gerichtlichen  Auflassung,  wel- 
ches auf  die  Oefl*entIichkeit  der  Eigenthumsverhältnisse 
einen  hohen  ^^'erth  legte,  hätte  eine  Ersitzung,  die 
unbemerkt  und»  gleichsam  insgeheim  vor  sich  geht, 
nicht  gepasst  Aber  darin  hat  das  deutsche  Recht 
doch  wieder  mit  dem  rdmischen  einige  Aehnlichkeit, 


'  i,  Ssp.  II.  44.  g.  1.  Svelk  gut  en  man  in  geweren  be- 
Yei  jar  und  dach  ane  rechte  vedersprake ,  die  hevet  dar  an 
cne  rechte  gewere. 

2.  Augsburg.  Stat.  V.  1276.  (Freyb.  S.  113.)  Ist  daz 
ein  man  ein  gut  hat,  daz  ein  aigen  ist,  jar  und  tak  ane 
rehte  widerspräche  —  so  sol  er  damit  fürbaz  geruet  sin. 
Ist  aber  ez  tehen,  hat  er  ez  danne  fürst,  daz  ez  im  gelihen 
wirl,  jar  und  tak  uud  sähs  wochen  und  einen  tak  ane  rehte 
widerspräche  in  nutze  und  gewer,  so  sol  er  cz  fürbaz  ge- 
ruklichen  haben.  —  Ist  aber  ez  erbclehen  oder  zinslehem 
swör  daz  het  jar  und  tak  in  stiller  gewer  ane  rehte  wider- 
spräche, der  sol  fürbaz  ein  geruet  man  damit  sin ,  mag  er 
ez  bringen  mit  sinen  zwain  vingern  als  reht  ist. 

3.  Magdeburg.  R.  {Böhme^  I.  22.)  Swaz  so  ein  man 
ifibt  in  gehegitim  dinge^  besizl  er  domite  jar  und  tak  ane 
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dass  es  dem  ruhigen  Besitz  nach  Jahr  und  Tag  un- 
ter Umstäudea  eine  auch  das  Recht  stärkende  Kraft 
beü^ste.  £8  wurde  die  frühere  eiobche  Gewere  nim 
zu  einer  rechten  Gewere,  und  wer  diese  hal,  ist  um 
ihretiDÜlen  gesichert  gegen  aile  dinglichen  Klagen 
eines  andern  Bvrechligien,  welche  im  Wideriprui(^ 
sind  mü  dem  Inhalte  jener  rechten  Gewere.  Dieser 
Grundsatz  ist  fiir  jede  Art  der  Gewere,  Eigen- 1  Le- 
hens-, Zins-  und  Leibgedingsgewere  u.  s.  f.  anwendbar. 

2.  Nicht  jede  Gewere  aber  an  einem  Grund- 
stück, nicht  schon  der  blosse  Besitz  verwandelt  sich 
in  eine  rechte  Gewere.  E2s  genügt  selbst  nicht  der 
redlich  erworbene  Besitz  ab  solcher,  sondern  es 
muss  die  Gewere  unter  Beachtung  der  nämlichen 
Rechtsformen  entstanden  sein,  welche  in  def  R^el 
das  Cjgenthum  selbst  begründen  d.  h. 

a]  unter  Lebenden  durch  geriehtUcI^  Auflaeeung, 

b)  nach  dem  Tode  als  Erbfolge  in  die  Verlassen- 
schaft des  Verstorbenen. 


imandis  widerapracbe  des  Ist  er  nthir  cm  babaldeM  — 
den  Iz  im  imaad  ioplnrin  möge. 

4.  Plait-6^D6ral  de  Lausanne  v.  1368.  g*  i36.  Qui«« 
cuoqae  posslderit  aliquam  possessioneni  Id  eivitale  et  villa 
Lausanne  per  daos  sddos  continaos  pacifice  oonine  et  tl* 
Uilo  emptioDis  vel  donaUoQis  quod  elapsis  ipsis  duobiis 
aoDls  ex  tane  non  possit  trabi  in  causam  nee  molesteri 
ipse  prossidens  de  illa  possessione  propter  aliqaas  obligat 
tiones  antiquiores,  ita  tarnen  quod  boc  sIt  noioriam  et  pu^ 
bUeeinr  in  cnria  ieculari  in  tribas  diebus  codUduis  quibue 
teoebitor  curia  secalaris,  liiter  quos  tres  dies  Sit  semper.  io- 
tervalluro  octo  dlerum »  et  quod  reclplatur  iitiera  de  dietu 
pubUeatione  aub  sigillo  curie  LausaDue  salvo  censu  Do- 
mini. 

Ooelar  Sut.  8»  Sl7.  ,  Wert  eo  eghen  uighesat,  de 
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Dadurch  wird  freilich  der  Kreis  der  Anwendung 
dieser  Art  von  Verjährung  verengert,  aber  auch 
die  Harmonie  nicht  gestört  mit  der  übrigen  Lehre 
vom  EigenthumsObergang.  Eine  Hanptanwendung 
war  die  noch  vorkommende,  dass  der  Richter  an 
wirklich('ni  und  vermeintlichem  nhkmm  Gule,  wel- 
ches er  iu  Besitz  nahm,  nach  Jahr  und  Tag  eine 
fechte  Gewere  erwarb.  Der  Hangd  einer  solchen 
den  Anfang  des  Besitzes  recht^tigenden  Form 
konnte  nachträglich  nur  durch  gerichtliche  Kund- 
machungen gehoben  werden. 

3.  Femer  ist  nöthig  Fortdauer  dieser  Geweite 

ohne  Widmpraehe  humm  Jahr  und  Tag.  Ohne 

Widerspräche  d.  h.  ohne  gerichtliche  Anfechtung, 

durch  welche  die  Ruhe  der  (iewere  gestört  und  die 

Verjährung  miterbrochen  wird  (anders  als  im  römi- 

sehen  Recht,  welches  nur  die  thatsächliche  Besitzes- 

entsetzong  (usurpatio)  die  Usueaplo  abbrechen  liess). 

Binnen  Jahr  und  Tag,  d.  h.  iinierhalb  der  Gerichts- 
 i_  

dal  binnen  jare  und  dagbe  Dicbt  weder  ne  spricht,  de  ne 
mach  dat  seder  rächt  weiitriprehen  it  ne  iK'ero  oT  he  hü- 
ten landet  hedde  ghewesen  oder  of  it  ime  echt  not  beneme 
de  he  bewisede. 

6.  Verro.  Ssp.  I.  28.  pr.  Jar  and  tak  Ist  ein  )ar  und 
sechs  wochin  und  drei  tage. 

7.  Altes  Lü6.  R.  Cod.  Uach  1.  6.  Hereditaria  bona 
licet  homini  litigiosa  facere  ter  in  legitimo  placjto ,  tercia 
▼Ire  vel  prevalebit  vel  deüciet. 

8.  Stadtr.  IngoUtadt,  {Heamann,  S  151.)  Wer 
Inner  Jars  firist  umb  aigen  win  angesprocbn  der  sol  sich 
auf  seinen  gewem  haben.  Wer  umb  aygen  wirt  ange- 
sprochen, des  er  Jar  und  tag  pe|  nutz  und  pey  gewer  ist. 
gesessen  als  reclit  is,  und  das  bereden  mag,  der  sol  fiir- 
bas  sein  aign  on  all  ansprach  habn. 

9.  Kaiser  Lndw^s  Rechtsb,  {ffeunuuuh  S.  103.)  Wer 
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frist  von  em  Jahr  sechs  Wochen  und  drei  Tiige, 
wAhrend  welcher  der  Berechtigte  in  drei  ungebote* 

nen  und  in  drei  gebotenen  Gerichten  Gelegenheit 
hatte  seine  Rechte  zu  wahren. 

Diese  Frist  wirkt  d)er  nicht  objectiv  nseh  al* 

len  Richtungen,  sondern  relatir  gegenüber  der  Per- 
.son»  welche  in  der  Lage  war,  die  Klage  anzustelteo. 
In  Boandien  Fällen  haben  sieh  einzdne  Persomn 
schon  früher  verschwieg,  so  die  Erben,  welche  bei 
der  gerichtliclien  Auflassung  zugegen  waren  und 
keine  Einsprache  machten.  Sie  können  auch  nicht 
binnen  Jahr  und  Tag  dieselbe  nachholen »  weil  ihr 
damaliges  Stilischweigen  als  Zustimmung  aufgefssat 
wird.  In  andern  Fällen  verschweigen  sich  andere 
Personen  erst  nach  längerer  Zeit,  so  die  Unmündi- 
gen und  die  Abwesenden,  für  welche  die  Frist  erst 
nach  erreichter  MündigkeN;  oder  nach  der  Heimkehr 
zu  laufen  anfangt.  Diese  Unbestimmtheit  besonder! 
gegenüber  von  Abwesenden  wurde  dann  später  in 


angesprochen  »irt  umb  aygen  des  er  nicht  gesessen  ist  atn 
Jar  und  mer  pey  nutz  vnd  pey  gewer,  der  mag  sich  des 
wol  verantwurlen  mit  seinem  gewern  y  ob  er  in  gehabn  mag 
mit  kantuettin  mit  Briefen  mit  erheschaft  vnd  mit  gewer, 
der  im  es  geben  hat,  die  sol  im  hilflich  sin. 

10.  Berner  Handfeste  v.  1218.  Art.  22.  Omnia  bona 
in  allodiis  et  de  aliis  rebus,  que  burgensis  dieni  et  annum 
in  quieta  habuit  possessione,  de  his  non  tenetur  postmodum 
aliter  respondere,  nisi  is  qui  eum  irapedieritj  probare  pos- 
Sit,  sc  in  terra  et  patria  non  fuisse. 

11.  Kaiser  Ludwigs  Rechtsb.  {Heumann,  S.  105.)  Wir 
wellen  auch  wer  aygen  verkauft  in  dem  lande  der  sol  nicht 
lenger  gewerschaft  tun  wann  Jar  vnd  tag  für  erben  in  dem 
lande,  für  erben  ausser  lande  zway  Jar. 
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manchen  Statuten  durch  eine  längere  aber  von  An- 
fang des  Besitzes  an  laufende  Frist  beseitigt. 

4.  Die  Hauptmrkmg  der  reGÄle»  Gewere  isi 
Sicherheit  derselben  gegen  Anfechtung.  Wurde  das 
Grundstttck  binnen  Jahr  und  Tag  von  einem  andern 
angesprochen,  der  auch  eine  Gewere  (Herrschaft) 
daran  behauptete,  so  standen  sich  zwei  Behauptun- 
gen entgegen  und  hatten  sie  beide  einen  Grund»  so 
musste  bei  sonst  gleichen  Verhältnissen  die  ältere  Ge- 
were der  jüngern  vorgehen.  Hatte  aber  einmal  der 
jetzige  Inhaber  der  Grundstücke  eine  rechte  Gewere 
daran  erlangt,  so  konnte  diese  nicht  mehr  gebrochen 
werden  durdi  die  verschwiegene  Altere  Gewere.  Der 
Sieg  der  jüngern  Gewere  war  entschieden ,  wenn  sie 
zur  rechten  Gewere  geworden. 

*  Unterholzner ,  Verjährungslebr«  i.  S.  U7*  M- 
bneht,  Gewere  S.  99* 

» 

63. 

II.  Neueres  Recht» 

I.  Fertigaog  im  Cirundliocli. 

1.  Das  neuere  Hecht,  man  darf  wohl  sagen, 
in  ganz  £uro[Ni  liat  einen  entschiedenen  2«g,  die 

1.  ffälz.  L.  R.  163.  Th.  II.  Tit.  7.  Das  hinfüro  alle 
VerköuIT  —  iinbeweglicherGülcr  anders  nicht  —  gültig  sein 
sollen,  sie  seien  dann  vor  jedes  Orts  Gerichten  insiniiirt 
und  eingeschrieben  auch  die  Kaufbrier  darüber  }.u  fertigen 
und  zu  siegeln  gebeten  worden. 

2.  Oesierr.  Ges.  §.  131.  Zur  Ueherlragung  des  Eigen- 
thams  unbeweslicher  Sachen  inuss  dns  Erwerbungsgeschän 
in  die  dazu  bestimmten  öfTentlichen  Bücher  eingetrageo 
werden.  Diese  Eintragung  nennl  man  EinTerleibung  (In- 
Ubulaiion.) 
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Sicherheit  des  Grundeigenthums  von  neuem  durch 
eine  öffentliche  Canirole  zu  befestigen.  In  eüiem 
sehr  grossen  Thelle  von  Deutschland  hat  daher  die 
(lesetzgebung  die  römischen  Erwoibsfornien  des 
Eigenthums  wieder  für  unwirksam  erklärt,  und  von 
neuem  an  das  ältere  deutsche  Princip  anknüpfend, 
das  System  der  öffewtliehen  Fertigmg  des  Grund- 
eigenthums mit  Hülfe  der  Grund-  und  Hypotheken- 
bücher und  jetzt  noch  mit  mehr  Consoijuenz  ein- 
und  durchgeführt.  £s  darf  dieselbe  heute  schon  als 
die  moderne  Form  der  Eigenthumsiabertragimg  für 
Grundstücke  erklärt  werden.  Mit  der  alten  Form 
der  gerichtlichen  Auflassung  ist  sie  darin  verwandt, 
dass  sie  wie  jene  insofern  öffentlich  ist,  als  sie  die 
Müwiiienschaft  der  Gemeinschaft  (beziehungsweise 
des  Staates)  vorausgesetzt,  somit  alle  heimliche  oder 
nur  den  Betheiligten  bekannte  Kigenthumsübertra- 
gung  ausschiiesst,  ferner  darin,  dass  der  Kiiienthums- 
übergang  nicht  von  dem  blossen  Vertrage  noch  von  • 
der  fiesitzesübergabe  abhängt,  sondern  von  einer 
öffenUiehen  Form  bedingt  ist,  endKch  dass  dabei  eine 
gewisse  Prüfung  des  Falles  und  eine  Controle  der 
Befugnisse  zur  Eigenthurhsübertragung  geübt  wird. 

Sie  unterscheidet  sich  aber  von  der  ältem  Auf- 
lassung dadurdi,  dass  jene  ekuem/äniUiehe  Form  war, 


3,  Entw.  für  das  Grossben.  Senen,  g.  57.  Die  üeber- 
tragUDg  des  Eigentfauma  ao  uobeweglichen  Sachen  ist  voll- 
zogen» sobald  der  ErwerbUtel»  welchem  von  dem  Richter 
der  belegenen  Sache  die  BescheioiguDg ,  dass  dem  Ein- 
trage nichts  im  Wege  stehe,  beigefügt  wqrden,  von  der 
sustiindigen  Behörde  in  das  dazu  bestimmte  öffeDtliche 
Buch  elDgeUagen  worden  ist. 

4.  Entw.  des  Zäreh.  Gesetah.  S*  Elgen- 
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diese  eine  schriftliche  ist,  dass  vormals  die  Sicher- 
heit auf  der  Erinmning  du  Gerichts  und  dem  Zeug- 
nis der  Creriditsgenosseii  benihle«  jetzt  auf  die  Em* 
richtung  des  Grundhuehg  basirt  ist,  dass  die  Auflas- 
sung noth wendig  vor  dem  Gerichte  gescheJien  musste, 
die  Fertigung  müglicherweise  aucii  andern  Behörden 
oder  Vm'lraummUliMiirn  (z.  B.  den  Gemeinderäihm, 
oder  den  Ifeiartn)  aufju^etragen  Sein  kann. 

2.  Das  Priiicip  des  neuern  Rechtes  ist :  GruHd- 
eigenthutn  kann  unter  Lebenden  nur  durch  Fertigung 
im  Grundbuch  übertragm  wrdm* 

In  ättem  Reclilsqiidlen  ist  dassdlie  oft  nocli  ili 
der  flbertriebenen  Fassung  ausgesprochen  worden: 
Käufe  von  hegenden  (lütern  bedürfen  zu  ihrer  Gül- 
tigkeit der  Einschreibung  in  das  Gerichtsbuch.  Üi)er- 
trieben  ist  dieselbe,  weil  kein  innerer  Grund  vor- 
handen ist,  die  obligatoriseke  Wirksamkeit  des  Kauf- 
vertrags von  der  Fertignng  abhängig  zu  machen,  die 
erst  für  die  dingliche  Folge  des  Kaufvertrags  ^  die 

£fge&tiniinsabertragiiiig  zum  JBedttr&iss  wird.  Aas 
dem  vorher  schon  gültigen  Kanfrertrag^  wird  eben 

der  Verkäufer  verbunden,  dem  Käufer  das  (irund- 
eigeuthum  zufertigen  zu  lassen. 

^  Das  Grun^ümch  iiezieht  sich  auf  alle'  Güter 
eines  bestimmten  Bezirks,  und  die  Fertigang  kami 


tham  an  Ltegeoschafien  wird  erworben:  1}  unter  Lebenden 
durch  kanzleiische  FerUgung,  2)  darch  Erbfolge  von  Todes- 
wegen. 

5.  Eniw.  einer  Grandbochs-Ordnung  für  Oe»terreieh. 
%,  7.  Das  Hauptbuch  stellt  die  aar  Verbficfaemng  gecigne-* 
ten»  9muhmt  oder  wioraUteken  PerMomtm ,  dem  tandeslBr- 
s(hi,  oder  dem  Staate  gehörigen  BtuUUUm  mii  ihren  Be- 
Mnäihtikn,  die  JVammt  der  ^«nMfimfr  mit  thrtn  Br^ 
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daher  mit  Wirkung  nur  in  dem  Gnmdbueh  in  ge- 
legenen Sache  \ollzogen  uerden.  Das  Grundbuch 
und  die  beglaubigten  auf  dasselbe  begründeten  ür- 
kimden  haben  öffefUUckm  Giaubm^  Die  £Xn$khi  in 
diese  Bücher  ist  jedem  gestattet,  der  ein  rechtliches 
Interesse  daran  hat. 

Im  Einzelnen  sind  die  Beamtungen,  welchen  die 
Führung  des  Grundbuchs  und  welchen  die  Aufsicht 
darüber  aufgetragen  ist,  in  den  verschiedeD^  Lan- 
dern verschieden  organisirt  und  ebenso  die  Emrieh- 
tung  des  Gruridbuchs  selbst  verschieden  bestimmt. 
Die  bloss  chromhgische  Ordnung,  nach  welcher  je- 
des Geschäft  —  gleichviel  auf  welches  Grandstück 
es  sich  beziehe  —  nach  dem  Diatum  moei  Anmel- 
dung eingetragen  wird,  ist  für  das  eigentliche  Grund- 
buch (Haupibuckj  unpassend,  wenn  auch  für  das  vor- 
berdtande  Ta^buck  unentbehrlich.  Eine  Anordnung 
ferner,  wdche  jedm  emsulnm  Grundsiiicki  (jedem 
Acker,  jeder  Wiese  u.  s.  f.)  ein  Blatt  des  Hauptbu- 
ches zuweist,  würde,  was  für  den  Eigenthumsver- 
Ibahr  zusammengehört,  zersplittern,  die  Schreiberei 
übermässig  vermehren,  und  die  Klarheit  des  Ueber- 
blicks  zerstören.  Wird  aber  jedem  Ginmdbeutzer  ein 
Folium  für  all  seinen  Besitz  erönnet,  so  wird  der 
Persönlichkeit  zu  grosser  Einfluss  eingeräumt.  Die 
der  Natur  der  Sache  entsprechende  und  alle  Ver- 


werbttiteln,  und  die  auf  den  Realitäten  haftenden  Lasten 
unter  Berufung  auf  das  Urkundenbuch  im  Zusammenhange 
dar  und  ist  zur  Erwebung  und  Aufhebung  aller  auf  unbe» 
wegliche  Sacben  sich  bezieheodcD  dingUcbeo  Rechte  Im- 
tUmmt. 

6.  Oesierr,  Gesetzb.  g.  432.  Vor  allem  ist  zur  Ein- 
veri9ibium  io  das  öffepUicbe  Bacb  notbweDdig»  d«j»s  der« 
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hältnisse  zugideh  berttcknchtigende  Euirichtiuig  lai 
die»  dass  jed^  einer  Ptnon  angehörige  Gütereom- 
pUx  (ein  Gut,  eine  RealitAt,  Oekonomie)  als  ein  Gan- 
zes betrachtet  wird  und  in  dem  Hauptbuche  ein 
eigenes  Blatt  erhält,  auf  welches  dann  nach  chrono- 
logiseher  Ordnimg  alle  darauf  bezüglichen  der  Ferti- 
gung bedürftigen  Rechtsgeschäfte  emgetragen  werden. 
Hat  eine  Person  mehrere  Gütercomplexe,  so  sind 
dafür  auch  mehrere  Blätter  bestimmt.  Wird  ein 
Gfltercomptez  zu  neuen  besondem  Oekonomien  rar- 
flieiK,  so  wird  das  frühere  Blatt  abgeschlossen  und 
neue  Blätter  für  diese  eröffnet  So  wird  in  jedem 
Augenblick  sowohl  für  den  ganzen  Zustand  des 
Grundeigenthums  eines  Landes  als  für  die  Rechts- 
verhAltnisse  eines  einzelnen  Gutes  ein  vollstftndiger 
und  klarer  Ceberbliek  gewonnen. 

4.  Der  Fertigung  geht  eine  Vorprüfung  des 
Fertigungsbeamten  beziehungsweise  des  Gerichts  dar- 
über Yorh^: 

a)  ob  der  Veransserer  l^gentk&mer  sei, 

b)  ob  er  handlungsfähig  und  zur  Verätmerung  be- 
fugt sei. 

Dieser  Ausweis  kann  durch  vcrmmdiekaftlich§ 
SMveriretmg  oder  gerichtlidie  luspruehserklirung, 

z.  B.  bei  Zwangsversteigerung  oder  im  Concurse  er- 


Jenige,  von  dem  das  Eigenthum  auT  einen  Andern  überge- 
ben soll,  selbst  schon  als  Eigenlhümer  einverleibt  sei. 

1, '^Oesterr,  Gesetzb.  §.  1467.  Von  unbeweglichen 
Sachen  ersitzt  derjenige,  auf  dessen  Namen  sie  den  öffent^ 
liehen  Büchern  einverleibt  sind ,  das  volle  Recht  gegen  al- 
len Widerspruch  ebenfalls  durch  Verlauf  von  drei  Jahren; 
die  Gränzen  der  Ersitzung  werden  nach  dem  Masse  des 
eingetragenen  Besitzes  beurtheilt.  g.  1470.  Wo  noch  keine 
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8^t  werden.  Behindeniiigen  ans  dingHcheo  Grün- 
den, z.  B.  wegen  FIdeicommissqnalltSty  Erbgutsquaü- 

t&t  und  (Igln,  hat  indessen  der  Führer  des  Grund- 
buchs nur  dann  zu  berücksichtigen,  wenn  dieselben 


Kl 

TRI 

x 

ersehen  sind. 

Ist  der  im  Grundbuch  genannte  Eigenthtimer 
noch  am  Leben,  so  muss  er  in  der  Regel  persönlich 
mitwirken  und  es  genügt  nicht  der  blosse  urkund- 
liche Nachweis,  dass  er  sein  Recht  auf  einen  Andern 
zn  tthertragen  yersprochen  hriie,  oder  sonst  Äcra 
verpflichtet  gewesen  sei.  Der  Mangel  der  persön- 
lichen Erklärung  kann  indessen  durch  das  Gericht 
unter  Umständen  ergänzt  wMen.  Ist  der  eing^ 
tragene  Blgenthfimer  geit&rbm,  so  haBen  dienso  die 
lErben  desselben  mitzuwirken. 

5.  £s  ist  einleuchtend,  dass  zu  diesem  Systeme 
die  römisch-rechtliche  Ersitzung,  wddie  auch  in 
Deutschland  eingeführt  worden,  mcht  passt  ji» 
eingeschriebene  fiigenthnmer  und  seine  Erben  wer- 
den fortwährend  als  Eigenthümer  betrachtet,  so 
lange  nicht  in  dem  Grundhuche  eine  Ueliertragung 
des  Gutes  auf  einen  neuen  EigenthQmer  vorgemerkl 
worden  ist  Nur  in  dem  FaDe,  wenn  etwa  die  Fer- 


ordenllirhen  öffentlichen  Bücher  bestehen  oder  ein  solches 
Recht  denselben  nicht  einverleibt  ist,  kann  es  der  redlicbe^ 
*      Inhaber  erst  nach  dreissig  Jahren  ersitzen. 

8.  Entw.  des  Zürcher  Gesetzb.  §.  867.  Ist  die  Er- 
sitzung vollendet,  so  ist  der  Besitzer  in  Folge  derselben 
berechtigt,  von  dem  Gerichtspräsidenten  die  Erlaubniss 
zur  Eintragung  in  das  Grundprotocoll  und  damit  nunmehr 
vollgültige  kanzleiische  Zufertigung  des  Eigenthams  za 
begehren. 
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tigiing  irrOitiniBch  durch  einen  NichMgenUitlnier 

(z.  B.  einen  von  mehrerer  Erben)  veranlasst  worden 
ist,  kann  der  in  dem  Grundbuch  eingeschriebene 
Erwerber  unbedenklich  den  Mangel  durch  Ersitzung 
heben,  nnd  es  hat  gute  Ghlnde  für  sidi,  wenn  fita* 
diesen  Fall  neuere  Gesetzgebungen  sogar  die  Usnea- 
pionsfrist  abkürzen.  Der  nicht  eingetragene  Besitzer 
aber  in  gutem  Glauben  in  Folge  eines  Rechtstitels 
kann  bei  conseqnenter  DurchfOhrong  des  Prindps 
mnr  einen  EnoerlaUä  ftlr  die  Eigenthimufsufertigung 
nicht  das  Eigenthum  selbst  durch  Ersitzung  erlangen. 

Die  Ersitzung  in  diesem  Sinne  ist  eine  Fortbildung 
theils  des  römischen  theils  des  altern  deutschen  Rechtes. 
IMe  römischen  Erfordernisse  der  batM  fidee  und  des 
justui  tUukts  finden  femer  Anwendung,  nnd  es  tritt 
nur  hinzu  die  deutsch  -  rechtliche  Rticksicht  auf  die 
von  Anfang  an  geschehene  Fertigung  und  wenn  diese 
unterlassen  worden,  auf  Nachhohmg  der  Fertigui% 
-am  ScMuss.  Ebenso  hat  sich  aus  dem  deutsdien 
Recht  der  Satz  enthalten ,  dass  schon  die  Anstellung 
einer  Eigenthumsklage,  nicht  nur  die  thatsächliche 
Entsetzung  die  Ersitzung  unterbricht;  zuweilen  kom- 
men auch  in  den  Fristbestimmungen  noch  Erinne- 
rungen Yor  an  das  xRere  deutsche  Recht 

6.   Das  Eigenthum  geht  erst  durch  die  Ferti- 


9.  Entw.  einer  firundbuchsordnung  für  Oesterreich. 
§.  125.  Damit  sowohl  die  Parteien  bei  Einsichtnahme  der 
öffentlichen  Bücher  als  die  Grundbuchsämter  selbst  bei 
Erlheilung  mündlicher  AuskünTte  und  schriftlicher  Ex> 
tracte  auch  von  den  in  jüngler  Zeit  eingekommenen  aber 
noch  nicht  erledigten  Grundbuchseingaben  auf  eine  leichte 
Art  und  zu  jeder  Zeil  zur  veriässlichcn  Kennlniss  gelangen 
können»  wird,  von  nun  an  bei  dem  Grundbuchsamte  selbst 

20* 
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gung  in  dem  Grundbuch  auf  den  Erwerber  über. 
Als  solche  gilt  nur  die  Eintragung  in  das  Haupt- 
buch, nicht  schon  die  Vormerkung  des  Einkufs  in 
dem  Tagebuch,  Die  Fertigu]^  in  äiesn  erstem  wird 
aber  wenn  das  Geschäft  zar  Eintragung  reif  war, 
gewöhnlich  durch  das  Datum  in  dem  letztern  bestimmt 
und  dann  auch  die  Eigenthumsübertragung  von  die- 
sem Tage  an  datirt  Bis  dahin  ist  noch  immer  der 
Veräuimer  Eigmihumer  geblieben  ,  auch  wenn  er 
schon  den  Kaufpreis  erhalten  und  den  Besitz  an 
den  Käufer  übertragen  hat. 

7.  Was  hat  dieser  Käufereines  Grundstücks  für 
dn  Recht  daran,  wr  der  Fertigangt  E^entlium 
nicht,  auch  nicht  ein  in  bonis,  noch  ein  Nutzeigen- 
thum. Besitz  wohl  und  sogar  L  sucapionsbesiiz  in  so 
weit  noch  neuere  Rechte  eine  Ersitzung  zulassen. 
(Nr.  5.)  In  Folge  dessen  müssen  ihm  denn  nicht 
bloss  die  Rechtsmittel  gegen  Besitzesstörung  sondern 
auch  eine  dingliche  Klage  zum  Schutz  seiner  zu 
Eigenthum  erwachsenden  Herrschaft  zugestanden 
werden  (die  actio  Publiciana).  Aber  es  kann  diese 
Klage  nur  gegen  dritte  Personen  helfen,  welche 
nicht  ein  grundbüchlich  gefertigtes  dingliches  Recht 
an  dem  Grundstück  haben,  denn  diese  Rechte  gehen 


•io  Tagebuch  über  alle  in  Grundbucbssacben  vorkominen- 
den  Geschäftsstürke  nach  der  Zeitordnung  ihrer  Ueber- 
reichttog  oder  ihres  Eintragens  —  geführt  und  zu  Jeder* 
manns  Einsicht  offen  gehalten. 

10.  Entw.  des  Zürcher  Ges.  §.  864.  Die  Eintragung 
in  das  GruDdprotokoU  ist  in  der  Regel  nach  dem  Tage  zu 
datiren,  an  welchem  das  Rechtsgeschäft  als  ein  fertiges 
dem  Landschreiber  sar  Kenntniss  gebracht  ood  von  dem- 
selben aafgeDommen  wurde. 
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dem  seuugen  auch  dann  Yor,  wem  sie  spiler  ent- 
standen sind,  als  dieses.    Wenn  daher  der  E3gen- 

thümer  A  sein  Grundstück  zuerst  an  B  verkauft  und 
später  an  C,  aber  dem  C  nur  grundbüchlich  ferti- 
gen lässt,  so  ist  der  C  berechtigt,  das  Grundstück, 
das  im  Besitze  des  B  ist,  zn  Yindidien.  Ebenso  ist 
B  genöthigt  anch  ein  Pfandrecht  anznerliennen,  das 
D  von  A  durch  Fertigung  im  Grundbuch  auf  das 
Grundstück  erlangt  hat,  und  kann  nur  von  A  Scha- 
densersatz fordern. 

8.  Einzehie  Particularrechte  steigern  die  Wir- 
kung der  Fertigung  im  Grundbuch  zur  absoluten, 
so  dass  die  irrthümlich  geschehene  Zufertigung  von 
Sdte  eines  Nichteigenthümers  oder  eines  zur  ^^cräus- 
seroi^  nicht  befugten  Eigenthflmers  dennoch  Eigen- 
tfanm  wirkt.  Das  ist  aber  ehie  Dd>ertreibung  des 
wahren  Grundgedankens  der  Fertigimg,  welche  nur 
dann  zu  rechtfertigen  ist,  wenn  eine  mit  Androhung 
des  Verlustes  geschehene  gmehUUdw  Aufforderung 
(EdictaDadung)  an  die  Bereditigten  vorher  gegan- 
gen ist. 

*  BluntscMi,  Zürcher  Rechtsgescb.  11.  S.  93  ff. 
BnHer,  in  der  Zeitschr.  f.  deiütseh.  R.  X.  S.  105  fif. 
Mtnaud,  deutsches  PriTatr.  I.  |.  m  D.F^  AufttM,  Ent- 
wurf einer  allgemeinen  Grundbuch-Ordnung  fBr  Oester- 
reich, Wien  1849. 


11.  Entw.  des  Gesetzb.  f.  d.  Grossh.  Hessen,  g.  64. 
Hat  ein  Eigenthümer  die  nämliche  Sache  an  verschiedene 
Personen  nach  einander  veräusserl,  so  erhält  diejenige, 
ohne  Rüksicht  auf  das  Alter  ihres  Erwerblitels  das  Eigen- 
thum, welche  —  die  Eintragung  ihres  Titels  über  die  Er- 
werbung der  unbeweglichen  Sache  im  öffeDllicheD  Buche 
gültig  für  sieb  erwirkt  hat. 
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§.  64. 

3.  Andere  Erwerb-  und  Verlustarten« 

1.   9car  unprOmglkhe  Erwerb  durch  Anngtmmg 

herrenloser  GrundHücke  wird  heutzutage  in  Deutsch- 
land selten  vorkomineii,  da  schon  längst  der  gesamiote 
vorhandene  Bodea  von  der  abheicfaen  Bevölkmuig 
in  Besttz  genommen  worden  und  indenEigenttiQma* 
verkehr  überg^angen  ist.  Die  Urbarmaehmg  aber 
von  unvertheiltem  Boden,  welche  in  alter  Zeit  wohl 
auch  als  Bcigründung  neuen  Sondereigentbums  vor- 
gekommen, wird  nownehr  dem  Bebaner  fikr  eich  al- 
lein mcb^mehr  EigenUmm  verschaflen,  aondeni  nur 
in  Verbindung  mit  der  üebertragung  von  Seite  der 
Gemeinde  oder  des  Staates,  deoen  nun  auch  an  dem 
uftvertfaeitten  Boden  £igenüium  zugcscfaiiebai  wird, 
d.  h.  wieder  im  Sinne  des  neueren  Becbtes  durch 
Fertigung  im  Grundbuch. 

S.   Wenn  der  Grundeigeatbümer  auf  sein  Gut 


1.  SachMempiegel  I.  52.  g.  1.  jin»  erven  gelof  ande 
•De  ecfat  ding  ne  mut  nieman  alD  cgen  eoeh  sine  lüde  ge- 
?eD.  —  Gin  he*t  weder  rechte  sunder  erfen  gelof»  die  erve 
«nterwinde's  sik  mit  ordelen  als  of  be  dot  ai  Jeee  de't  dar 
faf»  so  be's  nicht  geven  ne  mochte. 

a.  Oetierr,  Geselzb.  §.  382.  Freistehende  Sachen 
können  von  allen  Mitgliedern  des  Staates  durch  die  Zu- 
eignung erworben  werden»  insofern  dieses  Befugniss  nkbt 
durch  politische  Gesetze  eingeschrinkt  ist  oder  einigen 
Mitgliedern  das  Vorrecht  der  Zueignung  zusieht. 

3.  fretutisches  Landr.  II.  16.  g.  g.  Grundstücke» 
welche  noch  niemandes  Efgentham  gewesen«  kann  der 
Staat  für  sich  selbst  in  Besits  nehmen ;  oder  auch  an  An- 
dere sowohl  zum  Eigenthum  als  zur  Nutzung  überlassen. 
8-  12.  Wenn  der  filgenthömer  sein  Grundstück  verlassen 
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Verziehi  leistet,  ohne  dasselbe  an  einen  andern  in 

übertragen  fDcrelictionJ,  so  widerspricht  es  der 
deutschen  Rechtsansicht,  dasselbe  nun  als  herrenlose 
Sache  zu  betrachte  und  beliebiger  Andgoung  bloss- 
lusteUen.  Viebndir  äussert  in  sdchem  Falle  der 
^amilienzusammenhang  seine  Kraft,  und  das  verlas- 
sene Gut  fällt  von  Rechtes  wegen  den  nächsten  Er- 
ben anheim.  Nur  wenn  diese  es  nicht  wollen  und 
keine  Erben  vorhanden,  wird  das  Gul  Aerren- 
/of.  Werden  aber  auch  solche  herrenlose  Grundstöcke 
ebenso  wie  herrenlose  Fahrniss  der  freien  Zu-  nnd 
Aneigung  (Occupatio]  unterliegen  ?  Das  römische  Recht 
bejaht  9  die  neuem  Gesetzgebungen  verneinen  die 
Frage,  und  nehmen  den  herrenlosen  Bod^  innerhalb  des 
bereits  besetzten  Landes  für  den  Staat  in  Anspruch,  das 
heisst  eben  fiir  die  grösste  und  mächtigste  Gemein- 
schaft. Die  letztere  Auffassung  hat  einen  historischen 
Grund  in  der  mittelalterliehen  Verbvidung  und  Mi- 
schung öffentlicher  Gebietshoheit  und  privatrechi- 
licher  Herrschaft  an  dem  Boden  des  Landes,  welche 


UDd  dabei  seinen  Willen,  sich  desseUten  begeben  zu  wollen 
—  geäussert  hat;  so  gilt  von  einem  solchen  Gnudstücke 
eben  das,  wtf  von  ursprönglicb  herrenlosen  Gütern  Tcrord- 
net  isL 

4.  Code  civil.  §.  713.  Lea  biens  qai  n'ont  pas  de 
nattre  appartiennent  h  l'Etat. 

6.  Ssp.  II.  56.  §.  2.  Svat  so  dal  water  afscbevet  deme 
lande»  dat  hevet  die  verloren  des  dat  lant  is.  Briet  ist 
aver  enen  nien  agang ,  dar  medo  ne  verläset  be  Sinei  lan- 
des  nicht.  —  g.  3.  Svelk  werder  sik  ok  irhevet  binnen  enem 
▼liete»  svelkems  Stade  he  nar  is,  to  dem  Stade  bort  die 
werder;  is  be  vormiddes  he  bort  t9  beiden  Staden.  Dat 
selve  dut  die  agang  of  be  verdroget. 

6.  Adolphi  a.  Gonst.  a.  1294.  c.  1.  Quodsi  insula 
Data  est  in  Rhene  vel  allo  flumine  in  comitatu  aliciijiis 
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beide  den  Landesherren  zugeschriebeD  worden^  wenn 

nicht  andere  Eigenthümer  bekannt  waren.  Unsere 
Zeit  unterscheidet  zwar  schärfer  zwischen  öfTent- 
lichem  und  Privatrecht.  Aber  es  erscheint  ihr  doch 
natOrficby  das»  der  Staai,  welchem  die  G^etshoheü 
zukommt,  ein  näheres  und  besseres  Recht  an  dem 
Boden  habe,  der  in  keines  andern  Privateigenthum 
ist,  als  ein  beliebiges  Individuum,  welches  zuzugrei- 
fen und  dadurch  Eigenthum  zu  erwerben  sich  an- 
schickt 

3.  Neuer  Boden  wird  >orztiglich  durch  Ufer- 
anlagen  und  Uferbauten  öffentlichen  Gewässern  ab- 
gewonnen, und  so  zum  Gegenstand  des  Privateigen- 
thnms  gemacht  Dieses  wird  durch  die  vollzogene 
Anlage  oder  Baute  unter  der  V^oraussetzung  dem 
Unternehmer  erworben,  dass  dieselbe  rechtmässig,  in 
der  Regel  also  mit  Genehmigung  des  Staates  ge- 
macht worden  ist,  dem  die  Hoheit  Ober  die  Gewäs- 
ser zusteht 


comUis,  qui  in  ipso  flumine  recipit  telonia  et  conducias, 
habcique  comitatum  eundem  —  eadem  insula  potius  spec- 
tat ad  imperium  et  ad  ipsum  comitem,  quam  ad  alium 
dominum ,  ci^us  districtus  protenditur  ad  riptm  flumiiiis 
prclibali. 

7.  Oesterr.  Gesetzb.  §.  407.  Wenn  in  der  Mitte  eines 
Gewässers  eine  Insel  entsteht,  so  sind  die  Eigenthümer  der 
nach  der  Länge  derselben  an  beiden  Ufern  liegenden  Grund- 
stücke ausschliessend  befugt,  die  entstandene  Insel  in  zwei 
gleichen  Theiien  sich  zuzueignen  und  nach  Mass  der  Länge 
ihrer  Grundstücke  unter  sich  zu  theiien.  Entsteht  die  In- 
sel auf  der  einen  Hälfte  des  Gewässers,  so  hat  der  Eigen- 
thümer des  nähern  Uferlandes  allein  darauf  Anspruch. 
Inseln  auf  schiffbaren  Flüssen  bleiben  dem  Staat  vorbe- 
ballen. 
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4.  Die  ÄMpUlung  erweitert  das  bestehende 
GmndeigeDthiim,  die  Äbi^^iUmg  yennindert  dasselbe. 
Vierwandl  ist  die  Ansicht  des  deatschen  Rechts,  dass 
das  trocken  gelegte  Flussbett  dem  beiderseitigen  Grund- 
eigenthum  zuwachse  und  dass  eine  Imel,  die  im 
Fhisse  eDStehe,  ebenso  den  Ufereigenthümern  ange- 
höre, und  zwar  so  dass  die  Mitte  des  Flussbettes 
andi  das  Eigenthum  der  ^esseitigen  üfereigenthümer 
an  der  Insel  von  dem  der  jenseitigen  trenne. 

•  Auch  hier  begegnen  wir  aber  schon  früh  einer 
andern  als  Meiehtrecht  anerkannten  Ansicht,  welche, 
von  der  Hoheit  der  Obrigkeit  über  den  öffentlichen 
Fluss  ausgehend,  die  Insel,  die  aus  demselben  neu 
hervorragt,  dem  Landesherrn  zuspricht. 

In  dem  neuem  Rechte  ist  die  zweite  Ansicht 
für  grössere  schiffbare  Flösse,  dieerstere  für  kleinere 
Gewässer  herrschend  geworden. 

5.  Wird  das  Grundstück  zerstört,  z.  B.  durch 
einen  Bergsturz  oder  durch  die  Gewalt  des  Wassers, 
so  gdit  das  Etgenihum  daran  imrer,  insofern  nicht 


8.  Entw.  des  Gesetsb.  f.  d.  Grossh.  i/ejwn.  III.  % 
g.  34*  Die  Inseln  im  Bette  eines  schiff-  oder  flttssbtren 
Flusses  gehören  dem  Staate,  so  isnge  nielit  eine  Privatper- 
son einen  besonderen  Erwerbtitel  dalSr  aohreisen  kann. 
Inseln,  welebe  In  nieht  a^iff-  oder  flossbaren  PIfiseen  ent- 
stehen, gdMhren  den  UfiBreigenthümern  derjenigen  Seite,  auf 
welcher  die  Inseln  sich  gebildet  baben. 

fli.  Bmyriieh0$  Ges.  über  Wasserrecbt  v.  1852.  §.  28. 
Erderböhungen,  welche  sieb  ausser  Zusammenbang  mit 
dem  festen  Lande  in  einem  öffentlichen  Flusse  äber  den 
mittlem  Wasserstand  erheben  (Inseln  ,  Werder,  Wörthe) 
sind  in  Ermanglung  entgegensiehenden  besonderen  Her- 
kommens oder  ausdrücklicher  Verleihung  eines  Anrechts 
auf  dieselben,  £igentbum  des  Staats. 
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eine  Wiederher^dkmg  möglich  ist    EbeDso  wrhiH 

es  sich,  wenn  ein  Grundstück,  das  bisher  im  Privat- 
ejn^tbum  war,  zur  öffenlUchcn  Sache,  z.  B.  zur 
Landstram  gODaacht  und  dadurch  dem  Sonderbesiti 
jentzQgen  whrd.  Dag^en  darf  solche  Wirkimg  der 
Enteignung  ^EocpropruUion)  nicht  ohne  weiters  zuge- 
schrieben werden.  Diese  kann  sich  vielmehr  zu- 
nächst ia  Form  der  Uebertragung  des  Grundeigen- 
tfaluns  an  den  Staajt  oder  die  Gemeinde  darsteUeo, 
imd  bedarf  dann,  damit  sie  dingliche  Wirluipg  habe, 
der  Fertigung  im  Grundbuch  *], 


FAnftes  Capitel. 

£i^entbüinlicbc    Formen    und    Bescbränkun^en  des 

Grundeigenthums. 

$.  65. 
i.  aerrschaflUcbe  CHIter. 

1.  Von  Anfang  an  zeigt  sich  in  der  deutschen 
Geschichte  wie  ein  Unterschied  der  Stände,  so  auch 


i.  Stp.  I.  80.  S*     ObM  f.      Mr.  10. 

S.  Stp,  IIL  65.  (.  Han  oe  mai  ok  neae  buch  btt- 
waa  nach  stat  vistaiMB  mii  plankan  aooh  aiii  Mono  noah 
bareh  noch  werder  oQch  ifiraa  binne  dorpe  aaa  das  laa- 
des  riehleres  orlof. 


*)  0«rft«r  (Mfatr.  f.  SS.)  ttMt  im  EigeothmMabergang  sehaa 
dotth  die  aiiseitiie  WUlentrltiaitim  dettUuiMa  «Man» 
•Ina  ^oRlMtiuig,  dia  «Itordinti  ia  eiai alMn  Firtievlantteb- 
lea  vorkoamt»  tbtr  den  Maeip  der  Grundbaeber  aicbt  ae- 
Blitiei. 
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demtelbeB  analog  ein  Unterschied  in  der  Vrnihei- 

lung  des  Bodens  und  in  der  Gestaltung  und  Behand- 
lung des  EigetUhums  an  demselben.  Dieser  Unter- 
Mbied  ist  in  verschiedenen  Zeiten  bald  schroffer  bald 
schwAcher  heryorgetrelen  und  hat  auch  verschiedene 

Formen  angenommen.  Aber  niemals  ist  er  ganz 
verschwunden,  auch  nicht  in  unserer  ausgleichenden 
Zeit. 

üeber  das  Niveau  des  einbchen  freien  Grund- 
eigenthmns  heben  sich  im  M itelalter  die  Güter  der 

Edeln  und  Mitt^Ifreien,  adelige  und  Bittergüter  em- 
por. Schon  um  itiror  gromn  Ätudehnung  \iillen: 
nach  den  alten  Ansätzen  sollten  jene  Gttt^  übw 
dreiisig,  diese  Ober  drei  Hufm  haben.  Dann  auch 
in  den  Rechten,  Wie  im  Mittelalter  Privat-  und 
öffentliches  Recht  stets  gemischt  ist,  so  sind  mit  die- 
sen Gtitern  auch  eigenthümliche  öffentliche  Rechte 
verbunden.  Nur  die  Gesdliichte  der  einzelnen  Fa- 
milien und  ihrer  Güter  kann  die  nähern  VerhAlt- 
nisse  aufklären.  Im  Allgemeinen  lassen  sich  nur 
einige  Haiqptlinien  ziehen,  welche  als  Richtschnur 
für  die  genauere  Prüfung  im  Einzelnen  dienen: 
a)  Die  fUrttHchm  Domänen  standen  in  engster  Be- 
ziehung zu  der  ganzen  Landesherrsekaft  und 
Landesregierung. 


3.  Urk.  V.  1327.  {Braut,  g.  318.  4.)  Quod  illi  qui 
impotentes  sunt  ad  pugnandum  ~  contributionem  faciant. 

4.  Alt  Oesterr,  Landr.  c.  55.  {Senckenherg,  Vis.  p. 
263.)  Dass  soll  kein  edelmnn   kein  maulh  nicht  geben 
weder  auf  wasser  noch  auf  landl,  dass  er  in  seinem  hauss  * 
essen  oder  trinkben  will ,  dass  soll  er  umb  den  Uadiherrn 
dienen  mit  seinem  Schilde. 

5.  Bayruchtt  Ges.  T.  4.  Juni  1848. 1.     1.  Die  stan- 
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b)  Mit  anderen  Herrengütern  im  eigentlichen  Sinne 
war  oft  noch  jene  Vogteihemehaft  und  Fo^m- 
gerichttbarkeü  ttber  dn  Gebiet  verbimdent  die 
aus  der  alten  Centgerichtsbarkeit  ebenso  erwach- 
sen ist,  wie  die  Landesherrschaft  grossen  Theils 
aus  dem  Gaugrafenthum.  Wir  iLönnen  dieselben 
vo^eiherrliche  Gttter  nennen. 

c)  Die  grundhmOehen  Höfe  und  Ritterg&ier  ge- 
wöhnlich mit  gruiidherrlicher  Gerichtsbarkeit  aus- 
gestattet über  die  flofgenossen. 

Auf  diese  Gttter  waren  denn  oft  auch  landständitehe 
Redite  %a8irt  Ausserdem  waren  sie  von  mancher- 
lei öffentlichen  Leisten  befreit  f Steuerfreiheit  und  Zoll- 
freiheitj  und  gewöhnlich  auch  von  der  Gemeindever- 
foimng  eximirt.  Nur  auf  solchem  fioden  durften 
SMöaer  und  Burgen  erbaut  werden.  Hftufig  hatten 
diese  Güter  ausgedehnte  Jagd-  und  Weidereehte  und 
Realrechte  aller  Art  an  den  Gütern  der  Vogteigenos- 
sen und  Grundholden. 

Sie  konnten  zu  EigenlÜiiim  im  voilea  Sinn  oder, 
zu  Lehm  (Nutzeigenthum)  l>ese8sen  werden.  Das 
änderte  in  der  Hauptsache  nichts  an  diesen  Rechten 
und  Privilegien. 

2.  Die  Aufl<fsung  der  ständischen  Rechtsw 
hiltnisse  und  die  Umgestaltung  der  öffentlidien  und 


des-  und  gntsherrllclie  Gerichtsbarkeit  und  Polizeigewalt 
geht  mit  dem  I.  Oct.  1848  an  den  Staat  fil>er. 

0.  Bayritthte  Ed.  filier  die  gntslierrlicben  Becbte  t. 
M.  Mai  1818.  S«  Sl.  Die  Errielitong  neuer  Seliulen  steht 
den  Gutsherren,  insofern  das  Bedfirfliiss  dazu  ans  dem  all- 
gemeinen Sehalorganismns  henrorgehtt  mit  Bewilligung  der 
Oher-Seholbebarde  su.  Schon  bestehende  gutsherrllM 
Sehnten  kttnnen  ohne  eben  diese  Bewilligung  weder  unter* 
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der  Gemeindeverfassung  haben  auch  hier  grosse  Ver- 
ttndenmgen  zur  Folge  gehabt  Viele  Besonderfaeiteii 
der  herrschaftlicheil  Güter  sind  fmtergegangm  und 

diese  der  allgemeinen  Staatsverfassung  untergeordnet 
und  auch  in  den  Kreis  der  neuern  Gemeindeverfas- 
sung eingesclilosseu  worden.  Manches  aber  was  sich 
noch  erhalten  hat,  macht  heute,  weil  nicht  gehalten 
und  gestfizt  von  dem  Zusammenhang  mit  der  flbri- 
gen  Rechtsordnung,  den  Eindruck  des  Anomaleny 
zuweilen  des  Ruinartigen,  und  ist  im  Untergang  be- 
griffen. Aber  nicht  die  ganze  Auszeichnung  der 
herrschaftlichen  Gfiter  ist  veraltet.  Sie  hat  vielmdir, 
übersetzt  in  die  moderne  Rechtsanschauung,  einen 
guten  und  dauerhaften  Cirund.  Nur  ist  zunächst 
von  wirtjischaft liehen  und  socialen  Eigenschaften  aus- 
zugehen und  darauf  der  Unterschied  in  den  Rech- 
ten zu  basiren. 

3.  In  wirthschaftlicher  Beziehung  lässt  sich  der 
wichtige  Unterschied  begründen,  zwischen  zwei  Haupt* 
arten  landwirthschaftlicher  Oekonomien: 

a)  den  eigentHchoi  Bauergütem,  d.  h.  die  von  dem 
Besitzer  selbst  bebaut  werden,  von  ihm  mit  sei- 
ner Familie  und  Knecliten; 

b)  den  herrschaftlichen  Gütern,  welche  nicht  von 
dem  Eigenthümer  unmittelbar  selbst  bebaut 


drückt  noch  verseilt  werden,  g.  24.  Gnitbesllser,  welebe  als 
KIrehenpalroneD  gewisse  Ehrenrecble  hergebracht  babeo* 
werden  hierin  bestätigt. 

7.  Deutsche  Bundesacte  Art.  14.  (Tgl.  oben  g.  30.  Nr. 
10.  von  den  Simtdeeherrm):  3)  privilegirler  Geriehtssund 
and  Befreiung  von  aller  tliliiairplUchtigkeit  für  sich  und 
Ihre  Familien.  5)  Bie  Ausübung  der  bürgerlichen  und 
^inlichen  Gerecbtigkeltspflege  in  erster  und  wo  die  Be« 
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werden,  sondern  nur  durch  die  Ytrmi^lmq  von 
Bofgenosim  oder  nun  Ton  VerwaUem  und 
Päehtem. 

Zwar  gibt  es  grössere  Bauerngüter,  die  sich 
sehr  den  herrschaftlichen  annahem  und  Herrsdiafts- 

güter,  die  man  wohl  den  Bauergtitem  zur  Seite  stel- 
len könnte.  Die  Zweifel  aber,  zu  welcher  Classe 
ein  Gut  gehöre,  lassen  sich  in  den  meisten  Fällen 
idcht  heboi  theils  im  Hinblick  auf  die  Geschichte 
theils  durch  unbe&ngene  Berücksichtigung  der  sdmmt- 
liehen  Verhältnisse.  Und  selbst  wenn  in  manchen 
Fällen  nicht  ohne  einige  Willkür  der  Gesetzgebung 
oder  der  Praxis  die  Sonderung  durchzuführen  ist, 
so  ist  jene  besser  als  die  völlige  Gleichstellung  zweier 
Arten  von  Oekonomien,  deren  Unterscheidung,  sobald 
man  die  Dinge  im  Grossen  betrachtet  und  ganze  Gruppen 
überblickt,  leicht  und  für  das  Leben  >on  eingreifen- 
der Bedeutung  ist  Die  ganze  $ociale  Stellung  des 
Bauern,  der  seinen  Acker  selber  pflügt  und  des  gros- 
sen Grundbesitzers,  der  seine  Güter  durch  Andere 
bauen  lässt,  ist  verschieden;  und  es  ist  auch  für  den 
Staat  wichtig,  die  beiderlei  Verhaltnisse  je  nach  ih- 
rem Werthe  richtig  zu  würdigen.  Etwas  anderes 
ist  aber  diese  ßerückiiehtigung  und  etwas  anderes 


Sitzung  gross  genug  ist»  in  zweiter  Instanz,  der  Forstge- 
richtsbarkeit, Ortspolizei  und  Aufsicht  in  Kirchen-  und 
Scbalsachen,  auch  über  milde  StiTtungen,  jedoch  nach 
VorschriTt  der  Landesgesetze  ,  welchen  sie  sowie  der  Mili- 
tairverrassung  und  der  Oberaufsicht  der  Regierung  über 
Jene  Zuständiglteiten  uiiierworfen  bleiben.  —  Dem  ehemali- 
gen Beieh*adel  werden  —  Aniheil  der  Begüterten  an  Land- 
sUndscbaft«  Patrimonial-  und  Forstgerichlsbarkeit,  Ortspolizei, 
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die  f$md$üige  Sehärfung  des  GegmMtm^  welche  für 
Md^  Thefle  unnatarlich  und  scMdlich 

4.  Die  wichtigeren  Rechte,  die  sich  auf  die 
herrschaftlichen  Güter  beziehen,  und  der  Erhaltung 
und  AusbüduDg  föbig  sind,  gdiören,  wie  insbetondäre 
das  Rechf  der  Vertretung  des  grouen  GnuMeritxei 
in  den  Kammern,  Landräthen  u.  s.  t  und  etwa  auch 
eine  eigenthtimliche  Betheiligung  der  Grundherrn  in 
der  Gemeindeverfauung  vornehmlich  dem  Staats- 
recht  an. 

Nur  in  untergeordneter  Welse  kommen  noch 

privatrechtUche  Beziehungen  vor.  Vieles,  was  frtiher 
Bestand  gehabt,  ist  nunmehr  ganz  beseitigt,  oder  nur 
in  einzdnen  Ueberresten  ausnahmsweise  noch  eine 
WeOe  aufbewahrt.   Dahin  gehören: 

a)  das  gewöhnlich  friilu  r  mit  Grundherrschaft  ver- 
bundene übereigenihum  an  den  Gtitern  der  Vog- 
teigenossen und  Grundholden,  welches  nun  fast 
Oberau  au^elast  worden  ist  (V^  $.  60.  2.) 

b)  IKe  ImmunitäteprwUegien--  und  EtemHonireehte 
(Steuerfreiheit,  Einquartierungsfreiheit ,  Zollfrei- 
heit J  dieser  Güter,  in  denen  sich  öflentHches  und 
Privatrecht  gemischt  hatte. 

c)  Die  UnabtöÜH^keU  der  gutsherrlichen  Reahechta 

d)  Die  Bannrechte. 


KirchenpatroDat  und  der  privilegirte  Gerichtsstand  zuge- 
sichert. Diese  Rechte  werden  jedoch  nur  nach  Vorschrift 
der  Landesgeselze  ausgeübt. 

8.  Stiive.  Landgemeinden  S.  228.  Schwerlich  wird  der 
Regel  nach  eine  höhere  Classe  (der  Bauergüter)  zu  bilden 
sein  ,  als  eine  solche  von  HöTen,  die  ein  volles  Gespann 
von  4  Pferden  zu  ihrer  Bewirihschaftung  verlangen.  Es 
fragt  sich  dson»  was  aus  den  einzeinen  grOssero  HOfeo 
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Aber  das  ächt  aristokratische  £]ement  des  gros* 
sen  Grundbesitzes  zu  stärken  ist  für  Deutschland 
ein  flodalea  und  poHtischea  BedOrfiiias  und  die  Aus- 
bfldung  des  Priyatredits  hat  auch  ihren  Antheil  an 
der  Lösung  dieser  Aufgabe.  Nur  die  grossen  Güter 
können  vorangehen  in  jeder  Verbesserung  der 
Wirfthschaft  und  die  Veredlung  und  den  Reicbthum 
der  Cultur  zur  Erscheinung  bringen.  Thun  sie  das, 
so  gebührt  ihnen  auch  im  Privatrechle  eine  ausge- 
zeichnete Stellung.  Dafür  aber  ist  nöthig,  dass  für 
Erhaltung  einer  grössem  Anzahl  solcher  Güt^  ge- 
sorgt, und  der  Zertrflnunerung  dersdben,  sowohl  in 
blosse  Bauergüter  als  der  Ansammlung  übermässigen 
Grundeigenthuqns  in  £iner  Hand  ent^^eogewirkt 
werde. 

Ab  derartige  Rechte  der  Hemchafugüttr  haben 
Anspruch  auf  Bestand: 

aj  das  Recht  zur  Gmndung  von  gewissen  Cultur- 
amtalten  in  der  Gemeinde^  z*  B.  von  Kircheni 
Schulen,  milden  Stiftungen; 

b)  das  Patranatireekt  Ober  derlei  Anstalten,  und 
die  damit  verbundenen  Ehrenrechte ; 

cj  das  Recht,  zuweilen  auch  die  Pflicht  zu  gemein- 
nützigen land-  und  viekwirthichaftikhm  Anstal- 
ten, z.  B.  Brennerei,  Brauerei,  Sennerei,  Kdter, 
Haltung  von  Wucherthleren.    Der  freie  Wille 


werden  soll  Y  Eben  diese  bilden  oicht  selten  aneDtbe.lir- 
Hebe  Anbaltspankte  für  votlkommeDe  WIrthsehaft  und  ihre 
Attliasung  wire  eio  reiner  Yerlust  Diesem  wire  voig»- 
beugt,  wenn  aucb  solebe  WÜt  In  die  Glesse  der  landtags- 
nihigen  Güter  eintreten,  aus  welebtr  natfirlicb  alle  diejeni- 
gen aassebeiden  müssen,  welebe  nur  die  Grösse  des  ge- 
wöbnllcben  Banerhofli  haben. 


f.  M.  liuergOCtr. 


wird  firdlich  hier  das  Meiste  und  Beste  thon: 

aberj  das  Recht  muss  die  Richtung  desselben 
sichern  und  achten; 

d)  als  Widerlage  dafür  auch  das  Recht  zu  ausge- 
dehnter Weide  in  dem  Baim  d^  Gemeinde,  so- 
weit nirlit  [die  Grundsätze  guter  Wirthschaft 
widerstreben,  ferner 

e)  das  Jagdrecht  auf  eigenem  Grund,  zuweilen  auch 
darfiber  hinaus  in  dem  Jagdrevier  der  Gemeinde; 

f)  die  Fähigkeit  zur  StaimmquU-  und  Fidßkmmii- 

qualiUU, 

Am  ehesten  haben  sich  noch  erhalten  die  be- 
sonderen Gutsrechte  der  Stande$herm  und  der  vor- 
maligen Eeiehirittersehaft,  die  durch  die  deutsche 

Bundesacte  gewährleistet  werden. 

66. 
Bauergfiter. 

1.'  In  dem  späteren  Mittelalter  waren  die  recht- 
lichen Verhältnisse  der  Bauergüter  überaus  mannich- 
faltig.  Von  vollfreiem  Eigenthum  ohne  Lasten  an 
bis  zu  unsicherem  und  schwerbelasletem  hofreehtli- 
chem  Besitz  hernieder  gab  es  eine  Reilie  von  Stu- 
fen und  mancherlei  Modificatirtueu.  Dennoch  fing 
man  an»  wie  die  Besitzer  und  Bebauer  unter  dem 
gemeinsamen  Namen  der  Bauersame  und  des  Bauer- 


1.  jilU9  Reehitt^rMwrt  Frei  BItDn  Ut\  Gut. 

2.  Tgl.  §.  M.  Nr.  il  ff. 

3.  Öffnung  v.  Th&rtmiMt.  [Ormm,  W.  f.  S.  258.) 
Es  sol  och  die  frigen  vogtbarliehen  güter  Dieman  verkouffen, 
er  Bols  vor  ofltaem  jargricht  under  der  TbürlindeD  feil  bie- 
ten sechs  Wochen  dry  tag  und  ein  jar. 

BiuDlsehli,  denitohet  Priratreehu  21 
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Uarndes,  so  auch  die  von  ihneo  bebauten  Güter  ab 
Btmr^er  zusammen  zu  Umaau 

Die  versdiledeiien  Altern  Arten  der  Banergflter 

lassen  sich  unter  folgende  Gesichtspunkte  bringen: 

a)  Voüfreie  Bauergüler  zu  Eigen,  ohne  Lasten  und 
ohne  Vogteihmschaft,  welche  nicht  zu  Ritter- 
gtttem  erhoben  noch  von  stadtischem  Weich- 
bOdredil  nnschlossen  worden  sind.  In  der  Vor- 
zeit durch  ganz  Deutschland  sehr  verbreitet, 
sind  sie  später  zur  seltenen  Ausnahme  gew<Hr- 
den  aber  nichl  völlig  verschwanden«  Am  die- 
stm  haben  sie  sich  als  ver$mxät$  Hofe  ausser- 
halb der  Dorfgemarkuiig  erhalten,  als  Einöden, 
Sonderhöfe,  bäuerliche  Sadelhöfe  oder  Sedel- 
höfe  im  Gegensatz  zu  den  adelichen ,  in  griisse- 
rer  Zahl  in  den  freien  Gemeinden  der  innem 
Schweiz. 

b)  Vogtbare  Güter  zu  Eigen,  in  Folge  der  Vogtei- 
herrschafit  mit  mancherlei  den  grundherrlichen' 
Reallasten  nachgebildete  Lasten  beschwert  Die 
meisten  freien  BanergUter  kamen  in  dieses  Ver- 

hältniss. 

c)  Freie  Zinsgüter  (ZinseigenJ,  auf  welche  zu  Gun- 
sten eines  Hemit  der  weder  Vogteiherr  noch 
im  eigentlichen  Sinne  Grundherr  war,  aber  nmi 
Züuherr  ward,  ein  Zins  gelegt  worden. 


4.  Ulk.  7.  im.  (ürmU,  ^^B.  B.)  Wy  bekennet, 
dat  wy  mit  wyllcn  oll  unser  etren  heblMt  reikoffi  S  mark 
ewiger  galde  erfllke  lo  besittene  ul  dem  kove. 

B.  Ork.  V.  1907.  (ßhmi^eMi,  ZOrcher  R.  e.  L  8.307.) 
Ein  Borger  rerkaaft  sein  ,Jn0  h^rMmrwm  ms  mt^domi- 
«mM«  an  eteem  Hans,  anf  Boden,  woran  der  Piopslei  Grand- 
hemekaft  lostekt 
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d)  GrmdhirrUehe  Etb^üUr,  eigeniUehei  Erbe,  audi 
ZimgiUer,  ErbsHft  in  Bauern,  bei  wddieii  das 

ursprüngliche  Eigenthum  des  Herrn  zum  blos- 
sen Obereigenthum  zusammengeschwunden,  und 
das  Recht  der  Bauern  zum  JSutzeigetUkim  er- 
stariit  war« 

e)  "RgesnUAche  Meyergüter,  CohnatgüteTp  auch  2tMM- 
güter,  (§.  107.)  bei  denen  sich  das  Eigenthum 
des  Gruadberm  deutlicher  erhalten  hatte,  das 
dingUeh  gewordene  Recht  der  Bauern  aber  durch 
das  Hofredit  oder  die  Landesordnung  eMich 
gesichert  war  und  dem  Umfange  nach  sich  dem 
Nutzeigenthum  annäherte  auch  wohl  als  sol- 
ches au^efasst  wurde.  Von  den  übrigen  grund- 
herrlicben  Erbgütern  waren  sie  haupCsächlidi 
dadurch  nntersdiieden ,  dass  die  Verpflichtung 
des  Meyers  zur  Bewirthschaftung  des  Gutes 
(sowohl  in  seinem  als  in  dem  Interesse  der 
Gutsherrscfaaft  und  d^  Landesherrschaft)  in  ih- 
nen ausgebildet  war«  VorzQglidi  ia  Wtitpkalm 
und  Nieder  Sachsen, 

f)  Erbpachtgüter  bald  im  Sinne  deutschrechtlicher 
Erbleihe,  bald  nach  Art  der  römischen  Emphf- 
teuse  verlieben  (§.  106.)« 

g)  Auf  Lebemuü  des  Grmdholdmgdi^eM  GiUer, 
Leibrecht',  Leibgedingsgüter  (§.  108.}  oder 


9.  SAwabemp,  70.  Ehi  ieglieh  man  mag  wol  phSD- 
den  Af  «nw»  guote,  da  man  im  tim  Ton  gtt»  An  dM  rieh- 
.  lers  urlop.  Were  aber  man  im  das  pbant »  unde  ist  dmt 
guüt  Mtn^  er  phendet  wol  überhonpt  mit  rehte,  unde  ist  der 
mmt  nihi  im,  8o\  er  dem  rihter  clagen*  der  sol  im 
pbant  antwürten  unde  sol  der  dem  ribler  büeien  ande  dem 
herren  daz  er  im  pbant  ferseit 

2r 
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h)  auf  Lebenszeit  des  Grundhmn  an  den  Gnind- 

holden  und  dessen  Erben  verliehene  Güter,  Meu- 
stiftgüter, 

i)  Auf  bestimmte  Zeit  geliehene  Güter,  PachtgüteTj 
bald  mebr  in  deuisehrechtUcher  bald  mdur 

k)  in  römisch-rechtlicher  Form,  endlich 
1)  auf  Gunst  geliehene  Güter,  sog.  Herrengunst, 
veranleitete  Freistift, 

2.  Die  Hannichfaltigkeit  dieser  Verhältnisse  ist 
durch  die  neuere  Rechtsbildung  wesentlich  verein- 
facht woideii.  Die  Steuerpflicht  und  die  üflentlichen 
Lasten  überhaupt,  soweit  sie  jetzt  noch  aner- 
kannt blieben,  wurden  über  aJlen  Boden  ausgedehnt 
Damit  aber  fiel  die  frtther  wichtige  ausgezeichnete 
Belastung  der  Baucrgiitor  l)  bis  1)  weg.  Durch  die 
Abschaffung  der  grundlierrlichen  Gerichtsbarkeit,  und 
der  Leibeigenschaft,  durch  die  Ablösbarkeit  der 
Reallasten  und  die  Beseitigung  des  getheilten  Eigen- 
thums näherten  sich  alle  Glassen  derselben  und  wo 
das  Recht  dos  Bauern  eine  grössere  Festigkeit  und 
Unabhängigkeit  erlangt  hatte,  wurde  es  meist  zum 
vollen  aber  einfachen  Eigehthum  erhoben. 

In  unseren  Tagen  ist  diese  Entwicklung»  zu 
einem  einst^^  eiligen  Abschluss  gelangt. 


7.  Bayrisches  Landr.  IV.  7.  3.  Erbrecht  kann  nur 
auf  unbeweglichen  Gütern,  soweit  sie  dem  Yerieiher  iu- 
gebörig  sind,  vun  ihm  verliehen  werden. 

8.  Urk.  V.  1345.  {Nraut,  §.  321.  Nr.  16.)  recognovit 
se  diel  am  areain  j)ro  sc  et  ejus  heredibus  univcrsis  locasse 
et  COncossiSSe  diclo  N,  in  rmphyteusin  perpetuam  quod 
vulgo  dicitur:  zu  eim  rechten  erbe  ^  pro  censu  annuo  XII. 
solidorum  den.  argont.  sine  qualibet  augmentalione  census. 

9.  Bayrische»  Laodr.  lY.  7.  g.  2.  JeUtgedachte  Ver- 
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3.  Dessen  ungeaGhtet  darf  der  Begriff  des 

Bauergutes  von  der  Wissenschaft  nicht  aufgegeben 
werden.  £s  hat  derselbe  einen  natürlichen  Sinn,  so- 
l»ald  derselbe  als  ein  landvDirihichafüicku  von  dem 
Besitzer  selbst  (dem  Bauer)  and  dessen  Familie  be- 
bautee  Gut  verstanden  wird,  und  es  beruhen  darauf 
mancherlei  Ilechtsinstifuteund  Rechtswirkungen,  welclie 
auch  für  die  Zukunft  Bedeutung  haben.  V  oraus  im 
öffentlichen  Recht,  sowohl  mit  Bezug  auf  die  Lan- 
desvertretung als  die  Gemeindeverfessung.  Sodann 
im  Privatrecht.  Dahin  gehören  ausser  den  Ueber- 
resten  der  älteren  abgestorbenen  Eigenthümlichkeiten: 

a)  die  Fähigkeit  zu  bäuerlichen  Erbgütern; 

h)  der  AUentheü  und  die  Interimewirthiehaft ; 

e)  mancherlei  Besonderheiten  im  Famiiien  -  und 
Erbrecht ; 

d)  der  Zusammenhang  mit  der  Nutzung  der  ge- 
meinen Mark. 
.  4.    In  der  Folge  werden  die  Bauergüter  nun 

regelmässig  im  Eigenthum  der  Bauern  sein  und  zwar 
entweder : 

1)  als  Eigcngütcr^  d.  h.  in  dem  allgeneinen  und 
ein&chen  Eigenthum  des  Bauern  stehende  und 
der   gemeinen   Erbfolge  unterworfene  Bauer- 


leibung geschieht  auf  underschiedllche  Weise  und  zwar  so 
Imo  dass  solche  entweder  nur  auf  des  Grundholdcn  Person 
und  seinen  Leib  oder  2do  auch  auf  seine  Erben  und  Nach- 
kommen oder  3tio  zwar  auf  beyde  jedoch  nur  so  lange  der 
Grundherr  lebt  oder  endlich  4to  sich  nicht  weiter  als  bis 
auf  erfolgende  Absii fluni:  erstreckt.  Die  erste  Ciatlung  wird 
Leibrecht,  oder  Leibgeding,  die  zweite  Erbrecht,  die  dritte 
Neustift  und  endlich  die  vierte  iierrngunst  oder  veranlei- 
tele  Freyäiift  genannt. 


Digitized  by  Google 


^5    Zweites  Buch.  Cap.  V.  Eigenthümlicbe  Formea  ete. 

güter.  Die  Zahl  dieser  hat  sich  während  des 
XIX.  Jahrhunderts  ungemein  vermehrt; 
2)  als  bämriiche  Erbgüter  in  dem  durch  das  Recht 
der  bAuarfiehen  Anerben  und  durch  Gebunden- 
heit beschränkten,  aber  zugleich  der  Familie  ge- 
sicherten Eigenthum  der  Bauern.  (§.  69.) 
Ausser^em^erdj^  die  Bauergütert  die  nicht  im 

ESgentfaui&itder  Bauern  sind,  nun  gewöhnlich  zu 
YemiSea  sein,  seltener  noch  zu  Erbleihe  als 

Meyergüter    oder  als   Erbpachtgüter,  häufiger  als 

ZeitpadUgüter, 

*  lieber  die  Litteratur  vgl.  MUtemaür,  deutsch. 
Privatr.  480.  I^äffer ,  das  deutsche  MaierrechU 
Cassel  1848.  Dazu  kommen  seit  1848  mehrere  Ge- 
setze deutscher  Staaten 

§.  67. 
8*  SUmmgüter. 

1.  Der  Gegensatz  zwischen  ererbten  und  errm- 

genen  Gütern  ist  im  deutschen  Rechte  uralt  und  von 
jdier  lag  der  Gedanke  den  Deutschen  nahe,  dass 
dem  Eigenthttmer  eher  noch  freie  Verfügung  Uber 
die  letztem  Güter  zukomme,  als  llber  die  erstem. 

Wir  begreifen  daher,  dass  die  alte  Gebundenheit  der 
Güter  und  eine  fest  geordnete  Folge  in  dieselben 


1.  Lä6.  R.  I.  10.  6.  Alles  ist  nach  lübischem  Rechte  . 
wol  gewonnen  Gut,  was  kein  Erbgut  is;  Erbgut  aber  wird 
gebeissen  —  welches  einem  Menschen  anfallen  mag  von 
seinen  Eltern  oder  Blatfreunden.  —  Solches  Ei'bgut  mag 
man  ohne  der  Erben  Erlaubniss  nicht  alieniren  ausser  bei 
äusserster  ehehafler  Noth.  —  Wann  solches  geschieht,  so 
haben  die  nehesten  Erben  den  Kauff  daran ,  wann  sie  wol- 
len, doch  Yor  soviel  Geld,  als  der  Frembde  dafür  geben  wollen. 
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sieh  m  GoiMlin  der  Familie  manchen  Orfes  ftnger 

bei  den  Stammgtitern  erhalten  hat ,  während  im 
Debrigen  die  Rechte  der  Familieoglieder  aufgelöst 
und  das  gewöhnliche  Grandeigenihmn  verAusserlich 
geworden  und  der  gemeinsameii  Erbihetlnng  anheim 
gefallen  ist.  Es  kann  uns  auch  nicht  befremden, 
dass  die  Beschränkungen  der  später  zur  Ausnahme 
gewordenen  Stammgüter  dann  um  so  fester  gewor- 
den sindy  je  mehr  im  Uebrigen  das  Gnmdeigeiithimi 
dem  freien  Verkdir  anhehn  gegeben  ward. 

Jener  Grundgedanke,  der  Familie  das  ererbte 
Gol  za  sichern,  wurde  indessen  in  verschiedenen 
Formen  dargesleUt  Die  wichtigsten  sind : 

1)  die  jwfiietfie»  Erb^w^        \  ^ 

2)  die  eigentUehm  StmmgUter,  f  ^^««wii^«*'; 

3)  die  Fideicommm-  und  StiftungsgiUer  (§.  68,); 

4)  die  bäuerlichen  Erbgüter  (§•  69.). 

S.  Das  Institut  der  ^wimmimii  ErbgäUr  ist  am 
diesten  als  Bewahrung  des  unprttnglich  gemeinen 
Rechts  aufzufassen,  es  scheint  aber  in  unserer  Zeit 
im  Verschwinden  begriffen. 

Voransgesetct  werden  UfgmuU  Güter,  wddie 
von  den  BhUifirmmdm  her  aus  Familiengriindmh  sei 
es  durch  Erbfolge  oder  Ausrichtung  oder  Ähnliche 
Rechtstitel»  an  den  Eigenthümer  gekommen  sind.  Ob 


2.  Lüneb,  Stadlr.  4.  1.  Es  mag  auch  niemand  — 
—  sein  Stammgut^  so  ihme  von  seinen  Vor- Eltern  erblich 
angefallen  und  unbeweglich  oder  vor  unbeweglich  zu  achten 
ist,  noch  einige  Nutzbarkeit  davon,  so  wenig  in  seinem 
letzten  Vertestiren  oder  Vermachen,  oder  auf  den  Todes- 
Fall  vergeben,  als  wenigst  er  dasselbige  bey  lebendigem 
Leibe  aufflassen  kan,  ohne  Erlaubniss  der  aeclisten  Erben 
so  die  Anvartiug  ohoe  Mittel  darao  haben. 
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von  Ascendenten  oder  Seitenverwandten  her,  ist 
gleichgültig. 

'  In  der  neuern  Entwicklung  ist  an  die  Stelle  des 
eigitollicfaeii  li^eMto  Erbgutes  oft  der  Gtkiwertk 
desselben  (Erbgut  in  neoerem  Sinn)  getreften  und 
das  Recht  dahin  verändert  worden,  dass  über  diesen 
Werth  nicht  letztwillig  zum  Nachtheil  der  Erben 
dispooirt  werden  darf*  Sind  aber  die  eierfalen  Lie- 
genschaften noch  YoriiMden,  so  fallen  sie  den  Erben 
von  Rechtes  wegen  an.  t)ie  Verbesserung  derselben 
wächst  dem  Erbgute  zu. 

Die  juristischen  Wirkungen  des  ältmn  B^if- 
fesj  die  indessen  theilweise  ausser  Udbung  gekom- 
men,  sind: 

a)  der  Eigenthtimer  darf  das  Erbgut  bei  Lebzei- 
ten nur  mit  Zmlimmung  der  nächsten  Erben  ver- 
äusiem,  ausser  wenn  er  in  Leibesnoth  gerathen 
ist.  Thnt  er  es  dennoch,  so  st^t  den  Erben 
binnen  Jahr  und  Tag  das  Recht  zu,  das  Erb- 

.  gut  zu  vindicirmj  oder  nach  der  spätem  Ab- 
Schwächung  desselben  ein  NäAerrecht,  weiches 
auch  hei  Veränssmingen  ans  Noth  Yon  den 
Erben  geObt  werden  darf. 

b)  Ebenso  darf  der  Eigenthümer  nicht  durch  letzt- 
wiliige  Verfügung  den  Erben  das  Erbgut  ent- 


3.  Erk.  des  Ob.-App.-G.  zu  Lädeck.  (Seuffert,  Arch. 
II.  84.)  Man  sieht  jetzt  mehr  darauf,  dass  der  Geldwvffb 
dea  ererbten  Gutes  beim  Erbgange  belassen  wird. 

4.  JäUch.  Landr.  v.  1537.  XXIX.  1.  {firaul,  §.  311. 
7.)  Item  Wunneir  eyaer  van  der  Ritterschaften  Imme  für- 
stoDdomb  Guylich  afTlyfieli  wyrd  und  kynder  -aebier  liest» 

'  zo  mympi  der  mkU        4»n  jimedtU  vor  uyss,  so  wie 
derselvyge  myt  synen  graien  «od  saynon  galegen  ist»  und 
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ziehen.    Violmehr  ist  eine  solche,  wenn  die  Er- 

hen  auf  ihr  Erbrecht  gestützt,  das  Gut  an  sich 

ziehen,  als  ungOltig  zu  betrachten. 

S.  Zu  eigeniUehen  Stammgiitem  sind  dfe  Rrli- 
gfiter  unter  dem  Adel,  hohem  und  niederm  Adel 
heran  gereift.  Vor  gemeinen  Erbgütern  zeichnen 
sie  sich  dadurch  ans,  dass  sie  nicl^  der  gewöhnli- 
chen Erbfolge  unterliegen,  und  nicht  der  Familie 
überhaupt,  sondern  dem  tnännliehen  Stamme  erhal- 
ten bleiben.  In  ihnen  erscheint  die  8orge  für  die 
Familie  und  das  ßlut  in  die  Sorge  fdr  den  Stamm 
und  das  Gesdilecht  yerengert:  and  es  Hess  sich  da- 
her mit  den  8lamm^rtttem  anch  eher  die  Gfbimdm' 
heil  des  ganzen  J^e,<iizl/n(m,<  und  damit  eine  sichere 
Grundlage  für  den  Wohlstand  und  das  Ansehen  des 
Stammeierbm,  gewöhnlich  des  Famüienhaupte$  be- 
wahren. Zo  dieser  Gestaltung,  weldie  dem  XIV.  • 
Jahrhundert  angehört,  trugen  bei  das  Bestreben  des 
Adels,  das  uralte  ^'orzugsrecllt  der  Söhne  vor  den 
Töchtern  g^enüber  der  neueren  Gleichstellung  bei- 
der Geschlechter  wenigstens  mit  Bezug  auf  dte  er- 
erbten Famifiengüter  zu  retten,  die  Analogie  mit  der 
Leliensfolge ,  welche  nur  den  Söhnen  uirI  den  Ag- 
naten zukam,  politische  Gründe  der  Erhaltung  un- 
gethfiitter  Herrschaften  bei  dem  Gesohlecht,  und  die 


asdan  fortan  deyllen  sy  alle  Brfli»^afl«n  and  gueler  gelifb 
als  broedcr  und  saster. 

5.  Brem*  lUtlerr.  I.  1.  Wann  einer  Ton  Adel  ver- 
stirbei  der  ÜUet,  nach  altem  Ittbiichem  Herkommen  —  alle 
seine  Brieimmmgüifr  auf  seine  mämlieke  Lei6e»er6en  und 
in  Mangel  deren  auf  seine  Brüder,  Brüdereöhne  oder  Son- 
aten auf  die  nächeten  Agnaten  —  angeac&tet  dass  von  der 
SpäUeUen  nähere  CegnmUn  —  YOrhanden  seyn. 
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VowoFge  ftlr  die  Ehre  und  den  ReicMinin  deasd- 

ben.  Das  Recht  der  Staromgüter  fand  in  der  Auto- 
nomie der  Familie  oder  auch  ohne  ausdrückliche  Be- 
Hebung  in  der  fortwährend  beachteten  Uebung,  dem 
Berkonumm  (FamUim-Obiervmz)  eine  Stütze  und 
wurde  häufig  durch  Verzkhte  der  Töchter,  die  halb 
freiwillig  geleistet,  halb  durch  Familieneinfluss  abge- 
nötliigt  wurden,  gegen  Anfechtung  geschützt. 

In  dem  <yfientlichen  Rechte  der  Tkrm^olge  er- 
hinten  die  StammgQter  des  hohen  Adels  ihren  höch- 
sten dem  Privatrechte  nun  entwachsenen  Ausdruck. 
Aber  auch  privatrechtlich  kommen  sie  noch  vor,  so- 
wohl bei  dcon  hohen  Adel,  dann  meistena  mit  Vk- 
theUb&Hieü  und  Folge  eines  einsU^  Erbm,  nach 
dem  Grundsatze  der  Erstgeburt,  als  bei  dem  nie- 
dem  Adel,  hier  nun  öfter  zu  Gunsten  der  männ- 
lichen Erben,  auch  wenn  ihrer  mehrere  sind.  Ihre 
Wirfcungem  tnssem  sidi  fheOs  in  der  üwoer&Mmr' 
Hehkmt  bei  Ldl>zeiten  des  Bgenlhflniers  theib  in  der 
nothwendigen  Erbfolge  der  Söhne  und  Agnaten.  För 
die  herrschaftlichen  Güter  hat  das  Recht  der  Stamm- 
gQter einen  bleibenden  Werth,  wenn  AA  «ncfa  kei- 
neswegs von  selbst  yersteht,  daas  aHe  Herrschafts- 
güter schon  von  Rechtes  wegen  Stammgüter  sind. 

•  K.  W.  Pauli,  Darsl.  des  Rechts  der  Erbgüter 
nach  älterm  Lübiscbem  Recht,  Lübeck  1837  und  in 
der  Zeitscbr.  f.  D.  R.  X.  S.  325.  L.  Dreou,  Abh.  ans 
d.  Hamburg.  Erbr.  L  Bd.  Das  Recht  der  ErhgOter. 
Hamb.  1844.  Reytdm,  in  d.  Zeitschr.  f.  D.  R.  VI. 
S.  257  ff. 
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§.  68. 

4.  F«iiiilieosüfiUDg.  (Familienrideicommiss.  SUromguls- 

StiftUDg.) 

1.  Die  Familienfideieommisse  kamen  seit  dem 
XVI.  Jahrhunderte  in  Deutschland  auf.  Man  wollle 
in  Form  eioer  über  den  Tod  hinauswirkenden  Ver- 
ordtimg  des  Eigmthüm^»,  in  Form  der  Stiftung 
den  Zweck  erreichei),  welchen  die  Be]idl>ang  oder 
das  Herkommen  der  Familien  auch  früher  schon 
durch  .  Ahfichüessung  der  Stammgttter  angestrebt 
hatte;  man  wollte  dnzehie  Güter  vor  Veräusaerang» 
Bdastung  und  erbrechtücher  Vertheilung  sichern  und 
je  einem  Gliede  der  Familie,  gewöhnlich  wieder  in- 
nerhalb des  Mannsstammes  von  Generation  zu  Gene- 
ration einen  ansehnlichen  Grundbesitz  unversehrt  zu- 
rttdüassen.  Von  den  römisch -rechtlichen  fideicom- 
missa  perpetoa  war  das  Institut  freilich  sehr  ver- 
schieden, theils  durch  seinen  Grundgedanken,  theils 
durch  seine  Ausbildung  und  Dauer.  Aber  man  ent- 
lehnte einen  Namen  von  der  römischen  Jurisprudenz, 
um  in  einer  Zeit,  wo  deutsches  Recht  von  den 
Rechtsgelehrten  verachtet  >vurdc,  unter  dem  Schirm 
einer  römischen  Benennung  eher  für  ein  wesentlich 
deutsches  Institut  Anerkennung  und  Schutz  zu  er- 


!•  /'reuftifchet  Lamlr«.  II.  4.  47.  Jedem  Einwoh- 
nar  des  Staats  ist  erlaubt  —  Fideicomroiss-Subsiitationen 
—  10  errlehteD.  g.  49.  Zu.  beständigen  FanniHen  -  Fidei- 
eommissen  aber  können  nur  Capitalien  und  Grundstuck«» 
mit  welchen  Ackerbau  und  Yiehsucht  ferbunden  ist,  ge- 
widmet werden,  g*  Landgut  muss  wenigstens 
einen  reinen  Ertrag  Ton  S800  Thalem  nach  einem  landöb- 
liehen  WirtbsehafUmseblage  gewähren.   {•  59.  Zu  einem 
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langen.  Heute  dürfen  wir  wobl  wieder  deutsche 
DiDge  auch  deutsch  benennenf  und  so  ist  es  ratfa- 
sam,  den  unpassenden  Namen  der  FamOienfideiconi- 

misse  wieder  durch  deutsche  Ausdrücke  zu  ersetzen. 
Reyscher  hat  dafür  Slammgutsstiflung  vorgeschlagen, 
und  das  Wort  ist  bezeichnend  für  die  regelmässigen 
FAlle,  passt  aber  nicht  auf  alle  FttDe  —  denn  es  ist 
auch  eine  Stiftung  möglich,  welche  nicht  dem  Stamme 
folgt,  —  daher  bedürfen  wir  noch  ausserdem  des 
weitern  Ausdrucks  Famüienstiflung» 

2.  Zur  Errichtung  einer  derartigen  Stiftung  ist 
erforderlich: 

a)  eine  IVillensverordnunfj ,  Stiftung,  durch  welche 
bestimmte  Güter  der  Strömung  des  gewohnten 
Verkehrs  entzogen  und  nach  einer  festgeordne- 
ten Erbfolge  der  Famifie  erhalten  werden.  Der 
romanisirenden  Theorie  —  an  die  römischen 
Fideicommisse  denkend  —  ersdiien  die  Form, 
in  welcher  der  Wille  des  Stifters  sich  kund  gab, 
unerheblich,  und  sogar  eine  mündliche  formlose 
Erklärung  genügte  ihr.  Die  Wichtigkeit  des 
Actes  aber  und  seine  auf  Jahrhunderte  liin  be- 
rechnete eigenthümliche  Wirkung  verlangt  grös- 
sere Sorgfalt  auch  mit  Bezug  auf  die  Form: 
und  es  ist  daher  eine  naturgemässe  Fortbildung, 


—  tieidfideicommiss  ist  ein  Capital  yod  1Q»000  Thalern 
hinreicbeod. 

%  Oetierreiehinhet  Ges.  S*  ^bne  besondere 

Einwilligung  der  gesetzgebenden  Gewalt  kann  kein  (Fami- 
lien)»Fideicomniis8  errichtet  werden. 

3.  BayrUckes  Ed.  1818.  %,  2.  Znr  Erriehtong  — 
wird  ein  Grondvermögen  erfordert,  von  welebem  an  Grund- 
and  Dominictisteaer  in  simple  wenigstens  29  Golden  lu 
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wenn  in  neuerer  Zeit  eine  schriftliche  und  ge- 
richtliche Beurkundung  gefordert  uiid  für  das 
moderne  Creditsystem  unerlttsslich,  weon  ün 
Rechtsverkehr  die  SHftungsqualität  der  liegen- 
den Gründe  nur  insofern  anerkannt  wird,  aJs 
die  Stiftung  auch  in  dem  öffentlichen  Grund- 
buch eingetragen  worden  ist.  Gewöhnlich  wird 
sogar  in  neuerer  Zeit  für  die  eigentlichen  Stamn- 
gutsstiftungen  gerkhiUehe  oder  UindeikmU^ 
Genehm iyung  i?efordert. 

h)  £in  zur  Faniilienstiftung  taugliches  Objecl.  Vor- 
aus eignen  sich  dazu  sowohl  ihrer  Dauer  und 
der  öffentlichen  Controle  wegen  als  aus  politi- 
schen und  socialen  (iriuulon  herrschafiUche  Gü- 
ter und  ähnliches  Grundvermögen ;  schon  we- 
niger Capitalien,  anderes  bewegliches  Vermögen 
nur  als  Zubehör  de  zu  jenen ,  oder  wenn  das- 
selbe als  Sammlung  ein  bldbendes  und  abge- 
schlossenes Dasein  hat. 

c)  die  $ubjeclive  JBeschräukung  auf  den  Adel  findet 
sich  nur  ausnahmsweise  und  passt  in  solcher 
Form  nicht  mehr  zu  dem  jetzigen  Rechtssystem. 
Eher  Hesse  es  sich  rechtfertigen,  wenn  mit  der 
Gründung  einer  Stammgutsstiftung  auch  für  den 
Stifter  und  dessen  Nachfolger  ritterschafthcher 


eotrlcbten  sind.  g.  22.  Ein  FamUienfideicommiss  wird 
erst  i)  durch  gerichtliche  Bestitigang  and  2)  durch  die 
Eintragung  in  die  (bei  den  Appellttions- Gerichten  zu  füh- 
rende) Fideicommiss-Matrlkel  wirksam.  S*  ^«1^^ 
der  BesUltIgung  wird  darüber  eine  Urkunde  ausgefertigt;  — 
und  deren  Tormerkong  in  den  Hipothekenbfichern  des 
Orts  wo  ein  sum  Fideleonimiss  gehöriges  Gut  gelegen  Ist 
—  Yeranlasst. 
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Adel  als  Folge  verbunden  wflrde,  indem  damit 
eine  sichere  Unterlage  fftr  höheren  Stand  ge- 
wonnen wird. 

3.  Die  Jurisprudenz  ist  unsicher,  wie  sie  das 
Recht  an  dem  Stiftung^te  sich  denken  und  be* 
zeichnen  solL  Die  dnen  schreiben  der  stiftungsmis- 
sigen  Famtlte  das  Oberet^enthum  und  dem  jeweiligen 
Inhaber  das  Nutze igenthum  zu.  Die  andern  reden 
von  Gesammteigenthum  der  Familie,  welches  zunächst 
durch  den  Gutsbesitzer  auisevbt  werde.  Wieder  an- 
dere haben  den  Fideieoiimnissmhaiber  als  üutufirue- 
tuar  behandelt  und  das  dominium  der  Famüie  zu- 
geschrieben. 

Die  einfachste  und  natürlichste  Aufhssung  scheint 
mir  die:  Der  jeweilige  Stifhmg$fal^^  welcher  das 
Stiftnngsgut  erworben  hat,  ist  Eigentümer  desselben 
geworden,  aber  sein  Eigenthum  ist  nicht  ein  freies 
und  veräusserliches^  sondern  ein  stiftungsmässig  be- 
tcktönnktei  und  unverSMmUehei  Stiftungteiffentkum. 
Die  Obrigen  Familienglieder  aber  siiid  nicht  J%mi- 
thümer  im  eigentlichen  Sinn  des  Worts,  aber  je 
nach  ihrem  Erbverhältnis  haben  sie  eine  nähere  oder 
entferntere  Anwartschaft  auf  die  Stiftungsfolge,  und 
dieses  Recht  der  Anwärter  muss  auch  von  dem 
StiftungseigenthQmer  jeder  Zeit   geachtet  werden. 


4.  Fretustsches  Landr.  II.  4.  g.  72.  Dem  Jedesmali- 
gen Fideicommissbesitzer  gebührt  das  nutzbare  Eigentham 
rles  Fideicommisses.  §.  73.  Das  Obereigenthum  i^efiiMlct 
sich  bei  der  ganzen  Familie,  g.  70.  In  äWen  FSIIen,  wenn 
bei  getheiltem  Eigenihume  die  Einwilligung  des  Obereigen- 
tbümors  zu  einer  VerTiigung  errorderlich  ist,  muss  dieselbe 
bei  Fideicommissen  durch  einen  Familienscblass  getroHfen 
werden. 
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Künstlicher  schon  ist  folgende  Betrachtungsweise: 
Die  Famiiie  kam  allerdings  als  eine  GeiM$im$ekßft 
gedacht  werden,  als  ein  verbundenes  G«izes,  dessen 
Lebensdauer  das  Leben  der  einzelnen  einander  fol- 
genden Familienglieder  tibersteigt  Dieser  Familie 
nnn  wird  ein  Geionmueigenikim  an  dem  Süftongs- 
guie  zogescfaridlien,  wddies  Iheüs  das  Stiftongsogen- 
thum  des  Inhabers  mit  umfasst  und  sich  in  ibm 
äussert  theils  dasselbe  zu  Gunsten  der  Nachfolger 
beschränkt.  Diese  Auffassung  ist  nicht  nothwen- ' 
dig,  da  schon  das  Stiftungseigenthnm  mid  das  Recht 
der  Anwartschaft  flQr  sich  die  Yoriionunenden  Rechts- 
verhältnisse genügend  erklären  werden,  aber  durch- 
aus zulässig  und  dem  Geiste  des  deutschen  Fami- 
Menredits  nisagend.  Dagegen  scheinai  mir  die  übri- 
gen Vbrstdhingen  9  <ri)wohl  sie  auch  zuweilen  in  die 
Landesgesetzgebung  übergegangen  sind,  juristisch  un- 
befriedigend. 

4.  Der  Stiftungseigenthümer  (Fideicommissbe- 
sitaer)  Obt  alle  in  dem  Eigenthum  enthaltenen  Be- 
ftignisse  aus,  sowohl  die  mit  solchem  Grundbestti 
verbundenen  öffentlichen  und  Ehrenrechte,  als  die 
des  Besitzes,  Genusses,  der  Wtrthschaft,  der  gericht- 
fkbm  YertrUtmg,  Recht  auf  SehäUe  u.  s.  f.  Die 
Früchte  des  Stiftungsgutes  erwirbt  er  zu  mbe- 


3.  Bik.  des  Ob.-App.*Gr.  CeOe,  {Seuferie  ArehlT  T« 
43.)  Der  nddeonmiasiDlMber  ist  in  der  An  und  Weise 
der  lum  FC  a^hiMgeo  Undereien  nur  io  so  weil  be-^ 
/scbrinkl»  als  er  Jede  YersehlechleruDg  des  Fldelconunlss- 
gatis  verhiodem  muM.  ^  Er  Ist  niclit  Terpflichtet*  Fabriii- 
gesebifte  und  Brauerden  auf  dem  Gute  tu  nnterbalten, 
;  sofern  der  Stifter  solcbes  Bichl  ausdriickllcb  vorgesebrie- 
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schränktem  Eigenthum,  auch  hier  zuweilen  AUod 
genannt.  Ist  er  das  lets^U  GJiad  in  der  Ketle  der 
StiftnngserbeD,  so  ftUt  auch  die  durch  den  Stiftungs- 
zwedL  gesetzte  Scliraidie  seines  Eigenthums  weg  und 
es  erwächst  dasselbe  an  dem  bislierigen  StÜtungsgute 
selbst  zu  unbeschränJilem  Ligenlhum. 

5.  In  der  fiegel  aber  ist  das  Rai^  des  Sdftniigs- 
eigenthfimers  durch  die  P flickt  beschrtakt,  das  Stif- 
tungsgut für  die  Xachfolger  in  unversehrtem  Zu- 
stande zu  erJiallen,  £r  darf  daher  nichts  thuii, 
was  die  ungesohmälerte  Naehlo]ge  der  Anwärter 
stören  würden  abo  das  Stiflnngsgut  nk^t  venehhek- 
iem  noch  zergiorm,  noch  mräui$ern,  noch  mit  einer 
Beschwerde  helaalen ,  welche  über  seinen  Tod  hin- 
aus fortdauert.  Eben  die  Eintragung  der  StÜltungs- 
eigenscbaft  in  das  Grundbuch  gewährt  gegen  soldie 
Veräusserang  oder  Beiastang  Sicherheit.  Die  An- 
wärter haben  schon  bei  Lebzeiten  ihres  Vorgängers 
das  Recht,  gegen  factische  oder  juristische  Verfü- 
gungen des  StiftuQgscigeatfattnierSy  durch  wdche  ihre 
Folge  gefährdet  würde,  Einispraehe  zu  machen  und 
Sicherheit  zu  fordern. 

Durch  diese  Pflicht  wird  auch  das  Recht  der 
WirUischaft  beschränkt.  Der  Stiftuugseigenthümer 
darf  wohl  »bauen  ffid  brechen«»  nicht  aber  einzdne 


6.  BarrüeJkti  E4.  $•  71.  Zeial  «ioh  bd  elnon  Fldei- 
«ommissbssitier  eiae  dem  pideicomoiJsseferderbllehe  Wirtti- 
schall»  so  kaaa  und  soll  das  FJdeieommiss  aaf  ABrufen 
der  lateffessenteD  oder  des  benanalen  Fiddcemmiss-Ter- 
trelers  vom  GMebte  in  AdministräUoa  gesetsi  irerdeo.  — 
Lässt  sieh  ans  der  erwiesenen  fibeln  Wirtbseliaft  des  Besitseis 
nur  eine  Gebbr  fUr  die  ia  dessen  Binden  beflndKcben 
^ewegUcben  Zagebarangen  des  Fldeicommisses  befflveblen» 
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Gebttude  bloss  niederreissen  ohne  einen  der  Natar 
des  SHftungsgutes  gemässen  Ersatz.    Er  darf  auch 

die  Ctiltur  ändorn,  aber  nicht  in  der  Art,  dass  der 
Charakter  des  Gutes  alterirt  würde,  z.  B.  nicht  ge- 
gen den  Willen  der  AnwArter  einen  Park  in  Aecker 
verwandefai,  aus  emem  Lustschloss  eine  Fabrik  ma- 
cfien  und  dergln.  Ist  die  Wirthscliaft  des  Stiftungs- 
eigenthümers  verderblich  für  das  Gut,  so  kann  dem- 
selben znr  Sichemng  der  Anwärtor  anf  deren  Be- 
gehren sogar  die  Verwaltung  entzogen  und  einem 
Andern  (regelmässig  einem  andern  Familiengliod) 
tibertragen  werden.  Bas  Ree  lit  auf  die  Früchte  und 
den  Genuss  des  Stiftungsgutes  verliert  jener  desshalb 
nicht 

Der  Stiftungseigenthttmer  ist  um  dieser  Pflicht 
willen  nicht  absolut  an  jeder  dinglichen  Belastung 
verhindert,  sondern  nur  relativ,  soweit  die  Rück- 
sidit  auf  die  Stiftungs^ben  es  rechtfertigt,  also  nur  so, 
dass  die  Wirkung  derselben  mit  seinem  Tode  er- 
tischt. Bis  dahin  aber  kann  er  einen  Niessbrauch 
gültig  bestellen,  das  Gut  in  Pacht  geben  u,  s.  f, 

6.  Ausnahmsweise  ist  die  Veräusserung  von 
Stiftongsgat  oder  eine  Umänderung  der  Svi>$tan% 
gestattet,  wenn  die  Änu>ärter  ihre  Zustimmung  ge- 
ben und  das  Gericht  nach  Prüfung  des  Falles  seine 


so  können  ihm  auf  Anrufen  der  Interessenten  diese  abge- 
nommen und  einem  Famiiiengliede  zur  Verwahrung  über- 
geben oder  nach  Umständen  selbst  in  gerichtliche  Verwah* 
rung  genommen  werden.  §,  48.  I)(  r  Fidciconimissbesitzer 
kann  eigenmächtig  das  Fideicommiss  mit  einer  neaeo  blei- 
benden Bürde  oder  Dienstbarkeit  nicht  belegen,  eben- 
sowenig die  zum  Fideicommissc  gehörigen  Güter  durch 
Tausch,  Verkauf,  Vergleich  oder  aufandere  Weise  TeräussefD. 
Bl n Dil cbli,  deutsches  Priratrecbl.  22 
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Genehmigung  ertheilt.  In  dem  Eiiiverständniss  der 
sämmtlichen  fietheüigten  —  für  Minderjährige  han- 
delt der  Vormund  —  ist  die  WüUntmeimmg  der 
FamüiengenoMmsekaft  zn  erkennen,  und  dieser  in 
der  Regel,  wenn  das  (jericht  darin  nicht  eine  wider- 
rechtliche oder  pietätswidrige  Verletzung  des  Geistes 
der  Stiftung  eriLennt,  nunmehr  Folge  so  geboD. 
Dann  aber  ist  auch  die  Aendemng  von  den  nach- 
kommenden (lenerationen  als  die  That  der  Familie 
zu  respectiren,  eine  spätere  Anfechtung  daher  nicht 
zulftssig»  Eine  absolute  Unveränderlichkett  der  Stif- 
tung y  wie  sie  von  manchen  Juristen  behauptet  wird, 
widerspricht  der  Natur  der  menschlich-Irdischen  Ver- 
hältnisse und  ist  daher  auch  nicht  mit  der  Unver- 
änderhchkeit  des  ursprünglichen  und  der  Vergangen- 
heit angehangen  Stiftungsactes  zu  begrOnden.  £her 
Iflsst  sich  zweifehl,  ob  dem  Gerichte  zustehe,  eine 
von  dem  Stiftungseigenthümer  gewollte  Veräusserung 
'auch  dann  zu  bewilligen,  wemi  nicht  alle  Anwärter 
ihre  Zustimmung  ertheilen.  Sprechen  erhebliche 
Grflnde  für  die  Veräusserung  oder  Aenderung,  und 
erscheint  der  Widerspruch  einzelner  Anwärter  un- 
passend, so  darf  wohl  d(T  angemessene  Familien- 
wille durch  das  prüfende  Gericht  ergänzt  werden. 


▼erpachtangen  die  auf  mehr  als  nenn  Jahre  ahgesehlossea 
sind»  rerhinden  den  Nachfolger  nicht 

7.  Bayrüeher  Entw.  eines  Oes,  über  Familienfideic. 
V.  1850.  §.  10.  Das  Bezirksgericht  muss  vor  Brthellung 
der  Bewilligung  die  Zustimmung  der  zwei  nächsten  An- 
wärter and  —  wenn  Beide  Descendenten  des  Fidelcommiss- 
besitzers  sind  —  ausserdem  auch  noch  die  Zustimmung 
des  nSchsten  Anwärters  aus  der  Seitenlinie  einholen.  Es 
darf  die  verweigerte  Zustimmung  dieser  BetheiUgten  nur 
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7.  Wenn  der  Stiflungseigenthümer  SchuUlen 
Goatraliirt,  so  haftet  er  zunächst  für  diese  Schuldeu 
persönlich,  mid  mit  seinem  freien  Vermögen,  nieht 
aber  mit  dem  SHfimgü(juU  Seine  Gläubiger  können 
daher  nie  zu  ihrer  Deckung  auf  die  Svibfianz  des 
(iutes  greifen.  Auf  die  Früchte,  die  gegenwärtigen 
sowohl  als  so  lange  das  Stiftungsgut  nicht  auf  den 
Nachfolger  tibergeht,  die  künftigen  Fruchte  dürfen 
sie  dagegen^  greifen,  jedoch  mit  Beaditung ^ der  auf 
dem  Stiftungsgute  haftenden  Lasten  und  \^er Wen- 
dungen zu  Gunsten  dritter  Personen  und  der  eigent- 
lichen Fideieommm9chul4en,  Stifiun^^MehMm,  welche 
alle  Torgehen.  Als  solche  Stiftungssohulden  kommen 
in  Betracht: 

a)  die  schon  ursprünglich  •  auf  dem  Stiftungsgute 
haftenden  Schulden,  durch  welche  der  CapUeU- 
vaerth  (die  •  Subttat^zJ  des  Stiftungsvermögens 
sdbst  vermindert  wird,  und  deren  aiKslehende 

Zinsen; 

b)  die  zwar  später  entstandenen  aber  aus  stiftuogs- 
mftssigen  Gründen  dem  Stiftungsgute  aufwUgtm 
SehMen,  wohin  insbesondere  die  durdi  Vir- 
ivemlung  (in  rem  versio)  für  das  Stiftungsgut 
gedeckte  Capitalschulden  gehören  (z.  B.  Kauf- 
summen fiOr  Erweiterung  des  Gutes,  Barlehen 


dann  ergSnien»  wenn  ihr  Widerspraeh  auf  onhaUbtm 
Gründen  btmht. 

8.  0€si6rreichUeh99  Ges.  g.  635.  Der  Fideicommiss- 
Inhaber  kann  ein  DriUheil  des  Fideicommiss  -  Gates  Yer- 
scbnlden,  «der  wenn  es  in  CapitaUen  besteht »  ein  Dritthei! 
davon  erbeben.  Hierin  bedarf  er  lielner  Einwilligung  der 
An  wirter  oder  Curatoren»  sondern  nur  der  Genehnlgmig 
der  ordentlichen  Gerichtsbehörde,    g*        I^i«  Rücknh- 

22* 
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zur  Bezahlung  der  ursprünglichen  Stiftungs- 
schulden, Kosten  für  nothwendige  UersteUung 
von  Gebäuden).  Die  neuem  VerKicliermig»- 
anstalten  vermindern  indessen  die  Gebhr  des 
Brandschadens,  und  es  kann  daher  der  Stil- 
tungsbesitzer  angehalten  werden,  aus  den  Ein- 
künften des  Guts  die  Versicherung  zu  bestreiten 
und  so  der  Bdastung  des  Gutes  in-  Folgesoldien 
Scbadoxs  vorzubeugen. 

c)  Schulden,  welche  zwar  nicht  von  Rechtes  we- 
gen auf  der  Substanz  und  den  Früchten  haften, 
ivie  die  obigen,  aber  mit  Zuitifornung  der  Fo- 
müie  und  Genehmiffung  des  Geridits  auf  dem 
Gute  versichert  sind. 

d)  Schulden,  welche  nur  die  Früchte  des  Gutes 
aus  stiftungsmässigen  Gründen  belasten  dürfen, 
z.  B.  wegen  Noth  des  Inhabers  oder  zur  Ver- 
sorgung von  Kindern  und  Ausstattung  der  Töch- 
ter, soweit  dieses  Bedürfniss  nicht  aus  dem 
freien  Vermögen  des  Inhabers  befriedigt  werden 
kann  und  die  fiefugniss,  Schulden  zu  oonirahi- 
ren,  anerkannt  ist  Aus  der  Natur  der  Stiftung 
ergibt  sich  zunächst  die  Freiheit  des  Stiftungs- 
eigentliümers,  seinen  Fruchtgenuss  zu  verpfän- 
den, aber  nur  auf  seine  Lebeoszeit 


longen  einer  FideieommiBsdiuld  sind  so  tn  bestiimnen, 
dass  jilirlicli  fünf  Toni  hundert  an  der  Schuld  getilgt  werden. 

0.   Bayrisehet  Ed.  £•  i^er  Fideicommiss- 

Sebald  nnd  mit  Jeder  die  Sabstani  des  Fideicommlsses 
▼ermindemdeo  Handlang  ist  ein  Plan  za  verbinden ,  wie 
aus  den  Fräditen  des  FIdeieommisses  die  daraaf  gelegten 
Sebalden  getilgt  oder  die  —  Yerdninderangen  —  ergintt 
werden  aollen. 
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8»  Bet  StiftuDgs^igenthümer  kann,  wenn  er 
wilit  Yerxkht  leisten  auf  das  Stiftlingsgut.  Dann  tritt 

der  nächste  Stiftungserbe  von  Rechtes  wegen  ein, 
wie  wenn  jener  gestorben  \väre. 

9.  Das  Recht  muss  laach  dem  obigen  Prindp 
(6.)  auch  die  Aufiömmg  der  FamilienstiftuQg  fbr 
mSglkh  erkttren;  aber  es  versteht  sich,  dass  hiebe! 
strenger  noch  zu  verfahren  ist,  als  bei  blosser  Ver- 
ättsserung  von  Stiftungsgut  und  Aenderung  der  Sub- 
stanz« Daher  darf  hier  woU  Einstimmi^ceit  aller 
Bettieiligten  gefordert  und  zu  besserer  Würdigung 
aller  Gründe  für  Ei;tialtung  der  Stiftung  ein  beson- 
derer Vertreter  der  Stiftungsinteressen  —  von  den 
Altern  Juristen  wunderlich  curator  nascituronim  ge* 
nannt  —  bestellt  und  von  dem  prüf<nid^  Gerichte 
gehört  werden ,  wie  das  in  dem  Bayrischen  Edicte 
angeordnet  ist.  Der  Widerspruch  dieses  Vertreters 
für  sich  allein  henomt  dann  die  Auüösung  nicht, 
wohl  aber  sind  die  Gründe  des  Widerspruchs  sorg* 
ftltig  zu  erwägen  im  Gegensatz  zu  denen  fdr  Auf- 
lösung, welche  dann  gewöhnlich  von  den  Familienr 
gUfidem  vorgetragen  werden,  und  darnach  zu  ent- 
sdieiden« 

*  C.  V,  StdMa  und  LMUenau.  Die  Lehre  von  Fa- 
milien-Stamm- und  Geschlcchts-FideicommisseD.  Leip- 
zig 1838.  Pözl,  ßayr,  Verfassungsrecht.  S'  52  ff. 
A^ünchen  1S51. 


5.  Bäuerliche  Erbgüter. 

,  1.  Verwandt  mit  den  StanungUtem  und  den 
Stamm^tsstiftungen  ist  das  Institut  der  häuerliehm 

Erbgüter.  Dasselbe  hat  auf  dem  Gebiete  der  Bauerr 
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gfiter  und  ifir'  den  Bauernstand  die  nämliche  Be- 
deutung, welche  die  erstern  für  die  ErhaMunf?  der 

lieiTschaftlirht'n  (iiiter  nnd  dos  Tiiitsadols  hahrn.  Es 
wird  so  der  iiauernfainilie  für  die  Zukunft  ein  fester 
zu  ihrem  Unterhalte  ausreichender  Grundbesitz  ge- 
sichert, übermässiger  Zerstückelung  des  Bodens  auf 
der  einen  und  übermässiger  Ansammlung  des  (Inind- 
eigenthums  in  Einer  Hand  auf  der  andern  Seite  ent- 
gegen gewirkt»  die  Kraft  der  guten  Sitte  und  das  In- 
teresse solider  Landwirthschaft  gestärkt  und  Mr 
Erhaltung  eines  tOchtigen  Bauemstandes  gesorgt.  Wie 
jene  auf  Allod  und  Lelicn  a^I^^ endbar  waren,  su  sind 
die  erblichen  Bauergüter  nun  entweder  eine  beson- 
dere Art  der  eigenen  Güter  oder  Meyergüter  nnd 
Erbpaektgüter.  Von  den  letztem  wird  in  Gap.  ISL 
noch  näher  die  Rede  sein. 

2.  Die  Eigenschaft  eines  häutrlichen  Erbguts 
beruht  entweder  auf  Geeetz  und  Herkommen  oder  auf 
einer  Stiftung,  Die  Umwandlung  der  hofrechtlichen 
Erb-  und  Mevergüter  in  volles  Grundeiirenthum  hat 
in  manchen  Gegenden  in  neuerer  Zeit  die  Gebun- 
denheit dieser  Güter  gelockert  und  die  eigenthttm- 
liche  Erbfolge  in  dieselben  verwirrt  oder  gar  besei* 
tigt.  IWe  Aufhebung  der  Gnnidlierrschaflt  hat  indessen 
nicht  notliw  endig  solche  Folgen.  Vielmehr  hegt  die  Er- 
hebung der  bisher  hofrcchtlicJien  Erbgüter  zu  freien  Erb- 
gutem näher  imd  ist  durchaus  natui^emäss.  Wo  wir 
daher  ein  feetee  Herkommen  fUr  die  ErbgutegmiUtät 
der  gruudlierrlichen  Bauerngüter  fuiden,  da  kaiui  das- 


1.  Preussische  Cab. -Ordre  v.  26.  Nov.  1833.  In  Be- 
zug auf  die  vormals  eigcnbehorigen ,  noch  dem  Helmfalle 
unlerwoi  fencu  Colonate  finden  noch  Jetzt  die  Beslimniungen 
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selbe  auch  nach  der  Befroiuni;  dieser  von  der 
Gmndherrschaft  als  fortwirkend  beachtet  werdeo,  in- 
sofern nicht  die  Gesetzgebung  das  System  der  Erb- 
güter ebenfalls  verworfen  und  mit  Absicht  auch  den 
Zusammenhang  mit  den  bisherigen  Zuständen  abge- 
schnitten hat.  Bei  der  unläugbaren  Neigung  der 
neueren  Junspradenz  zu  generalisiren  wird  es  aber 
gerathen  sein,  im  Interesse  des  Fortbestandes  der 
bäuerlichen  Erbgüter,  durch  die  Gesetzgebung  aus- 
drücklich zu  bestimmen,  dass  die  Erbgutsqualität 
fortdauren  solle;  sonst  ist  zu  befürchten,  dass  aus 
der  Auflösung  des  grundherrlichen  Verbandes  und 
der  Ablösung  der  Reallasten  von  den  (lerichten  auch 
die  Einführung  der  VeräusserHchkeit  und  der  Erb- 
theilung  solcher  Güter  gefolgert  werde. 

3.  Es  kann  aber  auch  ein  Erbgut  neu  durch 
den  Willen  des  Eigenthtimers  gegründet  werden  und 
während  die  herkönunlichen  bäuerlichen  Erbgüter 
den  Stammgütern  analog  sind,  so  gehen  die  so  er- 
riditeten  Erbgüter  den  Familienstiftungsgütera  pa- 
rallel.  IMe  Erbgutserrichtung  erfordert  daher: 

a)  eine    darauf   gerichtete    Wälmscrldäi  ung  des 
Stifters; 

b)  ein  Bauergut  als  Gegenstand  der  Stiftung; 

c)  Vormerkung  der  Erbgutsqualität  in  dem  öffent- 
lichen Grundbuch ; 

dj  regelmässig  auch  gerichtliche  Genehmigung  nach 
vorheriger  Prüfung  des  Falls. 


der  Kig.  Ordnungen  und  der  auf  die  Erbfolge  bezüglichen 
particularrecbtlicben  Satzungen  Anwendung. 

2.  Bayrischer  Entw.  eines  Ges.  über  die  landwirth- 
scbafllichcn  Erbgüter  v.  1850.   Art.  2*7.  Der  Erbguleigen- 
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Bd  letzterer  k/önnoi  auch  die  Ansprüche  der 
Pflichterben  zur  BerttdLsichtigung  kommen.  För- 
derlich für  das  Institut  und  zugleich  den  Verhältnis- 
sen gcmässer  ist  dabei  eine  Berücksichtigung  in  der 
älteren  Weise  des  deutschen  Hechts,  so  dass  bei  dem 
Widerspruch  der  POichterben  ledigRch  nach  vernünf- 
tigem und  billigem  Ermessen  in  diesem  Momente  er- 
wogen  wird,  ob  der  Eigenthümer  gegen  jene  pflicht- 
widrig handle  oder  nicht ,  als  die  neuere  Form,  die 
Erledigung  des  Streites  auf  die  Zeit  des  Todes  des 
Erblassers  zu  verschieben  und  dann  denselben  nach 
blossen  abstraften  Verhältnisszahlen  zu  entscheiden, 

4.  Der  jeweilige  Nachfolger  in  dem  freien  Erb- 
gut erwirbt /sV^enlÄtim  daran,  nicht  bloss  Niessbrauch 
oder  Ntttzeigenthum,  aber  sein  Eigenthum  ist  be- 
schränkt durch  die  Rücksicht  auf  die  FmmUie  bestm- 
der»  auf  die  Anerben.  Vorzugsweise  Anerbe  beisst 
dann  der  nächste  zur  Nachfolge  in  das  Gut  bestimmte 
und  mit  einer  unvermittelten  Anwartschaft  darauf 
ausgertlstete  Erbe:  in  wdtenn  Sinne  werden  audi 
die  übrigen  entfernteren  Anwärter  Anerben  genannt. 
In  diesen  Erbgütern  hat  der  alte  Trieb  des  deutschen 
Grundeigenthums  zu  fester  Unveräusserlichkeit  und  zu 
gesicherter  Erbfolge  dne  eigenthttmliche  Form  ge- 
wonnen. Daher  reicht  denn  auch  der  Gesichtspunkt 
eines  so  eigenthümlich  beschränkten  Eigenthums  hier 
wesentlich  aus  und  es  liegt  weniger  noch  als  hei 
den  Familienfideicommissen  ein  Bedilrfhiss  vor,  von 


thümer  ist  verpnichtel,  seinen  Söhnen  und  Töchtern,  wenn 
sich  dieselben  vor  der  Erbthcilung  ansässig  machen  oder 
verehelichen ,  eine  den  Gulserirägnissen  und  sonstigen 
UmsUndeu  entsprechende,  nüthigeufuils  durch  nichlerspruch 
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einem  Gesammteigenthum  der  Familiengenossenschaft 
zu  reden,  und  es  ist  auch  das  Hechtsverhältniss  des 
Erligiits  mniger  als  dort  von  der  Form  der  fiegrttn- 
dung  desselben,  insbesondere  von  dem  Stiftungiwü^ 
len  abhängig. 

5.   £s  sind  dann  zwei  ßestandtkeüe  iu 
Vermögen  des  Bauern  zu  unterscheiden: 

das  bäuffiiehe  Erhgut  und  dessen  Zubehikrde;  . . 
b)  das  übrifre  freie  Vermögen,  gewöhnlich  obwohl 

nicht  glücklich  Allodialgut  genannt. 

lieber  das  letztere  kann  der  fjgenthümer  frei 
verfügen  und  es  fölH  dasselbe  dem  gemeinen  Erb- 
rechte anheim.  Es  gehören  dazu  audi  die  FrUehie, 
wenn  sie  nicht  zum  Bau  des  Gutes  und  zu  fortge- 
setzter Wirthschaft  uötiiig  sind,  und  die  Forderun- 
gen und  Schuldenf  .soweil  sie  nidit  ausnahmsweise 
in  nähere  Beziehung  zum  Erbgute  gebracht  sind,  die 
Schulden  enl>veder  durch  Verpfandung  des  Bauer- 
gutes  im  Grundbuch  oder  um  der  bereichernden 
Verwendung  willen  für  dasselbe. 

Oft  wird  ab^  auch  das  Erbgut  mvHt$9i  durch 
Zuwendung  aus  dem  Allod,  bald  der  Sitte  gemäss, 
z.  B.  durch  die  Ehefrau,  welche  ihre  Aussteuer  dem 
Gute  einbringt,  und  dagegen  ein  Recht  auf  die  Leib- 
zncht  erwirbt  oder  durch  den  Int^mswirtk,  bald 
durch  frde  Verfügung  im  einzelnen  Fall.  Die  Er- 
weiterung in  Grundstücken  bedarf,  um  gesichert  zu 
seiO)  immer  der  Fertigung  im  Grundbuch. 

"■  —  '      "  ■  ■!        i  ■!  II.HI    H         ■■■       «.fl-HIl    1.«  I   

fesUusetaende  AiisstatloQg  sa  enUlehtMi,  la  Besag  auf 
welche  bei  dar..spiterii.  Erbtlicilwig  die  geseuliebea  Ee* 
stimiDungcn  Aber  die  POtelet  mr  Einwerruag  ihi  AButeo«* 
dang  kommen» 
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0.  Die  Vcräu>i:iming  von  Erhgutsstflckeii  oder 
des  Erbgutes  selbst  ist  im  Interesse  des  Bestandes 
der  Bauergttter  und  der  Aneiiien  gehemmt.  Es  be- 
darf dazu  der  Zustimmung  wenn  auch  nicht  aller 
Anerben  doch  des  nächsten  Kreises  der  Anerben 
und  der  Genehmigung  des  Gerichts,  welches  jene 
Zustimmung  aus  zureichenden  Gründen  ei^Anzen 
darf.  Fehlt  es  daran,  so  darf  die  VerÄusserung 
durch  das  Grundbuch  nicht  vollzogen  werden  und 
es  ist  auch  wenn  sie  geschehen  sein  sollte,  der  An- 
erbe berechtigt^  das  Geschäft  anzufechten.  JDiese 
Kkige  des  Anerben  fRetmioneklage)  darf  noch  bei 
Lebzeiten  des  V^eräusserers  angestellt  werden. 

7.  (iew()hnlieh  ist  mit  dem  Erbgut seigenthnm 
auch  die  Pflicht  verbunden,  theils  zu  Alimenten  für 
diejenigen  Personen,  w^che  durdi  ihre  Bezidiung 
zum  Gute  (als  abgetretene  Bauern,  Wittwen,  Uner- 
zogene Kinder,  gebrechliche  Kinder)  nöthigenfalls 
auf  das  Gut  zu  ihrem  Unterhalt  angewiesen  sind, 
theils  zu  angemessener  Ausstattung  der  Söhne  und 
der  Töchter,  die  nicht  auf  dem  Gute  bleiben. 

Diese  Pflicliten  erkliiren  sich  aus  der  Pietäts- 
und  FamiUen-  Verbindung  unter  den  Gliedern  der 
BauerfamOie.   Die  nähere  Bestimmung  der  Ausstat-  ^ 
tung  ist  sehr  mannigfaltig  je  nach  Landessitte  und 


3.  Eit.  des  Obertrib.  lu  Berlin.  {Seufferi»  Archiv  I 
260.)  Das  Anorbcafccht  an  Btoemgatem  •  welebes  dofek 
Absummuiig  ?on  einem  nrfibeni  |Co1onatbesitzer  entsteht, 
isl  an  steh  noch  kein  unbedingtes ,  kein  erworbenes  Recht 
an  det  Statte«  —  Ber  Anerbe  einer  bSaerliehen  Stätte  hat 
an  dem  Colonatreohte  des  Besttsers  derselben  —  keines- 
wegs einen  Anthett. 
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Landesrecht.    Soll  aber  der  Zweck  des  Institutes 

(»i  lialtoii  werden,  so  darf  das  Gut  dadurch  nicht  zu 
selir  iii  Anspruch  genommen  und  mit  Schulden  he- 
iastet werden,  bei  welchen  der  Erbbauer  mit  seiner 
eig^n  nächsten  FamiMe  nicht  bestehen  l^ann. 

Zu  unterscheiden  davon  ist  die  erhrtehiUeh$ 
Frage  der  Altftndung  der  (jieschwister  durch  den 
succedirenden  Anerben. 

8.   Die  Erh^ieigefMchafi  geht  unter: 

a)  durch  Abgang  aßer  Anerben,  In  der  Hand  des 
letzten  Anerben  ^e^^^andelt  sich  das  Erbguts- 
eijjeiithum  in  das  gemeine  Eigentbum; 

b)  durch  VeräuMerung  des  Erbgutes  (6.); 

c)  durch  eine  auf  Auffösung  des  I^rbgutsverban- 
des  gerichtete  Willenserklärung  des  Erbguteif?en- 
tbümers  mit  Zustimmung  der  nächsten  Anerben 
und  unter  V^orbehalt  gerichtlicher  (lenehmigung. 
Damit  dieselbe  dinglich  wirke,  ist  wieder  Ein- 
tragung In  das  Grundbuch  erforderlich. 

♦  Danz,  llanilb.  des  U.  Privatr.  V.  §.  520  it 
B.  W.  Pfeiffer,  das  deutsche  Meyerrecht.  Cassel  1848. 
^  Graf  von  RHger$berg,  Vortrag  in  der  Bayr.  Kam- 
mer d.  Retchsrithe  Uber  den  Entw.  eines  Gesetxes 
die  landwiribschafUidien  Erbgüter  t>elr.  Mtfncben 
1851. 
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Sechstes  Capitel. 

£4geothuiii  au  fahrender  Habe. 
§.  70. 

•  t 

Natur  dieses  Eigenthuins. 

1«  Man  hat  wohl  froher  mit  Unrecht  bezwei- 
felt, dass  der  fiedanke  des  Eigenthums  an  fahrender 
Habe  dem  ^tern  deutschen  Rechte  bekannt  gewesen 
sei.  Wenn  auch  .der  Ausdruck  £igen  Torzugsweue 
auf  Grundstücke  bezogoi  wurde»  und  die  Verfolgung 
der  beweglichen  Sachen  beschränkt  war,  so  unter- 
schied dennoch  sdion  das  ältere  Recht  deutlich  zwi- 
schen den  Sachen,  die  einer  mn  nennen  durfte  und 
fremden  Sachen»  die  er  nur  im  Besitze  oder  auf  die 
er  ein  beschränktes  Recht  hatte. 

2.  Das  Eigenthum  an  beweglichen  Sachen  un- 
terscheidet sich  von  dem  Eigenthum  an  liegendem 
Gute  hauptsächlich  in  drei  Beziehung^: 

a)  dass  jenes  nicht  wie  dieses  unter  der  Controle 
und  dem  Schutze  der  öffentlichen  Bücher  steht; 

b)  dass  das  erstere  der  Natur  der  beweglichen 
Sadien  gemäss  in  büherm  Grade  in  thaMchr 
ehem  Innehaben  sich  äussert  und  dessen  bedarf, 
der  Beiitz  daher  auf  dasselbe  viel  grösseren 
Einfluss  übt:  ein  Zusammenhang  des  Besitzes 
mit  diesem  Eigenthum,  der  sich  in  dem  ältem 
deutschen  Rechte  allerdings  in  einigen  Beziehmi- 
gen  bis  zur  Vermischung  und  Verwischung 
beider  BegrifTe  gesteigert  hat; 

c)  dass  ebenso  die  bewegliche  Sache  sich  vorzugs- 
weise zur  rotten  und  austchUeeeikhen  Indwidnal' 
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hen^schaft  eignet,  daher  sowohl  die  Spaltung 
in  Ober*  und  Nutzdgenthum  aJs  die  Idee  des 
Gesannnteigenthuffis  anf  bewegliche  Sachen  nie- 
mals urspränyliche  Anwendung  fand  und  auch 
später  nur  ausnahmsweise  und  dann  nur  auf 
die  Zubehörde  zu  einem  Grundstück  oder  auf 
eine  ganze  GUtermaue  ausgedehnt  wurde.  * 

$.71. 

£rwerb  und  Verlust  des  Eigeulhums  au  tabreoder 

Habe. 

1.  Zueignung. 

1.  Die  ursprünglichste  Erwerbart,  Zueignung 
(occupatio)  durch  Besitzergreifung  an  herrenloeen 
Sachen  kommt  noch  vor.  Sie  war  dem  deutschen 
Rechte  von  jeher  wie  dem  römischen  bekainil.  Ob 


i.  II.  8*  1.  S?at  so  jeman  ?iiid»  bestkt  he's  or 
OMD  dkr  Da  Traget »  so  is  it  duTecb.  Svat  so  leman  vind 
oder  dieben  oder  roreren  aQaget ,  dat  sal  he  npiieden  v^r 
ebwn  huren  und  to  der  korken,  g.  2.  Nekumt  —  nfeman 
binneo  ses  weken,  die  sik  dar  to  tie.  so  niml  de  riehim 
ivtne  dele  ond  Jene  behalt  den  drtdden  deil. 

S.  Preuetuehet  Landr.  I.  9.  g.  43.  Hat  sieh  der  Ter- 
Ilerer  weder  Tor  noch  in  dem  bestimmten  Termtai  gemeldet» 
so  mnss  der  Riehler  mit  dem  Zascblage  der  Sache  verfah- 
ren. %,  44.  Dieser  Zuschlag  geschieht  an  den  Finder  al- 
lehi»  wenn  die  Sache  nur  hundert  Thaler  oder  weniger  an 
Werth  betriigt.  §.  45.  Bei  Sachen  Ton  hOherm  Wrrthe  ge- 
sehiebC  der  Zuschlag  an  den  Finder  und  an  die  Armen- 
casse  des  Orts. 

3.  Entw.  des  JSüreker  Ges.  g.  964.  Wird  innerbalh 
der  geseilten  Frist  der  Besitzer  nicht  entdeckt,  so  ffllt  der 
Fand  dem  Finder  In  der  Regel  tu  Eigenthum  tu.  In  wich- 
tigen  Fillen  und  aus  besondcm  Gründen  kann  das  Geriebt 
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die  Sache  noch  nie  im  Eigenthum  gewesen  oder  das 
Eigenlhum  daran  aufgegeben  worden  sei,  ist  gleich- 
gültig. Verhrme  Sachen  sind  keineswegs  den  her- 
reolosen  gladi  und  der  Fund  darf  nicht  zur  Zueig- 
nung  misshraucht  werden.  Vielmehr  Ist  der  Finder 
verpllichtet,  die  Sache  dem  Eigenthümer  zurückzu- 
geben und  w  enn  sie  irgeiid  von  Bedeutung  ist»  durch 
öfiTentliche  Kundmachung  den  Eigenthümer  zur  An- 
meldung zu  veranlassen.  Wird  aber  der  EigenthQ- 
mer  niclit  entdeckt  oder  begehrt  dieser  oder  ein  an- 
derer rechtmassiger  Besitzer,  der  die  Sache  verloren, 
die  gefundene  Sache  nicht,  so  hatte  nach  älterem 
Rechte  die  Obrigkeit  einen  Anspruch  wenigstens  auf 
einen  grossen  Theil  des  Fundes,  und  so  ist  die  neuere 
Rechtsentwicklung  mit  Grund  geneigt,  die  Saclie  als 
herr^os  zu  betrachten  und  dann  dem  Finder  das 


dem  Finder  vorerst  nur  das  iieaiUzaagsreehl  nupvecheo 
QOter  Vorbehalt  der  ErsitzuDg. 

4.  Const.  Ueiorici  VI.  a.  im.  {PerU,  \U  200.)  — 
universos  imperii  nostri  mercatores  per  aqaaram  decursus 
cum  mercimoniis  suis  euntes  cum  rebus  suis  eos  ab  tiac 
penitus  exciudimus  consaetudioe  inordinate  statuta,  ne 
jriculum  naufragii  cmn  rorum  suarum  dimissioM  perpessl 
aüfiuod  in  bonis  suis  iJcirco  dispendiuni  susiineant  vel 
jacturain.  Vgl.  sententia  WiUelini  regia  a.  iWk  Perts» 
IL  371. 

5.  Urk.  K.  Ludwig*  v.  1316.  —  wöllen  wir  —  das 
das  selbe  rebt  (der  gnint  ruere)  das  billiger  nnrecbl  beii- 
set»  lemer  mebre  aber  si  vnd  von  dbein  man  genomen 
werde. 

6.  G,  Art.  318.  Dessgleichen  an  vielen  Enden 
der  llissbraucb  so  ein  Schilllnann  mit  seinem  ^hlff  ver- 
ISbrt,  schiObrficbIg  würde»  das«  er  alsdann  der  Oberkail 
dcsacn  Ort  mit  Schiff,  Leib  und  Gfitem  verfallan  sein  soll ; 
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Eigenthum  daran  zuzusprechen ,  oder  w  euigsteos 
einen  zur  ErsiUuag  tauglichen  Besitz. 

2.  Das  sogeaamite  Sirandreehi  {ju$  naufragHJ 
ferner,  welches  die  Kfistenbewohner  oder  die  Herrn 
des  Küstenlandes  an  Personen  und  Waaren  behaup- 
tet und  geltend  gemacht  hahen,  als  wären  die  von 
der  See  verschluagenen,  die  (feitrandMen  Sacben, 
herrenloses  Gut  und  die  fremden  verunglückten  See- 
fahrer rechtlose  Leute,  ist  wieder  eine  falsche  und 
räul)erische  Anwendung  der  Zueignung.  Das  deutsche 
Recht  hat  schon  früh  jene  barbarische  Sitte  für  Un- 
redit  «*klärt;  und  es  darf  heutzutage  weder  ein 
Strandrecht  noch  mit  Bezug  auf  die  auf  Flüssen  vor- 
züglich beim  Flössen  frei  fliessenden  Sachen  ein 
Grund  ruhrrecht  (laganum)  anerkannt  werden.  Da- 
gegen hat  das  Institut  des  BergMim,  welchen  die 

— r  ]        -  -  I  ■■■■■■I   I  

—  dergteidieii  Gewohnheit  wollen  wir»  dus  elo  Jede  Ober- 
Iceit  abschaffen  —  soll* 

7.  ffamb,  8U  II.  17.  8.  So  jemand  schiObruebis  Gut 
berget  und  holet  es  über  Reff  oder  in  der  9ec,  der  soll 
haben  den  dritten  Thell:  es  wire  denn,  dass  er  es  ohne 
sonderliche  Gefahr  bei  gutem  Wetter  berget«;  so  soll  er 
davon  nach  Gelegenheit  und  Erkenntniss  guter  Leute,  was 
die  Billigkeit  erfordert,  lu  genlessen  haben.  Wofern  es 
aber  jemanden  suiXlUg  an  des  Schlflies  Uoort  getrieben 
kMme;  —  soll  ihm  der  swanilgste  Pfenning  allein  davon 
befählet  werden. 

8.  Assisesdela  basse  Court  de  Jerusalem.  (Hmuler^  c, 
S76.)  Tont  ee  qui  est  de  sous  terre  sans  seignor  vif»  d 
deit  estre  tout  dou  seignor  de  la  terre  par  drelt. 

9.  Oeaierreiehitßkn  Ges.  g.  390.  Von  einem  Schatte 
wird  der  dritte  Tbell  tum  Stutsvermagen  gezogen.  Von 
den  iwei  Übrigen  Rrittbeilen  erbXIt  eines  der  Finder ,  das 
andere  der  Eigenthümer  des  Grundes.  Ist  das  Blgenthum 
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Ktetenbewohner  für  die  geborgenen  Waaren  in  bil- 
Hgem  Maue  fordern  dürfen  nnd  wofOr  sie  ein  Re- 
t^onsrecht  an  diesen  Waaren  haben,  noch  einen 
guten  Sinn  und  praktische  Geltung. 

3.  Das  neuere  humanere  Völkerrecht  erkennt 
selbst  das  Eügenthum  des  Feindes  an,  mit  welchem 
Kneg^  ist  nnd  es  kann  *  daher  die  Erbeutung  nicht 
mehr  in  so  ausiredehntem  Masse  anerkannt  werden, 
wie  im  römischen  iitid  noch  in  dem  mittelalterlichen 
Rechte.  In  der  Regel  ist  sie  nur  dem  Heere  und 
gegen  die  Auirüst%mg  des  femdHchen  Beeres  gestat- 
tet nnd  wird  nnr  ausnahmsweise  gegen  dfe  Ein- 
wohner im  Feindeslande  aus  hesondern  Gründen, 
z.  R.  bei  Erstürmung  einer  Stadt  erlaubt.  Im  Gros- 
sen hat  zwar  die  Disciplin  und  Ehrenhaftigkeit  der 
modernen  stehende  Heere  humanere  Grundsfttze 


des  Grundes  getheill,  so  ftllt  das  Drftlhen  dem  Ober-  und 
dem  Natieigeothomer  zu  gleioben  Thetlen  so. 

10.  Stp,  II.  6t.  8.  1.  Do  got  den  menschen  gescbop» 
do  gaf  he  ime  gewalt  OTer  Tische  unde  Togele  aade  aUe 
wilde  dier. 

11.  Sehwahenspiegel  c.  197.  unde  ist  das  ein  man  ein 
iier  wandet  in  sinem  wiltpanne  unde  daz  flinhet  in  ein 
andern  wiltpan:  wes  daz  wilt  si»  daz  solle  wir  in  sagen, 
stlrbet  et  in  dem  wiltpanne  4  daz  der  dar  Aber  tome,  der 
es  da  gejaget  bSt,  des  ist  es  ze  reble.  Tindet  erz  lebende, 
er  aol  es  Uzen  st^n,  unde  ez  ist  jenes,  des  drr  wiltpan  ist. 
Ein  ieglich  wilt  Ist  mit  rehte  le  des  mannes  In  deswillpan 
€s  danne  ist  unde  swenne  ez  dar  Az  ftumet ,  so  ist  ez  niht 
mer  stn.  Ist  daz  ein  man  ein  wilt  jaget  unde  wandet  Stn 
niht,  unde  ez  wirl  aber  so  rofiede,  daz  ez  nlder  teilet  unde 
niht  fürbu  enmac ;  unde  kumct  ez  Az  sinen  ongen ,  daz  er 

\iln  nihi  mSr  siht:  swcr  ez  dar  nach  ?indet  unde  Tthet, 
des  Ist  es  ze  rehte.  unde  also  ob  er  sich  des  suoches  ab 
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eingeführt;  aber  ausnahmsweise  ragt  noch  ein  Rest 
der  frühem  Barbarei  in  unsere  Zeit  hinein. 

4.  Bas  Hittelalter  war  geneigt,  dem  Landei- 
herm  oder  dem  Grundherrn  das  Recht  an  den 
Schätzen  zuzusprechen,  die  in  dem  Boden  gefunden 
wurden.  Das  neuere  Recht  ha^  meistens  hier  die 
Bestinmtangen  der  römischen  Gesetigebnng  aufge- 
nommen, wonadi  der  zuftUig  gefundene  Schatz  dem 
Eigenthümer  des  Bodens  als  welcher  in  neuerer  Zeit 
der  Nutzeigentiiümer  hei  dem  getheilten  Eigenthum 
mit  oder  gar  ausschliesslich  angesdien  wird),  zur 
Htiflte  und  dem  Fmder  zur  Hälfte  zukommt 

6.  Das  Wild  ist  nach  der  richtigeren  Ansicht 
in  Niemandes  Eigenthuin,  so  lange  es  seiner  natür- 
lidien  Freiheit  überlassen  bleibt  oder  wenn  es  wieder 
in  dieselbe  zurückgekehrt  ist  Es  geht  daher  erst 
durch  die  Zueignung  in  das  Eigenthum  des  Jägers 
oder  Fiscliers  oder  Vogelstellers  iiber.  Der  ^N'ilde- 
rer,  der  das  Jagdrecht  eines  andern  verletzt,  erwirbt 
durch  Occupation  zwar  kein  Eigenthum  an  dem  her- 
renlosen  Wfld,  weil  diese  unrechtmassig  ist  und  da- 
her nicht  rechterzeugend  wirkt:  wer  aber  in  gutem 
Glauben  von  ihm  kauft  und  Besitz  ergreift,  erwirbt 
Eigenthum,  nicht  blossen  Besitz. 

hAt  getta.  Aber  di«lle  er  ez  suocbet,  so  ist  ei  sin.  als 
ein  wilt  ikz  dtoen  ougen  an  sine  vriheit  kumet,  ao  Ist  es 
din  niht. 

12.  Lex  Sajttomr,  XXI.  8.  Sl  apes  Id  est  eiamen 
allcilius  ex  apili  elapsttin  füerit,  et  in  alterius  nemoris  ar- 
borem  IntrsTerit,  et  ille  consecutus  ftterit,  lunc  inierpellat 
eam  ci^os  arbor  est,  et  cum  fumo  et  percussloolbus  ternis 
de  transversa  secore  sl  potest  snom  fjiciat  eiameD,  rerun- 
tamen  ita  ut  arbor  non  Matur;  et  qaod  remanserit»  biliös 
est  ei^us  arbor  est 

aiaatsehli»  deotiehet  PrlTatieeht.  23 
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ElgepthOmliche  Rechtsgrundsfttze  hat  das  deutsche 
Recht  sdion  in  alfer  Zeit  Ober  das  Eigenthuin  an 

den  Bienen  ausgesprochen.  Die  Biene  ist  zwar  auch 
ein  »wilder  Wurm«  und  tritt,  wenn  sie  den  Stock 
des  Eigenthümers  verlässt  und  sidi  anderwärts  nie-  ^ 
derlftssty  auch  ans  dem  Eigenthnm  jenes  hmns; 
aber  es  wird  doch  dem  bisherigen  Eigenthömer  ge- 
stattet, noch  einige  Zeit  —  in  der  Regel  am  dritten 
Tag  noch  —  den  weggeflogenen  Bienenschwarm  zu 
Terfolgen,  auch  auf  fremdem  Boden  Versuche  anzu- 
stellen den  Schwann  wieder  zu  gewinnen,  und  so 
weit  diess  geh'ngt,  das  Eigenthum  daran  zu  behaup- 
ten. Es  ist  das  im  Gegensatz  zum  römischen  Recht 
Ausdehnung  des  Eigenthumsschutzes. 

Eine  ühnKche  Verfo^ung  während  drei  Tagen 
wird  im  deutschen  Recht  auch  auf  anderes  Wild 
angew  endet,  w  elches  in  das  Eigen thum  des  Menschen 
gäLommen  und  da  gezähmt  worden  ist,  für  den  Fall 
dass  es  sich  los  macht  und  dem  Besitze  desselbeii 
entzieht. 

Auch  im  übrigen  war  das  altere  deutsche  Recht 
geneigter  als  das  römische «  ein  Eigenthum  an  Wild 


13.  Scfiwabensp.  c.  198.  Diz  is  von  wilden  vederspil. 
hat  ein  man  häbke  oder  spei  wäre  oder  ander  vederspil; 
unde  daz  entrinnet  im  ab  der  iiant  unde  er  volget  imnäch: 
und  es  fliuget  üz  sinen  ougen;  unde  er  geloubet  sich  des 
suochens  den  tac  unde  er  suochet  den  andern  unde  den 
dritten,  vnde  er  vindet  niht:  unde  swer  cz  in  den  drin  ta-  ' 
gen  gevAhet,  der  solz  mit  rehte  wider  geben,  gevdhet  eri 
aber  an  dem  Vierden  tage  oder  dar  nüch,  ez  ist  sin.  — 
Swä  vogel  nistent  üf  einem  boume,  oder  swÄ  si  nisteni, 
daz  des  mannes  ist:  die  wile  ez  io  siner  gewalt  ist,  so  ist 
ez  sin. 
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sogar  im  Zustande  der  Freiheit  anzuerkennen,  so 
des  Herrn  an  dem  Wild  in  seinem  Wüdbann,  oder 
des  Eigenthümers  eines  Baums,  an  den  Vögeln,  die 
auf  dem  Baume  nisten,  bia  das  Nest  verlassen  wird. 
Der  Baum,  der  im  Besitz,  ergreift  gewissennassen 
Besitz  für  den  Eigenthlimer  an  dem  nistenden  Ge- 
v()gel.  Die  letztere  Auffassung  ist  veraltet,  nicht 
aber  das  Recht  der  Verfolgung  iet  Bienen  und  des 
gezfthmten  Wildes. 

2.   Andere  ursprüngliche  Erwerbarten. 

1.  Das  Recht  des  Uiberha$%g$  sowie  das  an 
dem    üeherfall  (doi  Anrie$),  welche  beide  noch 

heute  oft  gewohnheitsrechtlich  vorkommen,  sind  mit 
der  Zueignung  verwandt.  Sie  beziehen  sich  zwar 
nicht  auf  herrenlose  Sachen^  sondern  auf  die  Früchte 
des  nachbarlichen  Baumes,  welche  mä  dietem  zu- 
nächst im  Privateigentlium  stehen ,  und  kommen 
auch  nicht  jedem  zu,  sondern  nur  dem  Grundbesitzer 
in  dessen  Luftraum  die  Früchte  überhängen  oder 
.  auf  dessen  Boden  sie  fallen.  Aber  er  darf  im  er- 
stem Fall  die  überhängenden  Früchte  pflücken,  im 
letztern  die  übergefallenen  Früchte  einsammehi  und 
iich  aneignete    Dieselben  werden  gewissermassen 


1.  j4ag9burger  Stat.  282.  Hanget  ein  bäum  auf  eines 
andern  mannes  gut,  was  des  Obstes  ist»  des  über  sein  gui 
hanget,  das  ist  sein»  dieweil  er  will. 

2.  tVendhager  Weisth.  {Grimm^  R.  A.  S.  72.)  Wie 
weit  einer  das  obst ,  das  von  seinem  apfel-  oder  birnbaum 
in  des  nacbbam  bo(  1X111,  langen  soll?  so  weit  man  mit 
^loer  ahrrutben  reichen  kann  mag  er  sie  wiederbolen. 

3.  HerrschafUr.      JElg^ir  2.  8Ut  der 

23* 
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von  dem  Boden  angezogen  und  folgen  der  Privat- 
herrschaft über  diesen.  Daher  kommt  es  sogar  vor, 
däss  die  auf  die  öffentliche  Strasse  gefallenea  Früchte 
Yon  jedermann  aufgelesen  werden  dürfen.  In  der 
Regel  aber  werden  so  die  Nacbbarverhältnisse  hu- 
man ausgeglichen,  und  die  Unamiehnilichkeit  und 
der  Schaden  von  Luft-  und  Lichtentzug  durch  nahe 
Obstbäume  hinwieder  durch  den  Hitgenuss  an  den 
Früchten  desselben  aufgewogen.  Der  Eigenthfimer 
des  Baunies  ist  auch  berechtigt,  durch  Pflücken  die 
Früchte  für  sich  zu  gewinnen  (Anries)  und  dem  des 
Nachbars  zuvor  zu  konunoi.  Welcher  von  beiden 
zuerst  Besitz  nimmt,  wird  dann  Eigenthümer. 

2.  Das  Recht,  Eigentbum  an  den  natürlichen 
Früchten  eines  Gutes  [den  Feld-Garten- Weinfrüchten) 
zu  gewinnen,  wird  von  der  römischen  Rechtsansicht 
durch  die  bdden  objectiven  Sätze  geordnet: 

a)  dass  die  hängende  Fmekt  ein  Theil  der  frucht- 
tragenden Sache  sei,  aus  welcher  sie  hervorge- 
wachsen ist ,  und  daher  im  £igenthum  des 
Herrn  der  letzterp  stehe; 

b)  dass  die  getrennte  Frucht  von  seWst  dem  Eigen- 
t/iuni  dessen  zufalle,  der  an  der  fruchttragenden 
Sache  Eigenthum  gehabt  hat,  wenn  nicht  das 
dingliche  Recht  einei  andern  diesen  Eigenthums- 


heimsch  nuss  ald  ops  boum  in  einem  wingarleo  oder  in 
des  Flecken  Fridkreiss,  oder  in  einem  knitgarten,  so  nimpl 
iellieber  wass  uff  in  valt  und  gibt  dem  stan  (stamm)  herren 
kein  anriss  nit  wider.  3.  Wenn  aber  der  stan  herr  den 
Boom  schotten  wil ,  das  er  vnd  der  anrfser  tbun  sol  und 
nag,  wenn  er  wit,  so  soll  er  dem  anriser  zum  schütten 
ansagen  und  das  kündt  thun. 

i.  Sehwmhengp.  129.  Nimet  ein  man  eine  iriiwen  diu 
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erwerb  hemmt  oder  eine  berechtigte  Beeiizergrei- 
fang  eines  andern  zum  Behuf  des  Eigenthums- 

erwerbs  für  diesen  dazwischen  trete. 

Das  deutsche  Aecht  beachtet  diese  objectiven 
Beziehungen  weniger:  und  ist  im  G^entheü  geneigt, 
die  Früchte  als  Lohn  des  menechlichen  Fleieeee  und 
der  Arbeit  aufzufassen  und  \on  diesem  Grundge- 
danken aus  theils  den  natürlichen  Frücliten  die  In- 
duitrialfrüchte  zur  Seite  zu  stellen,  theils  das  Becht 
auf  die  Früchte  und  das  Eigenthum  an  den  Frttch* 
ten  zu  begrtinden.  Die  Frucht  wird  durch  die  Ar- 
beit  verdient.  Daher  das  Sprticlnvort :  IJ'er  säet  der 
mähet.  Die  Feldfrüchte  üisbesondere  werdeu  ver- 
dient, wenn  die  Egge  Ober  den  Acker  gegangen, 
Gartenfrüchte,  wenn  der  Garten  besäet  und  beharkt 
ist,  Weinfrüchte  am  St.  Urbanstag.  Auf  Baumfrüchte 
findet  das  Princip  keine  Anwendung,  weil  der  Baum 
dieselben  ohne  wesentliche  Arbeit  henForbnngt 
Wurde  der  Baum  yon  dem  Besitzer  selber  gepflanzt, 
so  kommt  jener  Grundsatz  auch  da  zur  Geltung. 

Die  deutschrechtliche  Ausdehnung  des  Frucht- 
begnfis  hat  sich  im  neuern  Rechte  allgemein  erhal- 
ten, nur  in  einzelnen  Landesrechten  und  in  einzelnen 
Anwendungen  dagegen  die  Ansicht,  dass  die  vollzo- 


guot  bAt  daz  man  mit  dem  phluoge  bowel ,  unde  stirbel  sl 
unde  soi  daz  guol  wider  gdn;  unde  ist  ez  gesähcl  unde  ge- 
bowen,  der  man  nimet  den  nutz  mit  rehte  dar  abe. 

5.  Ssp.  II.  46.  §.  i.  Sve  so  wirkt  enes  andern  mannes 
land  unwetene  —  wert  he  darumme  gescöldeget  —  de  wile 
he*t  erel,  sin  arbeit  verluset  er  daran  ,  of  it  iene  bebalt. 
§.  3.  Svat  so  he  saiet  un verklaget,  he  behalt  die  $at  und 
gift  sineD  Uds  Jenerae  die  dat  lant  behalt. 
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gene  Arbeit  für  die  Frucht  das  ESgenthum  an  der- 
selben nacli  sich  ziehe. 

3.  Eine  Ersitzung  an  beweglichen  Sachen  hat 
erst  spftt  in  dem  deutschen  Rechte  Aufnahme  aus 
dem  römischen  gefunden.  In  den  meisten  Fällen, 
wo  dieselbe  nacli  römischem  Hechte  zur  Anwendung 
kam^  war  sie  in  Folge  der  deutschrechtlichen  Lehre 
yom  anvertrauten  Gute  (§.  7^.)}  ttberflOssig.  Aus- 
nahmsweise aber  ist  in  einzelnen  Statuten  eine  kür- 
zere Ersitzung  von  fahrender  Habe,  z.  B.  nach  Jahr 
und  Tag  eingeführt  und  zuweilen  nach  Analogie  der 
Verstärkung  der  Gewere  an  Grundstücken  durch  das 
Erfordemiss  vorheriger  öffentlicher  Aufbietung  be- 
schränkt und  regulirt  worden.  Im  übri^^en  beherrscht 
hier  das  römische  Recht  die  neuere  Heclitsbildung. 

*  Jakob  Grimm,  Rechtsalterlbümer  8.  549.  HU- 
khrand,  Ueberhangs-  und  UeberfalliBrecht  in  der  Zeit^ 
schritt  f.  0.  R.  IX.  S.  310  ff.  —  Heknbat^  die  Lehre 

von  der  Frucht.   Leipzig  1843. 

§.  73. 

Beschränkte  Verfolgung  beweglicher  Sachen.  Uebeigabe. 

1.   Aelleres  Recht. 

1.  Sowohl  in  den  Keltischen  als  in  den  Ger- 
manischen Rechten  der  ftltem  Zeit  erscheint  die 

Verfolgung  von  fahrender  Habe  durch  folgendes 
Princip  beschränkt:  Wem  eine  Sache  ohne  seinen 

Wiüm  aus  dem  Besitz  gdLommen  ist,  der  mag  die- 
sdbe  suchen  wo  er  sie  fmdet  und  als  die  seine  mh 
sprechen.  Wenn  aber  einer  seine  Sache  freiwillig 
in  die  Band  (Gewere j  eines  andern  gegeben  hat,  so 
kann  er  sie  nur  bei  dem  wieder  holen  oder  fordern, 
dem  er  sie  gegd[>en  hat,  nicht  hei  einem  Dritten 
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vindiciren.    In  dieser  Rechtsansicht  oflenbart  sich 

vorzüglich  der  grosse  Einfluss,  den  der  äussere  Be- 
titzesverkehr  auf  die  Behandlung  des  tigenthums  an 
bhrender  Habe  gehabt  bat.  Die  Dinglicbkeit  der 
Eigenthumsverfolgung  tritt  nur  da  hervor,  wo  kein 
Verkehr  von  Hand  zu  Hand  stattgefunden  hat  und 
tritt  zurück,  soweit  dieser  den  Uebergang  der  Sache 
bestUnmt  bat.  Die  dingliche  Klage,  welche  nur  bei 
unfrei  willigem  Verlust  der  Sache  gegen  Dritte,  hei 
freiwilliger  llebergabe  an  einen  andern  nur  gegen 
diesen  zulässig  ist,  wird  der  Anfang  genannt:  die 
penänlielu  Klage,  welche  aus  dem  Verkehn^eschttft 
gegen  den  Letztem  geht,  die  Forderung. 

Der  letztere  Rechtssatz  wird  durch  Sprüchwör- 
ter ausgedrückt ,  ein  älteres :  Hand  mu$s  Hand  wah- 
ren^  und  ein  jflogeres :  Wo  einer  eeinen  Giaul^  ge- 
laseen,  da  mn$$  er  ihn  meder  euehen.   Die  franiö- 


1.  Lcges  ffialltcof  III.  g.  38.  Sex  inodi  sunt,  qoilHi| 
quilibet  t  bonis  suis  separarl  polest.  In  tribas  casibus 
actor  bona  soa  oeenpare  et  jurtmmtio  vendiatre  polest;  in 
tribas  aliis  non  polest,  nempe  in  casu  preponÜ  Tel  commo- 
daü  Tel  ioeuti.  Actio  enim  deposili  vel  commodali  yel 
locati  eontra  neminem  insiiiui  polest  prsler  illum  qui  bona 
isla  ab  actore  accepit.  In  tribos  reliquis  casibus  sub  ju- 
ramento  ^mod  tunm  eti  reptiere  potest;  prlmo  in  casu/nrüi' 
secnndo  in  casu  amiut  ob  negUgetUiam ,  tertlo  In  casu  ral 
domino  itueio  aiUiof.  Bona  aulem  bis  modls  ablat»  sab 
Juramento  repeiere  potest,  quonlam  nemo  lila  a  saa  manu 
accepit:  et  cum  nemo  aceeperlt  quod  suum  est,  vendicare 

^potest  ubicumque  illud  ridere  contigerit. 

2.  Stt€h99JMp,  II.  60.  g.  1.  Svelk  man  enen  anderen 
oder      perde  oder  en  kleld  oder  Jenegerhande  rarende 

hare»  io  welker  wie  he  die  ui  von  unen  geweren  lei  mäi 
eine  wiUen,  TerkoU  sie  die,  die  sie  in  geweren  boTet,  oder 
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sisrlie  Rechtssprache  hat  den  Satz  aufgenoinmen : 
Les  meuhlos  n'ont  point  de  suite. 

S«  Falle  des  unfreiwilligen  Verlasts,  in  dem  der 
Anfang  unbedenklich  auch  g^en  Dritte  zugestanden 
wurde,  waren 

a]  die  gestohlene  oder  geraubte  Sache, 

h)  die  verlorene  Sache, 

c]  das  entlaufene  Hausthier, 

d)  tveggesckwcnuntc  Sachen. 

3.  Falle  der  [rciwUUgcn  Hingabe »  in  welchen 
die  Forderung  die  gewöhnliche  Klage  war,  der  An- 
bng  jedenfalls  nur  gc^en  den  Empfänger  geübt 
werden  konnte,  waren  z.  B.  die  Gebraurhsleihe ,  die 
'  Sachenmiethe,  die  Hingabe  zu  Pfand,  die  Hinter- 
l^iung.  Wunde  die  Sache  dann  durch  Veruntreu- 
ung des  Entiehners,  Miethers,  Pfandgteubigers,  De- 
positars an  einen  andern  veräussert  und  diesem  zu 


Yersat  he  sie»  oder  verspelet  he  sie,  oder  wert  sie  ine  Ter- 
Stolen  oder  afgerovei;  Jene  die  verlegen  oder  versat  hevet 
die  ne  mach  dar  nene  vorderunge  up  hebhen,  tme  uppe  den, 
deme  Ae  eie  hieh  oder  veremiie, 

3.  ffmnhurg,  Landr.  A.  64.  {Hrant,  g.  115.  30.)  Wer 
dem  andern  wat  lehnet,  de  schal  ebm  dat  wedder  areschen* 
wente  Hand  eehal  Hand  wahren, 

4.  Schwabemp,  19t.  Unde  ist  daz  mir  ein  guot  vor- 
Stolen  wirt,  dat  min  niht  ist ,  da  SOl  ich  der  klager  umbe 
sin  unde  stirbe  ich  oder  entwich  ich  von  der  klage,  so  sol 
der  darnach  klagen  des  ez  da  ist. 

5.  FrciSurg.  Sladlr.  v.  1120.  [Kraul,  §.  115.  25.) 
Nemo  rem  sibi  quoquu  modo  sublatam  ven<licare  poterit, 
nisi  juramento  probaveril,  sibi  furto  vel  pra^da  ablatam. 

6.  K.  Ludwigs  Landr.  f.  Bayern.  {Heumarm.  S.  62.) 
War  auch  daz  ein  man  gut  fünde ,  oder  ankam,  das  im 
verstuleu  oder  enpfuerl  war,  es  wär  Ros  oder  Rinder  oder 
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Ei  gen  ( hu  m  übergeben  ^  so  wurde  sie  wirklich  von 
dem  Empfänger  erworben :  und  die  Uebergabe  wirkte 
in  solchem  Falle  Eigenthum,  obwohl  der  üeberge- 
bende  seihst  m'rht  EiuM'nthünier  'war.  Der  iirsprüng- 
iiche  Eigenthiimer  hatte  ibn  durch  die  Besitzeshin- 
gabe selbst  in  die  Lage  gebracht«  dass  er  die  Sache 
weiter  verftussem  konnte  und  durfte  sich  wegen 
Missbrauch  des  Verh  aueas  nur  an  den  halten ,  der 
den  Missbrauch  begangen  hatte.  Dem  dritten  £m- 
pftnger  gegenüber  musste  sich  jener  die  Handlung 
seines  objeciiven  SteUvertrelers  in  der  Herr9chafi  ge- 
fallen lassen.  Wurde  die  Sache  aber  dem  Entleh- 
ner u.  s.  f.  entwendet,  so  konnte  dieser  allerdings 
sie  durch  den  Anfimg  verfolgen.  Er  war  auch  hier 
wie  ein  Stellvertreter  des  Eigenthtimers,  dem  er 
persönlich  für  die  Rückgabe  >  erantwortlich  war. 


welherlay  gut  daz  war,  der  mag  sich  des  wot  underwinden 

und  baymen  oflTenleichen  im  selber  on  Schaden  und  sol  es 
dem  franpoten  kund  tun.  —  (Ebenda  S.  65.)  Es  mag  ein 
ycgiich  man  und  fraw  wol  kaulTen  auf  einem  freyen  mnrgkt, 
was  er  will.  Cham  aber  yeman  liinnach  ,  dem  darselb  gut 
versloln  oder  geraubt  war,  und  wicdaz  gut  aenanl  wär,  daz 
sol  man  in  an  der  schrannen  berechlen  lan  als  reiht  ist, 
(mit  Eid  selbdrilt),  und  da?,  sol  ienem  gen  dein  geritljt  un- 
sebedlich  sein  und  sol  auch  sweren  ,  duz  er  daz  gut  auf 
freyem  margkt  kauTt  hab  vnd  auch  an  dem  gut  chein  frays 
gewest  hab,  und  der  «laz  j:ut  berecht,  der  so)  dem  Richter 
ze  rüruang  (S.  63.)  geben  als  recht  ist.  Wil  aber  jener  aus 
des  gewalt  daz  gut  berecht  ist,  jenem  nachfaren  der  im  daz 
gut  ze  chaulTen  hat  gehn  ,  daz  mag  er  wol  gelun.  Es  sei 
auch  iener  dem  Richter  wol  nennen  den,  der  im  das  gut  le 
kauffen  hat  geben  ob  er  in  wais. 

7.  Code  civil.  §.  2279.  En  fait  de  meubles  la  posses- 
sion  vaat  Utre.   N^anmoios  celui  qui  a  perdu  ou  auquel 
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9.  Neueres  Becht. 

4.  In  dem  heutigen  Rechte  stehen  noch  ver- 
schiedene Systeme  einander  gegenüber.  In  den  einen 
Ländern  ist  das  ältere  Prüicip  erhalten  worden  und 
hat  nur  weitere  Ausbildung,  theilweise  auch  Umge- 
staltung erfaliren.  In  andern  ist  das  römische  Prin- 
cip  der  freien  Eigenthums  Verfolgung  angenonnnen 
worden  und  hat  nur  zuweilen  einzelne  Modificatio- 
nen  sich  gefallen  lassen  müssen,  welche  aus  dem 
deutschen  Princip  erklärt  werden.  In  noch  andern 
ist  eine  stärkere  Mischung  \on  römischen  und  deut- 
schen Elementen  geschehen.  Uebersichtlich  ergeben 
sich  folgende  Hauptfomien: 

A.  Portdttnier  des  deuitehreekiUehen  PHni^9, 

ErsteRegel.  Dingliche  TiprfoÄyttn^  (Vindication) 
ist  nur  zulässig,,  wenn  die  Sache  wider  den  Willen 


il  a  ^t^  vol^  uoe  chose ,  peui  la  revendiqaer  pendani  trois 
ans,  ä  compter  du  jour  de  la  perle  ou  du  vol»  conire  celui 
daos  les  mains  duquel  il  la  trouve;  sauf  k  celui-ci  son 
recours  contre  celui  duquel  il  la  tienl.  g.  2280.  Si  le  pos» 
sesseur  actuel  de  la  chose  vol^e  ou  perdue  Ta  achette  dans 
uoe  foire  ou  dans  un  march^  ou  dans  uue  venle  publique 
ou  d*un  aiarehand  vendant  des  choses  pareilles»  le  proprio 
taire  originaire  ne  peut  se  la  faire  rendre  qu*en  tembour- 
sanl  au  possesseur  le  prii  qu'elle  lui  a  cout^. 

8.  Rev.  Lüh.  R.  III.  8.  17«  Yerdinget  einer  Kleider 
oder  etwas  anderes  einem  HandwerksmaDO  tu  maehen» 
und  derselbige  verkaulll  oder  Terseut  den  Zeug,  welchen  er 
bearheiten  soll.  So  ist  der  niher  dabei,  welchem  der  Zeug  * 
gehöret  tu  bleiben,  dann  deijenlge,  dem  er  verkauffl  oder 
verseilt  worden;  und  darlT  demjenigen,  bei  welchem  er 
seinen  Zeug  findet,  niehtmehr  als  den  MacberlohD  beiablen. 

9.  Fr€uin$ehe9  Landr.  I«  Itt.  8*  42.  Sachen  die  Ton 
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des  EägenthOmers  oder  des  Besitzers  aus  dessen  Be- 
sitz gekommen,  und  zwar  kann  zunächst  nur  der 
die  Klage  anstellen,  dem  die  Sache  entkommen  ist; 
wenn  äbet  der  Entlehner  oder  Mietber,  der  die 
Sache  verloren,  oder  dem  sie  gestohlen  worden,  die 
Klage  versäumt,  dann  kann  auch  der  Eigenthümer 
klngon.  Beklagter  ist  dann  Jeder  Inhaber  der  Sache. 
Der  Klüger  hat  Hin  Eigenthum  zu  beweisen  oder» 
dass  die  Sacke  ihm  gestohlen,  von  ihm  verloren  wor- 
den oder  «on.s^  ihm  ohne  sein  Wimn  und  ohne  sei- 
nen Willen  entkommen  scu  Ist  der  frühere  Besitz 
der  Sache  durch  den  Kläger  gewiss,  so  genügt  indes- 
sen fttr  die  letztere  Behauptung  die  blosse  Beschei» 
nigung. 

Zweite  RegeL  Wenn  der  £igenthümer  die 
Sache  freiwillig  einem  andern  hingegeben,  dieeem  anver- 
traut hat,  so  hat  er  keine  dingliche  Klage,  sondern  nur  aus 


dem  Fisco  oder  bei  öffentlichen  Versltigeningen  erkauft 
worden,  sind  keiner  Ylndleatlon  unterworfen*  $.  43.  Ein 
Gleiches  gilt  fon  Sachen,  ölt  In  tiden  solcher  Kanflenta 
welche  die  Gilde  gewomieD  haben ,  erkauft  worden,  g.  44. 
Wer  ausseidem  eine  Sache  anf  Messen  und  MMrkten  oder 
sonst  von  Leuten,  welche  Sachen  dieser  Art  unter  obrig- 
keitlicher Erlauhniss  aHrntlich  feil  hahen,  erkaaft  hat,  dem 
kommen  wegen  der  nur  gegen  Ersatz  zu  leistenden  Rfick-  * 
gäbe  die  Hechte  eines  redlichen  BesHsers  su* 

10.  Oetierr.  GeseUb.  $•  Ble  Eigenthnmsklage 
findet  gegen  den  redlichen  Besitaer  einer  beweglichen  Sache 
nicht  statt,  wenn  er  beweiset,  dass  er  diese  Sache  entwe- 
der In  einer  öffentlichen  Terstelgerung  oder  Ton  einem  lu 
diesem  Verkehre  betagten  Gewerbsmanne  oder  gegen  Enl- 
geld  Ton  jemanden  an  sich  gebracht  hat,  dem  sie  der  KU- 
ger  selbst  sum  Gebrauche  lur  Verwahrung  oder  in  was 
immer  für  einer  anderen  Absicht  anYertrant  hatte.  In 
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dem  betreffenden  ReehUgeechäft  eine  penanUche  For- 
derung gegen  den,  dem  er  die  Sache  gegeben  und 
vertraut  hat  Hat  der  letztere  die  Sache  veruntreut, 
und  veräussert,  so  hat  er  rolles  Hecht  (Eigenihum) 
an  den  Erwerber  übergetragen. 

Diese  Grundregeln  haben  aber  zuweilen  folgende 
Modificationen  erh'tten,  sowohl  in  der  Richtung  die 
Vindicatioii  auszudehnen  als  in  der  sie  zu  be- 
schränken : 

a)  die  dingliclie  Klage  ward  ausgedehm  auf  Fälle, 
in  denen  der  EigenthOmer  die  Sache  zwar  selbst 

in  die  Hand  eines  andern  gegehen  hat,  aber 
nicht  aus  freiem  Vertrauen,  sondern  in  Folge 
nöthigender  Verhäüni$$e ,  z.  B.  anem  Hemd- 
werker  oder  Fabrikarbeiter  zur  Reparatur  der 
geschädigten  Sachen.  Es  wurde  das  dann  ähn- 
lich behandelt,  wie  schon  früher,  wenn  eine 
Sache  den  JHeneibaten  zur  Besorgung  Qberge- 
ben  und  von  diesen,  die  keinen  eigenen  Besitz 
bekommen  hatten,  \eruntreut  worden  war. 
hl  Ebenso  ward  sie  ausgedehnt  g^en  den  ttnred- 
lichen  Inhaber  dar  Sache  und  gegen  den,  der 
Aeselbe  ohne  Gegenimtfmg  (sdienkungsweise) 


diesen  Fallen  wird  von  den  redlichen  Besitxem  das  Eigeo« 
tbuni  erworben  und  dem  rorigen  Eigentbümer  steht  nur 
gegen  jene,  die  ibiu  dafür  veraDlworÜicli  sind,  das  Recht 
der  Schadioshaltung  zu. 

11.  Enlw.  des  Zärch,  Ges.  §.  968.  Wenn  demElgen- 
ilMuoier  gegen  seinen  Willen  eine  bewegliche  Sache  ent-> 
wende!  oder  sonst  aus  seinem  Besitze  gekommen  Ist ,  so 
ist  tttch  wer  diese  Sache  redlich  erlitafi  oder  sonst  recht- 
mlssigen  und  redlichen  Besitx  daran  erlangt  bat,  nicht  be- 
rechtigt, Ersalx  für  den  darauf  Terwendeten  Preis  lu  for- 
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erworbeil  hat,  auch  wenn  dieselbe  durcli  Miss- 
braach von  Vertraueo  in  dessen  Hand  geliefert 
worden  war.  Der  Nachdruck  wird  in  neuerer 
Zeit  mehr  auf  Vertrauen  und  guten  Ghuben 

gelegt. 

c)  Dagegen  ward  sie  im  Interesse  der  Sicherheit 
des  Handelsverkehrs  beschränkt  in  den  Fullen, 
wo  die  Sache  in  öffmüieher  Yertieig$nmg  oder 
auf  öffentlichem  Markte  oder  in  einem  offenen 
Magazin  rnkssEaufmanns  erJiauft  worden  war, 
und  unter  dieser  Voraussetzung  selbst  da  nicht 
mehr  gestattet,  wo  die  Sache  ursprünglich  ge- 
stohlen oder  verloren  war. 
dj  Eine  ähnliche  Beschränkung  fand  Eingang  bei 
Sachen,  die  sei  es  im  Kriege  erbeutet  oder  »über 
die  salzige  See«  gekonunen  war»i. 

R.  UmgetiüUvng  des  filtern  Prlncips  in  Yerbindang  mit 
der  Anerkennnn;?  römischer  Grondsits^. 

Zunächst  wird  die  Eigenthumsklage  (rei  \indica- 
tio)  dem  Eiyenthiimer  zugestanden,  ohne  Rücksicht 
darauf,  ob  die  Sache  mit  seinem  Willen  oder  gegen 
seinen  WiUm  aus  seinem  Besitze  gekommen  ist: 
aber  der  redliche  Besitzer  der  Sache  wird  insofern 
mittelbar  geschützt,  dass  ef  zur  Herausgahe  nur 


(h  in,  sondern  verpilichlei,  dieselbe  dem  £igeoihümer  ohne 

weiteres  zurückzuslelien. 

12.  Freuss.  L.  R.  I.  15.  g.  25.  Wer  die  dtin  recht- 
massigen  Eigenthümcr  oder  Besitzer  ablianden  gekommene 
Sache  von  einer  unverdächtigen  Person  durch  einen  lästi- 
gen Vertrag  an  sich  gebracht  hat ,  muss  dieselbe  zwar  zu- 
rückgeben. §.  2ö.  Er  kann  jedoch  dagegen  die  Erstattung 
alles  dessen,  was  er  dafür  gegebeo  oder  geleistet  hat,  for- 
dern* 
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dann  verpflichtet  wird,  wenn  der  KlSger  ihm  wie- 

Jererslattet,  was  er  für  den  Erwerb  der  Sache  be- 
zahlt hatte.  Dieses  System  kommt  auch  so  vor, 
dass  der  Besitzer  in  gutem  (ilauben  nur  insofern 
von  dem  Eigenthllmer  Wiedererstattong  verlangen 
darf,  als  dieser  seihst  die  Sache  einem  andern  anver- 
traut hat,  nicht  aber  wenn  dieselbe  ihm  sonst  eut- 
konunen  ist. 

Dasselbe  beruht  auf  einer  Verbindung  zwäer 
Ideen,  des  im  römischen  Becht  ausgebildeten  Schutzes 
des  Eigenthuins  —  der  Eigentliümer  soll  immer  seine 
Sache  haben  dürfen — und  der  deutschrechtliciien  Be- 
rttcksichtigung  der  Sicherheit  des  Verkehrs.  Nach 
demselben  wird  der  redlidie  Erwerber  nicht  Eigen- 
tliümer, sondern  nur  Ersitzer  der  Sache. 

C.   /ieine  Annahme  der  römuehen  FmdieaHomlehrt, 

Der  Beklagte  muss  dann  ohne  Entgelt  die  Sache 
herausgaben,  und  kann  sich  für  den  Schaden^  den 
er  dadurch  erleidet,  nur  an  den  halten,  der  ihm  die 

Sache  veräussert  haL 

*  Alhrechi,  die  Gewere  S.  81  IT.  —  Gaupp^  io 
dei  Zeiuchr.  f.  D.  E.  L  S.  114  ff.  —  BttätU,  Dia»,  de 
vindicatione  rerum  i|iobiliam  germanica.  Bonn  1837. 
—  JlmoiMi.  in  Mitteiüllers  Zeitschr.  f.  R.  W.  XVII. 

S.  137  ff. 
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Siebentes  Capitel. 

VoQ  deu  Uerrschaftsrechten  des  Slaats  und  deo  dar- 
aus abgeleiteteo  Gerechisamen. 

S-74. 

Die  Regaliiii  im  Prl? alreehl. 

1.  Vou  Regalien  (königlichen  Rechten)  im  Pri- 
vatrecht babai  zumt  im  XII.  Jahrhundert  die  ge- 
khrieii  Juristen  ItaKens  gesprodien.  Dem  römischen 

Rechte  und  dem  ältern  deutschen  Rechte  war  dieser 
Rechtsbegrifl*  unbekannt.  Dem  (ieiste  des  Mittel- 
alters aber^  welcher  überall  öfTeDtlidies  und  Privat- 
recht  zu  mischen  pflegte,  schien  er  natflrhch.  Das 
Mittelalter  nahm  keinen  Anstoss  daran,  dass  dieser 
MissbegrifT  amphibienartig  halb  im  öffentlichen  Rechte, 
iialb  im  Privatrechte  seinen  Wohnsitz  hat. 

Unsere  Zeit  dagegm^  weiche  in  der  grossen 
noch  unvollendeten  krlmi  begrifTen  ist,  das  Gebiet 
des  öffeniUchen  Hechtes,  in  welchem  der  Staat  herrscht 
und  das  des  Pru  atrechts,  in  welciiem  die  Individuen 
und  FamÜMn  selbstttnd^  walten,  sorgfiHtig  auszu- 
scheiden, ist  dem  Gedanken  der  Regalität  entschieden 
ungünstig  gesinnt,  und  sucht  auch  da  jene  Sonderuug 


Comiani.  FrMeriei  h  a.  itW.  (/Wi«,  n.  8.  ili.) 
Ecgalla  SQDt  hec:  Arinanis,  vie  publice»  iamina  naviga* 
bilia  ei  ei  qalbus  fiunt  Davlgabilia,  portus,  ripalica,  vecU- 
galia  qae  mlgo  dicantar  tholonea ,  monete »  mulctamm 
penarunque  compendla ,  bona  ? acantia  angariarom  et 
parangariamm  et  plsostromm  et  navinm  prestatienes  — 
potestascoDsUtaendoruin  magistraurom  —  plsealioaum  red- 
'  ditos  et  salinaram  etc. 
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ZU  vollzieheii.  V^on  zwei  Seiten  her  wird  der  von 
deDi  Mittelalter  uns  überlieferte  Begriff  der  Regalien 
bedroht,  einmal  von  dem  modernen  Staat$reehle, 
welclies  was  irgend  von  öffentlicher  Bedeutung  in 
demselben  eingeschlossen  ist  ausscheidet,  und  aus- 
schliesslich für  seine  rein  staatsrechtlich  geordnete 
Polizei  und  Staaliwirlhschaft  anspricht  Sodann 
\on  dein  neuern  Privatrecht  aus,  welches  für  den 
privatrechtliclien  Bestandtheil  in  den  hergebrachten 
Regalien  nach  rein  privcUrecMUche»  Ideen  sucht,  und 
demdben  nur  insoweit  fortdauern  ttsst,  als  es  dnrch 
diese  gerechtfertigt  wird.  In  dieser  Ausschefdnng 
sind  wir  gegenwärtig  begriffen;  die  Wissenschaft  des 
Privatrechtes  hat  vornehmlich  durch  Berichtigung 
und  KlSfimg  der  Ideen  an  dieser  Lösung  mitia- 

2.  Demgemäss  sind  liier  auszuschliessen : 
a)  die  sämmtlichen  organischen  Hoheüirechte  des 
Staates,  wie  Gesetzg^img,  R^gieruogs-,  Geridits- 
reehte;  aber  aneh  die  PoHzei-  und  Fmanzhoheii 
fSteticrrecht j ,  welche  noch  nicht  überall  scharf 
genug  aus  dem  Privatrechte  ausgeschieden  werden; 
h)  die  gewöimiiehen  Vermögemrechte  des  Ftioiif, 
wddie  diesem  wie  jeder  andern  Privatperson 
zustehen. 

Dag^en  bleiben  zurück  diejenigen  Vermögemrechte 
de$  Staate»,  welche  zwar  als  solche  einen  pnvat- 
reehtikhen  Gehalt  haben  und  ans  dem  auch  cu  Gun- 
sten anderer  Privatpersonen  rein  privatrechtliche  Ge- 
rechtsame abgeleitet  werden  können,  welche  aber  aus 
historischen  oder  andern  Gründen  die  Herrschaft  des 
Staaiei  Anothw^ndig  und  unprOmglieh  Toranteeftzen 
und  durch  diese  subjective  Rücksicht  eine  eigen- 
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thümliclie  Gestalt  erhalten.  Von  der  Art  sind 
vorzüglich  die  sogenannten  yrunäherrschafdichen  Re- 
galien, welche  sich  aus  der  Herrschaft  des  Staates 
Uber  öflentliche  Sachen  oder  über  solche  Sachen  er- 
koren, deren  Ausbeutung  in  näherer  Beziehung  zu 
der  öffentlichen  Wirthschaft  steht,  weniger  die 
regakn  Gewerbe  und  AmiaUen.  Die  letztern  näm- 
•  heb  hab^  entweder  eine  vorzugswme  finanzielle  Be- 
deutung, wie  B.  die  Salzregie  und  das  Tabakmono^ 
pol  und  gehören  daher  dem  ötlriitlichen  Steuersystem 
an,  oder  sie  haben  eine  rein  Staat swirlhschaflUcAe 
BedentiiQgy  wie  t*  B.  das  Postregal «  Strassoiregal 
und  dgln.  und  werden  in  beiden  FAllen  von  itaau- 
rechtlichen  (lodanken  befruihtft  und  bestimmt.  In  den 
erstem  dagegen  ist  der  privatrechtliche  Gehalt  über- 
wiegend und  die  Wissenschaft  ist  berufen  durch 
&kenntnis8  der  leitenden  Ideen  die  Zeit  vorzuberei- 
ten und  herbeiführen  zu  helfen,  in  welcher  di(»  ver- 
altete Form  der  Kegalität  ohne  Schaden  abfallen  und 
die  neue  rein  privatrecbtliche  Form  schätzend  an 
ihre  Stelle  treten  kann.  Von  den  bisherigen  Re- 
galien rechnen  wir  dahin: 

a)  das  sogenannte  Wasserregal,  welches  durch  die 
tiefere  und  reichere  Erkenntniss  der  eigenUhum' 
Uchen  Hemehaft  über  die  GewSsser  und  der 
einzelnen  niannichfalliyen  Wasser gcreclUsame  ent- 
behrlich wird; 

b)  das  sogenannte  Bergregal  und  Salzregtd,  wel- 
ches wieder  als  eine  eigentkSmUehe  Hemehaft 
über  die  Berg  -  uud  Salz  werke  in  rein  privat- 
rechtlicher  Form  fortdauern  kann; 

c)  das  Jagdregal^  das  wieder  mehr  als  in  dm  letz- 
ten Jahrhunderten  mit  dem  Grundeigenikim  in 

Blttttttobll*  deaiMliei  l*rlTatreebt.  24 
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VerbiDdung  bracht  worden  oder  als  ein  be- 
sonders beaiafsichtigtes  und  regolirtes  Oeei^- 
timsrecht  zu  einer  neuen  Form  gelangt  ist. 

3.  Aus  jenen  Regalien  wurden  dann  einzdne 

Gcrec/itsame  abgeleitet  und  an  Privaten  überlassen, 
ähnlich  wie  aus  deoi  Eigenthum  Servituten.  Das 
Regal  selbst  ersdiien  als  JOefnehaft  der  Person  flber 
die  Sache  uiid  2war  als  ursprüngliche  Herrschaft 
über  die  körperliche  Natur,  dem  £igenthum  nahe 
verwandt.  Es  unterscliied  sich  aber  von  diesem 
theils  darin,  dass  es  nicht  jedem  Inäwuiuum  sondern 
ursprünglich  nur  dem  staatlich  höchsten  Individuum 
dem  König  oder  anders  ausgedrückt,  der  grossen 
Gemeinschaft ,  dem  Staate  zukam ,  theils  darin ,  dass 
es  nicht  unbeschrankte,  sondern  weefxiUeh  imu^  wm 
Anfang  a»  beechrä$UUe  Herrschaft  war.  Die  Beschran- 
kung war  gegeben  durch  die  iNatur  der  Sachen,  auf 
welche  sich  diese  Kegalien  bezogen,  durch  die  öfl'ent- 
Mchen  Interessen,  durch  das  dgentUche  Privateigen- 
thum, ttber  wek^  es  sich  wie  eine  Art  höherer 
Herrschaft  aber  doch  nur  in  einer  gewissen  Bezie- 
hung erhob. 

Im  Mittelalter  wurden  die  Regalien  selbst  in 
Form  des  Lehens  ursprünglich  von  dem  Könige  an 
die  selbständigen  Herren  und  Städte  des  Reichs  ver- 
liehen. Seit  der  vollständigen  AusbiMung  des  neuem 
Staatensystems  ist  die  Veräusserung  eines  Regals 
selbst  im  vollen  Umfange  durch  privatrechtliche 
Rechtsgeschäfte  nicht  mehr  möglich.  Die  öfenUiche 
Bedeutung  des  Rechts  ist  unablösbar  mit  der  Eii- 
stenz  des  Staates  verbunden,  und  kann  nicht  einem 
Privaten  zu  vollem  Aechte  (U>ertragen  werden. 
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Aber  der  maierieU»  Genun  des  R^als,  die 
prvMttfeekiUehe  Autbeutung  desselben  kum ,  je  nach 

Umständen  eanz  oder  theilweise  in  Gestalt  von  Ge- 
rechtsamen an  Privaten  veräussert  werden  und  es  ha- 
ben diese  sodann  auch  dem  Staate  gegenftber,  bei 
weiehem  die  Qudle  des  11^/«,  die  efgenfliche  Regalität 

und  die  öflentlichc  Seite  desselben  zurück  bleibt,  ein  er- 
worbenes von  dem  Civilgerichte  zu  schützendes  Pri- 
vatrecht 

Anders  steIH  sich  die  Sache,  wo  der  Begriff  der 

Regalität  ganz  aufgegeben  wird.  Dann  kann  die  den 
Privaten  zuständige  Gereclitsame  eine  ursprüngliclie 
und  sMsUindige  Bedeutung  haben  und  auf  Seite  des 
Staates  werden  dann  nur  rein  äffeniheke  —  nicht 
aus  Regalität  erklärte  Oberaufsicht-  und  Steuerrechte 
geltend  gemacht 

S.  75. 

1.  Herrachafl  über  die  Gewässer. 

1.   Im  Allgemeinen. 

1.  Die  von  andern  dem  Eigenthum  des  Men- 
schen unterworfenen  Sachen  wesentlich  verschiedene 
Natur  der  Gewässer  (§.  53.  2.)  bewirkt  eine  eigen- 
thümhche  yon  der  Au&büdung  des  gewohnten  Pri- 

1,  Code  Nap.  g.  538«  —  Les  fleuves  et  riri^res  oavi- 
gables  OQ  floltables  —  ne  sont  pas  susccplibles  dlioe  pro- 
pri^t^  priv^e ,  sont  coasid^r^es  eomme  des  d^pendances  da 
domafne  public. 

2.  ßayr.  Ges.  über  die  Denüizung  des  Wassers  §.  2. 
Als  dffentliche  Flösse  werden  diejenigen  betrachtet,  welche 
und  soweit  sie  snr  Schifffahrt  oder  lor  Ftossfahrt  mit  gebun- 
denen Flössen  dienen.  Die  Nebenarme  solcher  Flüsse  gel^ 
ten  als  Öffentliche  Gewisser,  soweit  nicht  entgegenstehende 
Rechte  erworben  sind. 

24* 
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vateigenthums  verschiedene  Gestaltung  der  mensck- 
Ueken  Hentckaft  Ober  die  GewUsser.  Der  Grund- 
drarakter  der  Unterscbeidiiiig  ist  der,  dass  in  dieser 

der  Zug  zur  Gemeinschaft  der  Benutzung  als  der 
mächtigere,  iu  jenem  der  zur  AmscMiessUc/tkeit  der 
Benutzung  als  der  überwiegende  erscheint.  Je  gr^ 
ser  und  bedeutmider  die  Gewisser,  desto  weniger 
sind  sie  der  Privatherrschaft  unterworfen,  desto 
entschiedener  der  gemeinen  Nutzung  vorbehalten.  An 
Meeren  und  Seen  gibt  es  im.  Ganzen  keine,  im  £in- 
zdnen  nur  sehr  selten  Privalredite,  die  Mentlichen 
Flüsse  sind  nicht  ein  Privateigenthum,  und  nur  ein- 
zelne Nutzungen  daran  möglich. 

2.  Mit  Bezug  auf  fliessende  Gewässer,  die  am 
diesten  privatrechtiich  benutzt  werden,  sind  folgende 
Unterscheidungen  wichtig: 

1)  Schilfbare  Flüsse.  Sie  gelten  allgemein  als 
öffentliche  Sachen,  und  die  Benutzung  derselben  wird 
von  Staats  wegen  reguliri  Aber  auch  an  ihnen  sind 
Privaigereehisame  möglich,  z.  B.  Mahlwerke,  Ftthren- 
gerechtigkeiten ,  Wiesemvässerung'  u.  s.  w.  Dein 
Princip  nach  wird  die  Gerechtsame  hier  immer  von 
dem  StMie  abgeleüet  und  es  bedarf  dazu  einer 


3.  Sachsensp.  II.  28.  g.  4-  V^i.  oben  §.  53.  B.  2. 

4.  Preuss.  Landr.  II.  15.  §.  42.  Der  Staat  kann  den 
Eigenlliünier  eines  auch  nicht  schiflTbaren  Privatflusse3 
nöthigeii,  den  tiebrauch  desselben  zum  Uolzflüsscn  zu  ge~ 
Sutten. 

5.  Ulpianus  iu  L.  I.  §.  3.  de  fluminib.  ne  quid  in 
flum.  pub.:  pubUcum  Oumen  esse  Cassius  definit  quod  pe- 
renne  sit. 

6.  Wt'isth.  zu  Hommersheim  v.  1298.  [Grimm,  W-  II. 

tfl6.}  bani  die  scbeffen  vur  voll  geweisiy  dal  man  und  bao» 
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obrigkeüUchm  Cancession,    Zu  den  schifibaren  Flüs-« 
sen  gdiören  auch  deren  —  nicht  schiffbare  —  Arme, 
nicht  aber  alle  Zuflüsse. 

2)  Flössbare  Flüsse,  d.  h.  welche  zwar  nicht 
mit  SchifTen  aber  doch  mit  verbundenen  Holzstäm- 
mm  (FloMenJ  befohren  werden  können.  Meistens 
werden  auch  sie,  nach  franzö8i$chem  Rechte  immer, 
öfTentliche  Flüsse  und  gleich  den  schillbaren  der 
Staatshoheit  unmittelhar  unterworfen  sein.  Sprechen 
keine  besonderen  Gründe  für  die  hergebrachte  Herr- 
schaft der  Gemeinden  oder  einzelner  Primten  (z.  B. 
Grundherrn)  darüber,  so  sind  sie  als  öfTentliche 
Sachen  zu  behandeln ,  im  entgegengesetzten  Falle 
nach  Art  der  Gemeinde-  oder  Priyatbftche  zu  beur- 
theflen. 

3)  Die  in  natürlichem  Gerinne  fliessenden  Flüase 
und  Bäche,  welche  weder  schiffbar  noch  flössbar 
sind,  werden  nach  rämUd^em  Rechte,  wenn  sie  be- 
ständig fliessen  auch  ohne  schiffbar  oder  flössbar 
zu  sein  von  dem  öff^lichen  Rechte  beherrscht. 
Das  französische  Recht  dagegen  überlässt  dieselben 
dm  Privatrecht.    Das  äli&re  deutsche  Recht  hat  die 


wasser  weide,  nutz  ind  vlutzy  vuodl  und  prundt  von  dem 
himell  nieder  in  den  grunth.  ^  dat  ein  abt  von  Prume 
muUen  setzen  magh,  SO  wa  idt  ime  vuechl  in  der  apteien, 
und  mach  dhoin  wasserganck  leiden  durch  wiesen ,  velt 
und  busch.  —  dal  nieman  visrhen  sal  in  allen  becheo  in 
der  abdeien  —  ayn  ein  apl  und  seine  knecbi  und  sine  ge- 
schworn  vischcr. 

7.  Code  C.  §.  641.  Celui  qui  a  unc  source  dans  son 
fonds,  peut  en  user  h  sa  volonte,  sauf  le  droit  que  le  pro- 
pridtaire  du  fonds  inf^rieur  pourrait  avoir  acquis  par  UUe 
Ott  par  prtocriptiOD. 


» 
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Neigung,  dieselben  im  Unterschiede  von  den  schiff- 
baren Flüssen  entweder  als  Tlieil  der  Almende  der 
fieherrschung  der  Gemeinde  zu  unterwerfen  oder 
analog,  wo  die  Grundhemchaft  sich  darttber  hin  aus- 
dehnf,  sie  der  Verfügung  des  Grundherrn  zu  unter- 
stellen. In  beiden  Fällen  haben  dann  die  anstossen- 
dea  Gemeinde-  oder  Hofgenossen  den  durch  die  (le- 
sammtheit  oder  den  Herrn  beschrtokten  Geouss  de» 
Wassm. 

4)  Die  in  künstlic/icm  (ierinne,  in  Cannlen  flies- 
senden  Gewässer  sind  wie  die  gegrabenen  Jekhe^ 
soweit  am  Gewässer  überhaupt  Privateigenthum  mOg- 
Kch  ist,  in  dem  Eigenthum  dessen,  dem  der  CwmA 
oder  die  Einfassung  des  Teiches  gehört. 

5)  Die  Quellen,  welche  in  eigenem  Boden  ent- 
qjiringen,  sei  es  indem  sie  da  ihre  natürliche  Ergies- 
sung  suchen,  sei  es  dass  sie  künstlich  gegraben 
werden,  sind  zunächst  im  luyenthum  des  Grund- 
eigenthümers  und  werden  als  ibeil  des  Bodens  betrach- 
tet Abar  der  Zosammenbaiig  des  Gewässers  im 
Boden  und  der  natürliche  Zug  desselben  zur  Gemein- 
schaft äussert  sogar  da  seine  \\'irkung.  Hat  ein- 
mal ein  unterhalb  wohnender  Grundbesitzer  das  ihm 
zufliessende  Quellwasser  durch  Culturanstalten,  z.  B. 
zu  einem  Brunnen«  Wasch-Badehaus  bestimmt,  und 
in  erlaubter  Weise  sich  das  ablaufende  Wasser  an^ 
geeignet,  so  darf  der  Eigenthümer  der  oberhalb  ge- 


7.  Erk.  des  Drnäner  Ob.-A«-G.  bei  Seujfkrt  Archin 
II.  S.  Wenn  lange  Zeit  bindarcb  das  aof  einem  Priral- 
gmndstficke  entspringende  Quellwasser  in  künstlich  ange- 
'  legten  Canllen  oder  wenigstens  In  einem  bestimmten  Gra- 
ben zwischen  Gmndstflcken  flremder  Besitser  hindurch 
geflossen  nnd  von  diesen  benulit  worden ,  so  ist  aniuneh- 
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legenen  Quelle  durch  spätere  Vorkehrungen  ihm  das 
Wasser  weder  entziehen  noch  verderben.  Er  ist 
vielinehr  genöthigt,  seine  Fassung  und  Nutzung  der 
Quelle  so  einzurichten,  dass  der  Fortgenuss  der  alte- 
ren Anstalt  möghrh  bleibt,  d.  Ii.  das  für  diese  nöthige 
Wasser  dem  Ablauf  zum  ujiteni  Nachbarn  zu  über- 
lassen. 

3.   Wenn  die  Hemchaft  mher  flieuende  Gmäi- 

ser  Eigenthum  genainit  wird,  so  ist  dieses  Eigenthum 
doch  von  anderer  und  beschränkterer  Art,  als  das  eigent- 
liche Eigenthum  an  Grundstücken,  denn  das  Wasser 
—  und  auf  dieses  kommt  es  bei  solcher  Herrschaft 
doch  an,  nicht  auf  das  zugedeckte  Bette,  in  dem  es 
fliesst  —  hält  der  ausschliesslic  lien  Herrschaft  nicht 
Stand,  sondern  eilt  «lavon,  um  sich  wieder  andern 
mitzutheilen.  Das  Gewässer  steht  von  seiner  Qudle 
bis  zu  seiner  HOndung  in  einem  fortwährend  unter- 
haltenen Zmammenhamjy  in  einer  sich  .s^c/s  erneuern- 
den Verbindung.  Es  empfindet  der  untere  Theü 
des  -GewSssers  leicht  eine  Veränderung  in  dem  ober- 
halb gel^enen  Wasserfauf,  aber  auch  umgekehrt 
manche  Vorrichtungen,  die  unten  an  dem  Wasser- 
lauf vorgenommen  werden ,  wirken  zurück  auf  die 
obern  Theüe.  INeser  natürliche  Zusammenhang  des 
Objectes  der  Herrschaft  muss  daher  in  der  juristi- 
schen Ausbildung  dieser  beachtet  werden.  Um  der- 
selben willen  werden  die  verschiedenen  Berechtigten 


men,  dass  tu  der  gteichfÖrmigeD  Beachtung  dieses  Sach- 
verhäUnisses  der  Gesammtwille  der  Interessenten  sich  aus- 
gesprochen habe  und  daher  nunmehr  der  Status  quo  selbst 
eine  Rechtsnorm  bilde,  gegen  welche  vom  Eigenthümer 
der  Quelle  zum  Nacblheile  der  Adjaccnlen  nicht  gehandelt 
werden  dürfe. 
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an  demselben  Ge^^ässe^  zu  einander  in  eine  Bezie- 
hung gebracht.  Gemeinsame  Interessen  und  gemein- 
same  fieschrdnkungen  entstehen,  gemeinsame  Rechte 
und  gemeinsame  Pflichten. 

Die  Herrschaft  über  das  dewässer  ist  folglich 
im  Princip  beschränJit  durch  die  fortwährende  Mück- 
$ichi  auf  den  natürlichen  Zusammenhang  und  die 
Bestimmung  des  Gewässers^  auch  andern  zu  dienen, 

*  Noe  Meurer^  Wasserrecbt  (naeh  JBartolus)  1570, 
Canerm,  Ahh  von  dem  Wasserrechte.  3  Bde.  1789  — 
1800.  DoKfiel,  tratt^  -  des  cours  d'eau.  Paris  18  iL 
üeber  die  neuere  Litlcralur  siehet  die  Motive  des 
bayrischen  Ges.  über  Wasscrr.  v.  1852,  (iic  selbst  cme 
gründliche  Bearbeitung  dieser  Lehre  sind. 

§.  76. 

2.  Nutzungeo  an  den  öffentlichen  Gewässern. 

1.  Die  BoiutEung  der  öffentHehen  Flüsse  zur 
Schiff-  und  FWssfahrt  erscheint  als  die  der  Bestimmung 
der  Flüsse  vo^zug^^eise  gemässe ,  gehört  aber  wie 
die  Benutzung  der  Landslrassen  dem  öffentlichen 
Bechte  an.  Im  Interesse  derselben  wird  sogar,  so- 


1.  OörUfoer  Landr.  34.  §.  iegelich  vlizende  wazzir  hci- 
set  des  riches  strase. 

2.  J'remtM.  Landr.  II.  15.  ß.  87.  Die  Eigenlhömer  der 
Ufer  dffenllieber  FIQsse  können  den  Schiflfahrenden  nicht 
wehren,  sich  des  Leinpfads  an  selbigen  zu  bedienen,  dar- 
an zu  landen,  die  Schiffe  zu  befestigen  und  die  Ladung  im 
Nolhralle  eine  Zeillang  an  das  Ufer  auszusetzen. 

3.  Bayr.  Gcs.  v.  1852.  §.  3.  Jeder  Fluss  oder  jeder 
.  Theil  eines  solchen  kann  durch  die  Staatsregierung  oder 

mit  ihrer  Bewilligung  in  einen  öffenilichen  umgewandelt 
werden,  indem  derselbe  zur  Schifffabrt  oder  Flossfahrt 
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weit  es  dazu  nöthig,  die  freie  Benatzung  der  Flus»- 
vfer  den  Schiflern  zugestanden,  selbst  wenn  diese  im 

Privateig(nithuni  der  Anstösser  sind.  Die  Uforeigen- 
tbümer  mtissen  den  sog.  Leinpfad  (Heckweg)  gestat- 
ten, d.  b.  Weg  zum  Aufwärtsziehen  der  Schüfe, 
Raum  zu  vorübergehendem  Landen  und  Befestigen 
derselben,  selbst  in  Nothföllen  zur  Aussetzung  der 
Waaren. 

Die  ScbifTbarmachung  eines  Flusses  steht  dem 
Staate  jederzeit  frei,  aus  Gründen  des  öffenOichen 
Rechts.  Bann  wird  derselbe  immer  zu  einem  öffent- 
lichen Flusse,  aucli  wenn  er  es  zuvor  nicht  gewesen. 
Daraus  folgt  aber  keineswegs,  dass  der  Staat  diese 
Veränderung  vornehmen  könne,  ohne  die  Privatper- 
sonen, welche  durch  dieselbe  an  ihren  Privatrechten, 
z.  B.  an  Mühlwerken,  Hoclihauten  am  Ufer,  durch 
Einräumung  des  Leinpfades  Schaden  erleiden,  ent- 
schädigen zu  müssen.  Vielmehr  muss  auch  da  das 
Princip  beachtet  werden,  dass  die  Privatrechte  dem 
ofTentliclien  Rechte  zwar  aus  (Iründen  der  öfTent- 
lichen  Wohlfahrt  weichen  müssen ,  aber  nur  g(  gen 
volle  Entschädigung  der  berechtigten  Privaten.  Wenn 


eingerichtet  wird.  §  \.  Die  Staatsre^inunK  ist  befugt, 
an  und  in  den  Privatflüssen  und  Baciien  auf  ihre  Ko- 
sten diejenigen  Vorrichtungen  zu  treffen ,  welche  zur 
Herstellung  oder  ErhaUung  des  normalen  ZusUndes  eines 
öfTentlichea  Flasses»  dem  dieselben  sufliessen,  erforder» 
lieb  sind. 

4.  Entw.  des  Zürcher  Ges.  §.  989.  Die  Erriebtong 
von  Fahren  zu  eigenem  Gebrauch  steht  den  Attwobnem 
eines  Flusses  frei,  bedarf  aber ,  wenn  die  Fähre  la  regel- 
mässiger Uebersetznog  für  Lohn  benutzt  werden  soll,  der 
Bewilligiing  der  G'emeiadepoliiei ,  insofero  die  beiden  Ufer 
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dagegen  das  Privatrecht  nicht  in  festen  Uferwerken 
sondern  nur  in  einer  ander  weitigen  Nutzung  des  Ge- 
wUssers  selbst  besteht,  welche  ihrer  Natur  nach  der 
Benutzung  derselben  zur  Schififahrt  untergeordnel 
Ist  —  z.  B.  die  bisherige  Fischeiri  wird  gestört,  oder 
die  Benutzung  des  Gewässers  zu  schwimmenden 
Wasch-  oder  Badeanstalten  muss  aufliören  —  so  hat 
dafür  der  Staat  aus  dem  Grunde  keine  Entschädi- 
gung zu  leisten,  weil  nach  der  Natur  der  Gewisser 
ein  absolutes  Recht  der  Benutzung  überall  nicht  an- 
erkannt wird  und  dieses  cor  aus  für  die  gemeinsame 
und  öffenlliehe  Benutzung  bestimmt  ist  Die  privatere 
Benntzuugsart ,  obwohl  ftlter,  kann  daher  die  allge- 
meinere obwohl  spätere  niclit  hemmen.  Eben  dar- 
um ist  selbst,  wenn  Mühlwerke  beseitigt  werden 
nOssten,  der  Staat  nur  schuldig,  den  Schaden  den 
die  Ufarbaule  erleidet ^  zu  vergüten,  nicht  den  übri- 
gen Schaden,  welcher  das  Ge\^erbe  trifH. 

2.  In  der  FähregereelUi^U  sind  häufig  zwei 
versduedene  Rechte  enthalten: 

a)  das  Becht,  für  sich  eine  Fähreiurichtuug  zu 
haben  und  zu  benutzen; 


za  dem  Bimlieheo  GemeiiidebaDn  gehören ,  im  entgegeoge- 
settleD  FaU  der  Bewilligung  des  Bezirksrathes.  §.  9i;0. 
Werden  dauernde  Vorrichtungen  in  dem  Flussbeile  selbst, 
z.  B.  durch  Anker  und  Kellen  oder  über  das  Flussbett  hin 
z.  B.  durch  hinübergezogene  Seile  erforderlich»  so  bedarf 
eine  derartige  Einrichtung  der  Bewilligung  der  Staatsbehörde. 

5.  Bayr,  Ges.  §.  17.  Neue  Ueberfahrtsanstallen  über 
öffentliche  Flüsse  inilti'lst  Fähren  oder  Nähen  (Prahmeuj 
oder  fliegenden  Brücken  können  nur  in  Gemässheit  einer 
Bewilligung  der  Kreisregierung  und  unter  den  von  dersel- 
ben festzusetzenden  Bestimmungen  errichtet  werden. 
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b)  das  Gewerberecht,  andere  gegeu  Lohn  (Fälu^geld) 
über  4en  Fluss  zu  fahren. 
Nur  jenes  ist  aus  der  Herrschaft  über  die  Gewflsser 
abgeleitet,  dieses  folgt  aus  dem  Gewerbesystem  eines 
Landes.  Besteht  die  Fähre  nur  aus  einem  Nachen 
oder  Boote,  mit  welciieni  in  gewohnter  Weise  über- 
geschifll  wird,  so  bedarf  eine  soldie  Benutzuoig  des 
GewAssers  —  abgesehen  von  den  Gewerbeyerhfttt- 
nissen  oder  hesondern  Vorschriften  —  keiner  Be- 
willigung, da  sie  nur  Am^  endung  der  freien  Schiflf- 
fahrt  ist.  Sind  aber  mit  der  Führe  dauernde  An- 
italten  in  dem  Fluss,  über  den  Fluss  oder  an  dem 
Ufer  verbunden,  so  bedarf  es  um  dieser  willen  einer 
obrigkeitlichen  Bewiliigmig  auch  aus  dem  Gesichts- 
punlLte  des  Wasserrechts.  Bei  Flüssen  und  Bächen, 
welche  der  Gemeinde  oder  Privaten  zugehdren,  be* 
darf  das  Fährerecht  im  erstera  Sinn  keiner  Regie- 
rungserlaubniss. 

3.  Aus  öfi'entlichen  Flüssen  darf  jedermann 
fVaeeer  ichopfeh  und  dieselbe  vorüb«rgefaend  zum 
Baden,  Tränken,  Waschen  und  dgln.  benutzen,  ohne 
dass  er  dazu  einer  Bewilligung  bedarf.  Vorbehalten 


6.  Bayr.  Ges.  §.  15  Das  Abführen  von  Sleiiion.  Sand, 
Schlamm,  Erde  und  Pflanzen  aus  dem  FUissbellc  ist  nur 
nach  Massgabe  der  diessralls  zu  erlheilciidin  Erlaubniss 
und  an  den  hierzu  bezeichneten  Plätzen  gestattet.  Die 
Staatsregierung  kann  hiefür  die  Entrichtung  massiger  Ge- 
bühren anordnen. 

7.  Enlw.  des  Zürcher  Ges.  §.  993.  Das  Rechl, 
Sand  und  Kies  in  dem  Flussbetle  zu  benutzen,  steht,  soweit 
nicht  erworbene  Rechte  anderer  daran  bestehen,  den  be- 
trefTenden  Gemeinden  zur  Unterhaltung  der  Strassen  und 
Plätze,  im  übrigen  dem  Staate  zu. 
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bleiben  die  Polizeivorschriftra,  z.  B.  über  Badeplätze 
für  Menschen,  Schwenunplfttze  fflr  Vieh  nnd  dgbi. 

4:  Die  Verschiedenheit  der  Ansichten,  jenach- 
dem  mehr  die  Natur  des  öfTentlirheri  Gewässers  als 
gemeiner  Sache  (res  publica,  res  communis]  oder  die 
Hemehaft  (das  Eügenthum)  des  Staates  darOher  be- 
tont ward,  hatte  Efnlhiss  auf  die  Behandlung  der 
übrigen  Bestandtheile  des  Flussbettes;  Steine,  Grien, 
Sand,  Schilf  und  andere  PfUanzen  darin.  Ist  die 
Benutzung  derselben  dem  gemeinen  Gebrauche  über- 
lassen, oder  hat  der  Staat  ein  ausschliessliches  Becht 
darauf?  Der  B(^Tifl*  des  Eigenthunis  in  seiner  Härte 
und  Unveränderlichkeit  lässt  sich  auch  da  nicht 
durchführen,  aber  hinwieder  liegt  dne  nfthere  Ord- 
nung soldier  Benutzung  im  Gegensatz  zu  wiHkOr- 
lichem  Zugreifen  der  Individuen  im  gemeinen  Inter- 
esse. Daher  suchen  die  neueren  (lesetze  den  Streit 
auszugleichen,  indem  sie  die  Benutzung  auch  den 
Gemeinden  und  Privaten  überlassen  aber  nadi  An- 
ordnung des  Staats,  zuweilen  gegen  kleine  —  doch 
nicht  als  wirklicher  Kaufpreis  aufzufassende  Ge- 
bühren. 

5.  Erfordert  dne  Benützuogsart  des  öffeotlicben 
Gewässers  hUülmde  Anlagen  an  oder  in  dem  Flusse, 


8.  Bayr.  Ges.  §.  67.  Bei  allen  Irif  ige  wässern  siod 
die  Ufereigenlhünier  verpflichlel: 

1}  sich  jeden  Gebrauchs  des  Wassers  zu  enthalten, 
welcher  die  Flösserei  geDihrdet, 

2)  die  zur  Beförderung  der  Flosshölzer  nöthige  Belre- 
tung  des  Ufers  und  den  Flösserpfad  in  der  üMichen 
Breite  ohne  Entschädigung  zu  dulden,  insoferne  ein 
Anspruch  hierauf  nicht  durch  ein  erworbenes  Recht 
bereits  begründet  ist. 
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z.  E.  ßänme  oder  andere  Uferbauten  Schkuisen, 
Abzugs^äben,  Triebwerke,  welche  auf  den  Wasser- 
lauf und  die  gemeine  Nutzung  desselben  Einfluss 
haben ,  so  darf  nacb  der  neueren  Ausbildung  des 
Reclits  eine  derartige  Einrichtung  nicht  mehr  einsei- 
tig und  willkfirlich  von  den  Anwohnern  getroffen 
werden,  sondern  es  ist  im  Interesse  der  Gemeinschaft 
die  vorherige  Prüfung  des  Falls  und  die  Erlauhnm 
von  Seite  der  Obrigkeit  dazu  erforderlich.  Das  Nä- 
here im  Hinblick  auf  die  Triebwerke  in  78. 

6.  Die  Braützung  des  GewSssers  zum  Flossen 
xmxcrhundener  Holzslüche  ist  nicht  dem  gemeinen 
(iebrauche  hingegeben,  sondern  bedarf  einer  beson- 
dern Begründung  9  sei  es  dass  ein  herkömmliches 
oder  urkundlich  verliehenes  Flosirecht  (jus  grutiie) 
bestellt,  sei  es  dass  in  einzelnen  Fällen  die  obrigkeit- 
liche Erlaubniss  zum  Flössen  ertheilt  wird.  Aus  dem 
Rechte  auf  die  Zimmerflösse  folgt  nicht  das  Recht 
auf  die  Scheitflösse.  Da  die  letztere  für  eine  ge- 
>\isseZeit  den  ganzen  Fluss  in  Anspruch  niiniiit,  und 
andere  Benützungen  gehemmt  oder  gefährdest  werden, 
so  ist  die  Zeit  des  Flössens  zuvor  öffentlich  zu  ver- 
künden. Für  den  Schaden,  welcher  um  der  Aus- 
übung des  Flosserechts  willen  den  Ufereigenthümern 
widerfährt,  z.  B.  an  Wuhrungen,  Dämmen,  Brücken 
u.  s.  w.  hat  der  Flössherr  Ersatz  zu  leisten,  hat 
aber  ein  ausschliessliches  Recht  auf  aDes  geflösste  Holz, 
auch  auf  das  ans  Ufer  geschwemmte  und  das  Senk- 
holz. Die  Flössknechte  dürfen  es  holen  und  die  Ufer 
betreten.  Die  Ansprüche  der  Uferbewohner  darauf 
sind  meistens,  abgesehonvon  abweich^den  Vertrags- 
bestimmungen, eine  an  die  Barbarei  des  Strandrecfats 
erinnernde  Anmassung. 
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§.  n, 

3.   Nutzungen  an  Gemeinde-  und  Privaigewassom. 

1.  Ob  die  nicht  öffentlichen  Flüsse  und  Bäche 
im  PHvateigenthume  stehen  oder  nicht,  und  im  er- 
stem Falle,  in  ^vel('he^  A\ Cise  sie  als  Eigentluim  der 
LfereigenÜiüiner  zu  bet  lachten  seien,  sind  \ielbestrit- 
tene  Fragen.  Auch  hier  erinnert  das  Wort  Eigen- 
thum an  Eigenschaften,  den^  sich  die  Natur  des 
fliessenden  Gewässers  niclit  fügt,  Vs  hd  dasselbe 
vermieden,  so  wird  man  sich  leichter  zurecht  finden. 
Gewisse  Nutzungen  sind  auch  an  solchen  Gewässern 
jedermann  gestattet  und  zwar  nicht  als  das  Eigen- 
thum bescliränkende  Ser^itutrechte  sondern  als  Uebujig  . 
der  weseiiüich  yemeinsamcn  Herrschaft  der  Menschen 
(kber  die  natürlichen  Gewässer,  so  das  Wasserscho- 
pfen  mit  Handgeftlssen,  Waschen,  Baden,  Tränken. 

'2.  Andere  Nutzungen  dagegen  sind  znnäc/tst  den 
Lfereigenthümern  vorbehalten,  so  dass  hier  die  Rich- 
tung zur  Pritatherrsehaft  stärker  hervortritti  und  es 
begreiflich  wird  ,  wenn  manche  neuere  Gesetze  diese 
Gewässer  als  Zubehör  de  der  Ufergrundstücke  erklä- 
ren,  und  wenn  solche  Flüsse  die  Ufer  verschiedener 
Grundeigenthümer  trennen ,  letztere  je  bis  zur  Mitte 


f.  üif^r.  6«B.  S«  39.  FIfisse  qimI  Hiebe,  weMe  we- 
der fur  Sehjflrabrt  nocb  sa  Floesrabrt  mit  gebundenea 
FIttiseD  dieoeo,  werden  mit  Inbegriff  des  bestehenden  Ge- 
nus  als  Zubehör  der  Grundstucke  betrachtet,  iwischen 
welchen  sie  bindurcbfliessen,  nach  Massgabe  der  Uferlänge 
eines  jeden  Gmndstficks.  Der  Ufereigentbfinier  darf  jedoeh 
das  Wasser  nur  mit  AUeksIcht  auf  die  Eechte  der  übrigen 
Ofereigentbtimer  and  der  sonstigen  Wasserberecbtigten  und 
unter  den  nacbfolgenden  Bescbrlnkangen  besitsen« 
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des  Flusses  als  BgenttiHiner  desselben  bezdchneii, 

obwohl  auch  da  die  Herrschaft  der  VfereigenthUmer 
über  (las  Gewässer  von  ganz  anderer  Art  ist,  als  ihr 
£igenthuni  an  den  anstossenden  Grundstücken. 

3.  Die  DfareigenthDiner  sind  berecht^,  das 
an  ihrem  Grundstücke  vorüberfliessende  Wasser  näek 
liclichcn  zu  henulzin,  und  dafür  die  nöthigen  Ein- 
ridktungen  zu  treffen t  insofern  nicht  einem  andern 
UfereigenthOmer  oder  Wasserwerkberitser  durch 
üeberschwemmnng  oder  Stauung  Schaden  zugefügt 
wird  und  der  natürHche  Abfluss  des  Wassers  un- 
versehrt bleibt,  beziehungsweise  wieder  hergestellt 
wird. 

Derartige  Nutzungen  der  Ufereigenthümer  sind 

ausser  den  Triebwerken  (§.  78.): 

a)  WasdianslaUen ,  mit  der  Beschränkung  Jedoch 
dass  andere  Wasser- oder  Fischereiberechtigte  an 

^  demselben  Fhiss  än  Recht  der  Ehisprache  ha- 
ben, wenn  durch  die  Wäscherei  das  Wasser 
verdorben  und  zu  weiterer  Benutzung  unbrauch- 
bar gemacht  wird; 

b)  Badeemrkhiungen ; 

c)  Fähreanlagen; 

d)  Fischhalter; 


2.  Code  Nap.  §.  044.  Celui  dont  la  piopriet^  borde 
une  eau  cnurante  —  peut  s'en  servir  k  son  passage  pour 
rirrifiüiion  <lo  ses  propri^i^s.  —  §.  645.  8*il  s'^l^ve  une 
conlestaiion  entre  ies  propriötaires  aai(|uel8  res  eaux  peu- 
venl  ^tre  utiics,  les  tribUDaux,  en  prononcaol»  doivent  con- 
fih'er  ragricuUare  avec  le  respect  du  k  la  propri^U;  atdaiii 
toos  les  eas  les  r^lemens  particuiiers  et  loeanx  sor  le 
eonrs  et  Tusage  des  eaui  doivent  ^tre  observ^s. 

3.  Baxr.  Ges.  g.  54.  Soferoe  nleln  I.ocalT€rordBaa«> 
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e)  Anstalten  für  Wiesenwässerung, 
Ebeoso  dürfen  die  Ufereigenthüiner,  wenn  nicht  an- 
dere erworbene  Rechte  im  Wege  sind^  Steine,  Grien, 
Sand,  Schlanm,  Pflanzen  u.  s.  f.  aus  dem  FlussbeCte 

nehmen.  Nur  die  (Joldwascherei  und  die  Perlen- 
fUduirei  nimmt  gewöbiilich  der  Staat  für  sich  in 
Anspruch. 

4.   Für  die  Bodencultur  sind  Wäeserungs-  und 

lintivässerungsanslallen  von  so  grossem  Werthe,  dass, 
nach  dem  \^orbi]de  des  lombardisclien  Rechts,  die 
neuem  deutschen  Gesetzgebungen,  um  die  Herstel- 
lung solcher  Anlagen  zu  erk»chtem,  die  genossen- 
schaftliche Verbindung  der  betheih'gten  (Irundeigen- 
thümer  mit  autouomischen  Rechten  ausstatten,  unter 
Umständen  Einzelne  zur  Beihülfe  verpflichten  und  zu 
Gunsten  jenm*  Werke>  so  dass  auch  aus  einem  nicht 
anstossenden  Fluss  oder  Räch  das  erforderliche  Was- 
ser geholt  oder  in  einen  solclien  wieder  abgeleitet 
werden  darf,  die  Grundsätze  über  zwangsiceise  Ent- 
eignung im  Interesse  der  öffentlichen  Wohlfahrt  zur 
Anwendung  bringen. 

*  Cancrin,  v,  Wasserrecht  Abth  VH-  —  Roma- 
gnosij  v.  Wasserieitungsrecbt,  übers,  von  Jli.  Piiebukr. 


gen,  Herkommen,  besondere  Rechtstitel  oder  Verjährung 
eine  Ausnahme  begründen  —  Ist  jeder  Ufereigeniliiimer  be- 
rechtigt, das  an  seinem  Grundslücke  vorüberfliessende 
Wasser  zu  jedem  beliebigen  Gebrauche  zu  bcnülzen  unter 
der  Beschränkung:  1)  dass  kein  einem  andern  schädlicher 
Rückstand  und  keine  Ueberschwemmung  oder  Versumpfung 
fremder  Grundstücke  verursacht  werden  darf,  2}  dass  dem 
Wasser  der  Abfluss  in  das  ursprüngliche  Bell  des  Flusses 
gegeben  werden  muss,  bevor  dieser  das  Ufer  eines  fremdeu 
GruDdslückes  berührt. 
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Halle  1840*  Preuxmchfs  Ges.  über  die  BenüUuag  der 
PrivalOttMe  v.  2a  Febr.  1843.  Hmmmruikeg  Ges. 
aber  EotwSsseruiig  und  Bewässerung  v.  22.  Aug.  1847. 
Bayrii^i  Ges.  eben  darüber  v.  28.  Mai  1652. 

§.  78. 

4.  Recht  auf  Triebwerke.  (Müblenreehl.) . 

1.   Nach  aHestem  denlscheiii  Rechte  stand  es 

jedem  Uferbewohner  frei,  das  vorbeilliesseiide  Ge- 
wässer jeder  Art  zur  ßetreibuog  von  Wasserrädern 
für  Mtthlwerke  zu  benutzen,  wenn  nur  durch  seine 
Einrichtung  nkmand  geschädigt  ward.  Seitdem  aber 
der  Grundsatz  der  Regalität  auf  (i/f entliehe  Gewässer 
erstreckt  worden  ist,  und  ebenso  auch  nach  dei 
modernen  Ansicht  von  der  Herrschaft  des  Staates 
aber  die  öffentlichen  Gewässer,  bedarf  die  durch 
dauernde  und  in  den  Wasserlauf  eingreifende  Ein- 
richtungen bedingte  Errichtung  von  Triebwerken  und 
die  Begründung  eines  derartigen  Wasserreckti  jeder- 
zeit einer  obrigkeiilkhm  Erlavbnm.  Diese  wird  in- 
dessen nicht  willkürlich  ertheilt  oder  versagt,  sondern 
in  Beachtung  der  Rechte  der  Betheiligten  und  mit 
Rücksicht  auf  die  öffentliche  Sicherheit.  Werden 
jene  nicht  beeinträchtigt  und  wird  diese  nicht  ge- 
fiüirdet,  so  wird  die  Frtih^  auch  diutr  BeiMUxmg 


1.  Lei.  y4iam.  83.  1.  2.  Si  quis  tnulinum  aul  qua- 
lemcumquc  clausuram  in  aqua  Tacere  voluerit ,  sie  faciat 
ut  nemini  noceat.  Si  autem  nocuerit,  rumpatui*  usque  dum 
non  noceat.  Si  amb»  ripa;  sua;  sunt,  licenliam  hat)eat. 
Si  autem  una  allerius  est,  aul  rogei  aul  comparet 

2.  Weisth.  zu  Langenfeld  V.  iö67.  [Grimm,  W.  II. 
S.  593.)  ei  Kennen  die  SchefTen  den  Grafen  von  Blanken- 
heim vur  einen  rechten  grundt-  vnd  lehnberren  VDd  weisen 

B  i  u  Q  t  s  c  b  1  i  •  deutac bei  Pri valrecbt.  25 
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y<Hn  Staate  an^kaimt.  Die  ErwSgung  der  erstem 
ist  privatrechflidi  und  die  Benrtheihiiig  darüber  steht 

den  Ci\1Igerichten  zu;  die  Bestimmungen  über  die 
üflentliche  Sicherheit  dagegen  sind  staatsrechtlich,  und 
die  daherige  Entscheidung  steht  dm  Verwaltungsbe- 
hörden zu. 

Es  kann  nicht  auffallen,  dass  auch  mit  Bezug 

auf  Erricfitung  solcher  Triehwerke  an  Privatgewäs- 
sern die  neuere  liechtsbildung  oft  die  nehmlichen 
Grundsätze  ausgedehnt  hat  Die  eingreifende  und 
nachhaltige  Bedeutung  dieser  Werke  fQr  den  Was- 
serlauf erfordert  auch  da,  sowohl  im  Interesse  der 
polizeilichen  Sicherheit  als  um  der  übrigen  privat- 
rechtlich Betheiligten  willen,  dne  vorherige  umfas- 
sende Prüfung  in  ersterer  Beziehung  von  Seite  der 
Verwaltung  und  in  letzterer  der  Betheiligten  selbst, 
im  Streitfalle  des  (leiirlits;  und  da  schon  hei  öfTent- 
lichen  Gewässern  die  Krlaubniss  der  Obrigkeit  den 
formellen  Charakter  der  blossen  Anerkennung  erhal- 
ten hatte,  dass  keine  privatrechllichen  Hindemisse 
im  Wege  stehen,  so  konnte  auch  bei  Pn\atpersonen 
in  gleichem  Sinne  von  Erlaubnm  der  Verwaltung 
gesprochen  werden.   Wenn  dagegen  noch  Wasur- 


iren  pnaden  gebol  und  verhol  fdlgciids  .uich  gewalt  mue- 
|en  zu  bauwpn  viul  das  wasser  zu  laiton  nach  gefallen. 

3.    Bayrisches  V.  1852.  §.  73.  Wer  eine  Stau- 

Torrichtung  an  einen)  öfTenllirlien  Fiusso  oder  an  einem 
Privalfliisse ,  an  welchem  sich  Triebwerke  befinden  oder 
wer  ein  Triebwerk  mil  gespannter  Wasserkraft  an  einem 
öfTenllichen  oder  Pri valflusse  errichten  will,  ingleichen  wer 
an  bestehenden  Vorrichtungen  und  Werken  solcher  Art 
eine  Abänderung  vornehmen  will,  welche  auf  den  Verbrauch 
des  Wassers  oder  die  Höhe  des  Oberwassers  Einfluss  bat» 
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r$ekt8xme  oder  andere  (rt^enhiUwi^ge»  fOr  die  dm- 
ceaion  eines  Wasserreehte  aulHrlegt  werden,  so  redit- 

fertigt  sich  diess  privatreclitlich  nur  für  Wasserwerke 
an  öflentliciieii  nicht  an  Privatgewässern. 

2.  Bei  dieser  Prüfung  kommen  wesentlich  in 
Belrftdit: 

a)  die  Rücksichten  auf  die  übrigen  Grundeigm- 
thümer,  deren  Boden  in  dem  Bereiche  des  Ge- 
wässers steht; 

b)  die  Rücksichten  anf  die  Qbrigen  Waaerw&rki- 
henitzer  an  diesem  Gewässer. 

hl  beiderlei  Beziehungen  reicht  der  Scliutz  des  ge- 
wohnten Privateigenthums  nicht  aus  und*  es  hat 
schon  das  äftere  deutsche  Recht,  indem  es  jeilm 
Schaden  womit  andere  bedroht  werden  als  Hem- 
mungsgruiid  des  Mühlenbaus  erklärt  hat,  auf  das 
Bedürfniss  eines  allgemeinen  Princips  hingewiesen, 
welches  wieder  aus  der  erörterten  der  Gemeinschaft 
zuneigenden  Nalur  des  Gewftssm  sich  erklärt  EsdttrCMi 
durch  die  Anstalten  des  Müllers  weder  die  Grund- 
slücke der  benachbarten  Eigenthümer  der  Uebtr- 
sekwemmmg  ausgesetzt  noch  denselben  das  bereits 
zur  Wietenbewäseerung  verwendete  und  nöthige  Was^ 


ist  fcehallen,  der  Verwaltungsbehörde  eine  genaue  Beschrci- 
hung  der  beabsichtigten  Kinrichtun^,  soweit  sie  sich  auf 
die  unmittelbare  Wasserbenutzung  bezieht ,  nebst  den  er-  * 
forderlichen  Plänen  vorzulegen.  Diese  Actenstücke  werden 
auf  Anordnung  der  Behörde  unter  amtlicher  Aufsicht  zur 
Kenntnissnahmc  der  Belheiligten  aufgelegt  und  Tagsfalirl 
lar  Verhandlung  angeordnet. 

4.  Erk.  des  Ob.-App.-Ger.  zu  Dresden»  {Seu/erty  II. 
9.)  Es  ist  als  tligeiiiejner  GrunctoaU  anzuerkennen,  dass 
der  ObermaUer,  wenn  er  etwas  sa  mahlen  vorräthig  hat, 

25* 
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ser  kUmtUeh  entzogen,  wohl  aber  darf  zu  Gunsten 

des  Mühlwerks  auch  die  ältere  Wiesenbewässerung 
üi  einer  Weise  näher  regulirt  und  beschränkt  wer- 
den,  dass  dadurch  die  g^drige  BelreibuQg  des  Trieb- 
werks 'nicht  gefilhrdet  wird.  Ebenso  dürfen  die 
bestehenden  Triebwerke  dadurch  nicht  in  der  Benutzung 
ihrer  bisherigen  Wasserkraft  gehemmt  oder  beschränkt 
werden.  Es  kann  den  oberhalb  gelegenen  Triebwer- 
ken durch  RückStauung  und  den  untern  durdi  Hem- 
mung oder  Schwächung  des  Wasserablaufs  Schaden 
zugefügt  werden. 

£$  sind  daher  im  einzelnen  Falle  oft  besondere 
Bestimmungen  nöthig,  welche  die  mancherlei  Inter- 
essen billig  ausgleichen.  Die  zuständige  Wasserhöhe 
und  das  Gerinne,  die  Lage  und  Grösse  des  Fach- 
baums,  welche  von  dem  Triebwerk  benutzt  werden 
dürfen«  werden  dann  durch  den  sogenannten  Akh- 
pfähl  oder  Pegel  auf  dauerhafte  Weise  bezeichnet 
und  gemessen  und  nähere  Verfügungen  über  das 
Schwellsystem,  die  Aeinigung  des  Mühlbettes  u.  &  f. 
getroff<»i. 

3.  In  gleicher  Weise  ist  auch  die  fernere  Aus- 
übung des  Triebwerks  zu  ordnen  und  zu  behandeln. 


aber  wegen  des  durch  Trockenheit  ferarsaebten  Man- 
gels an  Wasser  ohne  Anspannung  seines  ^rlnnes  su 
'  mahlen  ausser  Stande  ist,  Jedenfalls  su  einer  selchen  An- 
spannung för  belogt  ku  halten ,  wie  sie  nach  dem  Ermes- 
sen von  SachTerstindigen  für  erforderlich  befunden  Wird, 
um  das  Mahlen  anf  einem  Gange  möglich  la  machen.  Um 
einer  stärkeren  Anspannung  als  die  hiesu  erforderliche 
in  den  Weg  lu  treten»  brauchen  die  Unterminier  ein  be- 
sonderes Terbietungsreeht  nicht  ansnfAhren. 

5.  Bfl£.  des  Ob.-App.-Ger.  lu  Jemm,  {Semf^ri,  II. 
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Was  bei  der  ersten  Anlage  Berücksidjtitrnng  heischte, 
ist  «ich  in  der  Folge  zu  beaditra*  Ea  kommt  aber 
inweikn  Neues  hinzu.    Es  können  an  demsdben 

Gewässer  auch  neue  Wasserwerke  entstehen,  und 
es  wird  dann  auch  der  ältere  Triebwerksbesitzer  den 
spilem  Müllem  gegenaber  verpfliehtet,  den  WasBer- 
lauf  niehi  mehr  zu  AMimen»  ab  es  die  gehörige  Bs- 
nutzung  seines  Werkes  erfordert.  Auf  das  Wasser, 
das  er  braucht  und  durcJi  sein  älteres  Werk  seinem 
Dienste  zugeleitet  hat,  hat  er  ein  Becht,  das  der 
neuere  Müller  seinerseits  als  bestdioides  Privatrecht 
in  vollem  Umfange  achten  muss.  Was  aber  darüber 
hinaus  an  Wasserkraft  vorhanden  ist,  das  soll  auch 
von  andern  durch  dasselbe  Gewässer  verbundenen 
Anwohnern  benutzt  werden  dürfen.  £s  besteht  un- 
ter allen  eine  Art  Gemeimchaft,  Ausserdem  darf 
der  Müller  an  öfTenthVhen  GeNNijssern  nichts  \or- 
nehmen,  wodurch  der  gemeine  Gebrauch  derselben 
zur  Schiff-  und  Flossfohrt  verhindert  oder  beein- 
trächtigt würde. 

4.  Der  Müller  ist  in  der  Regel  zur  Reinigung 
des  Mühlgrabens  verpflichtet,  darf  dann  aber  auch, 
soweit  diess  nach  den  Umstünden  nöthig  erscheint, 


144.)  Allezeit  nur  danach  zu  urtheilen,  ob  der  Obermüller 
für  Einen  Gang  Wassor  liat ,  ist  da  unbilliK  für  die  Fälle, 
wo  etwa  der  Obermüller  viele,  der  Untermüiler  nur  wenige 
oder  nur  einen  einzigen  Gang  hat.  Ob  das  fragliche  Ge- 
wässer öffentlicher  Fiuss  sei,  darauf  kommt  es  nicht  an. 

6.  Bayrisches  Ges.  §.  64.  Die  Besitzer  von  Mühlen 
—  sind  verpflichtet,  die  Mühlgräben.  Wasserherde,  (ierinne 
und  sonstigen  Einrichtungen  in  solchem  Zustande  zu  un- 
ierhalten, dass  keine  nutzlose  Verschwendung  des  Wassers 
^am  ^iacbtbeile  anderer  Belbeiligler  slatlpode, 
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das  fremde  Ufer  desselben  betreten  und  sogar  den 
Schlamm  darauf  ausladen.  Es  wird  das  Recht  der 
Sehanfelschlage  genannt.  Ab(?r  hinwieder  sind  auch 
die  Ufereigenthümer  niclit  verhindert,  selber  die 
Reinigung  des  Bettes  zu  übernehmen. 

5.  Sehiffmühien  smd  nach  Analogie  d^  ge- 
gewohnten durch  Uferbau  befestigten  Triebw^e  zu 
beurtheilen.  Ihre  Errichtung  setzt  ebenfalls  vorhe- 
rige Prüfung  und  Erlauhniss  voraus.  Die  H  iml- 
n^Um  dagegen,  welche  auf  der  Benutzung  der  freien 
Luftströmung  beruhen,  können  ohne  sdche  von  den 
Gnmdeigenthümern  angelegt  werden,  da  die  Luft 
sogar  der  Belierrschung  der  Gemeinschaft  Ibezie- 
hungsweise  des  Staates)  entflieht 

*  SehUiing^  Handbuch  des  Mttblenrechts.  Leipzig 
1829.  Ein  Mühlcnweisthum  bei  Htumam  Oposc  S. 
249.   MitUrmaier,  D.  Privatr.  J  236  ff. 

S-  79. 

tt.  Vom  Rechl  der  Fischerei. 

1.  Nach  älterem  deutschem  Kechte  dürfte  in 
öffentlichen  Gewflssem  jedemuim  fischen.  In  den 
nbrigen  Gewässern  wurde  die  Fischerei,  wenn  die- 
selben als  ein  Bestandtheil  derÄlmende  galten,  durch 


1.  Sachsenspiegel  U.  28.  i^fclic  oben  §.  53.  B.  2. 

2.  Diplom,  a.  1063.  [Hraut ,  §.  124.3.)  ciirlem  — 
cum  Omnibus  suis  appcndonliis,  id  est  —  aquis  —  molen- 
dinis,  molis,  piscalionibus,  silvis,  venatiODibus  —  iradi- 
dioius. 

3.  Keure  von  Waes  v.  ilhX.  {fVamkönig,  flandr.  R, 
G.  II.  6.)  32.  Per  cujuscunqe  lerram  aqusductus,  id  est 
Watrr^anc  foditur,  Ucebil  ilH  piscari  io  Ulo  aquoducta 
tarn  Docie  qaam  die. 
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das  Gemeinderecht  bestimmt,  und  stand  dann  we- 
nigstens den  Gemeindegenossen  frei,  oder  ward, 
wenn  das  GewSsser  als  Zvbehlfrde  einer  Gntsherr- 

»chaft  oder  eines  (irundstücks  betrachtet  >vurde, 
ebenfalls  als  ein  zu  dem  Eigenthum  au  dem  liegen- 
den Gute  gehöriges  Hecht  aügesdien,  und  mit  die- 
sem Yerflassert  Auf  eine  Veränderung  der  Rechts- 
anscliauung  wirkten  tlieils  die  Ausbildung  des  JagJ- 
regcUes  ein,  indem  Jagd  und  Fischerei  nahe  verwandt 
schienen,  theils  die  Umhiklung  der  Herrschaftsbe- 
grifie  über  die  fliessenden  Gewässer.  An  öffeniUehm 
Gewässern  nahmen  schon  fndizeih'g  die  Könige  — 
daun  mit  dem  üeranwachseu  der  Landeshoheit  auch 
die  Landesherrn  —  ein  imanderes  und  höhem^lUckt 
in  Anspruch,  und  verliehen  dann  üi  Ldiensform 
daran  begränzte  FtBchereigerechtigkeiten.  Auch  auf 
Seen  wurden  solche  königliche  Rechte  (regaliaj  und 
von  da  abgelötete  Fischereigerechtsame  erstredkt 
An  andern  Gewässern  entstanden  ebenso  oft  durch 
Verleihung  und  Veräusserung  der  Gemeinden  oder 
Grundherrn  besondere  Fischereigerechtsame,  die  für 
sich  und  losgetrennt  von  dem  ursprünglichen  Zu- 
samm^dumg  mit  der  übrigen  Almende  oder  einem 


4.  Diplom.  OUonis  III.  Tmp.  a.  994.  [Rraut,  §.124. 
5.)  Dedimus  oninem  piscatioiu  ni  —  (]u(c  ad  noslrutn  regium 
jus  pertinet,  in  flumine  IMoynus  votato. 

5.  Weisth.  des  Hofs  Gondenbrel.  [Grimm ,  W.  II. 
S.  540.)  Der  hofTman  sal  pflicliiig  sein,  den  deich  zweimal 
zue  fegen.  —  Dargegen  sol  der  KehölTener  binnen  dein  hoff 
zu  fischen  macht  haben,  ohne  zorn  des  herrn. 

6.  Weisth.  zu  miteldorf.  [Grimm,  W.  II.  S.  539.) 
ob  saeb  were,  dass  ein  hotTsmann  ein  kindtbetlerin  hell 
oder  eiD  mansperson  im  haus  helte^  so  gar  krank  lege«  soll 
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Grundstück  Gegenstand  des  Vermögensverkehres 
wurden. 

2.  Heutzutage  noch  hat  sieh  toHe  FtMcherfm- 

heit  auf  olToiiem  Meere,  sodann  gewöhnlich  die  Frei- 
heit für  jedermann,  in  andern  öffenüichen  Gnnhi^nn 
(in  Meerbuchten  und  HAfen^  Seen,  StrtMnen,  Füssen) 
mU  der  Angel  zu  fischen,  erhalten,  und  ist  nur  dieBefug- 
niss,  mit  Netzen  oi\GV  mit  Haken  zu  fischen  durch  ver- 
liehene (jerechtsanie  beschränkt.  An  nicht  öffent- 
Ikken  Gewässern  wird  in  der  Regel  den  beideneiti- 
gen  Vfereigenihümem  das  Recht  zugestanden,  bis  in 
die  Mitte  des  Flusses  au(!li  die  Fischerei  zu  nutzen. 
Auch  au  solchen  komnf)en  aber  oft  noch  besondere 
Gerechtsame  vor.  Die  Fischerei  in  kiimUicken  Tei- 
chen oder  Canälm  gehört  zunächst  dem  Bgenthtl- 
mer  derselben  zu;  indessen  auch  da  bestehen  von 
Alters  her  zuweilen  Fischerrechte  anderer  Personen. 
Bas  Herkonmien  ist  überall  hier  tod  grossem  Ge- 
wichte. 

3.  In  der  Fischereigerechtsame  ist  sowohl  das 
positive  Recht  enthalten,  innerhalb  eines  bestimmten 
Bereiches  das  Gewässer  zum  Fischfang  zu  benutzen, 
als  das  negative,  Vorkehrungen  anderer  in  den  Ge- 


er  machi  haben  zu  fischen,  soll  kein  herr  ihn  Uarumb 
straffen. 

7.  Weisth.  v.  BUkweiler,  [Grimm,  II.  29.)  Der  arme 
man  habe  mil  einem  fisehhammen  in  die  Bliess  zu  gehen 
vnd  ein  fisch  zu  Tahen,  aber  kein  hegengeschirr  zu  legen. 

8.  Freussisches  Landr.  I.  1).  §.  170.  Soweit  jemand 
mit  der  Fischereigerechtigkeit  in  Strömen,  Seen  und  andern 
Gewässern  versehen  isl,  soweit  hal  er  ein  ausschliessendes 
Recht ,  sieb  aUe  in  diesen  Wissern  lebenden  Xhiere  susii- 
eignen. 
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iivässern,  welche  den  Fischfang  hindern,  zu  unter- 
sagen. Indesseo  geht  hier  die  hanpisichliche  uad 
öflfimtKdie  Benolziiiig  des  GewBssen  Tor;  §0  dt» 

wenn  in  Folge  der  Ausdehnung  der  ScliiflTahrt,  (z.  B. 
Einführung  der  DampfscijiflTahrt]  der  £rtrag  der 
Fischerei  an  einem  Flusse  vermiddert  wird^  kein 
Unrecht  geschi^t  nnd  kein  Schadensersatz  zu  kislen 
ist ,  während  allerdings  der  Fischerei l)erechtigte  ein 
Aecht  der  Einsprache  hat,  wenn  z.  B.  durch  Wasch- 
einrichtongen  gefilrhter  Tücher  das  Wasser  verdor- 
ben wird,  in  welchem  die  Fische  leben. 

4.  Von  staatBrechtUcher  Natur  (sei  es  polizei- 
eher  sei  es  MaatswirlhschafUicheij  sind  mancherlei 
Beschränkungen  der  Fischerordnungen  über  die  Zeit 
des  Fischens  im  Gegensatz  zu  der  Laich-  und  Hege- 
zeit der  Fische,  über  die  Werkzeuge,  die  beim 
Fisclion  t^rlauht  oder  verboten  sind,  über  das  Enten 
halten  an  Flüssen  u.  s.  f. 

*  Canerin  a.  a.  O.  Bd.  III.  Abb.  12.  Fischcrweis- 
thttmer  bei  Grimm,  W  I.  23.  11.  281.  613. 

80. 

6.  Yom  Ureracbttts  und  Deicbrecht. 

1.  Der  (jfcrschiitz  im  eigentlichen  Sinne  ist 
vorzüglich  in  Gebirgsgegenden,  die  Deichung  vorzüg- 
üch  in  Niederungen  vmi  Bedeutung.  Jener  soll  zwar 
auch  wie  dieser  vor.  Udl>er8diwemmung  des  Grund- 


1.  Bay  risches  Ges.  V.  28.  Mai  1852.  §.  Ii.  Flusscor- 
rettioncn  sowie  alle  Vorrichlungen  und  Arbeiten,  welche 
in  öffentlicheD  Flüssen  zur  Beförderung  der  SchifT-  oder 
Fiossfahrt  und  zur  Ueseiligung  der  Hindernisse  derselben 
potli wendig;  werden,  sind  aügemeiDe  SUiisUsi.  Oieaea 
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eigenthums  mehr  aber  noch  vor  Wegschwemmung 
und  fiesehädigiing  der  Vier  wahren,  in  Gebirgs- 
gegenden ist  der  heftige  Drang  und  Fall  des  Ge- 
wässers, in  Niederungen  seine  Ausbreitung  von  be- 
sonderer Gefahr. 

Die  Uferbauton  und  die  Unterhaitang  der  Ufer 
haboi  zQgldch  dne  mitteniare  WidiU^ceit  fttr  den 
Lauf  und  die  Sicherheit  des  ganzen  (icwässers.  In- 
sofern stehen  dieselben  unter  der  polizeiJichen  Auf- 
sicht des  Staates:  und  müssen  sich  alle  Uf$reiget^ 
thümer  die  Betretung  des  Ufers  zur  Herstdlung  der 
erforderKchen  Schutzbauten  und  die  zur  Sicherung 
nötlii,L'(ii  Bauton  an  demselben  ohne  Entschädigung 
geMen  lassen. 

9.  Die  Unterscheidung  zwischen  Wauerlmih 
d.  h.  den  zur  Herstellung  und  Regulirung  des  Was- 
serlanfs  gemachten  Bauten  und  Uferbau  im  engern 
Sinne,  d.  h.  den  zur  Befestigung  und  Sicherung  des 
Ufers  Yoigenommenen  Bauten,  ist  für  die  Frage  der 
Bm-  und  IkaerhaUvngipflieht  Yon  Einflnss,  obwohl 
hinwieder  niclit  liberselien  werden  darf,  dass  die 
beiderlei  Interessen  vielfach  verbunden  sind. 

Der  eigentliche  Wasserbau  ist  zunächst  bei  öf- 
fentlichen Gewässmi  Sadie  des  Staais,  bei  andern 
frei  fliessenden  Gewässern  Sache  der  betheiligten 
Gemeinden  und  vorzüglich  der.  dabei  zunächst  inter- 


dergleichcn  Flusscorrectionen,  Vorrithtungcn  und  Arbeiten 
zugleich  zum  urerschulzr,  so  sind  die  Kreisfonds  uicbt 
verpflichtel,  hiezu  Beilnige  zu  leisten. 

2.  Preu^sisches  Landr.  II.  15.  §.  63.  Ordinaire  Be- 
festigungen der  Ufer,  inglcichen  Dämme,  wodureh  nur  die 
zunächst  daraosioMeodeo  1*  eider  gegeo  Ueberschwemmuasen 
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essirten  Ufereigenthümer ,  bei  Canälen  der  Eigenthü- 
mer  der  CohäU.  Bei  dem  eigenUichen  Uferbau  da- 
gegen treten  die  Interessen  der  Eigenthümer,  deren 
Grundstücke  —  seion  es  die  Ufer  selbst  seien  die- 
selben Jiinter  den  Ufern  gelegen  —  bedroht  werden, 
entschiedener  hervor  und  es  wird  zugleich  ihre 
Theihtahmspflicht  an  der  Unterhaltung  der  Ufer  ver- 
stärkt. Diese  Grundeigenlkümer  sind  voraus  immer 
bercdiligt,  auf  ihre  Kosten  die  zum  Schutz  ihres 
Eigenthums  nöth^en  Bauten  selbst  auf  fremdem 
Boden  vorzundimen. 

3.  Aber  sind  sie  dazu  auch  verpflichtet?  Von 
einer  privatrechtJichen  V'erpllichtun^  kann  natürlich 
nur  insofern  die  Hede  sein,  als  sie  als  (irundbesitzer 
betheüigt  sind.  Geben  sie  ihren  Grundhesiti  auf,  so 
einziehen  ne  sich  auch  solcher  Last  Ikb&t  jene 
Pflicht  aber  sind  die  Ansichten  der  Juristen  ver- 
schieden. Der  alte  JSoe  Meurcr  (Vll.  1.)  wollte  den 
Grundsatz  durchfahren:  Wer  d^  Nutzen  hat,  soll 
anch  den  Schaden  haben,  und  je  nach  Umstünden 
den  Staat,  die  (irundeigenthümer  und  die  Wasser- 
werksbesitzer betheiligeo.  Cancrin  (II.  j§.  70.)  er- 
klärt die  Grundbesitze  auch  an  öfientlichen  Flttssen 
ffir  zunächst  verpfliditet  und  es  nur  ftir  billig,  dass 
der  Staat  ihnen  helfe.  Andere  bestreiten  liherhaupt 
die  Uüterhaltuagspilicht.  Die  AuseiiiaiiderseUung  aber 


Rcilcckt  werden  sollen ,  müssen  der  Regel  nach  von  den 
Eigenthümern  der  ITor  unferhallen  werden.  §.  (54.  Zur 
Anlegung  und  Unlerhaliung  von  Hauptdammen ,  die  einer 
ganzen  Gegend  zum  Schulze  gegen  Uoberschwemmungen 
dienen  sollen ,  müssen  die  Eigenthümer  sämmllicber  da- 
durch geschüUier  Grundstücke  beitragen. 
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der  verschiedenen  Rechte  ist  nicht  ohne  Schwierig- 
keit, und  Sttmnniss  vennehii  den  Schaden  lacht 

Eine  Verpflichtung  kann  — -  abgesehen  von  dem 
Herkommen  oder  Gesetz  —  nur  in  Bezug  auf  noth- 
voendige  nicht  auch  auf  nützliche  oder  nur  verjchö- 
nemde  Uferhauten  angenommen  werden.  Dann  aber 
ist  es  gerecht,  dass  bei  schiff-  und  flösdiaren  Ge- 
'ivässern,  die  doch  zunächst  sammt  ihrem  Ufer  dem 
Öffentlichen  Gebrauche  dienen,  auch  die  öjfmtliche 
Gmemichaft  des  Staaie$  beiiehungsweise  eines 
Kreises  oder  eines  Bezirks  in  denselben  —  die 
Hauptlast  des  nöthigen  Uferbaues  trage.  Die  nöthige 
Unterhaltung  der  Ufer  an  andern  frei  fliessenden  Ge- 
wissem hegt  naturgenüss  den  betheiUgten  Gnmdbe- 
$itxem  ob.  In  ebenem  Lande  ist  diese  Pflicht  nach 
den  Grundsätzen  Uber  die  Deiche  zu  bemessen,  in- 
dem da  die  Gemeinschaft  der  Gefahr  und  der  Mit- 
tel ihr  zu  begegnen  entscheidend  einwirkt  und  zur 
Bildung  von  Genomntehaften  nMiigt  Bei  Bergge- 
wdssem  dagegen  mit  starkem  Fall  sind  m^r  die 
Einzelnen  hedroht,  und  die  Abhülfe  öfter  als  dort 
eine  begränzte.  Daher  rechtfertigt  sich  hier  eher  die 
Gmndansicht,  dass  j&ae  Pflicht  zunlehst  auf  den  etn- 
z$hm  GrundeigmiMknem  hafte,  die  Bildung  von 
Genossenschaften  unter  ihnen  dem  freien  Willen 
überlassen  bleibe  und  nur  derartige  Genossenschaften* 


3.  Bayrisches  Gcs.  V.  1852.  §.  2.  An  Flüssen,  welche 
der  Schiff-  oder  Flossfahrl  dienen,  bildet  der  üferschutx 
vorbehaltlich  der  nach  besonderen  RecliUsvc  rhällnissen  oder 
Herkommen  besiehenden  Verfiflichtungen  eine  Kreislast. 
§.  13.  Der  Cferschulz  an  anderen  —  Ue^Na^^rn  ist  Sact^^ 
der  bcibeiligteo  fiigenUiünier. 
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wenn  sie  znsamiiien  gebeten  sind»  in  der  Ausfiah- 
rang  onterstQtzt  werden. 

Die  Unterhaltungspflicht  der  Ufer  von  Canlilen, 
soweit  dieselbe  das  Nöthige  betriOt,  liegt  ohne  Zwei- 
fel den  Eigentlnlmern  der  Canttle  ob. 

4.  Schon  frahzeit^  finden  wir  in  deutschen 
Reclitsquellen  als  Hauptgrundsatz  für  die  Deichpflicht 
den  Satz  anerkannt,  dass  der  Gefahr  der  Ueber- 
schwemmung  einer  angebauten  Gegend  durch  g§^ 
memtame»  HaiuMn  der  ^itsen  betkeiliglm  Dorfge- 
meinde entgegen  getreten  werden  solle,  und  dass  ins- 
besondere die  Grundhestlzer  innerhalb  der  bedroh- 
ten Gegend,  welche  sich  der  Mitwirkung  entziehen 
sollten,  zur  SMe  ihren  GrundbesUz  vernDtrhetu  Die 
Gemeinschaft  der  Sorge  und  die  Nothwenäigkeii  ge- 
ordneter  Hülfe  geben  dem  Deichrechte  die  Richtung. 
Die  benachbarten  Grundeigeuthtinier  sind  daher  auch 
Pflichtige  die  erforderliche  £rde  zum  Deichbau  abzu- 
geben, freilich  diese  nur  gegen  VergOtung. 

Zu  dem  Deichbau  gehört  regelmässig  auch  der 
sogenannte  Sthlbau,  d  h.  der  ßau  von  Abzugsgräben 
tUff  das  Binnenwasser,  damit  nicht  durch  dieses  das 
Binnenland  oder  der  Damm  beschMdigt  werde. 

0.  Am  häufigsten  belastet  daher  die  Deich- 
pflicht eine  Gemeinsc/Mfly  sei  es  die  eigentliche  Ge- 
memde  oder  die  Gemoeseneehoft  der  bedrohten  Grund- 


4.  Sachsentptegel  II.  56.  §.  1.  Svelke  dorp  bi  walere 
lieget  und  enen  dam  hehbet ,  die  sie  vor  der  vlut  bewaret, 
iewelk  dorp  sol  sinen  deil  dos  dammes  vestenen  vor  der 
vlal.  Kumt  arer  die  vlul  und  briet  sie  den  dam  und  ladet 
man  mit  deme  geriicbte  dar  ta»  die  binnen  deme  dämme 
gesetSD  sieo»  svelk  ir  niclil  ne  hilpi  hüten  den  daoii  die 
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eigenthümer ,  das  ßeickbanä.  Seltener  wird  der 
Deich  von  dem  Staate  anssehliesslieh  onterhalteii, 
oder  ist  als  ein  Privatdeich  das  Werk  und  die  Auf- 
gabe eines  einzelnen  (jruiulclfjenl/iihners. 

In  den  Fällen  der  genossenschaftiichen  Deich-  ' 
pflicfat  and  aUe  Gnmdeigenlhttnier,  deren  Gmnd- 
stttcke  der  Ceberschw^nrang  aiugesetst  sind,  mit 
verpflichtet,  auch  für  di(»  sonst  steuerfreien  (iüter, 
auch  für  die  Doniainengüter,  der  Staat  sogar  für  die 
öfientiicheo  Strassen  ^  die  über  dieses  Gebiet  ftthren. 
Roht  die  Deichlast  auf  der  Gemeindey  so  werden 
darüber  hinaus  nach  Landestibung  zuweilen  audi 
die  übrigen  Insassen  zu  Jkitnigen  angehalten. 

Die  Deichrollen  oder  DeichkatMter  geben  Aus- 
kunft, in  wdchem  Verhttltnisse  die  enndnen  Grund- 
etgenthtimer  beitragspflichtig  sind,  und  die  besonderen 
Deichkassen  sorgen  für  die  gemeinsamen  Kosten. 
Säumige  Deichpflichtige  werden  gewöhnlich  auf  dem 
Wege  poKieilidier  Execution  zur  ErlttUung  der  er- 
forderKcben  Arbeit  angehalten,  beKieliungsweise  auf 
ihre  Kosten  dieselbe  hergestellt  und  weini  sie  weder 
Pfand  noch  PDeniüg  haben,  werden  sie  aus  dem 
Deichband  ausgesddossen.  9  Wer  meht  kann  dekkm, 
d€r  nmes  toetaAm«.  Sie  können  sich  aber  freiwilig 
durch  öß'entliche  Verzichüeislxuuj  auf  ihren  drund- 
besitz  von  der  Deichpflicht  losmachen.  Eigene  Deich- 


hevel  verworchi  sogedan  erve  als  he  binnen  deme  dämme 
hefet. 

5.  Sckwa/tctispiegel.  (Wackern.  31 1 .  Lassb.  215.)  Swel- 
hiu  dörfor  bi  wazer  ügon,  diu  sullcn  ein  Türschranc  (Lassb. 
Tür  slag)  haben  uüer  einen  graben  maclien,  daz  in  daz  wa- 
zer  ihi  schaden  luo  des  suUen  helfen  diu  dörfer  und  alle 
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vorsle/ier  und  Deichbeamle  ( Deichinspecloren,  Deich- 
graf m,  Dekkrichier,  Sekteuuenmeister  u.  s.  f.)  sor- 
gen dafilr,  ^ass  die  Deiehordnt0ig  beachtet  werde  und 

sehen  nach  oh  die  Deichung  gesichert  sei.  f  Deiehichau.) 

lieber  ilmen  waclit  hinwieder  die  staathche 
Oberauf »ichl  der  Polizei  und  greift,  wenn  es  für  die 
gemeine  Sicherheit  nöthig  wird,  rasch  und  energisch 
eiTi.  Das  Verfahren  vor  den  Deichgeriehtm  ist  durch- 
aus summarisch  und  ein  besonderer  Deichfriede  ver- 
stärkt die  Gewähr  der  Ruhe  vor  Streit  und  Ver- 
letzung. 

6.   Das  Eigewthum  der  Deiche  gehört  der  Ge- 

"  mt'inde  oder  der  Genossenscliaft ,  welche  die  Deicli- 
pflicht  trägt  Oft  ist  aber  den  einzelnen  Grundstücken 
ein  besonderes  Stück  des  Danunes  zur  ardentlicken 
Unterhaltung  angewiesen,  der  sogen.  Deiehkahel^  das 
Deichpfand.  Dann  kommt  aucli  die  Benutzung  die- 
ses Stücks  (das  Gras,  das  da  wächst)  dem  Besitzer 
des  betreffenden  Binnengrundstücks  zu,  und  eben 
so  die  Nutzung  des  Vorlandes,  Ämeendeiehlandes^ 
welches  als  Zubehörde  des  Binnenlandes  behandelt 
wird.  Anderwärts  und  in  neuerer  Zeit  häiifiiirr  wird 
aber  auch  die  gewöhnliche  Unterhaltung  des  Deiches 
auf  gemeineame  Kosten  besorgt  (der  sograannte  Com- 
munionsfuaSf  im  (legensatzc?  zu  obiger  Pfaiuideivhung)^ 
und  dann  hat  auch  die  Gemeinschaft  über  den 
Nutzen  des  Deichkörpers  und  Aussenlandes  zu  ver- 


<lie,  liinz  den  man  sich  vorsihet,  den  daz  waz«r  schaden 
mar-  Uion,  so  es  uz  ^H.  Unde  swer  sin  niht  luüt,  den  sol 
sin  der  laulriclilcr  noeten,  der  im  des  wider  ist,  dem  sol 
man  sin  guot  vertheilen  von  dem  lantribter*  daz  er  dk  be- 
wareo  solle  vür  des  wazers  vluz. 
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fügen.  Iii  ausserordentlichen  Fällen,  z.  fi.  bei  einem 
Deicbbrueh  wird  die  Nothhttlfe  auefa^  wo  PfeuMidei- 
ehang  Uebung  ist,  von  der  Gememichaft  geleistet 

•  Mitteimaur,  ü.  Privatrecht.  §.  223-229.  — 
Bayrisches  Gesetz,  v.  2d*  Mai  1852  über  den  üfer- 
•ebuti  und  den  Scbuli  gegen  Ueberscbwemmangen. 

§.  8i. 

II.   Berg-  und  Salinen  recht. 
I.  Geschichte  and  Grundgedanken. 

1.  Die  ursprttngUche  Rechtsansicht  der  deut- 
schen Völker  betrachtete  die  in  und  unter  der  Erde 

befindlichen  Metallo  und  Salze  als  oinen  Theil  des 
Bodens,  und  dalier  dem  gewöhnlichen  Grundeigen- 
ihnm  unterworfen.  Bergwerke  wurden  so  als  Zu^ 
hehordt  der  Grundherrschaft  mit  dieser  vererbt  und 
veräussert.  Während  des  Mittelalters  aber  fingen 
die  Könige  an,  ein  ihnen  zuständiges  (koniylichesj 
Recht  auf  die  utUerirdMchen  Scfiätze  zu  behaupten, 
und  die  Fürsten  Hessen  sich  dann  von  ihnen  auch 
mit  diesem  Regale  belehnen,  bis  sie  —  unabhängiger 
ge\^orden  —  es  als  ein  der  Landeshoheit  zustehen- 
des Recht  in  ihren  Gebieten  von  Rechtes  wegen  in 
Anspruch  nahmen.  £s  wirkten  mancherlei  Ursachen 
zusammen,  um  das  Bergreclu  von  dem  Grundeigai- 


1.  Meibom,  rer.  Germ.  I.  p.  729.  a.  936.  [Krauts 
S.  127.  4.)  Somes  S.  —  iradiilil  heredilatem  suam  aU  no- 
6lrum  nionasteiium  —  cum  —  metallis, 

2.  Urk.  K.  Conrad  III.  v.  IIÖO.  Nos  Corbeiensi 
abbati  —  in  perpetuuin  venas  melalii  videlicet  auri  argenti 
cupri  plumbi  el  slanni  et  omnem  pecuniam  sive  rüdem  sive 
formaiam,  qu«  iolra  rooniem  Eresberg.  qui  Corbeiensi  ec- 
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thum  zu  trennen,  und  als  Regal  zu  gestalten,  be- 
sonders 

a)  "die  Wahrnehmung ,  dass  die  Natur  auf  eine 
Scheidung  beider  Rechte  hinweise,  indem  der 
Lauf  der  Metalladem  unter  der  Erde  und  der 

Zusammenhang  derselben  völlig  unabhängig  er- 
sclieint  >on  der  Vertheiluiig  der  £rdoberfläche 
unter  die  Privateigenthümer, 

b)  die  Einsicht,  dass  der  Bergbau  desshalb  nach 
Gesetzen  betrieben  werden  müsse,  die  über 
die  Grttnzen  des  Grundagenthums  hinauswirken, 
und  von  dem  Bau  der  Erdoberflttche  ganz  ver- 
schieden sei, 

c)  die  Grundansicht,  dass  alles  Becht  von  Oben 
verliehen  werde,  daher,  wenn  die  Fossilien  als 
nicht  in  dem  Grundeigenthum  inbegriffen  ange- 
sehen werden  können,  das  Becht  darüber  zu- 
nächst der  höchsten  Bechtsgewalt,  dem  Könige 
zugesprochen  werden  müsse, 

d)  die  Bezugnahme  der  edlern  Metalle ,  bei  denen 
auch  zuerst  die  Begalitat  aufkam,  auf  das  kö- 
nigKche  Münzrecht, 

auch  wohl  der  grosse  Umfang  solcher  Werke, 
welchem  die  Kräfte  der  Privaten  in  früherer 
Zeit  nicht  genügten. 


eiesim /ar0  propriiiario  p^nlnere  noseitor»  latei,  — con- 
cedimus. 

3.  Urk.  Friedrictf  I.  v.  1189.  de  argentifodlnis  apod 
eplscopalum  Tridentinum  —  qaas  Juri  nostro  Um  ibi 
quam  in  aliis  impcrii  nosiri  finibus  reperlis  antiqiUB  coo- 
soeiudinis  celcbriias  adjudicavit  —  argenlifodlnas  in  du- 

Bltt n is Chi  i,  deutodiet  Piivaireeiil.  26 
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2.  Die  sogenajonte  FreierMärung  des  Bergbaus, 

in  Folge  welcher  jedermann  gestattet  wird,  nach 
den  Vorschriften  des  Berganits  nach  Fossilien  zu  su- 
chen, zu  »schür fen((  j  kam  schon  im  XIV.  Jahr- 
hundert vor,  und  &nd  dann  mehr  und  mehr  Ein- 
gang. Sie  ist  der  Anfang  eines  neuen  Systems,  in 
dessen  Fortbildung  unsere  Zeit  begriffen  ist.  Der 
(iedanke  des  Bergregals^  in  welchem  die  ökonomische 
Nutzung  des  Bergwerks  durch  den  Staat  mit  der 
Berghoheit  gemischt  ist,  erscheint  in  jener  Freierklft- 
rung  nicht  mehr  massgebend;  an  seine  Stelle  ist  der 
andere  Gedanke  getreten,  dass  der  Genuss  der  unter 
der  Erde  verborgenen  Schätze  dem  von  Rechtes 
wegen  zukomnae,  wdcher  bergmännisch  nach  den- 
selben sucht  und  sie  findet.  Wird  diesem  neuen  Ge- 
danken Folge  gegeben,  so  wird  dadurch  der  Berg- 
bau in  hüherem  - Grade  wieder  dem  reinen  Privat' 
rßehte  gewonnen  und  auch  hier  kann  ohne  Schaden 
jener  MissbegrifT  der  Regalität  aufgegeben  werden. 
Die  wirklich  staatlichen  Elemente  darin:  polizeiliche 
Oberaufsicht  und  stcuUswirihschaftUche  Pflege  bleiben 
unversehrt  und  werd^  auf  das  rechte  Mass  zurOck- 
geftthrt  und  von  falscher  Bevormundung  und  von 
scimdlicher  Ausbeutung  und  Hemmung  der  Privat- 
kräfle  in  Capital  und  Arbeit  gereinigt    Die  pfi- 


catu  TrideDlino  episcopalave     ecciesic  Tridentine  —  tra- 

diinus. 

4.  Sachsenspiegel  I.  35.  §.1.  AI  schal  vnder  der  erde 
begraprn  doper  den  ein  pluch  ga,  die  bort  to  der  koning- 
liken  gewaU.  §.  2.  Silver  mut  ok  neman  breken  up  enes 
anderen  mannes  gude  ane  des  willen  des  de  stal  is;  gilt 
he*8  a?er  orlof»  de  vogedie  is  sin  dar  orer. 
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vatrechtUche  Trennung  des  Btrynchla  aber  voD^dem 
Gnmdm^&iUhmi  wird  beibehalten,  jdie  (hdmm§  des 
Bmm$  und  EigenthiMiekheU  der  Bergnutmmg  be- 
wahrt und  zugleich  die  Kräfte  der  Interessenten  zu 
aller  >  ortheil  gesteigert« 

3.  Zwei  Syisleaie  sind  daher  zu  utttencheideii: 
I.  Das  mittdafterHche  Syttm  der  MUgoUtiU,  mit 

folgenden  Grundgedanken: 

1)  I)eni  Staate  (Kimige  ursp.)  gehören  die  Berg- 
schtttze  innerhalb  seines  Gebietes.  Dem  Staate 
allein  stdit  dasRedit  zu,  dieselben  auszubeu- 
ten; er  hat  das  ausschliessliche  Recht,  auch 
in  Boden,  der  im  Privateigenthum  ist,  dar- 
nach zu  graben. 

2)  Aus  diesem  Bergregal  des  Staates  werden  her- 
geleitet die  ßergwerksgmchtigktitm  der  Pri- 
vaten, d.  h.  die  einzelnen  verliehenen  Rechte, 
innerhalb  eines  bestimmten  Reviers  den  }kri<- 
bau  zu  eigenem  Rechte  zu  betreiben.  Nach 
Analogie  der  mittelalterlichen  Spaltung  des 
Eigentliunis  an  (Irundstticken  spricht  man 
denn  auch  hier  von  einem  Obereigenthum  am 
Bergwerk,  das  immer  dem  Staate»  und  anem 
Nutzeigenthum  daran,  das  den  Belidienen 
zukomme. 


5.  Goldene  Bulle  r.  9.  sialiiinius  —  quod  —  Doemie 
Reges  nec  non  univorsi  et  sln^uli  Principes  Eleclores  — 
universas  auri  et  argenti  rodinas,  alque  inineras  stanui 
cupri  ferri  plunibi  et  altoriiis  cujuscunque  generis  nielalli 
ac  etiam  salis  lam  inveiitas  quam  invcniendas  in  püsieruin 
—  in  principatibus  —  suis  lencre  juste  possint  el  legiliin^ 
possidere. 

26* 
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II.  Das  (moderne)  System  des   freien  privatrecht' 
reehäkhen  Bergirtchu  mi  foJgendea  Gedaaken: 

1)  Die  BergschAtze  gehören  weder  dem  Grand- 
eigenthümer  noch  dem  Staate,  sondern  dem, 
der  in  bergmännischer  Weise  darnach  schürft 
und  die  Fmdgrube  gehörig  baut.  Schürfen 
und  Bau  unterliegt  der  Ansicht  des  Staates; 
aber  das  Recht  des  Bebauers  ist  in  privat- 
rechtlicher  Beziehung  ein  ursprüngliches  [nicht 
privatrechtiichsecundäres)  Nutzungsrecht,  Herr- 
$ehaft9reeht,  wie  es  der  Natur  des  Gegen- 
standes gemäss  ist,  Bergrecht,  ungetheQtes 
Bergeigenlhum, 

2)  Dem  Staate  kommen  bU)U  staatliche  keine 
Privatrechte  daran  zu. 

*  Die  reiche  Lilteratur  über  Bergrecht  siehe  bei 
MitUrmaier»  D.  P.  §.  244. 

2.  Umfang  des  Bergrechts.  Bergeigentham. 

1.  In  der  Berghoheit  ^  welche  nach  beiden  Sy- 
stemen dem  Staate  zugeschrieben  und  nicht  weiter 
verliehen  wird,  ist  das  Recht  des  Staates  enthalten, 
Bergordnungen  zu  erlassen,  die  Berggerichtsbarkeit 
zu  verwalten,  die  Oberaufsicht  zu  üben,  nicht  allein 
im  Interesse  der  polizaUchen  Sicherheit  fttr  die  Gra- 
benarbater  sondern  ebenso  in  dem  staatswirthsdiaft- 
lichen  Interesse,  Raubhau  zu  verhüten  und  den  ge- 
hörigen Betrieb  des  Baues  zu  über\sachen>  die  dem 
Beiwerk  auferlegten  Abgaben  zu  erheben« 

2,  Das  Bergrecht  erstreckt  sich  regelmässig; 

a)  auf  alle  MetaUadern  unter  der  Erde.  Oberfläeh- 
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Uche  oder  vereinzelte  Stücke  unterliegen  dem 
gflnrähnlicfaen  Eigenlhiuiis-  imd  Bedtzenreeht 

Indessen  ist  ihrer  Bedeutung  wegen  häufig  die 
Goldwäscherei  an  Flüssen  unter  den  Gesichts- 
punkt der  Regalität  gebracht  worden,  aber  eher 
aus  finaoctdlen  Neigungoi  als  aus  innern  GrOnden ; 

b)  auf  Steinkohlen'  und  Braunkohlenlager,  die  des 
Bergbaus  würdig  sind; 

cj  auf  Steinsalz  und  Salzquellen, 
Dag^n  sind  gewöhnlich  nicht  dahin  zu  rechnen: 

a)  Marmor-,  Schiefer-  und  andere  Steinbrüche,  in 
denen  kein  bauwürdiges  Metall  gefunden  wird; 

b)  Mergel-,  Thon-,  Gyps-  und  Farbenerden; 

c)  Torf. 

Im  Qbrigen  und  im  einzelnen  sind  jedoch  die  Lan- 
desrechte und  Uebungen  verschieden.  Die  Gesetz- 
gebung noch  des  vorigen  Jahrhundorts  hatte  die  Ten- 
denz, das  Bergregal  auszudehnen,  die  Jurisprudenz 
des  heutigen  sucht  dier  den  freien  Bereich  des 
Grundeigenthums  in  weiterem  Umfang  zu  schtktzen. 
So  z.  B.  wurde  das  Regal  in  manchen  Ländern  auch 
auf  Edelsteine  erstreckt,  offenbar  nur  aus  fiscalischen 
Motiven,  ein  Salpeterregal  sogar  an  Privatbauten  an- 
gesprochen, letsto^  offenbar  in  YdlHger  Verkennung 
sowohl  der  Gränzen  der  Regalität  als  des  Eigenthuins, 
von  einem  Regal  an  Porcellanerde  geredet  und  Ver- 
suche gemacht,  die  Regalität  auch  auf  Mineredqueüen 
(GeemMeüebrytnnm)  auszudehnen.  Solche  Ausddi- 
nung  ist  jedoch  nicht  zu  billigen. 

3.  Aus  dem  System  der  Regalität  —  im  Ge- 
gensatze zu  der  Berghoheit  und  abgesehen  von  dem 
oben  §.  81.  3.  bezdchneten  Grunddiarakter  ffiessen 
folgende  dem  Staate  zugeschriebene  Rechte: 
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a)  das  Varkauftreelu ,  insofern  4er  fiergbelehnte 
das  Beiigwerk  verftnssem  will; 

b)  das  He'nnfaUsrccht  y  weon  das  Recht  des  Be- 
lehnten erlöscht  oder  verwirkt  wird; 

c)  der  ßer(jze/utli\  d.  h.  der  zelmte  Tlieil  der  ge- 
wonnenen Mineralien,  eine  von  dem  Rohertrage 
erhobene  Last»  welche  den  Privathau  tthermäs- 
sig  drückt,  zuweilen  erdrückt,  staatswi'rthschaft- 
lich  nicht  gerechtfertigt  ist  und  sich  nur  aus 
dem  hinter  der  lieutigen  Entwicklung  liegenden 
Gesichtspunkt  eines  vermeintlichen  Ohereigen- 
thums des  Staats  an  dem  Bergwerk  erklärt; 

d)  die  Recessfjcliler ,  ein  Kanon  für  die  Belelinung; 

e)  die  Quaiembergeläer  als  Beitrag  zu  den  Kosten 
des  Bergamts. 

Je  mehr  das  z>\eite  System  des  privatrechtlichen 
Bergeigenthums  das  Uebergewicht  erlangt,  desto  mehr 
wird  diese  regaM  Belastung  des  Bergbaus  einer  tuh 
iHrlickm  BeBt0umm§  Phtz  machen  müssen,  welche 
einen  schwunghaften  und  fruchtbaren  Betrieb  des 
Bergbaus  nicht  hemmt 

i.  Das  Bmfeigenthmn  wird,  wo  der  Beigbau 

frei  erklärt  ist,  von  dem  erworben,  welcher  mit  Er- 
folg geschürft  und  eine  Fundgruhe  entdeckt  hat.  Die 
Erlaubniss  zum  Schürfen  gibt  der  Schür j zeliel ,  den 
das  Bergami  ausstellt  Wer  zuerst  einen  Gang  fin- 
det, geht  dem  sf>8tem  Ftnder  vor  und  hat  das  Recht 
erworben,  die  Fundgrube  zu  muthcn ,  d.  h.  seinen 
Anspruch  auf  bergamtliche  Bestätigung  oder  Verlci- 
faung  der  B€r§g$r€däifßs$U  anzumekien.  Der  Mutliung 
folgt  die  Prüfung  der  Sachlage,  und  wenn  der  Gang 
entblüsst  ist  und  bau>>  ürdig  erscheint,  die  Verleihung 
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oder  Zfierkenmung  des  Bergeigenihwm  innerhalb  dnes 
bestimmten  ümfanges  (des  sogenannten  Gruhenfeldes), 
Das  Rergeigenthuni  ist  insofern  ver^^andt 
mit  dem  Grundeigenthum,  als  es  ebenfalls  nach 
dem  neneren  System  eine  m'cht  abgeleitete  mid 
ungetheilte  Herrschaft  der  Person  tlber  einen 
Theil  des  Bodens  ist:  aber  vorschieden  von  demsel- 
ben darin,  dass  es  um  der  eigenthümlichen  Natur 
mid  Bestimmung  des  G^enstandes  v/ülea  nicht  eine 
yoOe,  sondern  eine  mnerUeh  beschränkte  Herrschaft 
ist.  Der  Bergberechtigte  kann  in  dem  Boden  und 
mit  dem  Boden  nicht  nach  Beheben  schalten  und 
walten,  sondern  er  darf  denselben  nur  zum  Berg- 
bau benutzen,  und  er  soU  den  Bergbau  gehörig  be- 
treten. 

Wird  der  Bau  ungehörig  betrieben  (sog.  liaub- 
bau]  oder  ganz  eingestellt,  so  verliert  der  bisherige 
Bergberechtigte  das  Bergeigenthum.  Die  Grube  M\i 
wieder  ins  Freie  und  kann  neu^ngs  von  dnem 
Andern  gemuthet  werden. 

3.  EigenlehDer,  GeweiksehafteD,  Kuxen  und  PRinnerschaflen. 

1.  Grössere  Bergwerke,  deren  Bau  grosse  Ca- 
pitalien  erfordert,  gehören  gewöhnhch  einer  Verbin- 
dung von  Privaten,  einer  sogenannten  Gewerkschaft 
zu.  Das  Recht  der  Gewerkschaft  ist  in  eine  Anzahl 
(jh'kh artiger  Anlheihrechie  ideal  zertheilt ,  in  soge- 
naiuite  Kuxen,  welche  zu  dem  Ganzen  in  einem 
ähnlichen  Verhältniss  stehen,  wie  die  einzelnen  Actien 
zur  ActiengeseUschaft  Die  Eigenthttmer  der  Kuxen, 
die  einzelnen  Antheiler,  heissen  die  Getcerken ,  ihre 
Verbindung  ist  die  Gewerkschaft.    Manche  gelehrte 
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Juristen  haben  ihren  Scharfsinn  vergebh'ch  abgemü- 
det,  um  die  Gewerkschaft  bald  in  dem  Begriffe  der 
Societas,  hald  in  dem  der  Universitas  im  rö- 
mischen Sinne  einzuschachteln.  Er  ist  dort  nicht 
unterzubringen,  weil  die  Einheit  der  Gewerkschaft  in 
ihrer  Organisation  und  Stellvertretung  zu  entschieden 
ausgebildet  ist»  und  hier  nicht,  weil  doch  das  eine 
Ganze  hinwieder  in  viele  AnlheUreehte  zerfällt,  welche 
einzelnen  Individuen,  den  Gewerken  zustehen.  Nur 
der  deutschrechtliche  Begriff  der  (renossenschaft  hat 
Raum  genug,  um  die  Gewerkschaft  zu  umfassen. 
2.   Die  EMieii  der  Gewerkschaft  stellt  sich  dar: 

a)  vorerst  indem  Organismue  derselben.  IMe  Ge- 
werken einigen  sicli  zu  einer  Versammlung ,  in 
welcher  Beschlüsse  mit  Stimmenmehrheit  ge- 
fasst  und  Wahlen  getroffen  werden.  Sie  haben 
an  dem  Schichtmeister  einen  Vorstand  des  gan- 
Baues,  zuweilen  noch  andere  Vorstc/icr  und  An- 
gestellte,  ßergmeister ,  Hüttenmeister ,  ßergschrei- 
ber,  Steiger  mit  bestimmtem  Geschäftskreise; 

b)  in  der  Stellvertretung.  Die  Gewerkschaft  hat 
auch  einen  Lefienlrägcr  oder  Anwalt,  welcher 
sie^als  Ganzes  vor  den  Behörden  und  Gerichten 
repräsentirt 

Die  Einheit  der  Gewerkschaft  äussert  sich  Qber- 

dem  in  folgenden  Wirkungen: 
a)  Sie  wird  zunächst  als  llechtssubject  gedacht  der 
Zeche,  d.  h.  des  Gesammtcermägens  der  Unter- 
nehmung. Das  Bergeiganthum  bildet  einen 
Hauptbestandtheil  der  Zeche,  erfüllt  aber  diese 
nicht.  Es  gehören  dazu  auch  die  Werkzeuge, 
Maschinerie,  Hütten,  die  Casse,  Forderungen  u. 
s.  f.  Wenn  wegen  Nichtbetrieb  des  Bergbaues 
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die  Grube  wieder  ins  Freie  fällt,  so  geht  dieser 
zweite  Bestaodtheil  der  Zeche  nicht  mit  ver- 
loren. 

b]  Die  Gewerkschaft  kann  auch  Sehuiden  haben, 

und  es  haften  dafür  die  einzelnen  (iewcrken 
nicht  penönlkh.  Werden  die  (iläubiger  nicht 
befriedigt«  so  wird  im  Nothfall  die  Zeche  als 
Concursobject  gerichtllcb  verftussert 
3.  Das  Gesammtsubject  der  Gewerkschaft  be- 
steht hinwieder  aus  einer  Zedie  vcrbutulencr  Gewer- 
lien,  je  nach  der  Zahl  der  Kuxen  (oft  128  Kuxen], 
in  wdcfae  die  Zeche  ideal  getheilt  ist.  Die  einzdnen 
Kuxen  sind  hinwieder  <jegenstand  des  Individual- 
vermögens,  Sie  werden  vererbt,  sie  k<)nnen  veräus- 
sert und  \erpfändet  werden.  Da  sie  sich  auf  das 
Bergwerk  beziehen,  so  werden  sie  zu  dem  Hellenden 
Gute  gerechnet.  Der  Verkehr  aber  mit  den  Knien, 
welcher  Einlluss  hat  auf  die  Bildunir  und  (k^n  Be- 
stand der  ganzen  Genossenscliaft,  steht  unter  der 
Controle  der  Gewerkschait  Die  allgemeine  Form 
der  dffimtHchen  Fertigung  durch  das  Grundbuch  wird 
hier  zur  ferligung  durch  das  BergbucJi,  welche  noth- 
wendig  ist  zum  Ueberjfang  und  Erwerb  dinglicher 
Hechte  (£igenthum  und  Pfandrechte)  an  der  Kuxe 
und  so  mittelbar  an  der  Zeche.  In  Alteren  Bergord- 
nungen ist  oft  auch,  wenn  eine  Kuxe  verkauft  wird, 
ein  Vorkaufs-  oder  sogar  ein  Naherrecht  der  Gewer- 
ken  anerkannt 

Zu  den  e^enthchen  Kuxen  kommen  zuweiten 
noch  sogenannte  Freikuxen,  welche  *\ntheil  an  der 
Aufibeuie  haben  gleich  den  andern,  aber  nicht  ver- 
pflichtet sind  zu  der  .Zubusse,  welche  diese  auf  sich 
genommen  haben.    Sokhe  Freikuxen  werden  ge- 
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wöhnfich  dcD  Gnindeigentbfiinem  zugestanden,  ge- 

wisscrmasson  zur  Ausgleichung  für  die  Üebel,  welche 
sie  sich  um  des  Bergbaues  willeu  innerhalb  ihres  Eigen- 
thuDisbereiches  gefallen  lassen  müssen.  Diese  Frei- 
kamen sind  dann  mit  dem  Grundstück  verbunden, 
und  ohne  dieses  nicht  veräusserlich. 

4.  Zuweilen  wird  der  Bergbau  auch  einzelnen 
Indimducih  sog.  Elyenle/mern  auf  ihre  Rechnung  über- 
lassra.  Es  kann  dasrVorkommen  mit  Beziehung  auf 
ein  für  sich  bestehendes  kleineres  Bergwerk,  häu- 
figem aber  mit  Rücksicht  auf  einen  einzehien  Stollen 
in  einem  Bergrevier  der  Gewerkschaft,  im  er^terea 
Falle  ist  das  Bergeigenthwn  selbst  dem  einzelnen  zu- 
gestanden, im  letztern  nur  eine  StoUengerechiigkeU 
innerhalb  des  Bergeigen thums  der  (iewerkschaft.  Es 
kommen  auch  mehrere  Eigenleimer  vor  mit  Bezug 
auf  das  nämliche  Object,  die  dann  unter  sich  keine 
Genossenschaft  bilden,  sondern  als  blosse  Miteigen- 
thiimer  oder  ]\Iitberechtigte  zu  betrachten  sind.  Der- 
artige Rechte  sind  gewöhnlich  eine  Nutzung,  die  ein- 
zehien Bergknappen  verstattet  wird. 

Genossenschaftliche  Veibindungen  unter  diesen 
kommen  indessen  auch  vor.  Wenn  die  Zahl  der 
Berechtigten  ein  gewisses  Mass  übersteigt,  so  pflegt 
man  einen  Gesellenbau  oder  eine  Lchen^chaft  zu  be- 
gründen, statt  der  Einlehnerschaft,  und  diese  liat 
hinwieder  genossenschaftliche  Verfassung  und  ein- 
heitliche Veitretung. 

5.  Manihe  Salinen  in  Deutschland  bestanden 
schon  zu  einer* Zeit,  als  der  Satz,  dass  die  Regalität 
die  Salzquellen  beherrsche,  noch  keine  Geltung  hatte. 
Diese  wurden  >ielmehr  als  ein  Theil  des  Bodens 
betrachtet,  und  von  dem  Grundeigenthum  umfasst. 
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Heute  aber  wird  in  deo  ineiftten  Staaten  das  Salzregal 
in  dem  zwieiaclien  und  verschärften  Sinne  behauptet  : 

a)  dass  kein  Privatmann  ein  Salzwerk  anlegen  und 
betreiben  darf,  ohne  Erlaubniss  des  Staates; 

b)  dass  auch  der  ganze  Salzhandd  für  das  eigene 
Land  Monopol  des  Staates  ist. 

Die  prosse  Ertrapsamkeit  des  Salzregals  und  die 
Sch\vierijj;keit  einer  Auflösnng  desselben  in  die  Salz- 
steuer für  den  Staat  einer-  und  in  die  Anerkennung 
eines  Privatrechts  andererseits  steht  hier  der  Durch- 
führung reiner  Principien  im  Wege,  obwohl  es  un- 
bestreitbar ist,  dass  P^i^  atsalill(Ul  mit  grösserem  Nutzen 
betrieben  werden  als  Slaatssalinen, 

Auch  die  Salzwerke  gehören  zuweilen  Genos- 
senschaften, welche  den  Gewerkschaften  Ahnlich  hier 
l^piiuicrsc/taflcn  j^cMiannt  werden.  Diese  sind  hin- 
wieder, wie  jene  in  Kuxen,  in  eine  Anzalil  Pfannen 
getheilt,  und  die  einzelnen  Antheiler  heissen  dann 
auch  die  Pfänner.  Ebenso  fmden  sich  einzebie 
Eigenthümer  von  Salzwerken,  Salzbeerbte,  zuweilen 
aus  neuerer  Verleihung  oder  Anerkennung. 

§.84. 
Iii.  Das  Jagdrecht 

1.  Geschichie  und  Systeme. 

1.  Dem  ursp rundlichen  deutschen  Rechte  war 
der  (iedanke  eines  besonderen  JnfjdrechlH  fremd. 
Das  Wild  gehörte  niemandem,  und  die  Jagd  darauf 
stand  jedem  freien  Manne  offen ,  vorausgesetzt  na- 
türlich, dass  er  nicht  das  Grundeigenthum  eines  an- 
dern verletze.  Die  Rechtsbildung  trat  aber  schon 
früher  in  ein  neues  Stadium,  als  einzelne  Waldungen, 
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vorzüglich  königliche  Forste  der  freien  Jagd  ver- 
schlossen und  in  den  Bann  gelegt  wurden,  damit  in 
diesen  gebannten  Bezirken  das  Wild  gesichert  und 
die  Jagd  des  Rön^  und  seines  Gefolges  lohnender 
sei.  An  diesem  Vorbilde  erstarkte  zuerst  der  Rechts- 
gedanke, —  w  elcher  bis  weit  hinab  in  das  Mittelalter 
mit  Vorliebe  festgehalten  und  nur  nach  langem  Wi- 
derstreite von  dem  spätem  System  der  Regalität 
während  einer  Weile  verdrängt  ward,  —  dass  das  Jagd- 
recht  eine  Wirkung  und  Zubehörde  des  Grundeigen- 
thums und  der  Grundeigenthümer  berechtigt  sei,  die 
Jagd  auf  eigenem  Boden  zu  üben  und  andere  davon 
auszuschliessen. 

S.  Wahrend  des  Mittelalters  aber  wurde  dieses 
Recht  umgestaltet.  Die  Masse  der  bäuerlichen  Land- 
sassen, auch  der  ursprüijglich  freien,  verlor  mit  der 
Aufliebung  der  allgemeinen  Kriegspflicht  und  der 
Ausbildung  der  ritterlichen  Kriegskunst,  die  Fertig- 
keit der  Wair^:  und  bald  galt  es  als  unschicklich. 


I.  Urk.  Caris  d.  Gro94en  v.  804.  {Hrant,  g.  120.  4.) 
Osnabrugensi  episcopo  quoddam  nerous  vel  for—twm  « 
coltoudaiione  illius  regionis  potentiim  com  omni  mUgrUaie 
m  porei9  »ävaiicis,  cervif  amhuM  et  piseiAtu  omniqtu  ve- 
naHoMf  qott  sttB  hanmo  tuuali  ad  foreihun  depntaiur  — 
in  Perpetuum  proprieUlis  usom  donavimus,  et  videlicet 
ralione»  quod  si  quisquam  boe  idem  nemus  •  nosiro  batma 
mtmiiam  Sine  —  episcopi  licefili«  studio,  venaudt  vei  Sil- 
vam  eistirpandi  ^  Intrare  pnesumserit,  seist  se  pro  de- 
licto sesaginia  solidos  —  redditurum. 

a.  ürk.  V.  1294.  (Kraut,  §.  121.  8.)  castram  et  opi- 
dum  Dorne  —  eam  suis  pertinentiis  universis»  videlicet 
8il?ls»  nemoribus ,  venacionibus,  que  'Willpann  appeilantor 
Yolgariter. 
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da  SS  Bauern  noch  Waffen  tragen  und  an  der  Jagd 
Theil  haben.  Die  Jagd  wurde  möglichst  als  ein 
koni^eheB  —  dann  in  zweiter  Linie  als  ein  Herren- 
recht  betrachtet,  und  nur  noch  in  beschränkter  Weise 
auch  den  minieren  Ständen  verstattet,  den  untern 
ganz  versagt.  Die  Vorstellung  von  einer  den  Lan- 
4eiherm  gebohrenden  Jagdhoheit  über  ihr  ganzes 
Gebiet ,  nicht  bloss  von  einenj  Jagdrecht  auf  iliren 
Domaineii  schlug  Wurzeln.  Es  machten  sich  in  den 
übrigen  Abstufung^  der  Stände  ähnliche  Ansprüche 
geltend  und  wurden  von  der  Macht  der  Lehensherm 
geschützt.  AlUnählich  wurde  so  das  Jagdrccid  ab- 
gelöst von  dem  Grundeigeulhum ,  und  es  kam  da- 
hin,  dass  jenes  auf  ein  Gebiet  bezogen  wurde,  wel- 
dies  nur  tbeilweise  oder  gar  m'cht  im  Eigenthum 
der  Jagdberechtigten  war,  und  dass  in  vielen  Fällen 
den  Eigenthümern  —  den  bäuerlichen  fast  überall  — 
die  Jagd  auch  auf  eigenem  Boden  untersagt  wurde. 


3.  SaeAMupiegel  II.  Ol.  g.  1.  siebe  oben  lo  g.  7i.  9. 
Doch  sint  drie  stede  binnen  deme  lande  to  sassen,  dar  den 
wilden  tieren  vredc  gevorcht  is  bi  koninges  banne  sunder 
beren  und  w5lven  und  vdssen,  dit  betet  banvorste. 

4.  Sehwaktnspiegel  107.  Swer  durch  den  iianforst 
ritet,  des  böge  nnde  des  arnbrust  sol  ungespannen  sin» 
unde  sin  koeber  sol  f ersperri  sin ,  sine  winde  .unde  sine 
braken  sollen  vf  gevangen  sin  nnde  sine  jagende  hnnde 
sollen  geküpelt  sin  unde  Jaget  ein  man  ein  wilt  mit  des 
berren  urloube  vor  dem  panforste  unde  fliubet  ez  dartn; 
er  sol  den  hunden  wider  rüeren.  unde  mac  er  si  niht  wider 
bringen  ,  er  sol  in  nach  volgen  unde  so)  sin  hören  niht 
blasen  in  dem  forste  noch  sine  hunde  niht  giuezen. 

ö.  Verordnung  Herzog  Wibrechts  v.  Bayern  v.  1487. 
{Kraut,  g.  121.  19.J  Schaffen  erosUicb  mil  dir  (Uoserm 
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Man  unterschied  dann  hohen  und  niedern  Wild- 
bann^  hohe  und  niedere  Jagd.  Die  hohe  Jagd  ward 
den  i^Berrewt  dem  hohen  Adel  ansschliessHdi  vorbe- 
halten, die  niedere  aucli  der  liitlcinchnfl,  und  den 
Dienslleuteny  2:e\Nöhnlidi  den  Geschlechtern  und  den 
VolOnirgem  in  den  Städten ,  vorans  den  Reichsstäd- 
ten zugestanden.  Die  Anssdieidung  dieser  beiden 
Stufen  des  Ja^'drechts  war  in)  einzelnen  nicht  immer 
die  gleiche.  Indessen  gehörten  Bären,  Wildschweine, 
Hirsche,  Auerhähne,  Fasanen  gewöiinlich  zur  hohen, 
FOchse,  Hasen ,  Feldhühner  zuweilen  auch  Rehe  zur 
niedern  Jagd.  Die  Durchftihrung  (Irr  Regalität  war 
ebenfalls  keine  gleichmässige,  und  es  erhielt  sich  oft  noch 
ein  Rest  des  alten  Zusammenhangs  mit  dem  Grund- 
eigenthum. Die  Grundherrn  behaupteten  meistens 
noch  ihr  Jagdrecht  innerhalb  der  ganzen  (irundherr- 
Schaft,  und  die  Städte  ebenso  innerhalb  ihrer  Al- 
mende. Daneben  aber  sprachen  die  Vogleiherm  ein 
.  ähnliches  Recht  an  in  dem  Vogteigebiete.  Sogar 


JSgermelster)  dass  da  allenthalben  in  deinem  Ami  alles 
Gejaid  verhieihen  lassest  —  ohne  aUein  Füchse  And  Haasen 
sollen  <Ien  BdelUuien  erlaubt  sein.  —  Den  fileinen  Wild- 
pann  sollst  du  fQran  nirmuiui  verlassoii,  «ianii  ein  (itub 
oder  Selbstgeschoss  zu  Füchsen  und  Wölfen  magst  du  den 
Leuten  vergönnen. 

6.  Bayrisrhes^.üwA^oX,  München  1520.  {Hraut,  §.  Tii. 
21.)  Es  sol  um  Ii  hiomit  sondcnn  ernst  allen  Bürgern^  die 
nit  ans  <)("n  Stellen  von  ges( iilei  hicn  sein  —  samht  allein 
an<lern  s^emainefi  voihh  und  SMudrrlich  aller  pawrschafl 
die  Hasen  und  Fuchs  zu  schicsscn  oder  soitsten  in  was 
weg  das  geschehen  inüchl,  aucl«  flie^'end  wiliprct  mit  den 
Netzen,  Fern  und  schiltn  ze  fahcn,  in  unsern  Land  gänz- 
lichen und  gar  verpolen  sin  und  bleiben. 
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von  der  Altern  gemeinen  Jagdfreiheit  zeigen  sich 
noch  Yerkdnrinierte  Spuren  zu  Gunsten  der  bedtirf- 

tigpii  Armuth  oder  Krankhoit.  Und  nicht  liberall 
gelang  es  den  Landesherrn  die  Jagdpolizei,  auf  ^velche 
sie  ein  unbestreitbares  Hecht  hatt^i,  zum  Jagdregal 
zu  steigern.  Der  Streit  der  verschiedenen  Ansprüche 
und  (iewolmheiten  ^urde  oft  mit  um  so  jzrossereni 
Eifer  und  UartnMokigkeit  fortgeführt,  als  es  unter 
verschiedenen  Ständen  immer  einzehie  Männer  gab^ 
in  denen  die  Jagdh»t  zu  heftiger  Leidenschaft  ent- 
zündet war. 

3.  Die  neueste  Gesciiiclite  des  Jagdreclits  ist 
der  Regalität  der  Jagd  wieder  ungQnstig.  In  Frank- 
reich wurde  das  Jagdregal  im  Jahr  1789,  in  einem 
sehr  grossen  Theile  von  Deutschland  im  Jahr  1H18 
aufgehoben:  und  'mau  näherte  sich  in  Deutschland 
wieder  dem  älteren  Systeme,  der  Verbindung  des 
Jagdrechtt  mit  dem  Grundeigenlhwm ,  ohne  jedoch 
wieder  vollstäiidig  zu  der  alten  Weise  zurückzukeh- 


7.  WeitUi.  V.  Fechingen,  (X?.  Jahffi.  <Mmm,  W.  II. 
00.)  Wer  es  das  ein  arm  man  odarsnst  4ie  %em^ßngeni 
ein  rebe  oder  einen  haaen  in  unserem  vorgenannten  ban 
«nd  berlieMt  sa  Feehingen ,  ist  von  keinen  lierren  indrag 
gewesen  mil  bere  von  altber  her  nsser. 

8.  Weislh.  V.  Galgenscheid  V.  14()0.  [ürimm,  W.  II. 
454.)  Und  da  in  binnen  solle  nymanz  lischen  oder  stricken 
oder  einiche  will  fangen  —  es  enwero  tian,  das  eine  frauwe 
swanger  einge  mit  eime  Kinde  vnd  des  wiitz  gelüstet,  die 
mag  einen  man  odir  knechte  usscliicken ,  des  willz  so 
vil  griffen  vnd  fahen,  das  sie  ireo  gelosten  gebussen  möge 
ungeuerlichen. 

9.  Bayrisches  Ges.  v.  30.  Män  1850.  §.  1.  Im  Grund- 
elgentbam  liegt  die  Berechtigung  lar  Jagd  auf  eignem  Bo- 
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reo.  Es  konnten  vorerst  die  ständiichm  Gegensttize 
in  der  Atisdehnong  Bod  Ausübung  des  Jagdrechts 

nicht  hergestellt  ^^erden.  Vielmehr  wurden  alle 
derartigen  Unterschiede  für  die  moderne  Rechtsbil- 
dung vollends  beseitigt.  Sodann  schien  die  Staats« 
wirthschaftUche  Sorge  für  Erhaltung  eines  mäss^n 
Wildslandes  und  die  polizeiliche  für  die  öflentliche 
Sicherheit  und  Wohlfahrt  mancheiUi  Jicschränkiin' 
gen  zu  erfordern:  Beschränkungen  persönlicher  Art, 
so  dass  nur,  wer  eine  Jagdkarte  gelöst  hat,  zur  Jagd 
zugelassen  wird,  und  dingiieher  Art,  so  dass  der 
Grundeigini hihmr  nur  innerhalb  seines  umzliunten 
Guten  oder  eines  grossen  zusammenhängenden  Güter- 
besitzes  das  Jagdrecht  selber  ausüben  darf,  die  Jagd 
in  den  übrigen  Wäldern  und  Feldern  je  eines  Ge- 
meindebannes dagegen  von  der  Gemeinde  —  wenn 
auch  zu  Gunsten  der  Eigenthümer  —  verpachtet 
wird. 


den.  Die  Ja|dg«reehtigkelt  auf  firsnuieni  Groad  «od  Boden 
bleibt  aollgehobeB.  g«  8.  Die  Ausübung  dss  Jagdrechies 
durch  den  Grundeigenlhfimer  selbst  Ist  nur  sollssig: 

1)  auf  aUen  unmittelbar  an  die  Bebanaung  stossenden 
Hofraumen  und  Hausgarten»  sobald  sie  durch  eine 
Umrirledung  begrXnxt  sind, 

2)  auf  allen  Grundstueken ,  welche  mit  einer  Mauer 
oder  dichten  Umtannung  und  verschliessbaren  Thä- 
ren  verseben  sind» 

3)  auf  einem  susammenbSngenden  Grundbesitse  fon 
mindestens  240  bayrischen  Tagwerken  im  Flach- 
lande und  400  Tagwerken  Im  Hochgebirge. 
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§•  85. 
2*  ReehtsrerbSIfaisse. 

1.  Die  sogenumfe  Jagdhohmt,  früher  yennischt 
«nd  Terbonden  mit  dem  Jagiregal,  ist  mm  als  ein 

rein  staatliches  Recht  aus  dem  Privatrechte  ausge- 
scliieden.  In  ihr  werden  die  sämmtlichen  gesetzge- 
berischen, pohzeilichen  und  staatswirthschafUichen 
Befagniase  der  öfifenlticheD  Gewalten  zasammenge- 
&sst,  die  sich  anf  die  Jagd  heziehn. 

2.  Wo  das  Jagdregal  noch  besteht,  da  wird 
dasselbe  aufge£asst  als  das  Recht  des  Landesherrn» 
in  dem  ganzen  Lande  ako  auch  anf  Gtttm^  die  ihm 
i^dit  zngehören,  die  Jagd  zu  üben,  d.  h.  sowohl  das 
Wild  weidmännisch  zu  hegen,  als  es  weidmännisch 
zu  vorfolgea  und  zu  erlegen.  Beschränkt  ist  dasselbe 
theils  durch  die  Hechte  der  th^ndeigentkümer^  in- 
D^halb  ihres  nmfriedeten  Bodens  m€ht  gestört  nnd 
in  ihrer  Landwirthschaft  nicht  verletzt  zu  werden, 
theils  durch  hergebrachte  oder  verüeliene  Jagdrechte 
Anderer. 

Ans  dem  Jagdregal  abgdeitet  werden  dann  ein* 

zelne  Jagdgerechligheiten,  gewöhnlich  nur  für  die  nie- 
dere Jagd  ertheilt,  welche  Privaten  für  ein  bestimm- 
tes Jagdrevier  verliehen  werden,  welclies  M  der 
Jagd  nicht  überschritten  werden  darf,  anss^  zu  der 
sogenannten  Jagdfolge^  um  das  bereits  verwundete 
Wild,  das  über  die  Grenzen  geflohen,  vollends  zu 
gewinnen.  Dieselbe  ist  insofern  zulässig,  als  sie  als 
blosse  Vollendung  der  bereits  innerhalb  des  eigenen 
Reviers  begonnenen  Besitzergreifung  anzusehen  ist. 
Diese  Jagd  folge  hat  auch  nach  dem  neueren  Rerhts- 

system  noch  praciische  Bedeutung,  da  auch  dieses 

27 
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Jagdbedike  kennte  deren  Grenzen  nur  zur  Jagdfolge 

überschritten  werden  dflrfen. 

3.  Nach  dem  Systeme  des  Jagdregals  und  der 
daraus  abgeleiteten  Jagdgerechtigkeiten,  welche  oft 
ds  erhUeke  Jagdreefate  bestanden,  waren  die  Verhilt- 
nisse  der  Jagdberechtigten  flieils  zu  dem  WMeigm- 
thümer,  dessen  Waldung  in  das  Jagdre\ier  gehörte, 
theils  zu  den  benachbarten  GruneUfesitzern  schwierig: 
und  die  entgegeBgesetztett  Interessen  hatten  yieha 
Strdt  im  Grfolge.  In  ersterer  Berieknng  kam  in 
Betracht : 

a)  die  Frage,  ob  der  Waldeigenthümer  auch  jagen 
dürfe,  oder  durch  das  Jagdrechl  eines  andern 
Ton  eigener  Jagd  ausgeschlossen  werde?  Sie  ist 
in  verschiedenen  Gegaiden  und  je  nach  verschie- 
denen Verhältnissen  und  Gewohnheiten  in  ganz 
entgegengesetztem  Sinne  beantwortet  worden. 
Grossere  Grundbesitzer  halten  oft  das  Recht  der 
Mitjagd  behalten,  während  die  kleineren  es  ver^ 
loren  hatten. 

b)  Niemals  darf  der  Jagdberechtigte  den  Waldeigen- 
thümer  an  der  CWftur  d€$  Bodens  hemmen* 
Dieser  ist  daher  befugt,  neu  besamte  StOeke  des 

Waldes  »in  Schonung  zu  legen«  und  von  der 
Jagd  abzuschüessen.  Selbst  wenn  der  Wald- 
eigendvümer  den  Wald  oder  einzehie  Theile 
desselben  ausreutet  und  in  Acker-  oder  Wies^ 
land  verwandelt,  so  hat  der  Jagdbererhiigte  da- 
g^en  kein  Recht  der  Einsprache :  obwohl  durch 
diese  Benutzung  des  Grundeigenthums  mittel- 
bar die  Jagd  yerhinderl  ward.  Aber  er  darf 
keine  Anstalten  treflen,  deren  Zweck  oder  Folge 
lediglich  Rehiuderung  oder  Störung  des  Jagd- 
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rechts,  nkbt  aber  gehörige  Cultur  des  Bodens 
wire. 

c)  Bei  flbennässiger  Hegung  des  Wfldes  darf  der 

Wakleigenthümer  von  dem  Jagdbereclitiglen, 
der  jene  verschuldet  hat,  für  dea  Wildschaden 
Ersatz  fordern,  den  er  an  dem  jnngen  Nach- 
wuchs des  Holzes  erieidet 

4.  Mit  Bezug  auf  die  benachbarten  Grundeifjen- 
thüiner  war  vorzüglich  die  Pflicht  der  Jagdherech- 
tigteo  zum  ErMze  des  Wüikchadeni,  den  jene  er* 
litten,  von  grosser  practischer  Beideutung.  Da  nach 
der  Natur  der  Sache  ein  freies  Ermessen  hier  ent- 
scheiden muss,  so  übten  früher  die  Autorität  der 
Tomehmen  Jagdherrn,  später  die  Ungunst,  welche 
dem  Jagdrecht  in  der  öflentlichen  Meinung  zu  Theil 
ward,  grossen  Einfluss  auch  auf  die  Behandlung  die- 
ser Streitigkeiten  in  den  Goiichlen.  In  früheren 
Zeiten  wurde  die  übermässige  Jagdlust  begünstigt,  m 
neuerer  die  Jagdherm  leicht  genöthigt,  grosse  Ent- 
schädigungen an  die  klagenden  Grundeigenthümer 
2U  bezalden.  Eine  Ersatzpflicht  bestand  indessen  nur 
für  den  Schaden,  welclier  durch  übermässige  Hegung 
des  Wildes  oder  durch  Hegung  schädlicher  Wüd- 
arten  dem  Herkommen  zuwider  an  den  Feldfrüch- 
tcn  der  (iruudeigeiithümer  veranlasst  worden  war, 
und  es  waren  diese,  wenn  sie  eüie  Ersatzforderung 
stellen  wollten,  auch  ihrerseits  verpOichtet,  die  her- 
kimmUehen  Schutzmittel  (Umzäunungen  und  dgln.) 
nicht  zu  vernaclilässigen. 

5.  Durch  Herstelhmg  des  Zusammenhangs  von 
Jagd'  und  Grundeigenthum  sind  diese  Verhältnisse 
in  juristischer  Beziehung  sehr  vereinfacht  worden. 
Es  stellen  nicht  melur  Jagdgerechtigkeit  und  Grund- 

2T* 
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eigenthum  feindlich  gegenüber,  und  jener  fruchtbare 
Anlass  zu  Streitigkeiten  w^en  Wildschaden  ist  nun- 
mehr  versdiwonden. 


Achtes  CapiteL 

Von  den  Dienslbarkeiten. 
86. 

I.  Charakter  und  Arten  der  DienstlMirkeiteD. 

1.  Voraus  ist  zu  beachten,  dass  in  vielen  Ver- 
hältnissen, weldie  bei  den  Römern  das  Bedürfiiiss  einer 
von  dem  Eigenthfimer  zu  besteflenden  Servitnt  weck- 
ten, in  Deutschland  schon  von  Rechtes  \^egen  ge- 
sorgt war.  Die  Genossenschaft  der  Familie  sowohl 
als  die  Verbindung  der  Mark-  oder  Hofgenossm  war 
80  enge,  dass  um  ihrer  willen  den  einzelnen  Glie- 
dern der  Familie  oder  den  Nachbarn  gewisse  ding- 
liche Rechte  zustanden  an  den  Sachen  anderer  Fa- 
milienglieder  oder  Nachbarn.  Diese  sogenannten 
gentzlieken  Diengtbarkeitm  im  weitem  Sinne  sind 
im  deutschen  Rechte  von  jeher  sehr  zahlreich.  Sie 
sind  von  den  freiicilUgen  Dienstbarkeiten  darin  we- 
sentlich verschieden,  dass  sie  nicht  auf  dem  Willen 
des  Eigenthtlmers  beruhen  und  daher  nicht  aus  der 


!•  OeMterreitehitche*  Gesetsb.  g.  474.  Grunddienst- 
barkeilen  Selsen  iwei  Grandbesilxer  voraus,  deren  einem 
als  Verpflichteten  das  dienstbare»  dem  andern  als  Berech- 
tigten das  herrschende  Gal  gehört. 

2.  Entw.  des  ^flrcAtfrGes.  8*  IMeGranddiensl^ 
barkelten  setzen  mit  Nothveiidigkelt  ein  dienendes  Grund- 
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Fülle  des  Eigenthums  hei^eleitet  sind.  Sie  sind  yki- 
metur  emzdne  Wirkmigeii  einer  famUiemreeh^km 
Bexkhimg  oder  einer  imfanmdm  RechisgemeuMfchaft 

der  Nachbarn  unter  einander  oder  des  Grundherrn 
mit  den  Hofgenossen  u.  s.  f.  Kurz  sie  sind  nicht  das 
Product  willkürlicher  Bestelhmg  sondern  nothwendige 
Folgen  eines  nimfaMmdm  MeeMsverhäHnmes,  und 
erhalten  daher  auch  von  diesem  ihren  Charakter. 
Daher  sind  alle  dinglidbiea  Kechte  der  Art  au  frem- 
den Sadien  hier  ganz  ausEOScfaeiden,  weldie: 

a)  ab  Wirkung  eines  FamUienverhiUtmms  zu  be- 
trachten sind,  und  daher  einen  familienrecht- 
liehen  nicht  einen  sachenrechtlichen  Charakter 
haben,  z«  B.  der  Niessbrauch  des  Ehemanns  an 
dem  Vermögen  der  Frau; 

b)  aus  Grundherrschaft  oder  Markgenossenschaft 
(HoffjenossenschaftJ  oder  einer  ähnlichen  Ver- 
bindung hervorgeben,  indem  sie  ihre  Erklärung 
nur  im  Zusammenhang  mit  iiyesen  Instituten 
jfuiden;  z.  B.  die  mancherld  Holznutzungen, 
von  denen  oben  §.  59.  4.  die  Rede  gewesen; 

c)  die  nothwendige  Wirkung  eines  öffentlichen  In^ 
tereues  sind  und  daher  aus  Gründen  der  öffient* 
liehen  Wdilfiihrt  Ton  dem  Staate  oder  der  Ge- 
meinde den  Eigenthiimen  auferlegt  werden,  ohne 
dass  es  diesen  gestattet  ist,  dieselben  durch  Ver- 
trag aufzuheben  oder  abzuändern,  z.  B.  der 


stück  voraus.  §.  lOiO.  Gewöhnlich  stehen  die  Grund- 
dienstbarkeiten auch  einem  Eigenthümcr  eines  andern 
herrschenden  Grundstückes  und  zwar  so  zu,  dass  das  Recht 
auf  die  Dienstbarkeit  nicht  von  dem  Besitze  dieses  Grund- 
Stückes  zu  trennen  ist,    Ks  J&anu  aber  ausnahmsweise  eine 
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Leinpfad  an  öffentlichen  Flüssen  (§.  76.  1.),  die* 
poUieiliolieii  Beschränkuogea  der  Baatea  wegea 

Es  sind  demnach  nur  diejenigen  gesetEHehea 
Pienstbarkeiten  hier  zu  betrachten,  welche  lediglich 
die  VerkäUnUit  der  emxelnm  Grundbesitzer  um  die- 
aar  wiBe»,  aber  dbgmhen  you  der  Genodsenscbaft 
unter  ihnen,  von  Reelite^'egen  reguliren.  Es  Ist  da- 
her dem  Privat\s  illeii  der  betheiligten  Personen  liier 
ein  Einfluss  gestattet.  Diese  können  unter  Umstän- 
den, die  Dieoilbtrkeit  durch  üebereinkunft.  lindem 
od^  ganz  beseitigen.  Von  der  Ali  sind  eine  An- 
zalil  von  Grunddienstbarkeiten,  welche  bald  allgemein 
anerkamitsindy  bald  in  beschränkter  Anwendung  vor- 
kommen* 

2.  Die  römische  Juriqmdenz  wird  in  ihrer 

ganzen  Servitutenlehre  von  dem  Gedanken  geleitet, 
dass  die  Freiheit  des  Eigenihums  durch  dingliche 
Beschwerden  nur  soweit  l^eschräokt  werden  dürfe« 
ak  es  den  dauernden  Inleressen  desselben  gemlss  sei. 
Es  ist  -wohl  eine  Folge  dieser  ängstlichen  Sorge,  dass 
sie  eine  Prädialservitut  nur  zu  Gunsten  eines  prcB- 
dium  dommam  bestellen  lässt  Dagegen  fragt  sich, 
ob  wir  den  Begriff  der  deutmfken  GrunddiemtbarkeU^ 
wie  es  gewöhnlich  gescliiilit,  ebenso  enge  abschlies- 
sen  dürfen?  In  der  Kegel  freihch  sind  die  Grund- 


Grunddieiistbarkeii  auch  zu  Guusten  einer  Genossensebart 
bestellt  werden. 

3.  Oesierreichisches  Gcs.  §.  483.  Daher  muss  auch 
der  Aufwand  zur  Erhallung  und  Herstellung  der  Sache, 
welche  zur  Dienslbarkeit  bestimmt  ist ,  in  der  Regel  von 
dem  Berechtigteo  getragen  werden.  Wenn  aber  diese  Sache 
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dianirttofcpitfin  andi  ia  DeutschlaBd  von  der  Art» 
das8  mcht  bloss  ein  dienendes,  sondern  zugleich  ein 

herrschendes  Grundstück  da  ist,  aber  es  kommen 
doch  auch  Dieostbarkeiten  vor,  welche  mUNolhwen' 
di§keU  ein  dienmdis^  Gnindstack  bescbweren,  aber 
anstatt  einem  GmndstQcke*  einer  Üam  van  Peno^ 
nen  zustehen,  und  die  im  übrigen  sich  von  den  ^gleich- 
artigen Grunddienstbarkeiten  zum  Besten  eines  Grund- 
stücks uicht  unterscheiden;  nnd  es  ist  nicht  Grund 
genug,  die  Zuldssigkeit  solcher  dauernder  Rechtsbfl- 
dung  zu  untersagen.  Schon  oben  war  von  mancher- 
lei erblichen  oder  sonst  dauernden  Holznutzungen 
an  fremder  Waldung  die  Rede,  welche  wesentlich 
^eichartig  sind  mit  andm  Eolznutzungen ,  die 
Grundstücken  zustehen  (§.  59.].  Dieselboi  Anden 
freilich  ihre  Erklärung  in  einem  älteren  Gesammt- 
eigeathum,  aus  dem  sie  enstanden  sind.  £s  gibt 
aber  auch  Wegerechu  in  Deutschland,  welche  z.  B. 
einer  Gesellschaft  zustehen,  die  kein  Grundeigenthum 
hat,  Dienstbarlu'ilcn,  dass  nicht  höher  gebaut  werden  . 
dürfe,  zu  Gunsten  einer  Schützen  -  Genossenschaft, 
Weiderechte,  welche  eine  Innung,  z.  B.  der  Metzger, 
OTworben  hat,  und  dgln.  mAr.  Hm  würde  freilich 
zu  weit  gehen,  wollte  man  es  für  unerheblich  er- 
klären, ob  das  berechtigte  Subject  der  Grunddienst- 
barkeit dn  bestimmter  Grundägentiiümer  oder  eine 


auch  von  dem  Verpflichteten  benützt  wird ,  so  muss  er 
verhältaissmässig  zu  dem  Aufwände  beitragen. 

4.  Entw.  des  Zürcher  Ges.  §.  1012.  Nur  insoferne 
die  H4odluDgen  oder  Vorkehrungen  des  belasteten  Eigen- 
thümers  daza  dieneo,  die  Ausübung  der  Dienstbarkeit 
möglich  zu  machen  oder  zu  erleichtern ,  können  ihm  die- 
selben mit  dinglicher  Wirkung  auferlegt  werden. 
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andere  Person  seL    Viehnelur  Meibt  die  Bagd  be- 

stehen,  dass  das  Gut  nur  dem  Gute  dauernd  dienst- 
bar sein  darf;  aber  es  inuss  die  Ausnahme  hinzuge- 
fügt werden,  dass  da»  wo  besondere  Gründe  audi 
eine  BesteDnng  dner  GnmddieDstbarkeit  zu  Gunsten 
einer  Genossenschaft  oder  einer  sich  fortwährend 
erneuernden  Classe  von  Personen  rechtfertigen,  sol- 
ches gültig  geschehen  könne. 

3.  Die  Beschränkung  femer  des  römischen 
Reehtes  auf  eine  bestimmte  Zahl  von  zulässigen 
Personalservitnten  hat  für  das  neuere  Recht  keine 
Geltung,  iudeni  unser  Berufsleben  und  unsere  Ge- 
wohnheiten auch  andere  dingliche  Hechte  der  Art 
zu  Gunsten  Ton  Personen  bervorgebracht  haben  und 
neu  erzeugen  können,  ohne  dass  ein  innerer  Grund 
den  Bestand  derselben  verhindert.  Unter  Personal- 
servituten im  neuem  Sinne  im  Gegensatze  zu  Grund- 
dienstbarkeiten, welche  Personen  zustehen,  verstehen 
wir  dann  Servituten,  welche  ausschliesslich  an  ein 
Individuum  geknüpft  sind,  und  daher  mit  dem  Tode 
desselben  untergehen,  beziehen  sie  sich  im  übrigen 
auf  &hrendes  oder  liegendes  Gut 

4.  Man  hat  gezweifelt,  ob  die  von  den  Römern 
behauptete  Regel:  servitus  in  fariendo  consistere  non 
potest,  auch  im  deutschen  Rechte  gelte?  Die  Frage 
ist  zu  bejahen  t  da  die  eigentliche  Dienstbarkeit  nur 
als  Beschränkung  des  Eigenthums,  nicht  als  Auflage 
auf  das  Eigciitlium  zu  betrachten  ist,  und  sich  Be- 
schränkungen des  Eigenthums,  die  in  einem  Thun- 
des  £igenthümers  bestehen,  logisch  nicht  denken  las- 
set. Aber  wenn  schon  die  Römer  in  einem  emzel- 
nen  Falle  es  zugelassen  haben,  dass  der  Eigenthii- 
mer  einer  lasttragendeu  Mauer  angehalten  werden 
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könne,  die  Mauer  herzustellen,  damit  sie  fähig  sei, 
die  Dienstbarkeit  zu  erfüllen,  so  dürfen  wir,  da  das 
deutsche  Recht  überhaupt  die  Beschränkung  des  Grund- 
dgeothums  leichter  nimmt»  um  so  eher  den  weiteren 
Satz  hinzufügen:  Der  Eigenthümer  des  dienenden 
Grundstücks  darf  indessen  dinglich  verpflichtet  wer- 
den, die  Sache  in  solchem  Zustande  zu  erhalten,  dass 
sie  sich  zu  d^  Ausübung  der  nidit  in  einem  Thun 
bestehenden  Bienstbarkeit  eignet.  In  der  That  kommt 
es  in  Deutschland  selir  häufig  vor,  dass  der  Eigen- 
thümer eines  Grundstücks,  auf  welchem  ein  Wege- 
recht  lastet,  die  Pflicht  hat  den  Weg  in  gehörigem 
Stand  zu  erbalt»i. 

§.  87. 

II.  Deutsche  Grunddienstbarkeiten. 

d.   Gesetzliche  Serviluten. 
1.    Seit  der  Einfülirung  öffenllkher  Grundbiicher, 
welche  Uber  die  Rechtsverhältnisse  der  Grundstücke 


1,  Freiburg,  Sladtr.  v.  1520.  {Kraut,  §.  133.  20.) 
Unser  burger  —  soUend  euch  die  böser  mit  keinen  nnwen 
dlenstbarkelten»  die  ?on  alterber  nK  gewesen  sind,  beschwe* 
ren«  on  unser  oder  dess  gerichts  eAantouss.  Und  wer  das 
ein  nachpar  wider  den  andern  ein  dienstbarkeit  prescribiert 
und  nss  des  andern  hinlässigkeit  oder  abwesen  ersesse» 
dieselbig  gewer  oder  ersitzang  sol  nit  flirgon  noch  krallt 
haben,  es  wer  danndaz  wir  ns  Ursachen  ichts  zoliessen,  dann 
wir  wöUen,  dass  die  bfiser  und  holbtett  In  Ir  volkomenhelt 
und  fryheit  wie  von  alterber  hüben. 

2.  0c9ierreiehi$ehe9Qit%,%.h%U  l^M dingliche Bechiätt 
IHensibarkeit  kann  auf  unbewegliche  Sachen  und  Über- 
haupt auf  solche  GegenstXnde ,  die  In  den  öffenilichen  Bü- 
chern eingetragen  sind,  nur  durch  die  Eiiäragung  In  die* 
selben  erworben  werden. 
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sichem  Auüscfaius^  gewAhrea  iSoOen»  pissl  dazu  die 
titere  Lehre  inclil  m^r,  dass  auch  GrnnddieBStbaF« 

keiten  durch  blossen  formlosen  Vertrag  bestellt  wer- 
den kouaen^  selbst  dann  nicht  mehr,  wenn  die  Be^ 
iUzerffreifiing  hinzukomiiit  Vidmehr  mkagl;  die 
Sttrchführung  des  moderneii  Systems  der  Gnmd- 
bücher,  dass  Eintragung  in  diese  zur  nothwendigen 
Form  der  Bestellung  voa  Gruuddieustbarkeiten  erho- 
ben werde,  wenigsleiis  sokher,  die  sieht  durch  au- 
genfällige Anstalten  offenbar  werden.  Das  heutige 
Recht,  ^^elches  sich  jenem  System  immer  entschie- 
dener und  allgemeiner  zuwendet,  ist  daher  liier  in 
einer  Umbildung  begriffen,  welche  die  Nachhülfe  der 
Gesetzgebung  wtinschbar  macht 

2.    Einige  der  wichtigeren  gesetzlichen  Dienst- 
barkeiten, welche  der  Vereinbarung  der  Betheiligten 
unterliegen,  sind  folgende: 
a)  der  gemeine  Grundsatz  des  neuem  Rechts,  dass 

jeder  Grundbesitzer  verpflichtet  sei,  einem  an- 


3.  Öffnung  von  Flaach.  {Grimm,  W.  I.  S.  94.)  Item 
es  sol  je  ein  vorder  gut  dem  hinder  wäg  und  stäg  geben, 
das  einer  mit  dem  sinen  dar  und  dannen  komen  mag  zu 
zimlichen  ziten. 

4.  Code  ciü.  §.  682.  Le  proprit'taire  dont  les  fonds 
sont  enclaves,  et  (|ui  n'a  aucnne  issue  siir  la  voie  publique, 
peut  rcclamer  un  passage  sur  Ics  londs  de  scs  voisins  pour 
rexploitation  de  son  berilage,  a  la  Charge  d'une  indeamil6 
proporlionnee  au  dommage  qu'il  peut  occassioner. 

5.  Erk.  des  Lübecker  Ob. -App. -G.  {Seufferts  Archiv. 
I.  321.)  Jedenfalls  ist  in  Deutschland  —  schon  in  alter 
Zeil  und  im  weitesten  Umfange  die  Gewährung  solchen  Noth- 
wegcs  als  GemciDde-  und  Kaclü>arspiUchi  auerkamU 
worden. 

G.  £diw.  des  Zürcher  Ges.  g.  901.  Di«  des  Noibwe- 
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dem  Grundbesiter  Weg  zu  dessen  Grimdstück 
Btt  geiMtm  (IfiMwagJ,  wenn  jener  keinen 
andern  Weg  hat  und  desseHm  b^rf ,  um  da- 
hin zu  gelangen  und  das  Gut  seiner  hergebrach- 
ten Beschaffenheit  gemäss  zu  benutzen.  Es  ver- 
steht sichy  dass  der  Mothweg  für  den  teipflich- 
telen  Eigenthttmer  möglichsl  wenig  IttsÜg  zn 
bestimmen  ist. 

h]  Die  Verpflichtung,  zu  Brunnenleilungen  den  er- 
forderlichen Raum  gegen  volle  EntsehsUligung 
EU  gewahren. 

c)  Die  Verpflichtung  der  Eigenthümer  landtvirtk' 
schafilic/ter  Gmndslücke,  im  Interesse  der  Wie- 
senwüMcrung  oder  von  Triebmrken  die  offene 
Jhirchieüiinff  des  Gewässers  über  ihren  Boden 
TU  gestatten,  allerdings  ein  erheblicher  Eingriff 
in  das  Eigenthum  zu  Gunsten  einer  bessern 
Cultur,  eben  darum  aber  auch  gewöhnHch  com- 
pensirt  dnrch  eine  erhöhte  Entsohädigung  des 


ges  bedörfligen  Eigentbümer  sind  verpflichtet,  allßUigen 
iSchadeD,  welcher  aus  Benutzung  des  Kolhveges  dem  Nach- 
barn erwachs^  diesem  m  etseisen  wid  iberhaupt  den  Notb- 
weg  w  der  Mi  und  in  der  Weise  lu  beniUseBi»  welche  für 
den  Naebbam  m^^glicbst  wenig  ISsüg  ist. 

7.  Mommger  Gericbtsb.  bei  Seneienherg  I.  2.  p.  86*  . 
seil  auch  keiner  bäum  setzen  In  sein  Güter  es  sei  wo  es 
wolle,  bei  drei  Ylerlel  der  Messrutben  von  andern .  damit 
sein  Nachbar  neben  Ihme  nit  zu  klag  verursacht  werde« 

8.  Sprüchwort:  Mit  den  Nachbarn  hcbl  man  den 
Zaum  aur. 

9.  Sachsenspiegel  II.  51.  g.  1.  Oven  unde  gang  (Kloa- 
ken) und  swinekoben  solcn  dre  vote  van  me  tunc  stan. 

40.  JSioniinger  Gcrichtsb.  bei  Senckenherg  I.  2.  p.  öS. 
Demnach  vieiräilig  klag  \\'egcn  des  Zackerens  und  unor- 
denUichen  aussscbieppens  mit  den  Pflügen  ufl  den  abnge- 
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belasteten  Eigenthümers.  In  neuerer  Zeit  schei- 
nen diese  beiden  Dieiistbarkeitea  der  Brunnen- 
nd  oflfoMi  Wasserleitiiiigf  welche  freier  selten 
anerkannt  waren,  aHgemeiner  zu  werden« 

d)  Die  Verpflichtung  des  Nachbarn ,  Bäume ,  Ge  - 
Mische  und  Grünhecken  nur  in  angemeuener 
Entfermmg  yon  der  bdderseitigeQ  Grttnze  za 
pflanzen.  Je  höher  die  Stamme  sind  mid  je 
breiter  ihre  Wurzeln  sich  ausdehnen ,  desto 
weiter  ist  auch  die  Entfernung  zu  bemessen. 
Gewöhnlich  werdai  indessen  Grttnhecken,  welche 
zwischen  zwei  Gnmdhesitzem  scheiden,  Ziemern' 
sarn  und  dann  auf  der  Gränze  selbst  gepflanzt, 
und  daher  darf  auch  im  Zweifel,  wenn  nicht 
ans  der  Art  des  Verschlusses  sich  die  Berech- 
tigong  nnr  des  einen  GnmdbesitEers  ergibt, 
angenommen  werden,  solche  Grünheck^  sden 
gemeinsam. 

e)  Die  Verpflichtung,  Abtritte,  Schweinekofer  und- 
andere  tihelriechende  Einrichtongen  nur  in  el- 


wandten  xa  Tiel  mahlen  Torkommen,  solcher  anordDung 
aher  Torzakominen  —  Ist  beschlossen  —  wann  einer  — 
seine  drei  gewöhnliche  ordle  vie  preachlich  uff  dem  ange- 
wender ansgekehrt,  —  soll  er  sich  begnügen  lassen  —  des- 
gleichen Im  Lenlzen  soll  ein  ied weder  hinten  bleiben  nnd 
die  angewand  weit  nit  beschedigen. 

11.  Fnmkfurter  Hef.  YIII.  7.  2.  Wir  ordnen  —  dass 
keiner  gegen  seines  Nachbarn  flauss  oder  Hof  zu,  Fenster 
daraus  In  desselbigen  Nachbarn  Haus  oder  Hof  mag  ge- 
sehen werden,  ron  neuwem  machen,  sonders  es  bei  der  TO- 
rigen  Form  und  Gestalt  wie  der  alt  Bau  gestanden  (so  viel 
die  Liecht  belangt)  bleiben  lassen  solle,  damit  sein  Nachbar 
durch  das  yerdricsslich  Einsehen  durch  et»an  Ausschütten 
und  Auswerfen  nicht  beschwert  werde. 
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welcher  Enlfernmg  von  der  uaehbarlicheii  Greuze 
«mihringffl* 

f)  Das  Recht  der  AmomuU,  i.  h.  beim  Pflügen 

auf  dem  Boden  des  Nachbars  den  Pflug  wen- 
den zu  dürfen. 

g)  Das  EammerschlagireclU ,  d.  h.  das  Recht ,  ein 
fremdes  GrandstOck  nun  Rehnf  der  Ansberae- 
mng  eines  Gebindes  zu  betreten  nnd  in  dem 
Luftraum  des  Nachbars  die  nöthigen  Bewegungen 
vorzunehmen. 

h}  Das  Leüerreeht,  das  Recht,  ein  GerOst  zum  Be- 
huf eines  Ba[Qes  auf  dem  nachbarlichen  Boden 
zu  befestigen. 

i)  Das  FeiMt&rrecht ,  je  nach  der  Landessitte  in 
durdiaus  rerschiedäiem  Sinne»  bald  als  Recht, 
dass  der  NacUbar  an  semer  Hauer  htm  FmtUr 
ausbreche  ,  aus  welchem  er  in  den  Hof  des  Be- 
rechtigten sieht:  bald  im  Gegeutheil  das  Recht, 
0m  Femter  sei  es  in  e^oier  —  oder  zuweilen 
auch  in  fremder  Mauer  zu  haben. 


12.  Nürnberger  Ref.  26.  3.  Es  Ist  niemand  zagelas- 
«eo,  auf  oder  gegen  seins  Nachiiauren  Gcpcwen  oder  Hof- 
rait  ainichc  Lieclit  oder  Trüpfen  zu  stellen  oder  zu  macben 
er  hab  dann  desselben  ain  bedingte  bewaissliche  Gerech- 
tigkeit. 

13.  Entw.  des  Zürcher  Ges.  §.  9t6.  Der  Eigenlhö- 
mer  eines  Gebäudes  ist  befugt,  dem  Naehhar  einen  pro- 
Jectirtcn  Bau  zu  untersagen ,  wenn  jenem  Gebäude  in 
solchem  Masse  Sonnenlicht  oder  Heiterkeit  entzogen  würde, 
dass  eines  oder  mehrere  Zimmer  oder  Baume  zur  Erfüllung 
ihrer  Bestimmung  ohne  künstliche  Mittel ,  wie  Anzünden 
von  Licht  unbrauchbar  gemacht  oder  der  Werth  des  Ge- 
bäudes um  wenigstens  den  zehnten  Tbeil  verringert  würde. 
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k]  Das  Recht  eines  Hatisbesüzers ,  dass  ihm  nicht 
durch  die  Baute  des  Nachbarn  das  IMU  ia  er- 
hebHehem  Hasse  entzogen  fFerde. 
Derlei  Dienstbarkeiten  haben  sich  oft  in  der  Ge- 
wohnheit erhalten.  Weniger  hat  sich  die  deutsche 
Gesetzgebung  dersdben  bislmr  angenommen,  obwohl 
eine  angemessene  Ordnung  4er  Art  ftlr  den  Frieden 
und  die  Wohlfahrt  der  Nachbarn  von  hohem 
Werthe  ist. 

3.  Freiwillige  Serviiuten.   Weaembte  uBd  Weiderechte. 

1.  Die  Wegerechle  des  deutschen  Rechtes  kom- 
men in  Deutschland  in  maneheriei  verschiedenen 
Formen  aus  alter  Zeit  yor ;  und  da  die  mancherlei  Wege 
nicht  nach  den  römischen  Modellen  der  via,  actus, 
iter  bestellt  worden  sind,  so  ist  es  auch  ein  thörich- 
tes  Beginnen  mancher  geldirter  Jurist^,  dieselben 
nach  den  Formein  und  SAtasen  untergegangener  Zu- 
stände beurtheilen  zu  wollen.  Abgesehen  von  den 
gesetzlichen  Wegedienstbarkeiteii  des  Leinpfades, 
Nothwegg,  der  Anwende,  wovon  schon  früher  ge- 
i^rochen  worden,  haben  sich  aus  den  alten  Hark- 
veitititnissen  und  aus  anderer  Begründung  mancher- 
lei andere  Formen  von  Wegen  und  häutig  mit  der 


1.  WeiSth.  V.  Lommersum,  [Grimm  ,  W.  II.  S.  724.) 
Item  noch  einen  Kirchwegh-,  der  sali  so  weit  sein,  dat 
irer  zween  ein  braut  leiden  und  irer  vier  einen  todea 
leichnam  gedraj:cii  küniien. 

2.  Rietberg,  Landr.  §.  41.  Wie  w  eit  ein  weg  sein  soll, 
dadurch  man  korn  und  Heu  Tihrl?  Resp.  er  soll  so  weit 
sein,  dass  drei  Pferde  voraus  und  zwei  hinten  mit  einem 
Knecht  unbeschädigt  durchgehen  künnen. 
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-Verpflichtiiiig  des  fiigentlrilaiara  des  dieneoden  Gnmd- 
fltttd»  erhalten,  einen  bestimmten  Weg  in  gehdrigem 

Zustande  zu  erhalten,  z.  B.: 

a)  der  sogenannte  Brawt-  und  Bahrweg,  auch 
Kirehmg  genannt,  so  breit  und  so  hoch,  dass 

die  Leiclienbahre  in  Begleitung  des  Ldchenzn- 
ges  zur  Kirche  getragen  werden  kann,  ohne 
anzustossen. 

b)  Der  Heuweg  über  den  dn  Ftader  Heu  unver- 
sehrt fahren  kann. 

c)  Fahrwege  mit  mancherlei  Eigenthümlichkeiteiiu 
z.  B.  nur  im  Winter  mit  Schlitten  zu  benutzai, 

wobei  zu  beachten,  dass  das  alte  Mass. einer 
Fahrstrasse  (insbesondere  auch  der  Landstras- 
em)  sechszehn  Fuss  Breite  war,  so  dass  zwei 
Wagen  an  einander  vorbeifahren  können. 

d)  Die  Zeigwege,  im  Zusammenhang  mit  der  Drei- 
Idderwirthschaft,  während  der  Fruchtjahre  in 
beschränkter  Weise  zu  befohren,  im  Bractyahr 
als  oflene  Brach wege  frei  gegeben;  —  die  Ver^ 
besser ung  der  Bodencultur  sucht  dieselben  durch 
feste  Feldwege  zu  verdränge  und  zu  ersetzen. 

e)  Das  Tretrecht,  in  Folge  dessen  das  Zugvidibeim 
Ackern  auf  den  fremden  Acker  übertreten  darf. 


3.  Schwabenspie^el  c.  154.  ein  ieglich  wagenstraze  sol 
sebzehn  schuo  sin  ,  daz  ein  wagen  dem  andern  müge  ent- 
wichen, ein  ieglich  man  sol  ^ege  machen  von  sinem  guote 
siben  schuohe:  daz  ander  sol  diu  gemeine  macben.  {Ru- 
precht I.  118.  146.) 

4.  Öffnung  von  Bnrgau.  [Grimm,  W.  1.  S.  199.)  Ilem 
die  TOD  Biirgow  band  irett  gen  Flawyl  vff  die  zeig  ge- 
nannt ebnoU,  in  esch  vnd  in  die  bracb. 
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f)  Tr^irechte,  venehiedeii  je  nach  d«r  Art  des 
VUbß  (Rkidneh,  Sdmfet  Zksgen),  wdohes  ge- 
trieben wird. 

g)  Gässchen  von  bestimmter  Grösse. 

2.  Viele  WeidereckU  auf  fremden  Gütern  sind 
ans  dem  froberen  GuaimmUi^iithiim  der  Dor^enos- 
senschaften  (§.  59.  6.)  oder  aus  der  vormaligen 
Grundherr  Schaft  (§.  (io.  4.)  über  diese  Güter  zu- 
rückgeblieben, als  das  Eigenthum  daran  sich  verän- 
dert hat  Bei  der  fieurtheüm^  derartiger  dinglicher 
Rechte  ist  daher  der  historische  Zusammenhang  zu 
erkunden  und  zu  beachten.  Weiderecbte,  welche 
von  Anfang  als  Servituten  entstanden  sind ,  kommen 
weniger  häufig  vor:  konnte  aber  wohl  nach  dem 
Vorbilde  jener  bestellt  werden.  Es  kommen  daher 
wohl  etwa  grundherrliche  und  diesen  nachgebildete 
Weiderechte,  zumal  Schäfereigerechlifßeiten  in  wei- 
tem Dmfiange  vor  und  nicht  beschränkt  durch  die 
Zahl  der  auf  dem  herrschenden  Hofe  Oberwintertoi 
Stücke.  Oefter  noch  sind  die  Weiderechte  beschränkt 
durch  die  Rücksicht  auf  das  Bedürfuiss  des  herr- 
schenden Grundstücks.  Das  Herkommen  bestimmt 
gewöhnlich  das  Nähere.  ADganeine  Grundsätze  dnd: 
a)  der  Eigenthümer  des  tveidepflichtigen  Grund- 
stücks darf  dasselbe  beliebig  benutzen  aber  keine 


ö.  Wcisilh.  zu  Mechernich.  {Grimm,  W.  IT.  S.  09(5.}  Noch 
weiset  man  ein  gemein  gesogen,  dasstlhig  sali  so  weit  oßfen 
und  von  den  erben  beuwich  gehalten  werden,  dass  ein  frauw 
mit  einer  bürden  bews  oder  ein  esel  mit  einem  mllr.  roggen 
unverletzt  dadurch  gaben  kunne. 

6.  Erk.  des  Ob.-App.-G.  zu  Cassel.  (Seufferfs  Archiv. 
L  13.)  Durch  ein  bestehendes  Hulrecht  —  wird  der  Eigen- 
thümer eines  Waldgruodes  nicbt  gebindert,  denselben  forst- 
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Aenderung  vornehmen,  durch  welche  die  Weide 
verhindert  würde.  £r  darf  also  im  Zweifel  eben- 
falls sein  Vieh  weiden  lassen  (jut  wmpoiunäi)^ 
wird  indessen  durch  das  besondere  Herkönunen 
allerdings  oft  darin  beschränkt.  Auch  darf  er 
die  Weide  des  Berechtigten  insoweit  ausschlies- 
sen,  als  diess  zu  gehörigem  landwirthschalüicheni 
Bau  nötbig  ist,  z.  B.  einzelne  nen  besamte 
Stücke  einer  Waldung  in  Schonung  legen.  Aber 
er  darf  nicht  Brachfelder ,  welche  dem  Weide- 
recht dienen,  oder  einen  ofifenen  Hötongsplatz 
durch  VerAnderong  der  Cnitur  der  Weide  ent- 
ziehen. Er  ist  somit  hierin  stärker  beschränkt 
als  der  Grundeigenthümer  gegenüber  dem  .Tagd- 
herechtigteD.  Indessen  ist  eben  um  dieser  Hem- 
mung der  Culturverbesserung  willen  m  neuerer 
Zeit  meistens  der  moderne  Grundsatz  durchge- 
führt worden,  dass  alle  Weiderechte  ablösbar 
seien. 

b)  Bas  Weidereeht  muss  von  dem  Weidebereehtig- 
ten  so  ausgeübt  werden,  dass  die  Bentitxung  des 
Eigcnthums  dabei  möglichst  wenig  Hemmung  und 
Schaden  leidet.  £r  hat  daher  gewöhnlich  für 
die  Hüthung  des  Viehs  zu  sorgen  und  ist  yer- 
antworffich  üQr  den  Schaden,  welchen  dieses 


mXssig  ainnlegen  and  in  Schonung  sn  legen.  In  der  un- 
ter Mitwirkung  der  Fontbehtfrde  gesehebenen  Bessmiing 
und  Elnhegung  eines  Waldhodens  kann  daher  an  und  für 
sich  eine  Störung  in  dem  Besitz  des  Hutrechts  nicht  ge- 
funden werden;  Ylelmehr  Ist  unter  den  bemerkten  Voraos- 
setsnngen  eine  BesHEStdrong  nur  Im  Falle  des  Besitzes 
einer  offenen  stindigen»  d.  b.  forstmissige  Behandlung  der 
in  Hege  gelegten  Flüche  aosschliessenden  Hut  gegeben. 
Bluntflchil,  denlschet Privatrecbl.  28 
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auf  den  iMit  zur  WeMe  gärigen  bepflanzten 
Grundstücken  anrichtet.  Durch  das  Herkom- 
men wird  indessen  zuweilen  auch  der  Grund* 
bestteer  ang^attea,  dureh  Cmätanang  der  Gü- 
ter midieiii  Sciiaden  zuvorzidLoinmen  mid  hat 
sich  dann  selber  den  Nachtheil  beizumessen, 
welcher  durch  den  fehlenden  Zaun  veranlasst 
wird.  Ebenso  finden  sich  herkömmliche  Be* 
schrtokungen  in  der  Zeit  der  Weide  (gaeUap- 
sene  Zeit  im  Gegensatz  zur  offenen  Zeit),  die  hin- 
wieder beachtet  werden  müssen. 

3.  Die  Jh^äweide,  d»  h*  die  mehreren  Grund- 
besitzem  gemeinsam  und  wechselseitig  zustehende 
Weide  ist  r^elmftssig  eine  Nadiwirkung  der  alten 

genossenschaftlichen  Verbindung  unter  den  Genossen 
einer  Gemeinde  oder  einer  Grundherrschaft  und  be- 
siehl  sich  dann  auf  die  Almende  oder  die  Sonder- 
güter oder  beide.  Die  fünführong  der  Stallfüttervug 
sowohl  als  die  Verbesserung  der  Cultur  hat  beson- 
ders die  Nachtheile  auch  der  Koppelweide  auf  Son- 
dergütmi  in  helles  Licht  gestellt,  und  es  ist  daher 
andi  hier  den  Gmnddgenthümem  neuerdings  durch 
die  Gesetzgebung  mancher  Staaten  das  Recht  ver- 
liehen worden  9  aus  der  Weid^enossenschaft  auszu- 


7.  Bayritehet  Ges.  f.  28.  Mai  1882  ttber  die  Aus- 
übang  und  AbMsiwg  des  Weidereehts.  g.  85.  Dem  Reehte 
der  Weidepflichtigen  aufAbiOsunginiotragen  können  weder 
TertrSge  noch  YeijJihning ,  noch  letstwilltge  Yerfagnngen 
noch  bereits  vor  dem  Eintreten  der  Wirksamkeit  dieses 
Geseties  erfolgte  reebtskrifUge  Eotseheidangen  entgegen 
gestellt  werden* 
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treten  und  dadurch  ihre  Soudergüter  von  der  Weide- 
pflicbl  zu  befreiea. 

*  Bagemmm,  Hi»4>tiich  des  Landidrtbschafts- 
redils.  HttiooTar  1807. 


Neuntes  Capital. 

Von  den  Realiasten» 

I.  HitlttriKlier  Ueberbliek. 

4.  Seit  dem  Mittelalter  finden  wir  in  ganz  Eu- 
ropa mancherlei  Lasten,  weiche  mit  dem  Grundbe- 
sitz in  dem  Sinne  danerad  verbmid^a  dnd>  dass  der 
jeweilige  Grundbesitzer  schnldig  ist,  eine  Vermögens- 
leistung (z.  B.  einen  Grundzins  oder  Zehnten)  zu 
bezahlen  oder  gar  persönliche  Dienstleistungen  [Frohn- 
den)  zu  thmi,  Lasten,  welche  allerdings  in  einem 
Harn  der  Grundbesitzer  bestehen  und  daher  nicht 
nnler  den  Begriff  der  Servituten  passen. 

In  unserer  Zeit  erscheinen  dieselben  meistens 
als  dm»  EigmiAum  auferiegte  und  datsdbe  drüekmde 
Leuien  und  schon  dämm  nidit  vereinbar  nodt  der 
natürlichen  Freilieit  des  Grundeigenthums,  welche 
nur  solche  dingliche  Beschränkungen  auf  die  Dauer 
zolässty  die  aus  diesem  selbst  hergeleitet  werden,  und 
SEodem  im  bteresse  des  Grandbesitzes  ihre  Rechtfer- 
tigung finden. 


1.  TaeäM  Geim«  c.  25«  Saas  quisqae  sedem,  sqm 
Pie&atas  regit  (sertus).  Fmmenti  modnm  domiaiis  im% 
pecorls  aat  vestis  ut  colono  injungit;  et  lerros  haeteüBa 
paret. 

28* 
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So  war  es  ursprünglich  keineswegs.  Jene  Zinse, 
Zehnten,  Frohnden  waren  in  der  Zeit,  als  sie  zu- 
erst massenhaft  yobreitet  wurden,  ntehl  Lasten  des 
GnuideigenthimMi  sondern  Nuixmgm  dm  Crrmdm^m- 
thums  oder  vertcandter  Hoheit;  und  in  diesem  Zu- 
sammenhang betrachtet  verschwindet  auch  das  Räth- 
selhafte  der  rechtlichen  Natur  der  sogenannten  Real- 
lasten. Damals  hatten  sie  guten  Grund,  den  sie 
seither  durch  Umgestaltung  der  Bodenverhältnisse 
verloren  haben.  Jenes  war  aber  auch  die  Zeit  der 
Entstehung  und  das  Wachsthums  jener  Rechte,  die 
unsrige  ist  ^  des  Absterbens  und  der  AUösuiig 
derselben. 

2.  Die  ältesten  Reallasten  sind  ohne  Zweifel 
die  aus  Grundherrschaft  entstandenen  und  Grund- 
herrschaft voraussetzenden,  grmdherrUehe  ReaUoiten» 

Der  Keim  derselben  ist  schon  in  der  Urzeit  der 
deutschen  Völker,  die  uns  Tacitus  in  der  (jermauia 
scluldert,  deutlich  wahrzunehmen.  Damals  schon 
hatten  die  Eigenen  für  sich  Hutten  und  Aecker  zu 
besonderem  Bau  und  Benutzung  mit  ihren  Familien 
empfangen  und  waren  nur  schuldig,  dafür  dein  Herrn 
einen  Theil  der  Früchte,  sei  es  ein  ständiges  Mass 
Yon  Früchten,  so  und  so  viel  Korn,  Haber  u.  s.  f. 
oder  einen  Verhältnissthefl  (Zdinten)  zu  entrichten  und 
auf  dem  vorbehaltenen  Hofgute  des  Herrn  (der  villa 
indominicata]  gewisse  Dienste  zu  leisten,  z.  B.  beim 


%  Lex  Bajttumr,  I.  14.  §«  6.  Serms  auiem  ecelesi« 
atciuidttm  posaessiODem  suam  reddat  Irtbata,  opert  vcro 
tres  dies  in  hebdomada  lo  doroinico  operetnr,  tras  fero 
aibi  faclau  Vgl.  noUn  g.  94.  B.  I. 

3.  Urk.  von  828.  {Neugart,  Nr.  234.)  Arus  ooster 
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Ackern y  Aerndten,  Heuen  mitzuhelfen.  Es  waren* 
das  damals  freiächnodi  kenne  eigeiitlicheii  ReallaBten, 
aber  nur  weil  das  Recht  der  Eigenen  an  den  Gu- 
tem noch  nicht  fest  geworden  war  und  jene 
Pflichten  daher  noch  nicht  darin  wurzehi  konnteiL: 
Mit  der  Aud^ildimg  des  Hofrechts  trat  die  dauernde' 
Verhindang  dieser  herkdmmKehen  Lasten  mit  demhof- 
rechÜichen  Besitz  deutlich  hervor.  Der  hofhorige 
Grtmdbeutzer  war  der  Verpflichteie ,  der  Gutsherr 
der  Bireekiigte,  die  ReaUast  des  erstem  somit  dne 
Folge  des  hohrnn  Eigenthms  und  der  Herrschaft 
des  letztern  an  dem  Gut  und  Über  dessen  Bebauer. 
Das  Becht  des  Herrn  erstreckte  sich  über  die  ganze 
Gutswirthschaft  seiner  Knechte.  Zu  den  dgeneii 
Gntsinsassen  kamen  dann  später  Tide  persOnKch 
freie  Gnmdholden  Mnz«,  tbeüs  weil  auch  Freie  den 
Bau  solcher  Güter  unter  ähnlichen  Verpflichtungen 
übernahmen,  theils  weil  viele  kleine  Freie  üir  Eigen 
nicht  in  Unabhäi^igkeit  bewahren  konnten  und  es 
gegen  Zusicherung  des  Fortbesitzes  an  einen  Herrn 
au%aben.  Auch  die  Freien  mussten  dann  Zinse, 
Zdmten  und  zuweilen  auch  Frohnden  mit  dem 
Gfundbesitz  übernehmen  oder  diesm  auferl^^  las* 
sen,  und  noch  mehr  als  bei  den  Unfreien  —  weü 
hier  das  persönliche  Herrschaftsverhältiiiss  zurück- 
trat —  erschien  die  Last  als  eine  Wirkung  des  dem 
Herrn  zustehenden  Eigenthums  an  dem  belastete 


Pippinus  quondam  rex  aliquos  liberos  homines  in  pago 
Brisichaua  —  ad  monastcriuni  concessileo  modo  utidem  li- 
beri  homines  et  poslcrilas  eorum  ceusnm  quod  ad  fiscum 
persoivi  sotebant,  parli  praedicli  moDableiii  exhiberent  al- 
que  persolvcrent. 
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Boden.  Manche  Ldstangen  hatten  nur  den  Sinn, 
dai  Bgenfimm  des  Herrn  anzneriLeniMfi  und  m 

ehren,  sog.  Recognitum$9i$ii99. 

3.  Nachgebildet  den  gnindherrlichen  sind  die 
aus  der  Vo^eilmmchaft  entstandenen  Realiasten»  die 
zweite  grosse  Masse  derselbeD.  Auch  sie  sind  eine 
Wirkimg  der  Hismekaft  der  Berechtigten  tim  Leitl& 
und  Güter,  nämlich  der  Schutz-  und  Geriditsherr- 
schafty  welche  im  Mittelalter  zu  einer  aus  öffent- 
lidien  und  Privatrechten  genaschten  und  der  Grnnd- 
herrschaft  in  manchen  Beziehungen  Shidichen  Ober- 
herrlichkeit geworden  war  und  daher  auch  privat- 
rechtliche  Nutzungen  sich  aneignen  konnte.  Beson- 
ders sind  >iele  Zinse  Vogteizinse,  ab»  es  kommen 
andi  Vogteifirohnden  vor. 

4.  Auch  der  Ursprung  und  die  weite  Verbrei- 
tung der  Zehnten  haben  gewöhnlich  ihren  Grund  in 
einer  realen  Oberherrlichkeit,  weldie  den  Zehntbe- 
leditlgten  Ober  die  zdmtpflicfal^eii  Güter  anstand, 
irfe  in  den  romenfedien  Provinzen  der  frftnkischen 
Monarchie  eine  Menge  Zehntrechte  dem  Fiscus  als 
dem  eigentlichen  Obereigenthttmer  der  au^g^ebenen 
Possessioiies  zukamen,  oder  üi  einer  mehr  idealen 
OberherrUekkeH,  wie  bei  vielen  kircMidien  Zehnten, 
welche  theils  um  so  williger  auch  von  freien  Eigen- 
thümern  angenommen  wurden,  als  dieselben  zum 


4.  OfTnong  von  Ber§^,  {BluniscAh)  Zürcher  R.  G.  I. 
S.  277.)  Ein  goUhusman  der  ze  Berg  sitzet  huslich  vnd 
bablich,  und  in  das  gericht  da  hurt,  der  sol  dem  vogt  da 
tuon  zween  lagwan  vnd  ein  vasnachthuon  geben. 

ö.  Vogtoffnung  von  Meilen.  (Kbenda  I.  276.)  Aber  so! 
einem  vogt  von  ieglicher  busröcbijerlicb  werden  ein  berbst- 
huoD  hie  in  der  Vogty. 
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Dienste  Gottes  dienten,  des  wahren  und  höchsten 
Harra  aoeh  der  Menschen  und  ihrer  Gütn,  Iheib 
wie  in  Sadisen  Yon  der  saegeMsm  Obergewalt  anC* 

erlegt  wurden. 

5.  Oberherrlichkeit  des  Berechtigten,  Unterthä' 
iitgM  der  Pflkk^igm  und  ihrer  GiU^r  ist  somit  die 
alte  Regel  der  ReaBasten  in  firfiherer  Zeit  Das  aber 
änderte  sich  später  vollständig.  Schon  im  Mittelalter 
kommt  es  ausnahmsweise  vor,  dass  etwa  auch  der- 
lei Rechte  ßr  sic4  aUem  hestdttt  worden,  ohne  dass 
tn»  üehri^  dem  Berechtigten  Eigenihmn  an  dem 
Pflichtigen  Boden  oder  Oberherrlichkeit  darüber  zu- 
gestanden ward.  Man  nahm  keinen  Anstoss  daran^ 
weil  man  gewöhnt  war,  die  in  der  Herrschaft  enft» 
hatteoBi  Rei^  zn  tiieOen  mid  Ober  die  StQcke  zn 
Terfögen.  Wichtiger  aber  für  di3  Umwandlung  des 
ganzen  Institutes  war  es ,  dass  sowohl  die  ganze 
Stellung  der  früheren  Berechtigten  als  die  der  frü- 
hem Pflichtigen  hn  Laufs  der  Jahrhunderte  eine 
totale  Aenderung  erlitt.  Die  Grundherrschaft 
schrumpfte  zusammen  zu  einem  Rest  begränzter 
Nutzungsrechte,  der  hofhörige  Besitz  erstarkte  erst 
SU  Nutz-,  dann  zn  ycfkm  Eigenihuni.  Die  Vog- 
teiherrschaft  ging  unter  mit  dem  Feudal-  und  Pa- 
trimonialsysteni  des  Mittelalters.  Die  Vorstellung, 
dass  Gott  als  Qbereigenthjtimer  alles  Bodens  Zehnten 


6.  Lex  fVisigothor.  X.  I.  19.  Si  quis  terram  —  pro 
decimis  reddendis  —  ab  alio  acceperit  possidendam. 

7.  Cap.  26.  X.  de  decimis  von  1199.  —  cum  enim  Deus 
cujus  est  terra,  —  deterioris  condilionis  non  esse  debeat, 
quam  dominus  temporalis  —  vidclur  iniquum,  si  decima) 
quas  Deus  in  signum  universalis  Dominii  sibi  reddi  prs- 
cepit  —  diminui  valeant. 
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fordere  und  die  Kirche  an  seiner  Statt  diesen  An- 
spruch geltend  mache,  schien  den  spätern  Zeite 
mmatüriich  imd  uohtttbar.  Inuner  mcfar  entdueii» 
nun  die  ReaUasleii  ah;  Latten  des  Eigew^wm^  und 
in  der  That  das  sind  sie  geworden,  während  sie  zu 
AnCaog  Nutzungen  des  Eigenthums  gewesen  waren* 
Von  da  an  fielen  sie  als  Reclitsinstitiift  m  Missgonst» 
w«l  die  alte  Begrttfidung  ihre  Kraft  verloren  hatt^ 
und  nun  der  Widerspruch  mit  der  Freiheit  der  Per- 
son und  des  Eigenthums  bemerkt  ward. 

Die  neoe  Wissenschaft  der  Volkswirthschaft  er^  . 
kannte  in  ihnen  ttberdem  ein  missliebiges  Hemmniss 
jeder  Verbesserung  der  Bodencultur  und  ging  ihnen 
ebenfalls  mit  Eifer  zu  Leibe.  Von  allen  leiten 
wurde  die  Gesetzgebimg  wider  die  ReaUasten  an- 
gerufen, und  es  kamen  überall  Geaetce  zu  Stande^ 
welche  nicht  nur  die  Ablösbarkeit  der  Reallasten  ein- 
führten, sondern  geradezu  die  Aufhebung  oder  Ab- 
lösung aller  Keallasten  anordneten.  Die  Gegenwart 
ist  nodi  mit  Beseitigung  derselben  beschäftigt:  nnd 
es  hat  den  Anschein,  dass  in  ktmer  Zäl  das  ganze 
Institut  nur  noch  eine  historiscJie^  keine  praktische 
Bedeutung  mehr  haben  werde.  Jetzt  schon  sind  manche 
Streitfragen,  die  steh  auf  die  ReaUasten  beziehen,  als 
unerheblich  zur  Seite  zu  kssen. 

•  Duncker,  die  Lehre  von  den  Keallasten.  Mar- 
burg 1837.  Ach.  Riuaud ,  Reitrag  zur  Theorie  der 
ReaUasten.  Stuttgart  1846. 

§.  90. 

IL  Rechttiche  Natur  der  ReaUasten. 

1.  Das  Institut  der  ReaUasten  —  wenn  in  das 
licht  der  Geschichte  gebracht,  nicht  mehr  rdfhse^ 
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haft  —  ist  sowohl  durch  vergebliches  Herbeiziehen 
rOmisdier  Begriffe  als  dvreh  eine  Theorie,  wdcbe 
dandbe  mit  logischen  Foimehi  sä  zerlegen  suchte, 
wunderlich  verwirrt  worden.  Bald  erklärte  man  die 
Reallasten  als  Servituten,  »qua;  in  faciendo  consistunt<r, 
mMi  meinte  die  r^^mische  Servitutenlehre  anf  diesel- 
ben  mibedenUich  aswenden  lu  kttmen,  indem  man 
übersah,  dass  das  Bereich  der  Servituten  als  blosser 
Beschränkungen  des  Eigenthums  erschöpft  wird  durch 
Hemmung  des  Eigenthümers  im  Thun  oder  Nei- 
gung dessdben  zur  Duldung.  Dann  behandelte  man 
dieselben  als  Forderungen  mit  einem  dinglichen  Bei^ 
satze,  als  radicirte  oder  fundirte  Obligationen  :  eine 
Ansicht,  die  vorzüglich  durch  Gerber  vertreten  wird. 
Ihmdser  penmifieine  geradezu  das  Chrunditück,  das 
er  für  den  SekMner  erUftrte. 

Allein  die  Geschichte  lehrt,  dass  die  Reallasten 
aus  einer  Herrschaft  oder  Moheit  des  Berechtigten 
Qb^  die  Güter  henrorge^uigen  sind,  somit  das  dmf- 
Uehe  Element  nicht  eine  Zugabe,  sondern  das  We^ 
sen  ist  des  ganzen  Rechtsverhältnisses,  und  sicher 
war  dem  Grund-  oder  Vogteiherrn  der  Gedanke 
fremd,  die  abhängigen  Grundstücke  sanes  Gebietes 

ab  besondere  Personen  anzusehen.  Renaud  erkannte 

-  -  I 

1.  Saeh*.  Lehttr.  14.  g.  1.  Oben  $•  <M*  Nr.  tt. 

2.  Urk.  von  1319.  {SiwU9ekä,Zütch.  R.  G.I.  8.278.) 
Ist  ottch  dass  der  Yorgenanden  debeioe  yon  sim  teile  vt 
▼erkoufet  ald  llhet  umb  $0  tü  eioats  das  im  des  gootes  n 
belibe  aw  zm»^  Att  90I  mir  (dem  Grandhenro)  von  dem 
teile  der  Im  bellbet  aae  eins,  ein  Mritikmon  xe  einte  ge- 
ben,  vönd  mAem  erbe  än  eine  einn  imag* 

3.  Sehwabempiegel  c.  70.  Ein  icglich  man  mag  wol 
phenden  uf  sinem  guote»  da  man  im  zins  von  git,  an  des 
rihters  oriop. 
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den  historischen  Zasammenhang  wohl,  Hess  aber,  von 
dem  modernen  Zuge  zu  systematisuien  verlockt,  die 
Hand  der  Geselvchle  wieder  iahreii  und  bescfartekle 
den  BegrifT  anf  dk^nigen  Realketen ,  die  erweislich 
aus  dem  Eigenthum  selbst  an  dem  Gut  und  den 
dazu  gehörigen  Früchten  und  Yiehstand  abgelöst  sind, 
wil»eiid  die  Klfarigeo  BetUesten  und  sellMl  die  Froh»* 
den  in  mauflaeiidieni  Zmunmenhange  mü  jenen 
stehen.  Oberherrlichkeit  irgend  einer  Art  über  die 
belasteten  Güter  ist  der  Kern  dieser  Reahrechte.  Sie 
bewahrt  sich  in  den  ReaUaeten  bald  nnr  xum  Ze^ 
ekm  ihres  AneAens,  bald  zn  wiridicher  realer  MUs^un^ 
(Ehrenzinse  und  Ehrendienste  im  Gegensatz  zu  Nutz- 
Zinsen  und  Nutzdiensten J.  Auf  dieser  mittelalter- 
lieben  Oberberrüchkeit  beruht  die  DiogUchkeit  des 
Realredits,  welche  sidi  immer  in  einer  Gewm  Uber 
das  Pflichtige  Gut  äussert.  In  diese  dingliche  Hülle 
ist  denn  allerdings  eine  Forderung  eingeschlossen, 
mskt  an  das  Gut,  sondern  an  den  jeweiligen  Besitzer 
desselben.  InsoCeni  liegt  eine  Müokmg  Ton  ding- 
lichen und  pers^Snlichen  Elementen  vor,  welche  zwar 
unserm  modernen  Rechtsbewusstsein  missfällt,  dessen 
ungeachtet  aber  nur  mit  der  Zerstörung  des  ganzen 

4.  OfUDUDg  fOB  Laugim.  (Ormuh  W*  1.  8. 101.)  Wer 
aber  daz  yemoD  saansillg  ward  an  dem  zins  •  so  nag  aios 
BiscboiB  pfleg  er  ainen  Togt  —  zoo  im  nemea  Ysd  mag 
darum  pheuden  sao  dem  hus  als  zoo  der  boblatt»  die  ia 
daz  guoi  gehSitod,  ob  er  da  phand  bindet,  vatz  dn  er  ge- 
wert Wirt;  vnd  da  sol  demi  der  vogt  le  Booss  nemen  Yß 
phening  vnd  des  Bischofs  phleger  III  ß  phening.  Wer  aber 
das  si  nil  phand  funden ,  so  mugend  si  daz  hus  vnd  die 
hofTstatt,  acker,  wisan  vnd  wingarten  oder  was  denn  zuo 
dem  guot  gehört  angriCTen  mit  versetzen  ald  mit  vcrkouf- 
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Institutes  zu  besdtigen  ist  In  der  alten  Zeit  war 
das  dingliehe  Etement  —  die  so  bewährte  Herrschaft 
über  die  Gitter  —  Jedermann  oAsiibar.  Spiter  aber 

ist  eben  der  Kern  des  Institutes  verdorret  und  ver- 
fault und  so  jenes  Elment  verdunkelt  worden*  In- 
dessen  kann  auch  jetzt  noch  nicht  davon  abgeseheu 
werden,  wefl  die  meisten  nodi  vorhandenen  Real- 
lasten eben  aus  jener  Vorzeit  stammen  und  verhält- 
nissmässig  nur  äusserst  wenige  von  neuerem  Datum 
stDd  Für  die  kteteren  ist  es  nun  aUerdiogs  mög- 
Mdi—- und  efaudne  Mieder  Art  kommen  sdion  im 
Mittelalter  vor  —  dass  bei  ihrer  Entstehung  nicht 
die  dingliche  Herrschaft,  sondern  die  persönliche  For- 
derung als  das  Wesentliche  betrachtet  wurde,  und  sie 
der  (fmgmg,  eine  Fordenmg  sm  fmdirm,  ihr  Da- 
sein zu  verdanken  hatten.  Auch  sagt  diese  AuffiuH 
sung  dem  modernen  Rechtsgefühl  mehr  zu,  und  es 
ist  nicht  undenkbar,  dass  in  Gestalt  fundirUr  Schul- 
dm  auch  in  Zukunft  neue  (wesenIMcfa  persönliche) 
Reallasten  sidi  wieder  bOden,  wahrend  die  allen  an 
die  Herrschaft  erinnernden  (wesentlich  dinglichen) 
Reallasten  allmählich  verschwinden.  Aber  auch  die 
i^ter  entstandenen  Reallasten  sind  doch  meistens 
den  frühem  nadigeahmt,  und  es  ist  — ahgesAenvon 


fen  als  verr  vntz  das  si  der  zins  —  vnd  der  freflin  —  genz«- 
Uch  gewert  werden. 

5.  Öffnung  von  Burgau  y.  1404.  {Grimm,  W.  I.  197.) 
darnach  waz  zins  oder  zechenden  vsstündint  von  ain  jar 
vnd  zwayn  den  ncchsten  darvor  die  sol  man  euch  vssrich- 
ten:  was  aber  vssiünd  elter  dann  drii  jarweri  nit  mer  slns 
sunder  aiD  schuld. 

6.  Loytel  inst.  cout.  Les  rentes  sont  reelles  et  im- 
roobiliaires,  les  arr^rsges  personnels  et  mobiliaires. 
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dem  Institute  der  Gülten ,  welches  den  Ueb^ang 
ans  dem  ältem  zoin  neuem  Rechte  bildet  —  nichl 
tvL  einer  DnrcfaiHldimg  deB  jttngerai  Gedankens  ge^ 

kommen. 

Aus  jener  Umwandlung  der  Rechtsansicht  er- 
klärt es  sich  denn  auch,  dass  nach  ältermBeohte  <ye 
Udmriragung  des  Rechts  auf  Reallast  in  der  Form 

der  ^M//ewsuf?^  geschelien  ist,  nun  aber  schon  die  «er- 
tragsmässige  Ccssion  für  genügend  erachtet  wird. 

2.  MögHch  ist  es,  aber  nicht  nothwendig,  dass 
auch  das  EeeJa  airf  die  Reallasl  an  ein  Grund§tüdt 
gebunden  ist,  somit  dem  jewaligen  EägenlfaQiner  des- 
selben zusteht;  gewöhnlich  aber  steht  dasselbe  nur 
einer  Person  zu,  abgesehen  von  einem  Haupthofe. 
Die  in  der  Reallast  enthaltene  Verpflichtung  aber  ist 
immer  an  ein  Grundstock  gebimden,  nnd  kann  nur 
von  dem  jeiveiltgen  Besitzer  desselben,  aber  auch  von 
jedem  Besitzer  gefordert  werden.  Wenn  daher  der 
Besitzer  seinen  Besitz  ai^gibt,  so  imd  er  für  die 
Zukunft  frei  von  jedo*  Pfiid^t  gegen  den  Realberech- 
tigten. Ebenso  haftet  der  neue  Besitzer  für  die  her- 
gebrachten Beallasteu,  auch  wenn  dieselben  ihm  von 
seinem  Gewähren  nicht  angezeigt  und  überbmiden 


7.  Jus  prw:  duc.  fnusUe  IT.  8.  81  qais  fbn- 
dam  debentem  censam  Tel  aiia  onera  emat  — *  ad  aam 
census  non  sattem  fatciri ,  sed  etiam  ad  ^os  relitjua  pr«- 
scanda  et  solvenda  obifgatar.  Censos  enim  et  onera  — 
realia  sunt,  qua»  personam  iniDime  concernunt,  sed  cum 
ipsa  re  io  emtorem  transeunt. 

8.  Bajrrifehes  Landr.  II.  10.  §.  4.  7.  Haftet  der 
Gutsinbaber  für  die  anier  seinem  Vorfahren  etwan  verfal- 
len *  und  rückständige  Zehenden  nicht,  er  seye  dann  suc- 
cessor  uoiyersalis. 
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worden.  Nach  älterem  Recht  durfte  der  Berechtigte, 
w  enn  der  Besitzer  mit  der  Leistung  säumte,  auf  dem 
Gute  die  Pftodung  TonMfamen  und  so  sich  selber 
hetfen,  im  ttnssersten  Fall  sogar  sieb  des  Gnies  un* 
terwinden  und  den  Zinsmann  oder  sonst  ReaJpflich- 
tigen  von  dem  Gute  vertreiben.  Die  neuere  Reclits- 
entwicklung  lässig  anch  diese  Art  der  Selbtsliiilfe  nicht 
mdir  zn. 

3.  Wie  sind  die  Rückstäiulc  anzusehen?  Die 
ältere  mid  strengere  Meinung  lässt  dafür  auch  den 
i^erm  Besitzer  einstehen,  unter  dem  sie  nidit  auf- 
gelaufen sind«  Dieselbe  betrachtet,  wie  Renaud 
(§.  82  ff.)  nachgewiesen,  auch  die  einzelnen  Leistun- 
gen als  eine  Bethätigung  des  Rechtes  im  Ganzen, 
und  lässt  daher  immer  den  Besitzer  des  Gutes  und 
nur  ihn  dafiir  einstehen*  Aber  schon  frühzeitig  tref- 
fen wir  auf  eine  andere  Ansicht,  nach  welcher  das 
Recht  auf  die  Rückstände  —  wenigstens  auf  die  ö/- 
teren  Rückstände  —  nur  noch  als  eine  penönlicUe 
Fordmmg  bdiandelt  wird,  welche  nicht  mehr  gegen 
den  Grundbesitzer  als  solchen  s(Hidem  nur  gegen  den 
geltend  gemacht  werden  darf,  welcher  dieselben  ver- 
schuldet hat,  und  g^en  dessen  £rl)eu.  Diese  Mei« 
nung  entkleidet  dann  die  Forderung  auf  Leistung  der 
Rüdestande  des  dinglichen  Charakters  einer  Reallast 
und  schützt  dieselbe  nur  noch  als  laufende  Forde- 
rung. Der  neuern  Rechtsbildung  entspricht  die  letz- 
tere Auffossung  besser«  theils  weil  jene  überhaupt 
geneigt  ist,  dem  persönlidmn  Elemeole  in  der  Real- 
last eher  als  der  dinglichen  Gewere  das  Hauptge- 
wicht beizulegen,  theils  weil  sie  zu  der  Sicherheit 
des  heutigen  Creditsystems  besser  passt 
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§.  91. 

UL  Begründaag  öm  AeaUtstaii. 

1.  Die  Geschichte  gibt  uns  Anfechluss,  wie 
während  des  Mittelalters  im  Grossen  und  massenhaft 
ReaUasten  entstanden  sind.  Ob  auch  m  unserer  den- 
sdben  nicht  günstigen  Zeil  noeh  einzelne  ReaOasten 
neu  entstehen  können,  und  in  welcher  Weise,  sind 
bestrittene  Fragen. 

Dem  öffentlichen  Rechte  gehören  die  sogenaDn- 
ten  itaatmehtUehm  Reaüaslen  an,  welche  aus  dflfent- 
Mchen  Interessen  von  Staats  wegen  oder  durch  die 
Gemeinde  den  Grundbesitzern  auferlegt  und  auf  den 
Grundstücken  fnndirt  werden*  Audi  siQ  sind  selte- 
ner geworden,  als  Tormals.  Dass  aber  prmareeM- 
liehe  Reallasten  durch  neue  Gesetze  eingeführt  wer- 
den, wäre  an  sich  nicht  unmöglich,  kommt  aber  nicht 
leicht  mehr  tot.  Noch  weniger  wird  in  unsem  Ta- 
gen «die  Gewohnheü  neue  ReaOasten  harvorbringen. 

2.  Kann  durch  Vertrag  des  Berechtigten  mit 
dem  Eigenthümer  des  verhafteten  Grundstücks  eine 
Reallast  neu  begründet  werden?  Manche  Juristen 
bejahen  nach  dem  Vorgänge  AünrecktB  die  Frage  als 
Regel,  und  Mawretibreeher  sogar  in  der  Ausdehnung, 
dass  ))jede  denkbare  Leistung  durch  Vertrag  auf  ein 
Grundstück  radicirt  werden  könne«.  Andere  ver- 
neinen sie  mit  Duneker  und  Benaud. 


1.  Samdurger  Stat.  L  30.  3.  Wis  Tor  dem  Bathe  in 
offBoer  Aadienti  an  Erb  und  Eigen  >  Hauptstol  and  Renle 
ferlassen  und  in  dieser  Stadt  Erbe-  oder  Rentebach  ge- 
sehrieben and  in  Jahr  and  Tag  nicht  angefochten  and  da- 
von nnter  des  Secretarii  Hand  ein  Estraet  im  drehte  toi^ 
gelegt  wird,  dagegen  kann  niemand  einige  Einrede  than« 
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Der  alte  Irrthum ,  dass  nach  dem  Geiste  des 
deotschea  Rechts  der  blosse  formlose  Vertrag  alle 
gewOnsditen  avdi  djngliehen  fiechtswirkniigai  htlbe, 
hat  andi  Mer  seinen  terderiWclien  Einfli»  gettbt 
Da  der  Vertrag  weder  nach  römischem  noch  nach 
ölterm  deutschem  Rechte  stark  genug  war,  um  für 
rieh  aUein  Reallasten  zu  erzeugen,  so  wttre  die  £r- 
Idditerang  einer  solchen  Betastung  der  GrundstOdKe 
in  unserer  Zeit  dem  Gange  der  Rechtsentwicklung 
durchaus  zuwider.  Aber  es  scheinen  mir  auf  der 
andern  Seite  die  Jurist^  doch  zu  weit  zu  gehen, 
welche  dem  freien  Willen  der  BetheiUgten  unter  al- 
len Umständen  die  neue  BegrOndong  ¥on  Reallasten 
untersagen.  Vielmehr  scheint  mir  unter  folgenden 
Bedingungen  eine  freiwillige  Begründung  einer  Real- 
last zolissig: 

a)  dass  die  Fundirung  der  SekM  in  Form  der 

Eintragung  in  das  Grundbuch  ( Hypothekenbuch J 
vollzogen  werde; 

b)  dass  der  InhaU  dar  neoen  ReaUast  sich  inner- 
halb der  ertaubten  Grenzen  (»kfiine  ewigen  La- 
sten«) halte  und  entweder  zu  den  hergebrachten 
Arten  gehöre  oder,  wenn  er  neu  ist,  sich  durch 
die  modernen  Agrarbedttifirisse  rechtfertigen  lasse. 
In  Lftndem,  welche  noch  kein  Gmndbnch  be- 
sitzen, mag  die  Erklärung  vor  Gericht,  nicht  aber 
der  blosse  Veri^rag  genügen. 


3.  Premtiiehee  Landr.  L  82.  §.  18.  Gmndgerechüg* 
keiteu,  welche  den  Nauangsertrag  des  belasteteii  Grand- 
Stücks  sehmälern  und  gleichwohl  doieh  keine  In  die  Augen 
fallenden  Kennzeichen  oder  Anstalten  angedeutet  werden, 
mass  der  Berechtigte  in  das  Hypothekenbuch  des  belaste- 
ten Grundstücks  eintragen  lassen. 
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Diese  Grundsätze  gelten  indessen  nur  von  den 
Reallasteu,  welche  das  Eigeatbum  des  Bodens  be- 
schweient  m^bk  tqh  denen,  wekhe  ausnähmsweise 
noch  dem  E^enthOm^  des  Bodens  seltet  von  dßm^ 
der  diesen  zur  Benutzung  erworben  hat,  entrichtet 
werden  müssen.  Derlei  Realiasten,  die  jedoch  heut- 
zutage gewöhnlich  durch  obbgatörische  V^flichtun- 
gen  ersetzt  worden  sind,  können  jnöglidiar  Weise 
ohne  Fertigung  im  Grundbuch  von  dem  Eigenthü- 
mer  dem  Besitzer  auferlegt  werden  und  ihren  ding- 
lichen Charakter  darin  bewähren,  dass  jeder  Nach- 
folger in  dem  Grundbesitz  mit  diesm  zugldcb  aueh 
die  Leistungspflicht  übernimmt. 

3.  Das  Vermächtniss  gewahrt  im  günstigsten 
Falle  nur  einen  Titel  auf  Bestellung  dar  Reallast, 
nicht  diese  selbst  Die  ^tgegengesetzte  Annahme 
würde  das  neuere  Princip  der  durch  die  Mnrich- 
tung  der  Grundbücher  geschützten  Sicherheit  des 
Grundeigentbums  gefährden  und  jene  verwirren. 

4.  Eine  Ersitztmg  dßat  Reallasten  ist  dem  ältem 
deutschen  Rechte  unbekannt  >  und  das  neuere  hat 
nicht  Grund  genug,  sie  zuzulassen.  Die  Unvordenk- 
lichkeit  des  Besitzes  aber  rechtfertigt  den  Rechts* 
sdiutz  desshalb,  weil  auf  sie  die  Vermuthung  ge- 
stützt werden  kann,  dass  die  herkömmliche  Reallast 
ursprünglich  mit  Recht  entstanden  sei. 

§.  92. 

lY.  Umwandlung  nnd  Erlöschung  der  Reallasten. 

1.  Die  Gegenwart  hat  die  Tendenz,  die  Real- 
lasten theik  umzuwandeln,  theils  aufzuheben.  Die 
Umwanäktng  lässt  den  juristischen  Charakter  der 

Reallast  fortbestehen,  aber  ändert  den  Umfang  oder 
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die  Art  der  Leistung.  Die  beiden  wichtigsteu  Anweu- 
duDgen  sind: 

a)  die  Fixkmg  unbestanmter  ReaUasten  in  be- 

b]  die  sogenamite  acUeratioj  d.  h.  die  Verwandlung 
von  Naturalleistungen  in  Geldleistungen. 

Die  neuere  Gmtstgebtmg  bat  häufig  diese  Um- 
wandlung dem  belasteten  Grundeigenthfimer  auch 
gegen  (ieii  Willen  des  Berechtigten  gestattet  und  zu- 
weilen sogar  zur  Pflicht  gemacht  Die  Vollziehung 
der  Umwandlung  geschieht  wieder  regelmässig  durch 
Emiragung  in  das  Gmndbuch;  und  sie  bedarf 
abgesehen  von  den  erleichternden  Bestimmungen  der 
neuern  Gesetze  —  der  nämlichen  Formen,  wie  die 
Entstehung  neuer  Reallasten»  indem  durch  dieselbe 
eme  wesentlich  neue  Leistungspflicht  an  die  Stdk 
der  alten  tritt. 

2.  Im  Interesse  der  Freiheit  des  Grundeigen- 
thums und  der  Verbesserung  der  Landwirthschaft 
hat  die  neuere  Zeit  den  manchenorts  schon  früh« 
angestrebten  oder  anerkannten  Grundsatz  zum  all- 
gemeinen Recht  erhoben:  Alle  auf  dem  Grundeigen- 
thum haftenden  —  wenn  auch  ursprünglich  als  ewig 
ganeinten  —  ReaUasten  sind  Möebar  und  es  darf 
das  Grundeigenthum  niehi  wiederum  mit  emgen 
ReaUasten  beschwert  werden.  Diese  Veränderung 
des  altern  Rechtes  ist  nicht  als  Umwandlung  der 
Reallasten  auficufassen;  denn  es  bleibt  die  ReaUast 


1.  Zäreher  Gericblsb.  v.  1583  (bei  ^chauberg  S.  42.} 
Wie  man  dbein  Mcbt  noch  wyo  gülten  sonders  allein 
adi  lins  machen  sttlle. 

S.  K.  ffmeU  PrlylL  f.  Goslar  v.  1390.  Wer  ouch 
Blantfohlif  deatiehet  PriTalreebC  29 
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ibrdn  Inhalte  tiä€h  i0rid  zUVor,  es  IbI  dadurch  not 
dem  Realpffichtigen  ein  Weg  eröffiiet  %otd^,  dks 

Grundeigenthiim  von  dersdbeh  zu  befreien.  Macht 
derselbe  von  diesem  Rechte  Gebrauch,  so  wird  die 
teherfge  HeaJlast  selbst  aufgehoben.  Die  AbJösung 
geschieht  prindpid)  datch  Bezahlmig  eines  dem 
iSffähreh  WeAki  des  betrefTenden  Rechtes  entsprechen- 
den Geldcapitah  von  Seite  des  Pflichtigen  an  den 
Berechtigten,  und  wo  die  Eintragung  der  Reallast  ^ 
4^  Grandbudi  sUAgeftinden  hKt,  durch  die  Lotdmug 
hk  demselben.  Da  ftadessen  lAer  den  Werth  jene6 
Rechts  leicht  Zweifel  entstehen ,  so  enthalten  die  neu- 
erti  Ablösungsgesetze  gemeiniglich  genauere  Vor- 
schriften Ober  die  Benechnohgsweise;  und  da  die  mei- 
"^Ktk  fteaRaslen  aus  a]t^  2dt  überifefert  sind  und 
daher  ihre  Bestellung  nicht  durch  das  Grundbuch 
vermittelt  worden  ist,  so  bedarf  es  zur  Befreiung  des 
GtundstttdLS  aüch  nicht  nothwendig  der  Vormerkung 
der  AblOsuAg  hi  jenem,  obwohl  wo  ein  solches  he^ 
steht,  der  ablösende  Eigenthtlmer  ein  Interesse  und 
ein  Recht  hat,  dieselbe  zu  fordern.  Eine  Erleichte^ 
rtog  des  tetztern  ist  es,  wenn  ihm  statt  der  Ablö^ 
sung  durch  haare  Bezählkmg  des  AUSmingneafMk 
auf  einmal  gestattet  wird,  dieselbe  allmählich  durch 
Annuitäten  zu  tilgen«  Weil  aber  hinmeder  dem 
Berechtigten  nicht  zugemuthet  werden  kann,  sich  mit 
dieser  Form  zu  begnügen,  so  bedarf  es  dann  def 
Vermittlung  des  Staats,  der  dem  Berechtigten  das 


an  der  burger  huse  gulde  oder  Zinse  bette»  de  mag  der  bar- 
ger ab  kouffen,  iiliche  march  geldes  Tor  Iben  mtrk;  nur 
en  were  datz  er  bewisen  konde  datt  man  daz  mer  Tor  ge- 
geben helle. 
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Capital  bezahlt,  und  von  dem  Pflichtigen  die  Annui- 
täten annimmt.  Eine  andere  Form  der  Ablösung 
ist  die  Umwandlung  der  ReaOast  io  eme  Copkal- 
ichnUd  mil  Pfa$^reeht  an  dem  Gmndstack. 

3.  Mancherlei  Realksten,  welche  in  dem  ö/fent- 
lichen  Rechte  oder  in  der  frühem  Leibeigemchaft 
ihren  Grund  hatten,  sind  in  neuerer  Zeit  durch  die 
VeHinderong  Vtrfastung  und  in  iPolge  der  Auf- 
hebung  der  Leibeigenschaft  auf  gesetdichem  Wege 
und  gewöhnlich  ohne  Entschädigung  beseitigt  worden. 

4.  üeberdem  bewirkt  die  Yerzichtlelstung  des 
Berechtigten  oder  dei*  Vertrag  die  Aufhebung  der 
Reallasten,  welche  nicht  durch  das  Grondlmch  te- 
stest w  orden,  und  berechtigt  in  aUen  Fällen  zur  Lö- 
schung im  Ci  rundbuch. 

5.  Durch  Verjährung  geht  das  Beeht  auf  die 
BeaUoit  unter,  wenn  der  PfKditige  die  Ldstung  ver^ 
weigert  und  der  Berechtigte  dreissig  Jahre  lang  sich 
bei  der  MichterAillung  beruhigt  hat.  Die  Forderung 
auf  eine  einzelne  Leietmg  dagegcsn  veijtthrt  wenn 
nicht  eine  kürzere  VetjArung  eingefdtnt  ist  —  nach 
dreissig  Jahren  auch  oline  anfängliche  Aufforderung 
und  Weigerung  der  Leistung.  (Seufferts  Archir 
D.  18.) 

6.  Ebenso  gdit  das  Recht  unter,  wenn  der 

Berechtigte  zugleich  zum  Realverpflichteteu  wird  oder 
umgekdurt. 

*  Von  neuem  Ablösungsgesetien  sind  besonders 
zu  erwShnen  das  ßayri$(^  vom  4.  Juni  1848  mit  Er- 

3.  Sayruehei  Ges.  T«  4.  Juni  1848.  Art.  91.  ANe 
fiten  (es  darf  keine  andere  mehr  geben)  Gmndgentlle  des 
SUates ,  der  Prifaten»  der  Slifliinaen  und  Conmittnen  sind 
•biasbar. 

29* 
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läuterungen  von  Pözl,  das  Oesierreichische  vom  7.  Sep- 
tember 184S  und  4.  März  1849,  das  Preussische  vom 
2.  Marx  1850  und  das  Würtkmberf/UeKe  vom  14.  April 
1848  imd  17.  Juni  1849. 

§.  93. 
V.  aecbtsmiUel. 

1.  Da  die  ReaJIasten  ursprünglich  auf  einer 
Herrschaft  über  das  Gut  beruhen,  so  wird  die  ent- 
sprechende fierechtiigung  im  Ganzen  r^mässig  durch 
eine  dingliche  Klage  geschützt,  die  von  den  Neuem 
actio  confessoria  utüis  genannt  wird.  Ihre  Voraus- 
setzungen sind: 

a)  auf  Seite  des  Eliigers  das  eingeklagte  Recht, 

b)  auf  Seite  des  Beklagten  Bentz  des  realpfHchti- 
gen  Grundstücks,  wobei  jedes  thatsüchliche  Inne- 
haben desselben  genügt,  oder  Besitz  des  Rech- 
tes selbst 

Daraus  folgt,  dass  der  bisherige  Realpflichtige  jeder- 
zeit durch  Veräusserung  oder  Dereliction  des  Grund- 
stücks der  Klage  entgehen  kann. 

9L  Streitig  ist  dag^;en,  ob  auch  die  emzeinm 
fättigm  Leitungen  mit  jener  dinglichen  Khige  ver- 


1.  läoyiel  inst.  cout.  De  rentes  constita^es  ou  ne  peut 
demander  que  cioq  ann^es  d'arr^rages  par  l'^dil  du  roi 
Louis  XII. 

2.  Coui.  de  Tour  16.  2.  {Benaud,  S.  95.)  Le  deten- 
teur  d'auicun  h^ritaige  qoi  ne  scroit  pcrsoDoellemeot  Ob- 
ligo pealt  d^laisscr  oq  quicter  ledU  h^rilaige  saos  payer  les 
arreraiges  des  dictes  rentes. 

3.  ßannüv.  Verordn.  t.  1833.  S«  Eigenthümer 
solcher  Gfiter  kennen  dieselben .  —  nach  Gatbefioden  — 
aufgeben. 
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langt  werden  können.  Es  kommt  darauf  an,  yriß 
dieselben  an%efas$t  werden  (§•  90.  8.}.  Insofeme 
die  ältere  Ansicht  der  Dinglichkeit  noch  praktisch 
ist,  darf  die  Confessorienklage  nicht  verweigert  wer- 
den; und  das  ist  meistens  der  Fall  nicht  bloss  mit  Be- 
zog auf  die  Leistung  des  letzten  Jahres,  sondern  bd 
Zuisen  auch  noch  mit  Bezug  auf  die  drei  oder  vier 
oder  fünf  letzten  Rückstände.  Wenn  dagegen  die 
Rückstände  als  blosse  persönliche  Forderungen  ange- 
sehen werden,  —  und  das  gilt  nun  gewöhnlich  von 
titem  Rückständen  — ,  dann  können  sie  nur  durch  eine 
persönliche  Klage  eingeklagt  werden  und  nur  gegen 
den  Besitzer,  unter  welchem  sie  aufgelaufen  sind, 
und  dessen  Uniyersalsuecessor  (Erben  oder  Concurs- 
masse),  nicht  aber  gegen  den  Siognlarsuccessor  in 
dem  Grundstück. 

3.  Dem  Eigenthümer  des  Grundstücks,  von 
welchem  eine  Reallast  geford^  wird,  steht  das 
Rechtsmittd  der  Negatorienklage  zu  Gebote,  um  da- 
mit die  Freiheit  seines  Eigenthums  jenem  Anspruch 
gegenüber  zu  behaupten. 

4.  Das  deutsche  und  das  canonische  Recht  re- 
den audi  ton  einem  Besitz  der  Reallasten,  und  das 


4.  Urk.  V.  1267.  {ßenaud,  S.  70.)  Nos  assignamus  et 
praesenti  scripto  damus  redditus  valentes  annuatim  viginil 
marcas  —  priori  et  Tratribus  in  L.  —  Tradentes  eisdem 
frairibus  per  presens  insiruiueatum  corporaleoi  possessionem 
omDium  prediclonim  etc. 

5.  Inslrum.  /^acis  Osnabr.  Ö.  §.  16.  Uli  vero  reditus 
census,  Decim«  ,  Pensioncs,  quae  Stalibus  Augustanx  Con- 
fiMiionis  ob  —  fandttiooes  ecclesiasticas  e  Cathoiicorum 
pro?inciis  dtbeniur,  quoramque  in  possessione  vel  quasi 
percipiendi  anoo  1624  «—  Aieront »  absqi|e  üUa  eice|itione 
soWantor. 
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aus  beiden  erwachsene  neuere  Recht  schützt  densel- 
unbedenklich  sowohl  gegeA  widerrechtliche  St<h 
rvuff  als  gefeit  Enj^mtsmih  tu^  M  (U^  gQr 

Ürte  JlmriaprudeiiK  durch  nnpjjssfflwte  AniMihHi^  rfy- 
niischer  Be^eichnui^geii  die  einfache  Natur  dieses 
Schutzes  verhüllt,  indem  sie  im  erstem  Fall  voa  dem 
t^^rdictum  i^txubi  sprfiph,  mä  in  letzterm  von  ewm 
iHmNclum  mäe  ti  uül^  o|^woU  die  Bediiigqftgop 
jener  Interdicte  keineswegs  zutreffen.  SchicUiohef 
l^t  sieb  die  Klage  wegen  recfits widriger  Besitzent- 
Setzung  wohin  demi  auch  die  W^igeiuag  d«! 
Ffliclitim  oehöii«  die  LbsI  fecner  aB>fnttaiftfln 
rfmfiftifiii  «polit  nauien.  Beide  Klagen  setzen  Qe^ 
sitz  voraus  des  Klägers,  —  Besitz  in  dem  weitern 
Siim^  des  deutschen  Rechts  als  tfa^Mlchlicb  erschie? 
neue  Hmschaft  und  Nutzung  — ^  die  entere  id>er  ist 
auf  Beseitigung  der  Störung,  die  letztere  auf  Wie- 
dereinsetzung»  beziehu^weise  erneuerte  Lei$t\mg 
gerichtet 

VI.  GroDdsiDse. 

X.  Die  Gm»4zkm  (cmm,  cm)  sind  wgfj^ 
missig  iriederkehrende,  fest  besttminte  Fruditlei- 

stungen,  zu  welchen  der  Grundbesitzer  als  solcher 
verpflichtet  ist.  Sie  sind  während  des  IMittelalters 
aus  mancherlei  Gründen  überali  in  Deutschland  mas* 
Mihaft  entstanden  und  kommen  hi  den  verschieden« 
sten  Formen  und  Anwendungen  vor.  Am  häufig- 
sten waren  die  grundherrlichen  Zinse,  so  regelmäs- 
sig, dass  das  Rechlsqprüchwort  galt:  Kern  Mrbe  ohm 
Xn$.  Ebenso  entstanden  eine  Menge  Vüj/ieiariim* 
INe  Fhuuosen  haben  bdderlei  Zinse  unter  dem  un- 
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passenden  Namen  Fcudal:^inse  auch  dem  politischen 
WiderwiUea  wp^i:  (teod  Feudalismus  entwadbts^n^ 
Zeit  aiK^esetzt  und  sogw  oh^e  $nte(4^iä|gim  bmir. 
tigt.  Die  gerechtere  Erwägupg  der  wabren  D«tii|r 
dieser  Zinse,  welche  in  Deutschlaivd  Eingang  gefun- 
4^  erk^ennt  das  Privatrecht  des  i^||VStKr^tigten  ^ 
und  ymnittdt  durc))  AtiUtomtg  dM  neue  Strei^iV 
nach  Befirdung  des  Bodens  m\\  dem  bergeliraditfai 
Recht.  Zuweilen  sind  auch  Grundzinse  entstanden 
als  Gegmwerlh  gegen  die  Verstattung  gewisser  Aecbh 
tarn  TOfzOglich  in  W«kl  «pd  Weide»  Gewissem,  ge^ 
meiiieii  Anstalten  oder  ak  Jn^rkenrnng  der  Heber? 

lassung  solcher  Nutzungen.  Derlei  Zinse  kommen 
oft  zu  Gunsten  einer  Gemeinde  oder  Stiftung  vor, 
Seltener  wurden  Zinse  varbehaUen  bei  der  Ueb^T 
tragung  des  vottm  Grundeigentimm  T(Ni  dem  Zinsbe^ 
rechtigten  an  den  Zinspfliclitigen,  oder  geradezu  von 
eiid^m  Grundeigenthümer  freiwillig  zu  Gunsten  eines 
mlein»  dem  er  s^nst  nicht  uoteirgeordnet  vart 


i.  Z..  jiUm.  üu  23.  Servi  ecciesi«  tributasua  legitime 
reddtntj  XV.  siclas  de  cereTisia,  porcom  Talentem  tremisse 
^üo,  pmm  modi«  duo»  paUoa  Y,  o?a  XX. 

3»  ürk.  T.  1319.  {Blnni9ehU,  Zürcli.  R.  G*  I.  3«  979.1 
epbeln  erbe  So  eins  stan  mag. 

3«  Alter  ElnkilDflerodel  von  Ryburg,  {Siuniwehii, 
Sürcher  R*  G.l.  376.)  eio  Tri  guot,  das  giltetie  vogtreeht  ein 
mfitt  iKemen  —  VDd  ein  Cmnacbthaon.  Ygl.  §.  89.  B. 

4.  OffbiiDg  MonJ'eier^haumnndLangslaeki,  {Orinoßt 
W.  I.  248r)  Item  twen  brfider  oder  mer  mögen  golflrasgöler 
tnilen  untz  an  ainen  Vierden  Uil ,  vnd  ward  eins  eis 
schwach,  so  sol  der  ander  den  zins  geben  vnd  dep  sc||wa- 
eben  tail  zu  im  nemen  oder  sinen  tail  zu  diesem  vfgeben 
oder  den  zins  allen  geben. 

ö.   OCToung  von  Hnonau,  {Grijfim ,  W.  {.  53.)  Itc||i  ^fs^ 
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fiomfiiefi.  Diese  letztern  Fälle  sind  nur  Nachbildung 
der  regehnsssigen  Zinslast.  Aus  wdchem  Grand  ein 

bestimmter  Grundzins  entstanden  sei,  lässt  sich  nur 
auf  geschichtlichem  Wege  ermitteln. 

2»  Ihrem  Inhalte  nach  waren  die  Grundzinse 
Überaus  mannichfaltig.  h  Älterer  Zeit  waren  die 
Naturalzinse  gebräuchKcher,  Zinse  in  Früchten  des 
Guts,  und  der  ländlichen  Oekonomie,  von  Korn, 
Wachs ,  Hühnern  (Fastnachthtihner  ,  Herbsthühner), 
ESem,  Thier feUm,  Bier  (daher  die  Biergelden),  Wein, 
Pfeffer  u.  s.  f.  Später  sind  die  GMzin$e  aufgekom- 
men, und  zuweilen  die  Errichtung  von  Fruchtzinsen 
untersagt  worden,  üeber  die  Art  und  den  Umfang 
der  Zinse  geben  die  alten  Weisthümer  und  O/fnuth 
gen  sowie  die  JSmurbarien ,  Zinerddet,  ZmAUeher 
Aufschluss. 

3.  Dem  Zinsherrn  schrieb  man  früher  eine 
Zinsgemre  zn,  d.  h.  ein  dingliches  Herrschaftsver- 
haltniss  an  äma  Znsgnte.   Die  23nsfbrderung  war 


soll  orh  nieman  kein  put  des  vorgenannten  hof  koffen  oder 
verkuHen  an  zins,  doch  man  es  verkofTen  mit  zins  doch 
onscheidlich  dem  golzhus ,  vnd  wenn  das  beschech,  das 
ainer  ein  gut  verkofti  mit  einem  pfenning  minder  oder  me, 
das  aber  vil  mc  möchti  tragen,  vnd  die  andern  guter  als 
schwech  wurdend ,  das  si  ir  zins  —  nit  möchtind  tragen, 
so  mag  ein  amptman  dieselben  hüb  oder  schuppis  mit 
einander  angriffen  vnd  zemend  legen,  also  das  inen  ir 
ZIDS  —  genulich  wirt. 

6.  Weisth.  v.  Ravengirsburg,  [Grimm,  W.  II.  181.) 
antwort  der  schefTen,  ein  ieglich  empfänglich  gut,  das  von 
ein  gestockt  vnd  vertheilt  ist  in  vier  Tünf  öder  mehr,  soU 
ein  iegl icher  das  sein  empfangen  vnd  soll  doch  bey  einem 
bodenzins  bleiben  vnd  sollen  dieselbigen  ein  baaptmaa  stel- 
len den  bodeniins  ausricbten. 
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denn  nur  eine  Wirkung  und  Aeussemng  jener  Ge» 
were.  In  der  Folge  aber  ist  die  Erinnerung  an  die 

Gewere  grossentheils  untergegangen,  und  nur  ein- 
zelne juristische  Wirkungen  haben  sich  noch  erhal- 
ten; insbesondere  die  dingliche  Verbindung  der  Zins- 
schuld mit  dem  Grundbesitz. 

4.  Das  Zinsrecht  und  die  Zinsforderung  bezieht 
sich  auf  das  ganze  Zinsgut,  und  der  Zinsherr  braucht 
ach  keine  Ilieikahlungen  gefallen  zu  lassen.  Er 
kann  9  wenn  nicht  andere  RechtsgrOnde  hinzukom* 
Äien,  die  Theilung  des  (iutos  unter  melirere  Grund- 
besitzer nicht  hindern,  aber  er  ist  berechtigt  von 
diesen  zu  verlangen ,  dass  sie  für  sanmethafte  Ent- 
richtung des  Zinses  sorgen.  Zu  diesem  Behuf  kann 
er,  wenn  nicht  anders  gesorgt  ist,  unter  ihnen  (den 
sog.  Einzinscrn)  einen  Repräsentanten  der  Einheit 
der  Zinsschuld,  d.  h.  einen  Yorträger,  Träger  ernen- 
nen, an  den  er  sich  zunächst  für  das  Ganze  hältt 
und  der  hinwieder  von  den  übrigen  ihre  TheihEUise 


7.  Weislh.  von  Chumb.  [Grimm  ,  W.  II.  193  )  so  ist 
der  pfenningzinss  fiillig  auf  die  zwei  ungcbolcn  din^iage, 
einen  dienstags  nach  dem  halben  inty  md  den  andern 
necbslen  dienstags  nach  Remigii. 

8.  Schwabenspiegel  69.  Swer  zins  von  guole  geben 
sol,  der  sol  in  ^eben  vf  den  lac,  der  im  bescheiden  wirt^ 
so  man  im  das  guot  libct,  vnde  git  er  im  den  zins  des  ta- 
ges  niht,  muoz  en  zwivalten  gelten  des  näslen  tages  dar 
nach  vndc  alle  tage  als  vil,  die  mIIc  er  den  zins  inne  hat. 

9.  Öffnung  von  Lauffen,  [Blunischli,  Zürcher  R.  G.  I. 
281.)  Man  sol  oach  ainem  Bischof  sin  zins  weren  vnd 
antwürten  gen  Costenz  vfT  die  pfallentz  dn  sinen  schaden» 
doch  mit  der  bescheidenbeii»  das  er  den  keller  vnd  andere 
USX,  die  mil  den  Zinsen  uaren  zeren  vnd  verkosten  sol  vff 
vnd  ab  vngeoarlich. 
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bezieht.  Es  begegnet  uns  hier  zunächst  die  dem 
deutschen  Recht  auch  sonst  geläuGge  Rechtsansicht 
einer  Gesammtschuld,  die  hinwieder  ia  TheiUehnnlr 
dm  zerftllt,  welche  zvar  zunScbst  je  von  etnem  ein* 
zehien  Grundbesitzer  gefordert  werden,  aber  unter 
einander  als  Theile  eines  Ganzen  verbunden  bleiben. 
Jeder  Theilschuldner  haftet  daher  in  erster  Linie  für 
die  von  ihm  üheraommene  Rate,  subsidiär  aber  fltr 
das  Ganze.   fEmxmterei  und  Zinürä^enL) 

5.  Der  Naturalzins  niuss  in  der  herkömmlichen 
QwäüiU  abgetragen  werden,  ßesteht  er  in  Früchtei|| 
SO  gentkgt  regelmässig  die  mittlere  Qualität  der  |iu| 
dem  Gut  in  dem  Zinsjahre  gewachseoen  FkHehtet 
Die  Zeit  der  Fälligkeit  des  Zinses  ist  gemeiniglich 
durch  die  Zmstage  bestimmt,  die  ursprtinglich  mit 
alteo  Diiig-  und  Festtagen  zusanunentreffeD. 
Verzug  geräth  der  Zinsmann  auch  ohne  Mahnung, 
sobald  er  den  Zinstag  überwartet.  Das  ältere  Recht 
bedrohte  den  säumigen  Zinsmann  mit  schweren 
Strafen  (z.  B.  die  Buischerziiue,  die  täglich  wachsen) 
das  neuere,  hierin  milder,  erilEennf  doch  mm  das 
Recht  des  Herrn  an,  anstatt  des  Naturalzinses  den 
Geldwerth  sammt  Interesse  zu  fordern. 

6.  Der  Zinsmann  ist  yetpflichtet  den  2Sns  dem 


10*  Oe»iemiehii€k99  Ges.  (•  1184*  Ein  Briniosmami 
bat  auf  einen  ihoNehen  Erlus  keinen  Aaspruelu 

11.  Weteth.  SU  fmUngen  v.  1582.  {Orimm,  W.  II. 
S74.}  Last  der  obriste  Togt  die  scheffen  fragen »  wie  der 
Yogt  die  linss  an  kom  entpfangen  soll  ?  Antw.  Zwiscbep 
den  zweyen  u.  I.  fr.  tagen  assumptionis  und  naiivitatis  sol- 
len die  kornpecht  gelieffert  werden;  wer  darinnen  seumicb 
fanden  wird,  sollen  die  vögt  den  frohnen  zu  sich  kommen 
Iftteen  ~  so  soll  der  fron  —  ibne  unverzüglich  gereitb 
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• 

Zimherm  zu  Haus  und  Hof  zu  bringen,  gewöhn- 
lich aber  auch  dieser  durch  das  Herkommen,  den 
Zindeaten  die  nöthige  Yerkösti^mg  zu  reichen,  die 
sidi  denn  im  Verfolg  der  Zeit  meisl  in  ein  söge- 
naiintes  Trinkgeld  verwandeK  hat.  Es  kommt  in- 
dessen hier  vieles  auf  das  Herkommen  an.  Die 
grondberrlichen  Zinse  mussten  gewöhnlich  nnr  an 
den  herrschaftlichen  Hof  abgegeben  werden,  worden 
auch  wohl  von  den  Beamten  des  Gutsherrn  einge- 
zogen,  die  Vogteizinse  an  den  Gerichtsort.  Der  Zins- 
herr darf  dann  nicht  durch  seine  £nt£»nung  und 
Ddiefsiedhmg  die  Zinspflicht  erschweren. 

7.  ünfruehibarkeü  eines  Jahres  gibt  nicht  wie 
bei  der  Erbpacht  einen  Anspruch  auf  Zimerlass  oder 
Zimnachlass,  Indessen  gibt  es  einzekie  Particular- 
lechte,  welche  in  Nothf^dkn  dem  Zinsmann  die  Last 
erldchtem. 

8.  Der  Zinsherr  hatte  früher  das  Recht,  durch 
Pfändung  auf  dem  Zinsgute  sich  selber  Recht  zu 
schafien«  Dasselbe  ist  nun  aber  antiquirt,  und  die 
gerichtliche  Execntion  an  ihre  Stelle  getreten.  Zar 

Sicherheit  für  den  Zins  haftet  aber  noch  das  Gut 
sdbsL 

*  mmAkhK,  ZQrcbcr  Rechtif  .  L  S.  271  fl.  IL 
2a5  ff.  S.  247  ff. 


pBndfii  NdfefB  oder  gelieD ,  wtn  der  man  abtr  nicht  ge» 
lefUi  paodt  MAI.  aalt  dar  fwa  m4/k%  die  giUtr  ihminUif, 
md  sollen  alsdan  die  gfilter  YI  Wochen  f  nd  III  lege  liegen, 
kombt  der  man  nicht  Unaen  der  seit»  solls  der  ?ogt  an- 
schlagen, doch  UI  Jar  nach  eynaader  folgender  liegen  las- 
sen, das  erste  Jar  ddrn  md  distlen  tragen  •  das  ander  Jar 
die  wttlff  denrber  laufen  lassen ,  das  drit  Jar  söllens  die 
Tögt  vnder  ireo  pflüg  acblagen  vnd  Winnen  lassen  als  ihr 
eigen  gut. 
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$.96. 
Ylf.  ZebnteD. 

1.  Die  Einführung  der  Zehnten  reicht  hinauf 
In  eine  Vorzeit,  aus  der  wir  wenig  Urkunden  he- 
sitzen.   Schon  den  Römern  war  der  Zehnte^  als  eine 

Abgabe  des  zehnten  Theils  der  Früchte  eines  Gutes, 
in^  grosser  Ausdehnung  bekannt.  Die  Besitzer  (pos- 
sess(Nres]  von  Gütern,  die  dem  römischen  Staate  oder 
römischen  Tempeln  oder  Municlpien  zu  Eigenthum 
gehörten,  mussten  für  ihren  Besitz  an  diese  Zehnten 
entrichten:  und  da  die  grossen  Besitzungen  (posses- 
siones)  häufig  wieder  in  Ueinere  Stücke  zerschlagen 
und  an  die  CoUmen  gegeben  wurden  (qui  tenebant, 
tenants  in  Frankreich],  so  hatten  die  letztern  mei- 
stens zwei  Zehnten  (decimas  et  nonasj,  au  den  Eigen- 
thümer  den  ersten,  an  den  Besitzer  den  zweiten  zu 

> 

leisten.    In  Gallien  gab  es  viele  derlei  Doppelzehn- 

ten ,  die  in  der  Folge  an  die  französischen  Kö- 
nige oder  deren  V^asallen  übergingen,  oft  auch 
den  Kirchen  überlassen  wurden.  Anfangs  wurde 
freilich  die  Zehntpffidit  als  eine  penihUiche  au%e- 
fesst.  Wie  aber  in  dem  späteren  römischen  Reiche 
das  \'erhältniss  der  Erbpächter  und  der  Colonen 
mehr  und  mehr  einen  dinglichen  Charakter  annahm, 
so  auch  die  Zelinten.  Nur  fiel  diese  allm«Michft 
Einwurzelung  des  Institutes  in  dem  Boden  in  eine 


X 


1.  Lex  msig.  X.  I.  19.  oben  §.  89.  6. 

2.  Concil.  Turon.  II.  a.  507.  {Hrant,  §.  153.  2.)  lllud 
vero  insianlissimc  coinmonemus ,  ut  Abraha;  documenta 
sequentes,  decimas  ex  omni  facaltate  non  pigeat  Deo  — 
offerre. 
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Zeit,  in  welcher  die  productive  Kraft  der  römischen 
Jurisprudenz  erstorben  war,  und  erst  dem  deutschen 
^echt  j^ört  die  Tolle  Ausbildung  des  Zehntens  zur 

r   Reallast  an. 

Auch  das  Levilenrecht  des  alten  Testaments  war 
der  Ausbreitung  der  kircMichm  Zehntrechte  gtinstig. 
Die  Könige  und  weltlichen  Grossen  statteten  die 
Kirchen  und  Kloster  oft  mit  Besitzungen  aus  und 
tiberliesseu  ihnen  auch  den  Zehnten,  w  eichen  sie  vor- 
mals bezogen  hatten.  Und  freie  Grundeigenthümer, 
ganze  Gemeinden  Qbemahmai  willig  die  Zehntpflicht 
auf  ihre  Güter,  um  damit  eine  neue  Kirche  und  den 
Gottesdienst  zu  unterhalten.  In  einzelnen  Ländern, 
wie  in  Sachsen  von  Carl  dem  Grossen,  wurde  denn 
geradezu  die  Zdmtplhcht  als  eine  Art  KircheMtetier 
durch  die  Gesetzgebung  auferlegt.  Keineswegs  aber 
kam  es  in  Deutschland  dahin ,  dass  aller  getheilte 
Boden  überhaupt  zehntpfliclitig  wurde,  noch  dass  alle 
Zehntrechte  der  Kirche  angehörten. 

Aber  auch  da,  wo  der  Zehnte  ursprünglich  ab 
eine  ü(Tentlichen  Zwecken  dienende  Steuer  einge- 
führt ^^orden  ist,  hat  die  Zehntpflicht  im  Verlauf 
der  Jahrhunderte  um  ihrer  dauernd^  Verbindung 
mit  dem  Boden  willen  und  well  sie  als  ehie  Last  des 
Gutes  bei  Erbtheilungen  und  Verausserungen  über- 
haupt, bei  allen  Berechnungen  der  Privat  Ökonomie 
und  des  Gtitmrerkdhrs  von  dem  Werthe  des  Guts 


3.  Cap.  Caroli  M.  de  part.  Sai.  c.  17.  secundum  Dei 
mandatum  prxcipimus,  ut  omnes  dccimam  partem  sub- 
slantia?  et  laboris  suis  ecclesiis  et  sarcrdoiibus  donciif,  tarn 
nobiles  quam  ingenui  siniiiiteret  liti,  juxta  quod  Dcuä  UDi- 
cuique  dederit  chrisUano,  parlem  Deo  reddaiu. 
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in  Abzug  gdürftciit  ward,  gäsA  die  Natur  einer  pri- 

vatrechtlichen  Reallast  ajigenommen. 

Bei  gleichmässiger  Bebauung  der  Aecker  und 
Wdnberge  war  diese  Art  der  Natoralleistung,  deren 
Ümfang  mit  der  Gffisse  dei^  Jeweiligen  loduresertngs 
sti^  und  fiel,  keineswegs  lästig.  In  einer  Zeit  aber, 
welche  auch  in  den  Landbau  mancherlei  Verände- 
rung und  Wechsel  brachte  und  zU  gesteigerter  Verwen- 
dung von  Capital  und  Arl>eit  reizte,  musste  dieselbe 
um  90  veiliasster  werden,  als  jede  Vd)esserung  des 
Baus  zum  Schaden  und  auf  Unkosten  des  guten 
Landwirths  dessen  Zehntlast  vergrössert.  Daher  sind 
denn  auch  in  unserer  Zeit  die  Zdinten  Überall  in 
Deutschland  in  der  Altßiung  begriffen. 

2.   Dem  Umfang  nach  werden  unterschieden: 

a)  das  gmerette  und  das  specisUe  Zehntrecht;  jenes 
umfiisst  alle  Arten  der  Zdmten,  daher  auch  die 

Zehnten  von  den  durch  Einführung  der  Wech- 
selwirthschaft  in  den  Brachjahren  gewonnenen 
Früchten,  dieses  ist  auf  bestimmte  Fruchtarten 
beschrankt; 

b]  das  universelle  und  das  parliculäre  Zehntrecht; 
jenes  breitet  sich  über  die  ganze  Feldmark 
aus  —  Aecker  und  Weinberge  seltener  Wiesen, 
nicht  auch  Ahnende  und  Gärten  — ,  dieses  be- 
lastet  nur  einzelne  Güter. 

Die  geschichtliche  Prüfung  und  das  JBerkommen 
zuweilen  auch  dieParticulargesetzgebung  geben  gewöhn- 


4.  Jura  archiepise.  Trev.  8»e.  XIII.  43.  6.  {/Craui, 
8*  i53.^  21.)  Item  domions  babel  deeimun  magnam  ttidem 
—  preier  de  campis  qui  speclant  ad  mooasteriuni  P.  — 
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lieh  nahem  Aufedduss  über  den  Umfimg  im  einzel- 
nen  Fall. 

3.  Der  Art  nach  unterscheidet  man: 

a)  den  grossen  Feldzehnten,  von  allen  Getreideartea 
und  Weuit  s^tener  auch  von  Hea,  die  häufigste 
Zehntart; 

b)  den  kleinen  Feldzehnten  von  andern  Feld-  und 
Baumfrüchten  (KnoUeDgewächse»  Gemüsearten, 
Obst); 

c)  den  Bluixehnten  fSchmalzehmm,  Fkisekzehnten) 
von  Hausvieh,  das  auf  dem  Gute  gezogen  wird, 
die  seltenste  Art,  zuweilen  auch 

d)  Zehnteif  Yon  andern  Früchten  der  Wirthschaft» 
von  Milch,  Kise  und  dgln. 

Der  sogenannte  Sackzehnte,  in  einem  bestimm- 
ten Quantum  ausgedroschenen  Getreides  bestehend, 
ist  historisch  und  seinem  Grunde  nach  aus  wiriüicher 
Z^tpflicht  hervorgegangen,  hat  aber  abgesehen  da- 
von in  seiner  Art  den  Charakter  eines  Zinses  ange- 
nommen. 

4.  Die  Zehntpflicht  lastet  zugleich  auf  dem 
ViOe  und  den  fVüehtm,  Daher  kann  der  Zehnt- 
holde sich  dem  Zehnten  nicht  durch  blosse  Verände- 
rung der  Cultur  entziehen,  sondern  muss  den  Zehnt- 
herm,  wenn  er  anstatt  der  alten  dne  neue  Cultur 
einführt,  nun  von  den  neuoi  Früchten  den  Zehnten 
lassen.    Daher  kann  aber  auch  der  Zehntherr  den 

-•   --         -    ,  

Item  dominus  habet  decimam  parmlam  ibidem  de  oribns 
de  porcis,  de  anseribas  et  de  aliis  minutis« 

5.  freussUcAes  Landr.  II.  11.  g.  880.  Früchte ,  die 
im  Brtcbfelde  gebauet  werdeo,  sind  der  Regel  nach  leben^ 
DreL 
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Zehntpflichtigen  nicht  zur  Bebauung  des  Bodens  noch 
zu  guter  Wirthschaft  anhalten,  sondern  inuss  sich 
begnügen  mit  dem  Zehnten  von  den  wirklich  ge- 
wonnenen  Früchten.  Daher  vnrd  der  Zehnte  andi 
von  dem  Pächter  des  Grandstttcks  begehrt,  der  die 
Früchte  bezieht. 

5.  Der  Bezug  des  Zehntens  geschieht  durch 
den  Zehntherm«  dem  daher  von  der  Aemte  Anzeige 
zu  machen  ist,  damit  er  dabei  seine  Rechte  wahre, 
auf  seine  Kosten  und  Gefahr.  Lässt  sich  der  Herr 
nicht  vertreten,  so  mag  der  Pflichtige  auszelmt^,  je 
die  zehnte  Garbe  auf  dem  Felde  lieg*ui  lassen  und 
seine  Firfichte  einheimsen. 

*  Ueber  die  Litteratur  vgl.  MiUermcder,  Privatr. 
zu  {.  131.  und  1S2. 

§.  »6. 
vni.  Frobnden. 

1.  Die  Entstehung  der  Frohnden  oder  Frohnen, 
d.  h.  der  penanliehm  Dienste,  für  welche  der  Besitzer 

eines  Grundstücks  als  solcher  haftet,  beruht  wieder 
auf  verschiedenen  Gründen,  meistens  aber  entweder  auf 
Grundherrschaft  oder  Vogteigerichtsbarkeit  des  fie« 
rechtigten« 

Anfangs  waren  in  der  Regel  nur  hörige  Leute 
frohnpflichtig,  später  musste  aber  auch  die  Masse 
der  freien  kleinen  Grundbesitzer  sich  dem  Frohn- 
diensl  unterwerfoi.  Sie  kamen  in  mancherlei  Ge- 
stalt vor  als  Hand-  und  Spanndienste,  Bau-  und  Jagd- 
frohnen, gemessene  und  ungemessene  u.  s.  f. 

Die  Dienste,  zu  welchen  ein  Pächter  aus  dem 
Pachtvertrag  verpffid^et  wird,  oder  welche  sonst 
eine  wessotMch  obligatorische  Begründung  haben. 
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gehören  so  wenig  hieher  als  obligatorische  Zinse.  Dem 
Mittelalter  schien  dieseReallastmclitaiistössig^  Wardas- 
sdbe  ja  geneigt,  auch  politische  Rechte  und  Pflichten 
(z.  B.die  Dingpflicht,  die  Kriegspflicht)  gewisserniassen 
in  dem  Grundbesitze  zu  radiciren.  Dem  Geiste  des 
neuem  Rechtes  dagegen  sind  alle  Frohnen  (Robott) 
entschieden  znwider,  mehr  als  andere  Reallasten,  da 
sie  nicht  bloss  die  Freiheit  des  Grundeigenthums  be- 
drücken, sondern  auch  dem  heutigen  Gefühle  per- 
sönlicher Freiheit  widmtreiten.  Während  daher  die 
mofre  Gesetzgebmig  sich  oft  begnügt  hat,  die  übrigen 
Reallasten  für  ablösbar  zu  erklären,  so  hat  sie  mit 
Bezug  auf  die  Realfrohnen  geradezu  die  vollständige 
(sogar  unaU^kUiche)  Aufhebung  derselben  verordnet 
bn  Grossen  ist  daher  dieses  Lnstitot  nun  als  antifirirt 
zu  betrachten. 

Auch  nach  dieser  Aufhebung  der  Realfrohnen 
kommen  unter  dem  Namen  Frohnen  noch  Dienste 
¥or,  weldhe  der  Staat  oder  die  Gemeinde  (Staate- 
und  Gemeindefrohnen)  den  Grundbesitzern  aus  Grün- 
den des  öfTentlichen  Rechts  auferlegt.  Sie  gehören 
aber  dem  öflentlichen  Rechte  an  und  sind  keine  pri- 
Tatrechthehe  Reallast  Und  wo  etwa  ans  priTatrecbi- 
fichen  Gründen  noch  Frohnen  als  Gegenleistungen 
für  Genüsse  der  Pflichtigen  übrig  sind,  wie  z.  B.  die 
Holz-  oder  Waldfrohnen,  welche  als  Gegenleistung 
für  den  Genuss  der  Forstberechtigang  gelten,  da  las- 
sen sich  dieselben  doch  nun  besser  als  rein  per- 
sönliche Schulden  auffassen ,  an  deren  Leistung  eine 
dingliche  Mutzung  geknüpft  ist 
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Vom  Rtnfce&kaul.  GüUbriei. 
§.  97. 

1.  Ber  Umimülimf  ial  nährend  des  Mittdutteft 

in  Nachbildung  der  Grundzinse  aufgekommen.  Es 
sduen  dneo  (den  MmtetkkäufernJ  zulässig  und 
maUdk,  9mk  ohno  Ghrwd-  oder  VcgteilMmdMfl 
m  baken  oder  awmslNlMny  doA  ftlmlidid  mt  dem 
Boden  haftende  ewige  Zinse  zu  erwerben;  imd  den 
lUidwa  (den  HetUmverkäufemJy  welche  eine  Capital- 
mm»  bedurften,  im^mbrn  BentoB  ven  ttrai  Gtt* 
fern  gegen  Empfang  emes  Preises  zu  TeMuseni. 
I>iese  Art  einer  realen  RetUensckuld  war  dm  älteren 
Qnn^dziüseo  nahe  verwandt.    Sie  unterschied  sick 

ihnen  iMimilsAchlioh  darin,  dass  sie  tob  Anfang 
an  dem  VoUw-  nnd  Landrsfllit,  nkM  dem  ftifreehk 
angehörte  und  dass  sie  keine  Unterthänigkeit  des 
Aentenpflichtigea  dem  Hentenkäufer  gegenüber  vor- 
aqsaeUte  sondern  anf  freiem  Gedinge  heraiila 

Dar  Bimtenkanf  war  anfangs  emslKeh  als  Kauf 
einer  Grundrente  ganeiut.    Es  konnten  aber  auf 


1.  Lüh.  0.  Stadlb.  Inscript.  v.  1289.  {Pauli,  Erbgüter 
Nr.  i69.(  relicta  Berlrami  M.  emit  a  Johanne  de  B.  VI. 
Mtrcas  den.  Wieb,  annuatim  in  tribus  Marcis  wicbildes 
et  in  duabus  areis  —  et  in  X.  juceribas  terra  quis  co«* 
ram  Goss.  resignavit  eisdem. 

2.  Schwabenspiegel  (c.  22.)  Ist  daz  ein  man  sinem 
friunde  guot  schafen  wil  nach  sinem  tode,  wil  er  ez  im 
sieber  machen»  er  sol  im  scbrift  darüber  geben«  als  ernach 
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diese  Weise  GeMsnnineft  rinstrifcnd  angefegt  wer« 
den^  und  mm  begrettt,  ^eHfi  iin  Veffolge  diese  er« 

lanbte  Form  vielfach  benutzt  wurde,  um  den  näm- 
liehen  Zweck  zu  errekheo,  welcher  in  der  Form  des 
yeRiuBÜchen  DarMHMr  wegen  des  cuieaisciieii  Ver* 
boles  imrogänglich  gewcMen  w»r. 

2.  Das  Rentrecht,  GüUrecht,  Ewigfjeldrecht  ent- 
sieht in  der  ättern  Zeit  durch  getichtliche  Auflasmng, 
weMie  der  SfgenttiüHier  des  bdasleten  Gnmdsfcieks 
SU  GiflMleii  des  Renlenklliifers,  GttKgHMbigers  oder 
Gültbesitzers  vornimmt. 

Der  Kaufvertrag  als  solcher  erzeugt  nur  eine 
Forderoflg  des  Käufers  auf  fiesleUmig  der  Rente. 
Ebenso  begrttndel  das  jiGesehllft«  oder  VemoichtaiM 
nur  einen  Titel  für  diese  nicht  das  Recht  auf  die 
Rente  selbst.  In  den  meisten  Fällen  war  die  Rente 
'  nm  mt  fremdes  Eigenthom  eoMtUmrt,  nicht  bei 
üiiiertragmig  des  GrundeigentlMnns  auf  d^  HeAten-* 
schulden  vorbehalten  (reservirtj,  doch  kommen  auch 
sdche  Fälle  vor. 

3.  Dem  Gtlltbereditigten  wird  daher  eine  Um- 
gmere  zngesdirieben»  die  ah  eine  dingtidie  ab^  be- 
schränkte nicht  mit  der  Eigengewere  zu  veswech- 
sekde  Herrschaft  tü)er  das  reiUenpflichtige  Gut  ver- 


Ton  lipgedinge  geschriben  stÄt;  oder  er  sol  viir  sinen  rih- 
ter  varen  oder  vür  sinen  herren  vnde  sol  den  ze  geziuge 
dar  über  nemen  unde  ander  liute  die  däb!  sint.  Wil  er 
uns  aber  gar  stfite  roacbea,  so  sexe  im  einen  zins  dar  6z 
da  mit  hAt  er  die  gewer. 

3.  Zürcher  Rathserk.  7.  1410.  {Bluntschli ,  Zirdl.  R. 
G*  1.  216.)  Kern  so  haben  wir  uns  erkennet  umb  guot  so 
man  liebet  uff  stett,  off  gastier  —  and  man  Jerlich  gult 
in  kouflieswis  oder  svss  daromb  girttea  sol  darin 
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standen  ward.  Daher  wurde  denn  das  GüHrecht 
selbst  als  U§g0mde$  Gut  tetE«chtet 

4.  Sie  Rente  kann  in  einer  NütmraUei$kmf 

oder  gewöhnlicher  in  Geld  bestehen.  Naturairenten 
wurden  später  zuweilen  verboten.  Auch  bei  der 
Geldrente  kam  es  anCemgs  nicfat  auf  ein  bestimmtes 
Verhtitniss  zu  dem  Preise  an,  später  aber  wurde 
dieses  beachtet  und  es  durfte  der  Preis  nicht  unter 
deu  zwanzigfachen  Werth  der  Rente  sinken,  so  dass 
diese  wie  ein  Zins  Ton  5  Prc  des  hiogegdienea 
Gaistals  erschien. 

5.  Die  ältesten  Renten  waren  auch  auf  Seite 
des  Rentenp/lichtigen  gewöhnlich  ewig,  d.  h.  unalh 
lötbar,  wie  ursfHrttnglich  die  Grundzinse.  Bann  aber 
wurde  es  ttblidi,  dem  rentenpOiditigen  Grundeigen- 
thtimer  die  Ablösung  jederzeit  offen  zu  halten  (Recht 
der  Wiederlösung,  Wiederkauf J  und  schon  früher 
der  Grundsatz  anerkannt ,  dass  keine  unablösbaien 
Renten  erriditet  werden  dürfen.  Die  Ablasungs- 
summe  besteht  in  dem  für  die  Errichtung  der  Gült 
bezahlten  Kaufpreis  und  darf  nicht  höher  bestimmt 
werden.  Für  nicht  gekaufte  Gülten  wird  der  zwan- 
zigbdie  Werth  als  Wied^ösung  angenommen. 


der  so  daz  gHt  liehet  und  die  gült  kofl,  vmb  das  hoptguot 
oder  den  wi(Jerkouf  nit  manrn  mag,  wie  wol  der  verkoffer 
den  widerkouff  und  die  losung  tuon  mag,  das  dasselb  guot 
sul  heisen  vnd  sin  ligend  guot  und  nicht  varend  guot.  Wo 
aber  jcman  —  im  selben  vorbebept  urab  sin  houptguot  und 
den  widerkouf  ze  luanen  —  sölich  guol  sol  beisseo  und 
sin  varend  guot. 

4.  B.  Pol.  O.  V.  1577.  Tit.  17.  §.  9.  Und  nachdem  die 
Wiederkaufsgülten  allenthalben  in  Landen  gemein  seyn,  so 
solieo  mit  hundert  GiUden  Hauptgeldes  nicht  mehr  dann 
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6.  Dagegen  kann  der  BmUenberechtigte  nicht 
das  Capital  kttndigen,  das  er  nicht  dargeliehen,  son- 
dern fitr  welches  er  die  "Rente  erkauft  hat  Wohl 
aber  kann  dieser  sein  Recht  vermmern ,  zu  welchem 
Behuf  ursprünglich  wieder  die  Form  der  gencht- 
Kchen  Aoflassnng  nothwendig  war. 

7.  Der  GUUherr  kann  a]IjährKch  die  Bezahhmg 
der  Rente  fordern  und  zwar  von  dem  jeweiligen 
Grundbesitzer  als  solchem.  Nicht, die  Person  ist  ge- 
bmiden  durch  die  Rentenschnld,  sondern  der  Eigm- 
lAtlmer  des  bdlasleten  Gntes  ist  rentenpflichtig,  nnd 
so  konnte  man  w^ohl  zu  dem  bildlichen  Ausdruck 
greifen:  »Das  Gut  schuldet,«.  Dasselbe  haftet  auch 
nicht  bloss  acoessorisdi,  wie  za  Pfimdrecht  für  eine 
persönlidie  Schuld.  VMmehr  ist  in  diesem  Ver- 
bal tniss  zuerst  der  Gedanke,  einer  dem  deutschen 
Rechte  eigenthttmlichen  dinglichen  Schuld,  der  Bo- 
ien$ekuid  ganz  deutlich  geworden,  in  welche  jeder 
eintritt,  wann  und  insofern  er  ESg^lhOmer  des  be- 
lasteten Bodens  wird,  ein  Gedanke,  welclier  iu  den 
Grundzinsen  anfangs  noch  von  der  Oberherrlichkeit 
des  Grund-  oder  Vogteiherm  umhüllt. war,  dann  ,9tm 
allerdings  andi  da  hewergetieCfln  ist.  Demgemftw 


fünf  Gülden  jährlicher  Güllen  gekauft  werden  und  die  Los- 
kündigiing  der  GültvcrschreibuDg  bei  dem  Verkäufer» 
Dicht  heim  Käufer  stehen. 

5.  Grundhuchsordn.  von  JVfänchen  v.  1?$72.  8.  Item 
CS  sollen  stadlschreiher  und  undornchter  —  Khainen  ewig- 
geldbrier  auf  unablösslich/wic  vor  alters  gebräuchlich  ge<- 
west,  weder  schreiben  noch  sigleo,  es  gescbecbe  dann  mit 
rbats  vorwissen  und  erlaubnus. 

6.  Lüb-  R.  V.  1240.  Art.  i95.  Na  dem  groten  brande 
wart  dat  recht  gemaket,  dhat  al  dat  w^belUogeli »  dat  fort 
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kann  der  GüJtherr,  wenn  die  Rente  nicht  bezahlt 
'WifAf  die  <Mf  dm  Gule  vorhandene  Fahrnm  ^^fim- 

4m»  die  sßmimwmmßa  ^tiMihönfe  demlbeii  gilti 
Hiebt  aber  ansserludb  dm  (Mm  andere  dem  GüBr 

maxui  gehörige  Sachen.  Ebeoiso  darf  der  Gtiltherr, 
y^esm  er  nicht  beOriiedigt  wird»  das  rentenpflichtig^ 
Qiw  ssmfm'm  und  mmMmmß  mi  aethi^falls 
nadi  den  einen  Recbten  aur  VergaiUung  bringen, 
nach  den  andern  sogar  an  such  ziehen  und  sich  an- 

Um  detswillen  wird  auch  der  GüUmann  immer 
frei,  wenn  er  das  Grmdetikk  gleicbml  ab 

er  dasselbe  an  einen  andern  veräussert  oder  derelin- 
gnirt»  und  es  kann  der  Gültherr  bei  allfälligem  Min- 
deierlds  auf  der  Gant  «cb  nicht  wehr  an  den  vor- 
maKgen  Güttmann  halten. 

*  Alhrecht,  Gewere  S.  157  tf.  Auer  Das  Stadt- 
recht  von  ^München.  1840-  Die  »rentes  foncierescc  des 
frapiö^ischen  E«cht0»  wdct^  Faeiisc  in  einem  einiw- 


roer  to  queme,  man  wedderkopeo  iDOcble,  Jo  um  also  vele 
alte  H  a«koii  wm. 

1.  IM.  It  m.  ft.  9.  iMte  i«ita«ite  tele  mtf  4m  ^ 
Verkäaffer  wideromb  tu  sieh  lösen  ?of  Geld,  dtrarob  die 
Rente  verkaafll  worden  seyn. 

8.  Frai6€r$.  Stal.  SO«  Welch  min  erbeeins  hat  «e 
eime  buse,  der  mac  pfenden  ane  geriehte  —  vlndetaber  he 
da  Dicht  itt  pfeDdende  —  so  so!  man  im  teileo,  he  sul  Iz 
Vfbiten  —  so  botet  be  \i  uf  tu  drin  dingen  aad  Ine  iz  Im 
einenen* 

n.  Mntwhner  St.  (bei  jiner,  S.  133.)  pfenden  In  rieh- 
(er  An  schergen  auf  dem  anger  und  wismal»  als  ewigs  gelte 
und  des  landes  recht  ist. 

10.  Urk.  bei  jluer,  S.  133.  ein  Badbaus  ze  sperren 
Dind  ze  verslachen  An  Hehler  An  amptleut. 
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liehen  Buche,  Paris  1828,  näher  dargestellt  bftt,  sindvorbe- 
hcUtene  Renten,  nähern  sich  aber  in  ihram  dinglichen 
Charakter  der  deutscbea  Gült ,  während  die  erkaufte 
Rente  de«  franiösischeii  fteehtes  einen  persönite^ 
Charakter  angenommen  hat. 

II.  B^ßmm  FoHlrildtilfg  d«r  Oältbrlef«. 

1.  Die  V^ändenmg  des  Creditsystemes  — 
iiifaiigs  war  der  Credil  lediglich  auf  die  Güter  ge- 
baut, später  ^Tirde  er  in  erster  Linie  den  Personen 
zugewendet  und  suchte  in  dem  Boden  nur  eine  Un- 
fersttttzong  —  femer  die  Einföhnuig  d^  verzins* 
Bchai  Darlehen  mfl  Kealyersicherang,  endlich  die 
Einwirkung  der  römischen  Rechtsbegriffe  hemmten 
theils  die  Anwendung  der  Rentenkäufe,  theils  brach- 
ial sie  auch  in  der  juristischen  Auffassung  der  Gül- 
ien  mancherlei  Aendeningen  hervor.  Indessen  ist 
das  Institut  aus  deiti  heutigen  Rechte  nicht  ver- 
schwunden und  bietet,  —  wo  es  naturgemäss  fortge- 
bildet worden,  wie  z.  B.  in  dem  Stadtrechte  von 
Hflnchen  — ,  indem  es  dem  Glaubiger  erhdhte  Sicher- 
heit und  dem  Schuldner  die  Beruhigung  verschafft, 
dass  er  nicht  durch  ungelegene  Capitalkündigung 
Überfallen  werde,  vor  den  Pfandbriefen  so  bedeutende 
Vorzöge  dar,  dass  es  noch  mit  Ndguiig  angewendet 
wfrd  und  neuer  Fördenmg  auch  durch  die  Gesetz- 
gebung in  der  That  würdig  ist. 


4.  GruDdbudiordn.  f.  München  v.  1572.  I.  —  das 
alle  ewiggelt  —  und  wilbrf^r  ül^er  solche  ewiggelt  —  umb 
die  heuser  und  grundstuckh  im  barckfrJdt  gelegen  bei  der 
geschwornen  Stadtschreiberei  gesckrieben  und  durch  den 
Stadtschreiber  und  underrichter  so  beede  dazu  gescbwora». 
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Ben  Landbauem  insbesondere,  weiche  durch  die 
hentige  Umwandlimg  der  mutufkündbaren  Reallastea 
in  kündbare  Darlehen  mit  Gmndversichening  leicht 

in  neue  Bedrängniss  gerathen,  da  es  ihnen  nicht  im- 
mer leicht  ist  GeidcapitaJien  au£zutreü)en,  ist  dieses 
Institut  sehr  m  empfeUen»  da  sie  durch  dasselbe 
Yor  der  Capitalkltaidigiing  des  Glftabigers  gesidiert 
werden. 

41 

2.  An  die  Stelle  der  gerichtlichen .  Auflassung 
ist  nun  auch  hier  die  Feriigimg  im  Grundbuch  ge- 
treten, welcher  regebnässig  die  AussteDung  einer  be- 
glaubigten Urkunde ,  des  Gültbriefs  ,  Ewiggeldbriefes 
folgt.  Otuie  jene  kaim  das  dingliche  Güitrecht  nicht 
entstehn. 

3«  Das  moderne  Princip,  dass  der  Boden  nicht 

mit  ewigen  Reallasten  beschwert  werden  darf,  hat 
nun  auch  die  Wirkung,  dass  die  altern  unabloslichen 
Renten  ablösbar  geworden  sind.  Durch  Statut  oder 
Uebung  wird  eine  KündiqungtfrUt  von  zwei  oder 
mehr  Monaten  vorausgesetzt,  damit  der  Gültherr  die 
Gelegenheit  erhalte,  für  neue  Verwendung  der  ab- 
gezahlten Capitalien  zu  sorgen. 

4.  Das  Recht  des  tiültherm  auf  Pföndung  des 
Goltmanns  und  die  alten  Form^  der  Sperrung  und 
der  Aneignung  sind  nun  meist  untergegangen  und 
durch  gerichtliche  Executionsmittel  und  die  Vergan- 
tung  verdrangt,  zuweilen  aber  ein  enefgischeres  Ver- 


mit  gemciter  sladt  ewiggelt  —  insigeln  —  sollen  besiglet, 
auch  darzu  in  die  grundpöecher  —  eingescbriben  werden. 

2.  Frank.  Ref.  II.  7.  §.  3.  Dass  alle  ewige  Zinss  — 
für  unablösiff  bisbero  gebalteo,  nun  binfüro  durcbaas  ab- 
lösig  —  seyn  sollen. 
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fahren  als  für  pfandbriefliche  Forderungen  einge- 
iillhri  worden ,  dessen  Strenge  vorzOglieh  die  Fort- 
daaer  d^woMthStigen  Instftates  sichert.  Die  Münch- 
ner Ewiggeldsordnung  z.  B.  lässt  die  Vorijantung  des 
Pflichtigen  Grundstücks  nach  kurzen  Fristen  folgen. 
(Süamt  der  Gültinann  mit  der  Zahlung  der  Jahres- 
rente, so  kann  14  Tage  nach  dem  Verfalltag  jige- 
sperrt«,  d.  h.  unter  Androhung  amtlich  gemahnt, 
nach  weitern  14  Tagen  »Span  oder  Wasen«  von 
dem  Hanse  oder  Grundstück  jsgeschnittener  und  wie- 
der nach  14  Tagen  die  Vergantung  vorgenommen 
werden;  Einreden  werden  nur  insofern  zugelassen, 
als  sie  sofort  liquid  zu  machen  smd«) 

Die  Klage  auf  Bezahlung  der  Rente  (die  Ewig- 

geklklage)  hat  noch  einen  dinglichen  Charakter,  und 
ist  gegen  den  gerichtet,  welcher  als  Eigenthümer  des 
Pflichtigen  Gutes  in  dem  Grundbuch  eingetragen  oder 
durch  den  Erbgang  Eigenthümer  geworden  ist.  flfin- 
wieder  hat  dieser  eine  Negatorienklage  gegen  ein 
angemasstes  Gültrecht. 

5.  Bas  Verhältniss  der  GüUfardermgen  zu  den 

Hypothekar forderunrjcn  wird  im  Einzelnen  von  den 
Statuten  verschieden  bestimmt.  Aus  der  I^atur  der 
Dinge  ergeben  sich  folgende  Regehi: 

aj  der  später  entstandenen  Hypothekarforderung 
g^t  die  früher  bestellte  Gült  auch  ihrmn  6api- 
ttdwerthe  nach  vor,  denn  die  Rente  ist  dauernd 

und  muss  daher  in  dieser  bleibenden  Bedeutung 
(d.  h.  zu  Capital]  augeschlagen  werden. 

b)  Mindestens  die  htzte  Jahrrenie  (in  München  die 

»gefreite  (jült«  genannt,  der  aber  noch  eine  »un- 
gehreite  Gült«  an  die  Seit«  gesetzt  wird)  einer 
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ältern  Gült  geht  auch  den  iütern  RücksiäijMien 
der  Hjpothekarziixse  vor. 
e)  Fttr  mehnre  GHÜrückitände  irt  oft  das  Becfat 
des  GoKberra  anerkannt,  dieselben  dnrcb  Be- 
stellung einer  Hypothek  zu  sichern. 
6.   Das  Gültrecht  geht  unter: 

a)  durch  ginzlicben  VnUr^jßmg  dar  Mottotn»  Saekh 
wohin  der  Brand,  oder  Einatars  einaa  Harnet 
nicht  gehört;  vielmehr  hleiht  in  diesem  Fall  die 
Gült  auf  der  Baustätte  haften  und  ei^greüit  auch 
das  neue  Gebäude. 

b)  Durch  voUstttBdige  ond  unividemifliche  Buir 
gung  des  Gültrechts  and  des  Grandeigenthums 
in  einer  Person,  Consolidation. 

c)  Durch  Löschung  im  Gnmdlmch,  sei  es  in  Folge 
des  Verzichtes  des  Gttltherm  oder  der  Ablösung 
von  Seite  des  GQltmanns.  Wedar  der  Verzidit 
noch  die  Zahlung  können  für  sich  die  gänzliche 
Zerstörung  des  Gültrechts  bewirken ,  welches 
aof  der  Glaubwürdigkeit  des  Grandbuchs 
und  des  gesiegelten  Glllfi>rie6  beruht,  und  daher 
noch  geachtet  werden  miiss,  wenn  ein  redlicher 
Besitzer  sich  darauf  berufen  kann.  (Auer, 
Sü  191  ff.  neigt  sich  der  en%egengesetzten  Mei- 
nung zu.) 
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Eimes  CapiteL 

Pfwdrecbt. 

A.  An  liegendem  Gute* 

I.  Aelteres  Keabt 

1,  Alte  Satzung.  Die  älteste  deutschrechtliche 
Form»  in  welcher  der  Schuldner  durch  Versetzyug 
ym  fidgeodem  Gute  dem  GUubiger  Sicherheit  ver- 
schafit  hatte,  warzwtur  noeh  roh  imd  «nbequein,  ent* 
hielt  aber  doch  schon  den  Keim  des  veredelten  modernen 
H)"pothekarsystems  in  sich.  Die  ältere  Satzung  näm- 
lich wurde  durch  die  g0ruMkhe  Auflaaung  begrOu- 
det  Dadurch  erwarb  der  Gläubiger  dne  dingliche 
Herrschaft  über  das  Gut,  die  sogenannte  Salzungsge- 
were.  Aber  diese  äusserte  sich  anfangs  noch  in 
realem  Be$Uz.  Der  Gläubige  übernahm  die  Wirth- 
acfaait,  und  bezog  die  Früchte,  sei  es  dass  diese  als 
Ersatz  für  die  Ueberlassung  des  Capitals  (Zins)  be- 
trachtet, sei  es  dass  sie  an  dem  Darlehnscapital  ab- 


1.  Ulk.  T.  1187.  {Krmmi,  139.  82.)  Bnrchrafios 
Colon,  ecram  Seabam  jnriidieiumem  Comieif  900  Bargraf«- 
scbaf  didtnr  et  domum  #bm  emn  Corte  — >  de  consensu 
moris  sae  —  per  manom  Archiepiscopi  —  Sjmont  —  In 
pignore  eiposait  et  pro  CC  Marcis  obligavit»  ea  Conditione» 
ut  predleta  Dornas  com  Corte  soa  et  prefata  Jorisdictio  — 
cum  omni  fracta  et  uUlitate  —  per  qaatoor  annoseontinue 
obligatam  erit  prefato  Symoni. 

2.  Rechtsb.  K.  Ludwigs,  (ffenmann,  S.  112.)  Wer 
dem  anderen  pfant  antwurt ,  daz  aign  oder  hAm  ist  ond 
das  pfant  UaDDOch  i'n  Meiner  gewali  hleihi  und  das  er  68 
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gerechnet  wurden.  Die  BijgeathmMgefeen  freilich 
blieb  bei  dem  Schuldner  lurttck,  und  es  hatte  dieser 

das  Recht,  dur(  h  Erlegung  der  Schuld  das  Gut  wie- 
der von  der  Satzung  zu  lösen ^  ein  Recht,  das  in- 
dessen zuweilen  so  sehr  beschränkt  wurde«  dass  die 
Satzungsgewere  des  Gläubigers  Idcht  mit  der  Eigen- 
gewere  verwechselt  werden  und  mit  der  Zeit  in  diese 
übergehen  konnte.  In  solcher  Form  sind  oft  auch 
Grund-  und  Landesherrschaften  von  den  verschulde- 
ten Grund-  und  Landesherren  an  andere  reichere 
Herren  oder  Städte  zur  Satzung  gegeben  worden  und, 
weil  das  Wiederlösungsrecht  nicht  zur  rechten  Zeit 
ausgeübt  wurde,  in  das  volle  Herrschaflsrecht  der 
Besitzer  überg^angen. 

2.  Neuere  Satzung.  Ein  grosser  und  entschei- 
dender Fortschritt  geschah,  als  man  einsah,  dass  der 
reale  Besitz  von  Seite  des  Gläubigers  unnöthig  sei 
ihr  den  Zweck  des  i^drechts,  und  dass  das  ding- 
liche durch  die  Auflassung  begründete  Recht  auch 
ohne  jenen  Bestand  und  Wirkung  habe.  Was  die 
römische  Jurisprudenz  Jahrhunderte  lang  angestrebt 
und  dann  erst  auf  Umwegen  und  in  unvollkomme- 


jenem  dem  er  es  gesetzt  hat,  zc  hant  nicht  untertänig 
macht ,  —  da  soll  er  im  6rief  übergeben  mit  seioem  in- 
siegel  —  und  mit  gcrichtsinsigel. 

3.  Magdeb.  Fr.  I.  6.  8.  [Kraut,  §.  139.  37.)  Wirt 
einem  ein  erbe  vor  gericht  gesalzt,  der  hat  eine  rechte  ge- 
were daran  (ob  jeaer  jler  es  setzt»  nu  wol  blieb  in  dem 
erbe). 

4.  Verden.  StaU  47.  [HreuU^  g,  139.  41.)  Mach  he 
des  aldüs  vollenkamen  mil  dem  rade  und  richte,  dat  de 
ufTbc'dingo  also  gesehen  sy,  so  schall  de  radt  mit  des  rieh- 
ters  boden  den  upbeder  weidigen  und  weren  loten  in  dat 
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ner  Form  erreicht  hat,  das  war  nun  in  sicherer  Ge- 
stalt geif  oimeiit  nämlich  an  dmgUchea  Recht  an  der 
Sache  9  dessen  Inhalt  nor  Sidierhdt,  aher  anch 

volle  Sicherheit  für  die  Forderung  ist,  nicht  mehr 
(nicht  Eigmthom 9. Besitz,  Frucbtgenuss)  und  nicht 
minder  (Jedemann  gegenüber). 

Der  Schuldner  war  nun  in  seiner  Wirthschaft 
nicht  gestört,  der  Gläubiger  nicht  mit  fremder  Oeko- 
nomie  beschwert.  Es  Jkouuten  nun  auch  mehrere 
Pfandrechte  zu  Gunsten  verschiedener  Gläubige  ohne 
Sdiwierigkeit  besteDt  werden.  lYußm  allen  gewährte 
das  Recht  solcher  Satzung  ruhige  Sicherheit;  denn 
um  der  öffentlichen  Form  der  Auflassung  willen  war 
der  Rechtszustand  des  Pfandohjects  offenbar  und  trat 
wirklich  der  vorausgesehene  Nothfall  ein,  dass  der 
Schuldner  nicht  zahlte,  so  konnten  sie  nun  auf  das 
Unterpfand  greifen  und  da  Befriedigung  suchen. 
Dann  erst  wurde  der  Gläubiger,  der  darum  nach- 
soehte,  von  dem  Gerichte  üi  den  realen  Besitz  ge- 
wiesen und  zuletzt  das  Grundstück  gerichtlich  ver- 
gantet, und  die  versicherten  Forderungen  aus  dem 


schall  he  den  holden  6  weken  und  3  dage,  werdt  idl  dar-  * 
innen  von  dem  Schuldner  nicht  gelösrt,  so  mag  he  dal  erve 
laten  werderen  un<l  wat  idt  den  heler  were  alse  sineschuldt 
dat  scheide  he  deine  anderen  wedder  kcren  ,  Nvere  id  ock 
ringer,  dat  iQochle  he  ohtne  affoiAneii  mii  rechte  wen 
he  konde. 

5.  Freiherg,  Stal.  I.  37.  Wirt  auch  einem  manne  ein 
bus  gesalzt  oder  eigen  und  Erbe  vor  gerichte,  und  wil  he 
deme  nachfolgen,  —  daz  man  es  im  eigen  sullc,  so  sal  he 
is  ufbieten  drie  dinc  —  so  sol  der  richter  mit  ihm  gehn  — 
und  sprechen  «Iso:  set»  ich  eigene  tz  uch  vor  also  vil 
geldes. 
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firlöse  getilgt  Nach  emzehai  Rediteii,  unddie  hwr^ 
in  der  sttem  Form  der  Ssliiiiig  sidi  ansdiBMeny 

darf  in  solchem  Fall  der  Gläubiger  nach  gewissen 
FVisten  das  Püandobject  sich  durch  den  Richter  xm^- 
eignen  lassen,  mn  einen  bestlnunten  Wertli  oder  so- 
gar gegen  seine  Forderon^  nnd  die  Dsbemahme  dlsr 
besser  versicherten  Schulden. 

D^r  Form  der  Auflassung  bediente  man  sich 
ancii  wi(^,  nm  an  einem  gonxen  VermSgen,  ah  einef 
GesammAeil  von  Rechten  (Hegendem  nnd  fchrendem 
Gute)  ein  Pfandrecht  zu  bestellen,  das  freilich  gerin- 
gere Sicherheit  gewährte,  da  das  Object  trotz  dem 
Pbodrecht  der  Veränderong  ausgesetzt  blieb. 

3.  Ingroeeaüan.  In  niandiett  StMten  kam  man 
schon  frühzeitig  auf  den  glücklichen  Gedanken,  die 
Verpfändungen  der  Grundstücke  in  ein  besonderes 
Buch,  das  Gerichitbueh,  GruntUmch  einzutragen  und 
es  TerwanddMe  sich  so  allmaUlch  die  mtadfidie 
Form  der  gerichtlichen  Auflassung  in  die  der  schrift* 
liehen  Eintragung  in  ein  ö/fenlliches  Buch  ,  auch  In- 
grosscuion  genannt.  IHe  Einsicht  in  die  Pfandrechte 
welche  auf  den  Gtttem  haften,  wurde  auf  solche 
Weise  erhöht,  die  Erinnmmg  sidierer  bewahrt  und 


6.  Stader  Stat.  10.  {Kraut,  §.  139.  39.)  Wert  einen 
manne  erve  lo  pande  gheset  bi  erer  beiden  wilkorc,  dat 
scal  he  upbeden  dre  etdhage  (echtUge)  und  beten  it  op  mit 
goden  luden  theme  manne  und  verkopetU  thenn»,  thar 
he  Wille. 

7.  Sehöfen  C/rth.  [Kraut,  g.  139.  50.)  und  de  bor 
den  twen  anderen  alle  sin  gud  beweglick  und  onbewcgUek 
▼or  dem  vogede  te  pande  gesath  hebbe. 

8.  Alünchner  Stadtr.  Art.  33.  Wer  erb  und  aigen 
le  pfant  wii  aetien»  der  sol  dax  taon  vor  gerichls  In  aSMr 


Digitized  by  Google 


9-      Ab  liegendem  Giile* 


dar  Gfedit  b^stigt  Bie  organische  Forttrildni^  211 
dem  modernen  Hypofliekarsystem  'war  yorbereHel 

und  eingeleitet  Dann  aber  wurde  die  Entwicklung 
noch  einmal  vorzüglich  seit  dem  XVI.  Jahrhundert 
gestört  durch  das  nnverstandige  Gebahren  der  gelehr- 
teil  Xnrislen,  i?el<^e  anch  in  dieser  Lehre  die  Rechts- 
vorschriften des  Corpus  Juris  zur  Geltung  zu  brin- 
gen snditen  und  dadurch  das  ganze  Creditsystem 
in  seinen  Grandfesten  erschntterten  nnd  Terwirrten. 

Nach  ihrer  Lehre  sollte  nnn  anch  ein  dnrdi 
formlosen  Vertrag  ohne  Ingrossation  verabredetes 
Pfandrecht  dingliche  Wirkung  haben  mit  Bezug  auf 
unhewegliche  und  bewegliche  Sachen,  dem  mgro$- 
sbrtm  Pfiindrecht  aber  nur  die  Vorzüge  des  pignns 
pnhlicmn  der  Römer  zukommen,  vor  dem  es  sich 
doch  in  wesentlichen  Dingen  auszeichnete;  und  vol- 
lends wurde  die  Unsicherheit  vergrössert  durch  die 
Anfhahme  der  ]^rml€girtm  nnd  geietzUehm  PfBuod- 
rechte  des^römiselien  Redits,  zuwolen  sogar  diese 
noch  durch  neue  ähnliche  Privilegien  vermehrt. 

Nicht  überall  aber  in  Deutschland  ist  gleich- 
müsig  diese  Mischung  des  beigebrachten  dentsdiea 


scbrannen  in  den  vier  wenden,  vnd  daz  »oi  man  schreiben 

in  daz  gerichtbuoch. 

9.  Hamb,  Stat.  II.  5.  i.  Wann  wegen  Vorzugs  der 
Gläubiger  Streit  vorfällt;  so  soll  zuforderst»  was  vor  dem 
Rathe  verlassen,  und  in  das  Stadtbuch  verzeichnet  worden, 
allen  anderen  Verpfändungen  so  nicht  vor  dem  Rathe  ge- 
schehen und  eingeschrieben,  vorgezogen  werden.  Und  un- 
ter diesen  sollen  allewege  die  älteren  den  Vorzug  haben. 

-  10.  A.  Kursächs.  Proz.  0.  Tit.  4ö.  §.  2.  Vornerab- 
lich  (haben)  die  Ehe-Weiber  deren  tiüter  halben,  welche 
sie  über  das  Ehe-Geld  ihren  Männern  zabringen»  eine  sUll- 
sehweigende  VerpHindung  ohne  PriTilegiom. 
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und  des  liergebraGhteu  römischen  Rechts  vor  sich 
gßgßngea.  Die  deutsche  logrossation  bei  dem  Ge* 
richte  der  gel^eneo  Sache  mit  ihfen  Vorzogen  er- 
hielt sich  manchenorts  hald  mehr  bald  minder  rein 
als  das  herrschende  System.  In  unserer  Zeit  aber 
Bebm  wir^  wie  die  d^tschen  Principien  des  Pfand- 
rechts aOmählich  in  ganz  Emropa  wieder  und  nun  udu 
durchgebildeter  Form  Tolle  Anerkennung  erlangen 
und  die  frühere  Verwirrung  widerstrtMtender  Rechts- 
begriire,  au  welcher  das  deutsche  Recht  bis  in  naser 
Jahrhundert  hinein  gekränkelt  hat»  durch  ein  zusanat-. 
menhftngwdes  System  gehoben  wird. 

*  Alhrecht,  Gewerc.  8.  130  ff.  Budde,  in  dts 
ZeiUchr.  für  D.  R.  IX.  S.  4U  ff. 

S.  100. 

II.   Neueres  üypothekarsjslem. 

i.  Enlsteliong  und  Cude  der  Grondrersicfieranff. 

1.  Das  Bedürfniss  des  gesicherten  Realcredits 
hat  zur  Beachtung  zweier  Principien,  der  Oeffent- 
UeMeeit  und  der  SpeciaUtäi  geMlet;  und  von  da  aus 

ist  das  Hypothekarsystem  umgebildet  worden.  Um 
die  Oedentlichkeit  des  Pfandrechtes  zu  bewirken, 


4.  Preussisches  Landr.  I.  20.  §.  411.  Nur  durch  wirk- 
lir.he  Eintragung  in  die  öfTenllichen  GrtMbüchcr  ^ird  das 
Hypoiht'koiirecht  selbst  erworben-  §.  9.  So  lange  (diese) 
nicht  erfolgt  ist,  kann  zwar  der  Gläubiger  die  seiner  For- 
derung im  Gesetze  beigelegten  Vorrechte  auf  das  Vermö- 
gen des  Schuldners  und  die  darin  befindlichen  Sachen  aus- 
üben. §.  10.  Er  kann  aber  dieselben  auf  Sachen ,  die 
rechtsgültiger  Weise  aus  dem  Vermöjien  des  Schuldners 
herausgegangen  sind,  gegen  einen  dritten  Besitzer  nicht 
verfolgen. 
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wurde  der  alte  Gedanke  der  gerichtlichen  Auflas- 
soDg  in  der  neuen  bessern  Form  der  Fertigung  dwrdi 
im  GfwMu€k  wieder  aii%eDoouneii.  Ilie  Farmr- 
fung  aHer  durch  bkmeR  Verirag  yerabvedeleii  JVtvol- 
hypotheken  und  ebenso  aller  gesetzlichen  und  pri- 
fiiUgirten  Pfandrechte  war  dann  eine  einfache  Folge 
jcnei  Prinoipa.  Der  Gmndsatz  der  SpeeiaHm  trat 
Mam  nd  beseitigte  oder  wies  imrttdL  die  firtthero 
generellen  Pfandrechte, 

Die  Einführung  und  £iiirichtaiig  der  Mypothe» 
kmbüeh$r  oder  GrutMüeker  Tollendele  dM  neue  Sr- 
etom  (§.  es.  3.) 

2.  Nach  diesem  Hypothekarsystem,  welches  mt 
das  deutsche  heissen  dürfen,  obwohl  es  auch  in 
roDMoisdien  iJiidem  £ingang  und  ateigeiide  Aner^ 
kennung  ftndet,  kniD  ein  Ffandredil  an  liegenaeliaf- 
len  nur  durch  Fertigung  im  Grundbuch  entstehn. 
Der  meist  voraus  gehende  Pfandvertrag  bewirkt 
dann  mv  eine  per9önUche  Fardmm§  des  Gläubigers 
gegen  den  SchnMner  mkf  Fertigung  ^  mchü  ein  ding- 


%  a^Utmmkitehwe  «es.  g.  44e»  0sr  Titel  sur  Bi^ 
vsrlHiBi  das  PDiadieehtts  grindel  tieii  «af  du  Oesctt» 
anf  daen  richlerUclMn  kmptwtk,  aaf  elaea  T«lr«g*  oder 
den  leisten  Willea  des  BigenUitimers.  §.  4M.  Um  das 
FfMieebl  wliklidi  la  erwerlMt  wmm  der  mit  efaeai  Ti- 
tel fetselme  GMabiger,  wena  die  Saehe  aabeweglich  ist» 
seine  FetderuDg  auf  die  mr  Erwerlmag  des  Eigentktuaes 
llefeader  GOier  vorgesdiriebeBe  An  ein?eri«ibeB  lassea. 
Der  Titel  allein  gibt  nur  eia  pers^allcbes  Becht  su  der 
gacbe*  aber  kein  diogllebes  Becht  auf  die  Sacbe. 

3.  Bmyri9€k99  Bfpolb.*Ge8.  §.  13.  ledern  Eintrag  ia 
das  Hypothekenbaeh  moss  Tag,  Moaat  aad  Jahr ,  an  wel- 
ehern  derselbe  geschehen,  beigesetit  werden.  Der  Vorzug 
der  eingetragenen  Forderungen  ist  bloss  nach  dem  Tage 

B 1  n  n  t  s  e  h  1  i »  deutschet  PriTatreebt.  3 1 
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Jiches  Recht  an  der  Sache.  Ebenso  kann  in  gewis- 
sen Fällen  das  Gesetz  da,  wo  es  früher  ein  gesetz- 
Mches  Pfandreefal  vetMM  hat,  wohl  einen  Meoht§' 
-UtH  imr  Eintragiing  in  das  Grandbndi  verleihen, 
nicht  mehr  das  Pfandrecht  selbst.  Das  preussiche 
Landrecht  hat  zwar  auf  die  richtige  Bahn  eingelenkt, 
181  aber  in  dieser  Beadehnng  noch  mäA  rar  Reinheil 
der  Prindpien  darchgedrongen,  die  (kiterreiekM^, 
Bayrische  und  überdem  eine  Reihe  neuerer  Gesetz- 
gebungen der  europäischen  Staaten  haben  dagegen 
•das  System  conseiiiienl  ansgehildet. 

l^ne  wdtere  Folge  desselben  ist,  dass  das  Do» 
tum  der  Eintragung,  nidil  des  entstandenen  Rechts- 
titels die  Ordnung  der  Pfandrechte  bestimmt.  Die 
an  dem  nttmMchen  Tage  eingetragenen .  Pfandrechte 
habcot  wenn  nicM  eines  dem  andern  ansdräcklidi 
vorgestellt  wird,  gleiches  RecM. 

3.  Die  Eintragung  selbst  geschieht  nach  vor- 
' gingiger  Prüfung  des  Falls,  insbesondere  der  Hand- 
lungsfähigkeit des  Verpftnders,   der  Realitftt  des 


des  fijDtrifes  m  beortbeilen;  daher  gealeieen  alle  an  dem- 
selben Tage  In  deai  HjpolfaekeDtaelM  eiagetragenen  For- 
deraogea  gleicben  Raag»  wenn  nicht  —  einer  Hjpotliek  ein 
besthnnter  Rang  im  Vorans  zugewiesen  worden. 

4.  PreM9iieke§  Landr.  §.  197.  Der  Richter  mnss  In 
Prüfung  eines  solchen  Blntragungsgesnchcs  auf  die  Quali- 
tät der  contrahlrenden  Personen  y  auf  die  Beschaffenheit 
.des  ferpttndeicn  Grandstöcfci  «mI  den  Inhalt  sowohl  als 
die  Fassung  und  äussere  Form  des  Instrumentes  RSeksIdiil 
nehmen. 

5.  Bayrisches  Hypoth.-Ges.  g.  11.  Die  Eintragung  in 
das  Hypoihekenbuch  kann  niemals  anders  als  —  auf  be- 
stimrote  Immobilien  geschehen.  Jede  wirklich  erworbene 
Hypothek  muss  demnach  eine  Special-Hypothek  sein.  §.  19. 
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Rechtstitels,  der  aus  dem  Grundbuch  ersichtiicheii 
Aechtszostinde  des  GruadstOcks.  Der  Führer  des 
Gfundbiidis  ist  für  Beadilxiiig  der  erforderliclm 
Vorsicht  und  insbesondere  der  älteren  die  neue  Ver- 
pfändung beschränkenden  Einträge  in  das  Grundbuch 
terantwortlieh«  £r  darf  zwar  keine  Vormondsdiaft 
Uben  tiber  die  PrmAen,  wekhe  eine  Eintragung  be- 
gehren noch  unndthige  Schwierigkeiten  machen,  aber 
er  soll  die  rechtlichen  Interessen  des  Realcredits  von 
Amts  wegen  wahren. 

4.  Das  Pfuidofaject  nniss  speekU  bexeichmt 
sein.  Es  genügt  daher  nicht  der  Ausdruck:  »all 
mein  liegendes  Gut«;  noch  können  Grundstücke,  de- 
ren Erwerb  der  V  erp£lUider  erst  in  der  Zukunft 
hofil,  gültig  jetzt  schon  von  ihm  verpfilndet  werden* 
In  der  Regd  mnss  auch  die  Grösse  der  Porämmg, 
für  welche  das  Pfandrecht  bestellt  wird,  bestimmt 
(nach  manchen  Hechten  in  einer  bestimmten  GMr 
mmm)  angegeben  sein.  Indessen  ist  doch  eine 
eventuene  Verp&ndung  zulässig  für  Forderangn, 


Jede  Forderung  kann  nur  auf  eine  bestimmte  Summe  ein- 
getragen werden. 

6.  Bayrisches  Hypoih.-Ges.  §.  25.  Aus  dieser  Oeffent- 
lichkeit  des  Hypothekenbuchs  entsteht  die  Folge,  dass  jede 
im  Vertrauen  auf  dasselbe  vorgenommene  Handlung,  soweit 
sie  mit  dem  Hypothekenwesen  in  Verbindung  steht,  in  An- 
sehung desjenigen,  welcher  nach  den  im  Hypothekenbuche 
befindlichen  Einträgen  und  im  guten  Glauben  gehandelt 
hat,  alle  jene  rechtliche  Wirkungen  hervorbringt,  welche 
der  Handlung  nach  jenen  Einträgen  angemessen  sind.  g.  26. 
Der  Schuldner  kann  die  Einreden,  welche  er  dem  Gläubi- 
ger  über  die  Richtigkeit  einer  eingetragenen  Hypothekforde- 
rung entgegensetzen  konnte,  wider  den  Dritten,  der  die  ein- 
getragene Hypothek  durch  läsiigen  Xitel  und  im  guten 

31* 
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die  erst  in  Zukunft  bestimmt  werden,  deren  £nt- 
ilehuiig  sogar  nngewiss  ist^  wenn  nftmlkh  «dna  bei 
4»  Vfttpfltetaig  &  Mb4il»  Smmm  beiüiiiinl  ist, 

für  welche  das  Grundstück  Realsicherheit  gewährt. 
(Reakauiionen).  Da  tiberdem  das  Pfand  gewöhn- 
lich auch  Itir  die  ausatebenden  Zime  haftet  und  das 
Mass  diMor  wedudt,  so  ist  aneh  hier  eine  rdMhre 
Unbestimmtheit  vorhanden,  welche  aber  regelmässig 
durch  das  Gesetz  auf  eine  bestimmte  Anzahl  von 
Zinsen  (3.  4.)  beschränkt  wird. 

5.  R^geliBissig  wird  dem  GMiibiger  eine  dem 
Eintrag  in  das  Grwidbach  enfspreclMiide  araliich  be* 
glaubigte  Urkunde,  Pfandbrief,  Schuldbrief,  Versiche- 
rungsinrief,  ausgehändigt,  und  so  stark  ist  die  Wir- 
kMg,  weUw  die  Gkubwttrdigkeit  der  öflentUdMi 
Biciwr  herfwbringt,  dais  der  lahall  dieser  Briefe 
zum  Nachtheile  des  Schuldners  im  redlichen  Verkehr 
aU  wahr  gilt,  und  dieser  einem  dritten  Erwerber  in 
gitem  Glauben  gegenüber  meht  zum  Beweise,  dass 
die  Schuld  bloss  fingirt  oder  dass  das  Darlehen  noch 


CHaaben  an  sich  brachte,  nur  ilsdann  gebrauchen,  wenn 
sein  Widersprach  gegen  die  Forderung  im  Hypotheken- 
buche  vorgemerlLt  ist. 

7.  Oetterreichuehes  Ges.  8.  469.  Zur  Aufhebung  einer 
Hypothek  ist  die  Tilgung  der  Schuld  allein  nicht  hinrei- 
chend. Kin  Hypothekar-Gut  bleibt  so  lange  rerhaftet ,  bis 
die  Schuldurkunde  aus  den  öffentlichen  Büchern  gelöscht  ist. 

8.  Entw.  des  Zürcher  Ges.  §.  IIJW.  Wenn  der  Eigen- 
ihümer  eines  Pfandbriefes  durch  Erbfolge  Eigenthüroer  des 
Unterpfandes  wird»  so  ist  er  verpflichtet,  jenen  kanzleiisch 
löschen  zu  lassen.  Kommt  derselbe  aber  unversehrt  in  die 
Hand  eines  Erwerbers  in  gutem  Glauben,  so  kann  dieser 
dem  Besitzer  der  darin  verpfändeten  Liegenschaft  gegen- 
über Forderung  und  Pfandrecht  geltend  machen. 
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niciil  aMbcnidt  «d,  ragAsM  wird.  Aueh  der  ur* 

sprüiigliche  Gläubiger  kann  zunäclist,  wenn  er  in 
den  Besitz  des  Pfandbriefs  gelangt  ist,  diese  Glaub- 
wttrdigkeit  dsr  Urkunde  f&at  sich  in  Anqpruch  neh* 
mm.  tbm  gegenfiber  aber  ist  es  dem  Schnkkier 
unbenommen,  den  von  ihm  behaupteten  Mangel  des 
Geschäfts  zu  erweisen  und  so  die  Schuld  abzulehnen. 
£s  darf  daher  nur  mit  Vorsieht  der  Brief  dem  Gläu- 
Mger  auflgehtadigl  werden.  Einzdne  Particular- 
rechte  gehen  freilich  nidit  so  weit,  aber  die  Gonse- 
quenz  des  unter  öffentliche  Garantie  gestellten  Insti 
tutes  erfordert  diese  Behandlungsweiso  für  die 
Schuldbriefe  im  engem  Sinn,  welche  als  PftmdMefe 
für  eine  emeeitige  und  von  Anftng  an  genau  he» 
stimmte  Geldforderung  aus  Darlehn  erscheinen. 

6.  Ebenso  zerstört  die  Zahlung  der  Schuld 
nicht  absolut  die  Teraicherte  Forderung,  sondern  es 
ist  dazu  wieder  die  Eintragung,  d.  b.  hier  die  X«h 
schung  im  Grundbuch  und  der  Urkunde  erforderlich. 
Ohne  diese  könnte  der  Käufer  eines  unversehrten 
fiandhriefe,  der  donseihen  m  gutem  CiiMiben  erwor- 
ben hat,  nochmals  Zahlung  fordern.  Während  die 
Natur  des  Pfandrechts  im  Uebrigen  eine  accessorische 
ist  und  daher  das  Schicksal  desselben  durch  das 
Schicksal  der  prmeipeden  Fardenmg  bedingt  ist,  so 
hat  eben  jene  Gbubwürdigkeit  der  Oflbitlichen  Be- 
urkundung das  Pfandrecht  so  selbständig  gemacht, 
dass  in  diesen  Fällen  umgekehrt  seine  b^laubigte 
Existenz  die  Forderung  nach  sidi  zieht. 

7.  Ist  das  Pfandrecht  nach  dem  Grundbuch 
selbst  nur  für  eine  bestimmte  Zeit  bestellt,  so  erlischl 
es  mit  deren  Ablauf.  Selbst  die  Consolidalion  be- 
wirkt nicht  einen  absoluten  Unterguig  des  Pfand- 
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rechts,  obwohl  sie  in  der  Regel  die  Löschung  nadi 
slcii  zieU;  dem  wird  ein  Pfudbrief  antenelicl 

einem  redlichen  Erwerber  veriussert,  nachdem  der 
Pfandgläubiger  Eigenthümer  des  verpfändeten  Gutes 
geword^,  so  lebt  in  jener  Hand  die  Forderung  und 
das  Pfmdieciil  fort 

§.  101. 

a.  Wirkunfeii  der  Grandfcnlelicniiig. 

1.  Das  dingliche  Recht  haftet  an  der  ganzen 
verpfändeten  Sache  und  umfasst  auch  deren  Zuwachi 
und  die  Zubehörde,  die  Hypothek  an  dem  Grund- 
stück daher  auch  das  darauf  erbaute  Haus. 

Dem  Eigenthümer  ist  zwar  nicht  venvehrt,  die 
Li^enschaft  weiter  zu  verpfänden  oder  zu  veräu$sern, 
aber  der  spätere  PfandglAubiger  und  der  neue  Er- 
werber mtlssen  das  Altere  Pfiuidrecht  anerkennen. 
Wird  das  Gut  als  Ganzes  veräussert,  so  kann  der 
bisherige  Schuldner  freiUch  g^en  den  Willen  des 


1.  Bay  risches  Hjp.-G.  §.  34.  Als  Zugehörungen  sind 
nicht  nur  die  gesetzlichen  beweglichen  oder  unbeweglichea 
Pertinenzien,  sondern  auch  diejenigen  Sachen  zu  betrachten» 
welche  darür  durch  Privatwillen  ausdrücklich  erklärt  und 
als  Zugehörungen  in  das  Hypolhekenbuch  eingetragen  w  Or- 
den. §.  35.  Sind  bewegliche  Zugehörungen  veräussert 
worden,  so  hat  der  Hypothekargläubiger  gegen  den  dritten 
Besitzer  derselben  keinen  Anspruch. 

•  2.  Preustuchet  Landr.  I.  20.  §.  494.  Auch  hat  der 
Gläubiger,  wenn  gleich  die  Sache  sich  in  den  Banden 
eines  dritten  Besitzers  befindet,  dennoch  die  freie  Wahl, 
ob  er  sogleich  an  diese  oder  zuerst  an  die  Person  seines 
Schuldners  sich  halten  wolle. 

3.  Bayritchf  Ges.  £.  39.  Wird  ein  Gutscomplei  zer- 
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GUmbigm  äeh  mdA  tod  der  Ufisen  und  den 

neuen  Eigeoliiaiiier  an  seine  SieHe  setzen:  aber  aneh 

wenn  jener  sich  an  den  alten  Schuldner  für  seine« 
Forderung  hält^  l^^n  er  doch  zu  seiner  Sicherheit, 
aoMd  dieser  mit  der  fiefiriedigang  sionty  anf  daa 
Terpttadele  GrandstOck  greäen,  und  der  neae  B^en- 
thiimer  muss  zahlen  oder  dieses  abtreten.  Gewöhn- 
lich wird  aber  dem  letztern  die  Uebemahme  der 
StkM  überbtmden  worden  sein,  und  dann  kann  er 
sich  dem  Glttubiger  gegenüber ,  sobald  Hin  dieser  ab 
Schuldner  annimmt,  nicht  mehr  durch  Abtretung  des 
Gutes  befreien;  dann  wird  auch  der  frühere  Schuld- 
ner durch  diese  Annahme  frei,  auf  die  aus  den  Um-» 
stinden  geschlossen  werden  kann* 

Schwieriger  werden  die  Verhältnisse,  wenn  der 
Pfandschuldner  nur  einen  Theil  des  Pfandobjects 
teräussert,  oder  dieses  in  Stücke  zirU0  wird.  Eine- 
Beschränkung  solcher  Theilung  versteht  sich  nicht 
von  selbst,  obwohl  einzelne  Particularrechte  dieselbe 
von  der  Zustimmung  des  Gläubigers  abhängig  ma- 


trümmert,  so  ist  kein  Hypothekgiäubiger  schuldig  sich 
mit  seiner  Hypothek  auf  einzelne  Grundstücke  anweisen  zu 
lassen,  sondern  er  kann  die  Zahlung  fordern,  wenn  auch 
die  Verfallzeit  noch  nicht  eingetreten  ist.  §.  40.  Von 
einem  Gulscomplei  soU  ohne  Einwilligung  der  darauf 
eingetragenen  Glaubiger  kieio  eiozelnes  Grundstück  der  Real* 
recht  getrennt  werden. 

4.  Entw.  des  Zürcher  Ges.  §.  1130.  Verweigert  der 
Gläubiger  die  Annahme  der  Anweisung  (der  Schuld)»,  so 
harten  zwar  die  sämmUichen  Theile  noch  swoi  Jahre  nteh 
dem  nächsten  zulässigen  Kündigungstermine.  Aber  wenn 
his  dahin  die  Schuld  nicht  getilgt  wird,  noch  sich  die  Par- 
teien in  aaderer  Weise  über  eine  reine  und  einfache  Haft 
der  Pßinder  versiindigeD,  so  gilt  von  da  an  die  Anweisung 


4gß  MUm  Back.  Up.  Xl^  9UmAnekU 

chen.  Victeehr  mms  als  Regel  die  Fraheit  auck 
aokher  VariUmw—g  -p-  ahganährn  yhb  aadtni  Hii^ 

denilsseii  verniuthet  werden,  zugleich  aber  auch 
das  Recht  des  Gläubigers  auf  eine  ungetheilte  Ge- 
samnUfwrdmmg  sowohl  als  auf  ein  Pfandrecht  da» 
fibr,  das  rieh  «if  Olli  StUm  mirackt  Audi  ia  dM- 
sem  Verhaltniss  kann  der  dsutetfcroehUfche  BegrilF 
einer  Gesammtschuld ,  welche  zunächst  von  Mehrern 
zum  Theil  zu  übernehmen  ist,  für  wekhe  aber  sub- 
sidiär Atte  hafteilt  Anwendung  finden  «od  ehenfitti 
eine  Bmsmmrei  md  eine  TragHw  Yoriununen 
(§.  94.  i.).  Aber  das  Bedürfniss  vereinfachter  Ver- 
hiltniase  macht  es  dennoch  wünschbar,  dass  die  zu- 
sammengesetzte Forderang  nnd  UjfoOsA  in  fttr 
sidi  bestehende  kleinere  Rechte  serlegt  werde,  m|d 
es  darf  die  Gesetzgebung  wohl  diese  Auseinander' 
ietzung,  welche  zunächst  auf  freiem  Vertrage  der 
Bekhetliglen  mhl,  begttnaügen. 

i.  Kein  ESgenlhllner  darf  dordi  seine  Verft* 
gungen  gegen  den  Willen  des  Pfandberechtigten  den 


im  Sinne  völliger  Trennung  der  Schuld.  (§.  1120.)  In 
diesem  falle  ist  davon  in  der  Scbuldurkunde  Yonnerkoiig 
zu  machen. 

5.  Bayrisches  Ges.  g.  45.  Der  Schuldner  behält  das 
Eecht,  über  die  Sache  in  so  weil  zu  verTugen,  als  es  nicht 
zam  Nachlbeil  der  eingetragenen  Hypotheken  gereicht.  Er 
kann  die  Sache  zwar  veräussern,  aber  nicht  ohne  Consens 
der  Hypothekengläubiger  mit  einer  den  Werth  derselben 
miDdernden  Last  belegen.  Vermindert  der  Schuldner  durch 
Ternachlässlgung  oder  Verseht Immenmg  der  Sache  ihren 
Werth,  so  kann  der  Hypothekgläubiger  seine  Befriedigung 
vor  der  Verfallzeit  fordern,  oder  bei  Gericht  verlangen, 
dass  dem  Basiuer  in  aelnen  scbüdlicben  Verlügviigmi  Eta«- 
liaU  getbao  irerde. 


f,tM.  WMmiiii  d«r  Craaiveiiiclimig.  Igil 

Werth  des  Pfudol^eoli  vemiiideni  «nd  die  8ktMi^ 
MI  des  entern  gstthrden,  s.  B.  des  Hins  nieder* 

FeiBs^,  den  Wald  ausreuten,  das  Gut  mit  Servitu- 
ten belasten,  welche  dem  Pfandrecht  nicht  nachstehea 
und  dgl.  Sobald  der  Gläubiger  ein  InUnm  nieh» 
anweisen  Yennag,  so  kann  er  jede  derartige  SdiwA- 
chung  seiner  Sicherheit  hemmen. 

3.  Die  Versicherungsbriefe  sind  zu  einem  Ge- 
genstade des  Verkehrs  geworden,  nnd  anehda  wirkt 
dfo  Amorim  der  Uifauide  anf  das  Sdndnal  der 
Forderung  ein.  Schuldbriefe  insbesondere  können 
nach  der  Art  der  beweglichen  SacJien  durch  Ueber- 
gab$  in  das  Eigm$hm^  eines  Andern  übertragen  oder 
etan  Dritien  va  Fmutffmmd  gegdien  werden;  nnd 
der  Erwerber  wird  im  ersten  Fall  auch  zum  GUkh 
biger,  im  zweiten  hat  er  ein  Pfandrecht  an  der  For- 
derung. Einzelne  Particularrechte  halten  sich  hierin 
Ewar  I  loch  an  die  »Um  Bdundinng  der  Gülthriefe 
als  liegenden  Gutes,  und  fordern  auch  fdr  die  Über- 
tragung der  Schuldbriefe  Vormerkung  im  Grund- 


6.  Erk.  des  Ob.-App.-G.  von  Lübeck,  {Seufferts  Ar- 
chiv II.  146.)  WeDn  zur  Begründung  hypothekarischer  Si- 
cherheit Eintragung  in  die  öfTentlichen  Bücher  vorgeschrie- 
ben, so  lässt  sich  doch  hieraus  keineswegs  folgern,  dass 
auch  die  Wirksamkeit  von  Ueberlragungen  (Cessionen)  der 
Hypothekforderung  durcii  deren  fiiBUagiuis  in  das  öffenlr* 

*  Hebe  Buch  bedingt  sei. 

7.  Osipreuss.  Landsch.  Reglern.  {Kraut ^  g.  142.  1.) 
Sie  (die  landwirthscbaftlichen  Pfandbriefe)  —  werden  auf 
2/3  des  —  taxirten  WerUiea  eiaet  Gutes  aagefertiet;  den 
Inhabera  obne  Unsersebied  —  veniD9«t  —  aus  der  Land- 
achaftaeane.  Sie  ki^aaea  im  Publico  ungehindert  circuli- 
rm»  okat  dass  es  dazu  einer  besonderen  Cession,  Gire 
oder  anderer  WeiiUiafigkeiteD  bedarf»  also  dass  die  klosaa 
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Protokoll.  Andere  dagegen,  dem  Princip  des  freieren 
«ad  fonnloMii  aber  slcUiclMi  YeMbn  mil  Wertin 
papieren  huldigend,  fordern  die  Kntragung  kt  daa 
Grundbuch  in  diesem  Falle  nicht  zur  Veräusserung 
solcher  Hechte. 

Ifan  ^Nficht  daher  anch  von  eineni  Buk%  der 
SchnldhrielB,  ond  es  M  a«eh  dieaer  nicht  nneiheMich 
für  die  Geltendmachung  des  in  der  Urkunde  bezeich- 
neten Rechts,  obwohl  nicht  in  dem  Grade,  wie  bei 
den  Platteren,  die  anf  den  Inhaber  ausgestelU  sind. 
Anniibmawaae  besonders  da,  wo  dnrcfa  Znsam- 
mentritt zahlreicher  Grundeigenthümer  gemeinsame 
Creditcassen  gegrtindet  werden  —  kommen  aber 
aoeh  SekMbriefe  mU  Grundceniekerung  vor,  die 
wirklich  tmf  äm  Inhaber  knien,  nnd  daher  wie 
andere  auf  den  Inhaber  lautende  Werthpapiere  be- 
handelt werden. 

4.  Die  ReaUtinmg  der  Gnmdversicherung  ge- 
SGhidit  nun  regeinUssig  in  Form  der  gmrkhükhm 
Y$rgantung.  Wird  ein  Mehrerlös  Uber  die  versicher- 


Production  hinlänglich  ist  —  jeden  Inhaber  —  bei  der 
Landschaft  zu  legitiroiren.  —  die  Ablösung  geschieht  durch 
die  Landschaft. 

8.  Bayrisches  Ges.  S.  64.  Wenn  —  der  gerichtliche 
Verkauf  des  hypolhecirlen  Gutes  erkannt  worden,  so  kön- 
nen weder  die  ~  nachstehenden  Gläubiger  noch  der  Schuld- 
ner den  Hinschlag  hindern ,  wenn  das  bei  der  Versteige- 
rung geschehene  höchste  Angebot  den  —  Schätzungspreis 
erreicht ;  ausserdem  kann  jeder  Bethciligte  noch  die  zweite 
—  und  die  dritte  Versteigerung  verlangen.  —  Jeder  Hypo- 
thekgläubiger,  welcher  dadurch  seine  Forderung  ganz  oder 
zum  Theil  verlreren  würde,  kann  verlangen  ,  dass  ihm  das 
rersteigerte  Gat  um  das  geschebeoe  Meistgebot  zugeschla- 
gen werde. 
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len  FoideniqgeD  bisma  erkngi,  so  fikUI  dieser  dem 
8ehiiidiiar  mx  im  FaO  eines  Mmiererloie$  bleibt  die 

persönliche  Fordening  des  Gläubigers  für  den  nicht 
bezahlten.  Theil  fori  bestehen,  das  betreffende  Pfand- 
redit  aber  in  der  yeiftiisstften  Sache  gdil  uater, 
wad  es  ut  der  Pfmdbrief  demgemftss  zu  lösdieD. 

Die  neuern  Hypothekargesetze  enthalten  iiber- 
dem  mancherlei  sowohl  den  Eigenthümer  als  die 
fetsduedeneii  gnmdTenichertai  Gläubiger  in  ihren 
Interessen  schützende  nihere  Bestimnrangen. 

*  Die  neuern  Hypothekargesetze  von  Bayern, 
Schweden,  Württemberg,  Genf,  Freiburg,  St.  Gallen« 
Griechenland  in  Verglewbung  mit  den  framösischen 
hoUSndisdfteny  preos^sdien,  österreichischen  und  an- 
deren Cifilgesetigebungen  sind  tusammengestellt  in 
der  Concordance  entre  les  codes  civils  ^trangers  et  le 
Code  Francais  par  Saint-Joseph,  1842.  G.  Odier,  des 
Syst^mes  hypothecaires.  N.  Th.  Gömer ,  Commentar 
über  das  Ilypotehekengesetz.  Bayern  2  Bde.  München 
1823.  Blmitchli,  Zürcher  Rechtsg.  U.  S.  224  ff. 

§.  102. 

B.  Pfandrecht  an  fahrender  Habe. 

III.  Geschichtliches.  Pfändung. 
1.  FrtÜier  als  die  Grundversicherung  erscheint 
im  deutschen  Rechte  ein  Pfiuidrecht  an  fahrender 
Habe,  sowohl  dn  freimllig  bestelltes,  Terpßndung, 
als  ein  ohne  Rücksicht  auf  den  Willen  des  Schuld- 
ners genommenes,  Pfändung.  Immer  aber  wurde 
dem  Scbuldner  der  BhUz  der  za  Ffeuad  gegebenen 
oder  genommenen  Sache  entzogen  und  von  dem 
•Gläubiger  erworben  und  eben  darin  —  nicht  in 
einem  yon  dem  Besitz  getrennten  idealen  dinglicben 
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KcdUe  —  lag  die  Sicherheit,  die  der  iiteqhiger 
flüchte  imd  fmd.  Wie  bei  doiRdaera  im  pign,  so 

war  bei  den  Deotsdien  das  Fanutpfand,  Kktenpfand, 
die  regelmässige  Form,  wie  Sicherheit  an  fahrender 
Hahe  erlangt  ward.  ^Ohne  Besitz  kein  Pfand/^  Der 
Schuldner  war  dann  aewehl  in  dem  Gebrauche  ab 
in  der  Verinsaemng  der  Beehe  gehemmt  denn 
er  hatte  sie  nicht  in  seinem  Besitz  und  konnte  sie 
nicht  übergeben  —  und  es  war  das  schon  ein  Sporn 
für  ihn,  dm  GUnUgar  an  befnadigin,  «n  ao  wie- 
der die  Sache  in  seine  bnd  zn  bekommen.  Und 
frühe  schon  ^urde  dem  Gläubiger  verstattet,  wenn 
der  Schuldner  sich  nicht  zur  Zahlung  herbei  Hess, 
das  Pfand  in  verwerthe»^  md  sich  dadurch  besahk 
an  madien.  Bs  geschah  daa  meist  in  Form  der 
öffentlichen  gerichtlichen  Versteigerung  (Versilberung, 
Vergantung). 

2.  Die  Verpfändmg  geschah  durch  Uebergabe 
der  Sache  in  den  realen  Besitz  des  Gläubigers  zum 


1.  Lei.  ^iam.  86.  2.  Si  dominus  voluntarie  pignus 
dederit  pro  aliqua  re  alicui,  et  illud  pignus  quod  datum 
est,  ibi  aliquod  damnum  fecerit,  domimis  ejus  qui  dedit, 
damoum  quod  factum  est  simile  restituat. 

2.  Lex  Frisionum  Add.  S.  IX.  1.  Si  quis  in  pignus 
susceperit  aut  servum  aut  equum,  et  ille  servis  aliquod 
damoum  ibi  fccerit,  ad  illum  pertineai  cd^^s  servus  $sty 
non  ad  eum  qui  illum  in  pignus  suscepit. 

3.  Sachsenspiegel  III.  ö.  4.  Svatman  aver  deme  manne 
liet  oder  sat,  dat  sal  he  unverderft  weder  bringen  ^  oder 
gelden  na  sime  werde.  5.  Stirfl  aver  en  pcrd  oder  ve  bin- 
nen sattunge  onc  jenes  scult,  de  it  under  ime  hevet,  be- 
wiset  be  dat  unde  dam  he  dar  sin  recht  to  dun,  he  ne 
gilt  is  nicht;  be  hevet  aver  verloren  sin  gelt,  dar  it  ime 
▼ore  stund,  ir  gelovede  ne  Stande  den  anderes. 
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Behuf  der  Sicherung  desselben.  Der  Schuldner  yer- 
kr  dunm  fem  fiieenthiim  iikht  an  der  Sache»  wohl 
aber  konnte  er  den  Besitz  nkM  selber  üben,  »d 

war  sogar  in  der  Verfolgung  der  Sache  durch 
den  Anfang  gehemmt.  Der  Pfandglttubiger  haftete 
ihati  fikr  die  Htlakgabe  der  Sache  in  «nversehriein 
Zastand,  naehdem  die  Schokl  bezahlt  worden.  Na<^ 
der  älteren  strengen  Lehre  muss  er  sogar  die  Ge- 
Ifthr  des  zofillligen  Untergaogs  tragen;  und  nur 
wem  das  Pfand  ein  Mend^»  mmdu  ist,  (im  Ge- 
gensatB  sam  Sehreibpfand,  Eittetipfand)  haftel  er 
nicht  für  den  von  ihm  nicht  verschuldeten  Tod,  ver- 
liert aber  in  diesem  Falle  doch  noch  seine  Forde- 
rung als  Gegensatz,  wie  der  Schnldner  dann  sein 
Thier  TerÜert 

3.  Die  Pfändung  kam  in  ältester  Zeit  häufig 
Tor  als  eine  von  dem  Hechte  anerkannte  Selbsthülfe 
des  GÜnbigers^,  der  um  eine  fillUge  und  kundlicbe 
SchnM  vergddich  wiederholt  gemahnt  hatte.  Er 


4.  Schwabenspiegel  212.  Versezet  ein  man  dem  andern 
ein  pbert  umbe  pfennige,  unde  sürbel  daz  in  siner  ge- 
walt  dne  sine  schulde,  daz  ist  der  gemeine  töt:  er  sol  es 
niht  gelten  er  virliusei  aber  sine  pbennige  dar  an,  die  ez 
im  staont,  ezn  si  danne  ander  gedinge  dar  an  geschahen. 
Er  sol  ez  ouch  minder  rlten  äne  jenes  urtoup,  unde  ritet 
erz  dar  über,  swaz  im  geschibt,  er  muoz  den  schaden  ha- 
ben und  geschtt  im  niht.  er  muoz  doch  ze  bezeruDge  gebeii» 
i%  ?on  der  mll  sehs  phennige. 

5.  Lex.  Bajuv,  12.  1.  g.  1.  Fignorare  nemioi  Uceat 
ntti  per  jussionem  /adicis, 

6.  Landfrieden  Friedrichs  IL  von  1235.  c.  10.  Nullus 
aliquem  sine  auctoritate  judicis  provincie  pignorare  prssii* 
mit,  quod  qui  fecerit  tamquam  prsdo  puniatur. 

7.  LandMedeo  K.  Budoif*  von  1281.  Es  pfeodet  ein 


Digitized  by  Google 


494  Zweite«  Baoli.  Cap.  XI.  Pfondrecbu 

nahm  daim  fahrende  Habe  des  Schuldners  zu  seiiier 
Deckung  weg.  Mit  solcher  SM$^ä9idmg  9bm  war 
ein  geordneter  Fried«»-  und  Reohtnmtnd  in  der 

That  unverträglich :  und  sobald  die  Staatsgewalt  eini- 
germassen  erstarkte,  so  wurde  dieselbe  auf  einzelne 
Ansnahmsfiüle  eingewihrUnkt,  und  der  Grundsatz  «ns- 
gcsproohen:  Nimmd  dmf  ohne  du  B6okUr$  Ihkmb 
pfänden.    Die  Kegel  wurde  somit  gerichtliche  Pfän- 
dung, auf  welche  aber  der  Gläubiger  ein  Recht  hatte, 
-wenn  er  nicht  befriedigt  ward,  und  seine  Forderuiig 
doch  mbeürütm  (gkktig)  oder  Ton  dem  Riditer 
onatefint  und  fällig  war.     Ausnahmsweise  kam 
aber  noch  die  Selbstpfändung  auch  im  spAtern  Mittd- 
alter  m  folgenden  Fällen  vor: 
a)  za  Gunsten  der  Ztna-  und  tfüMerm,  wekbe 
auf  dem  Gute,  an  welchem  sie  eine  Grundherr- 
liebe  oder  Zinsgewere  hatten,  den  Zinsmann  für 
die  rückstjUidigen  Zinse  selber  pfilnden  durften. 


ieglicb  man  sioen  bindersazzen  wol  an  fronboien  umb  si- 
nen  zins  und  sin  gult. 

8.  Landfrieden  K.  fTeneeilaus  von  1389.  §.  6.  Auch 
hette  jemand  zu  dem  andern  zu  sprechen  umb  knntliche 
redliche  schuld^  der  sol  nicht  darumbe  angreifen  noch  be- 
schädigen, er  habe  dann  den,  zu  dem  er  die  Schult  fordert, 
vorhin  darum  ersucht  und  die  an  ihn  erforderet.  Und  be- 
zahlte er  Ihme  die  Schuld  dann  nicht,  so  mag  er  darumb 
pfänden. 

9.  Sachsenspiegel  III.  20.  §.  2.  He  mut  ok  wol  pan- 
den  Up  sime  lande  den  die  't  eret,  ao6  des  richlers  orlof, 
durch  dat  he  rechtes  mede  bekäme. 

10.  Schwahenspiefi^el  310.  Der  sin  vihe  tribel  üf  eins 
andern  mannes  korn  ü(ier  gras  —  er  mac  ez  —  wol  pfen- 
den  ane  den  ribtcr,  und  sol  es  triben  in  des  ribters  ge- 
walt. 
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b]  wenn  das  Pfändungsrecht  vertragstnässig  aus- 
hedungen  war,  was  dann  von  den  verbrieften 
Schuideo  wohl  auch  ab  selbstventaiMl^  ange- 
nommen wurde; 

c)  wenn  einer  innerhalb  seines  Gutes  durch  einen 
Dritte»  oder  durch  dessen  Ihiere  geschädigt  oder 
m  egsassA  Besitz  gestört  wurde,  und  nun  -da- 
selbst durch  Pfihidung  sidi  sdber  helfen  mochte. 
Die  spätere  Rechtsentwicklung  war  öuch  diesen 

Ausnahmen  nicht  günstig.  Die  zweite  ist  seit  dem 
-XVL  Jahrhundert  von  der  Doetrin  und  der  Praiis 
als  ilnerlaiMe  Selbsthfilfe  verworfen  worden,  die 
erste  hat  in  unserer  Zeit  der  des  gerichtlichen  Rechts- 
schutzes weichen  müssen.  Nur  die  dritte,  für  welche 
allerdings  noch  eigenthttmliche  Gründe  sprechen, 
wird  in  der  Gegenwart  noch  anerkannt. 

Dagegen  steht  der  gerichtlichen  Pfändung  im 
Interesse  und  auf  Begehren  des  Gläubigers  das  mo- 


Ii«  Ofbung  von  Benken»  {Biamer,  Beehtsg.  d.  scliweis. 
Oemokr»  1. 1730  Ynd  sol  einer  Aeblissin  —  Forster  vod 
Laider  alles  das  Vieh,  das  nit  gnosami  hat  an  der  Weid 
—  in  die  hat  triben  —  ?Dd  das  soll  man  wider  bieten  de- 
nen dero  das  Vieh  ist,  —  die  mögend  das  Tieh  den  lösen 
Ymb  den  Binnng«  —  Wellend  si  aber  daa  Vieh  nit  lösen» 
80  aol  man  im  Stein  In  ein«  0ellen  fUisetsen  «ad  Waa- 
ser in  einer  Zeinen  vnd  sollend  darob  leben  als  lang .  si 
mögend.  WSr  das  si  siurbend,  so  sol  man  sie  TSiiehen 
als  einen  andern  schelmen  Tnd  sol  darnaeb  nütsit  gan  Tnd 
Niemand  ze  anlwurten  darumb  haben. 

i%  R.  Cammerger.  Ordn.  von  1Ö5Ö.  Tit.  22.  Wenn 
einer  einen  andern  —  pfänden  oder  fahen  würde  —  dass 
alsdann  auf  Anruflen  desjenigen  —  dem  Thäter  —  bei 
namhafter  Pön  —  geholten  worden  soll,  ohn  Verzug  auch 
einige  Einrede  die  Prandung  wieder  zu  geben. 
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derne  Slaatsprincip  nicht  im  Wege.  Dessen  unge- 
achtet ist  auch  hier  die  einfache  Anwendung  dßr- 
selben,  wie  dt»  frühere  dentscbe  lUcht  «e  gokannt 
hat  und  das  sdiweizerische  Radil  sie  nodi  kennt, 
in  deutschen  Ländern  zum  Schaden  des  allgemeinen 
Credits,  durch  ein  langwieriges  und  den  Umtrieben 
and  AusflOditea  der  SehuUner  und  ihrar  AdYOcateii 
zahlreicbe  Abwege  imd  Sdihipfwiakd  erd&endes 
Processverfahren  verdrängt  worden,  und  es  thut 
wohl  überall  Noth,  eine  entschiedener  und  rascher 
eintretende  Pfiindiing  für  kimdbare  SeMäm  (gich- 
tige, verbrieAe  und  durdi  UribeO  anerkaniAe)  dordi 
gerichtliche  Mitwirkung  wieder  einzuführen. 

*  Budde,  in  d.  Zeitschr.  f.  D.  R.  IX.  S.  413  ff. 
Wüdü,  das  PfiiBdiingsrecht.  £heoda.  L  &  167  ff» 

.  103. 
iTeaeres  Recht. 

1.  Die  römische  Doctrin,  dass  der  blom  Ver- 
trag ein  Pfandrecht  bewirke,  hat  in  Deotschland 

selbst  för  bewegliche  Sachen  keine  allgemeine  und 
selbst  wo  sie  eine  Zeitlang  Eingang  gefunden,  keine 
J)leibende  Geltung  erlangt.  Die  neueren  Gesetzge- 
bungen schliessen  sich  wieder  der  dentschrecMIichai 
Ansicht  an,  dass  das  Pfiindrecht  an  fahrender  Habe 
die  Uebergabe  des  Besitzes  erheische,  d.  h.  Faust- 
pfand sei.  Der  Pfandvertrag  ohne  Hingabe  der  ver- 
pf^indelen  Saclie  bewirkt  [dann  nur  eine  peisanlidie 
Forderung  auf  Bestdlong  des  Faustpfondes ,  nicht 
dieses  selbst*). 


*)  Ausnahmsweise  kommt  in  schweizerischen  Rechten,  welche 
die  römische  Prandtheorie  niemals  anerkaniU  haben,  auch 
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%  (jegenstand  des  Fattstp£a«di^  sind  dann  vor- 
jfA  aUe  bewe^ichen  Saehem  aber  auch  die  Papier$ 
auf  den  Inhaber,  deren  Besitzesübergriie  die  Ueber-* 
tragung  der  Forderung  nachzieht.  Der  neuere  Ver- 
kehr gestattet  üb^dem  eine  analoge  Anwendung  auf 
mdere  Fifrdenmgen,  wdehe  an  eine  be$timnUe  Ur- 
kunde gebunden  sind,  und  mit  dieser  veriussert 
werden,  z.  B.  Wechsel,  Pfandbriefe,  Versicherungs- 
gqlicen.  Immer  dient  lüer  der  Besitz  der  Urkunde 


1.  I'ren99i9ches  Landr.  I.  20.  §.  94.  Zur  Einräumung 
des  Pfandrechis  selbst  ist  bei  beweglichen  Sachen  die  blosse 
Uebergabe  ohne  weitere  besondere  Form  hinreichend. 

2.  Code  Nap.  §.  2071.  Le  nantissement  est  un  con- 
trat  par  lequel  un  debiieur  rcmei  unc  cbosc  ä  son  cr«:dn- 
Cier  pour  surete  de  la  delte. 

3.  Oesterreichif!ches  Geselzb.  §.  431.  Um  das  Pfand- 
recht wirklich  zu  erwerben,  muss  der  mit  einem  Titel  ver- 
sehene Glaubiger  die  verpfändete  Sache  •  wenn  sie  beweg- 
lieb  ist,  in  Verwahrung  nehmen. 

4.  Entw.  des  Zürcher  Gesetzb.  §.  ilOO.  Der  blosse* 
Vertrag  für  sich  allein  erzeugt  kein  Pfandrecht  an  beweg- 
lichen Sachen,  wohl  aber  ein  Verlrag,  der  sich  in  der  Hio« 
gäbe  der  Sache  zu  Pfand  als  Faustpfand  äussert. 

5.  Preussisches  Landr.  1.  20.  §.  281.  Ausstehende 
Forderungen  können  nur  durcb  Ausb&ndigung  der  darüber 


tin  Pfindrechi       fahreader  Habe  vor,  weiebti  auf  der 

Eintragung  in  ein  öfentlichet  Pfandbuch  beruht,  SOBlt  der  8f« 
potbek  nachgebildet  ist.  Da  aber  der  Verkehr  mit  beweg- 
lichen Sachen  nicht  ebenso  wie  der  mit  Grundstücken  durch 
die  öffentlichen  Bücher  controlirt  werden  kann,  so  hat  jene« 
Pfandrecht  nur  für  kurze  Zeit  Geltung  und  verliert  die  Wir- 
kung, wennder  Schuldner,  das  Vertrauen  des  Gläubigers  miss-  * 
brauchend,  die  Sache  an  einen  redlichen  Dritten  veriussert 
und  abergibt.  Fftr  den  G«edlt  itl  daeaalbe  aber  in  ioieh  bt- 
•QkiiBkltr'AnveBdiiag  iraerbi»  niktslich. 
BloBlsehli,  deuCsebet  Frivalreeht.  32 
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zur  Stütze  für  die  Verpfändung  der  Forderung.  Es 
kommt  aber  sogar  eine  Ausdehnung  des  Faustpfan* 
des  röT  auf  Fardenmgm,  die  nicht  an  den  Besitz 
einer  Urkunde  geknüpft  sind.  Hier  bedarf  es  dann, 
damit  der  Pfandgläubige'  eine  wirkliche  Sicherheit 
erlange,  der  Anzeige  der  Verpfändung  an  den  drit- 
ten SchnMner. 

3.  Das  wesentKche  Erforderniss  dieses  Pfand- 
rechtes ist,  dass  der  Schuldner  den  realen  Besitz  der 
verpfändeten  Sache  verloren,  der  Gläubiger  ihn  zu 
Pfandrecht  erwarben  habe.  Es  ist,  wo  das  deutsch- 
rechtliche  Princip  rein  erhalten  wird,  nicht  genügend, 
dass  etwa  der  Schuldner  im  Namen  des  Gläubigers 
den  Besitz  fortsetze.  Wird  die  Saciie  jenem  zu  rea- 
lem Besitz  anvertraut,  so  ist  sie  eben  nidit  m 
Pfand  gegeben;  Nnr  insofern  kann  der  GÜabtger 
an  Sachen,  die  in  der  Wohnung  oder  in  dem  Ma- 
gazin des  Schuldners  zurückgebUeben  sind,  ein  Faust- 


aaf  eiaen  gewissen  Iiiliaber  ausgeslenten  Urkunden  gültig 
terpflndet  werden,  g.  288.  Sollen  AcllTforderongen ,  über 
welche  kein  Instrument  vorbanden  ist,  verpfändet  werden,  so 
ist  die  Bekanntmachung  an  den  Schuldner  derselben  dazu 
Dothwendig. 

6.  Entw.  des  Zürcher  Ges.  §.  1166.  Das  Fauslprand 
lässt  sich  auch  auf  Forderungen  ausdehnen,  und  zwar 
a)  bei  Papieren  auf  den  Inhaber  durch  blosse  Besiizesüber- 
gabe  des  Schuldscheines ,  b]  bei  andern  Forderungen  ,  die 
an  eine  Urkunde  geknüpft  sind,  wie  bei  Schuldbriefen  oder 
Wechseln,  durch  eine  dem  Verkehr  mit  solchen  Urkunden 
entsprechende  Uebertragung.  §.  1167.  Soll  ein  Faustpfand 
auch  an  solchen  Urkunden  bestellt  werden,  welche  nicht 
an  den  Besitz  einer  Urkunde  gebunden  sind»  —  so  bedarf 
es  —  einer  Anzeige  —  an  den  Schuldner. 

7.  K.  Ludwig^s  R.  b.  i^eumawiy  S.  113.)  Antwarl 
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lifiuld  haben,  als  diea^en  in  einem  Verachhiffie'airf- 

bewahrt  sind,  zu  welchem  er,  und  nicht  der  Schuld- 
ner den  Schlüssel  hat,  denn  da  ist  der  unmittelbare 
feale  fiesite  doch  bei  jenem. 

4«  Die  Sache  kann  nicht  Mosa  von  dem  EigM^ 
thiinier  selbst  gültig  zu  Pfand  gegeben  werden,  son- 
dern — -  insoweit  die  Lehre  vom  anvertrauten  Gute 
rar  Anwendung  kommt  —  audi  von  dem  Nieki- 
eignuMimer,  wekhem  jener  sie  sni  realem  Besitz  an«- 
vertraut  hatte,  z.  B.  dem  Depositar  oder  Commoda- 
tar.  £benso  ist  sie  in  der  Uaud  des  Gläubigers 
wieder  anvertrautes  Gul*  (§•  7^) 

*  5.  Die  Sdi^erheit  des  GMubigers  liegt  noch 
vornehmlich  in  dem  Besitz,  Er  ist  daher  nicht  ge- 
nöthigt,  das  Pfand  herauszugehen,  ohne  befriedigt 
worden  zu  sein,  auch  nicht  einem  privUsginen  Giäu- 
Inger  gegenüber,  auch  nicht  einem  andern,  z«  B, 
pfimdbrieflich  versicherten  Pfandgläubiger  gegenüber, 


nuui  einem  ptkta*  das  vtrale  Mb  ist,  «-der  so!  er  sich 
VDMrwIaiieD  —  nad  ImImo  ia  sin  fewall;  Iii  er  des  nidU 
und  lies  Jenem»  der  Ims  gemcwiiri  hsi»  der  mag  sieh  der» 
aelbaa  pCmi  mit  dem  reelu  wal  aaiatwindea.  » 

8.  Freu9$mk€s  Landr.  I.  SO.  {•  Wird  die  Sacka 
in  der  Natuntiewaliiaam  des  flcbnldners  gelasseD  oder  da- 
hin snrüefcgegebe&,  damit  er  sie  im  Warnen  des  GISahlteas 
hesitsen  salK  so  ist  hein  Praadrecbt  vorbanden« 

Lmnl  Inst.  Gant.  liL  7.  8.  Menbles  n'oni  »eint 
de  gnita  fn  Hypothi^,  qnand  IIa  sant  hots  la  Fasset- 
Sien  da  MWtenr. 

la  Premniseheg  Landr.*  I.  SO.  g.  116.  Dareb  ein 
hörig  bestdites  Ptenditcht  erlangt  der  CUanblger  dl«  De* 
tagniss,  das  Pfand  sa  lange  in  Bcaita  nnd  Gewahraam  sn , 
behalten,  bla  der  Hanptferblndlicbkait  —  eine  Genüge  ge*  *  . 
scbehenlst. 

32* 
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«udi  Bichl  im  Coocurse  des  SoMdnacs  zu  Gonsta 
der  Masse. 

6.  Das  Pfandreclit  geht  unter  sowohl  durch 
Tilgung  der  Schuld  als  durch  den  —  wenn  auch 
BDfillligen  —  Fdrfctfl  des  Mtmim  von  Seite  des- 
Gläubigers,  insoim  er  diesen  nMit  wieder  herzustellen 
vermag.  Der  Untergang  des  Pfandes  in  dem  Ge- 
wahrsam des  Schuldners  zieht  aber  heutzutage  nicU 
mehr  den  Vetluei  der  Fovdenmg  nach  sieh;  wohl 
•her  haftel  der  Gttubiger  diSm  Eigenthttmer  för  den 
£rsatz,  wemi  er  niclit  seine  Unschuld  bescheinigen 
kann. 

7.  Die  Meaüiirmng  des  PfuHkeehts  geschidit 
ngdmiiBig  durch  geriehtiiehe  Versilberung  der  Pftnder. 

8.  Die  Selhstpfändung  kommt  noch  vor: 

a)  wenn  fremdes  Vieh  auf  einem  (irundstiicket  wo- 
hin es  mchl  gehötti  Sehmim  anriehlet  ; 

b)  imm  eine  J^erson  auf  fremdem  (lindHdiem) 

Boden  Schaden  verursacht,  z.  B.  durch  Keitea 


11.  Entw.  des  Zürcher  Ges.  g.  1170.  Bss  FsastpfaBd 
gebt  «Qcbr  wen«  es  w^äx^x  entslimleA  ist ,  einer  altera  im 
MiDdhacb  erriebletea  blossen  Piiadfersebriibmg  tot,  es 
wäre  denn»  dass  der  Erwerber  desselben  fon  der  Eiistem 
der  letstern  Kenntnis  gebebt  hitle. 

lt.  099i9rr§i€hmhm  Ges.  $.  18SI.  Wsr  anf  seinem 
Orand  und  Boden  firemdes  Yleb  latritl,  ist  desswegen 
noeb  niebt  bereebügt  es  in  üdten.  Er  bann  es  —  veijsgett 
oder  wenn  er  didnreb  Scbideo  gelitten  bat»  das  Recbt  der 
Mnt[^flnd«ng  fiber  se  viele  Stielte  fiben »  als  tn  seiner 
EntsebSdigong  binrelcbt«  Docb  mvss  er  binnen  8  Tagen 
sieb  mit  dem  Eigentbümer  abfinden  oder  seine  Klage  ror 
den  Riebler  bringen,  widrigenfalls  aber  das  gepfändete  Vieh 
tnrMstellen.  8.  1181.  Das  gepfiodete  TIeb  moss  auch 
sorOdL  geetellt  werden ,  wenn  der  Eigentbfimer  eine  an- 
dere angemessene  Sieberbelt  leiatet. 


• 
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Uber  ngepflautes  Ltud,  oder  die  Buhe  des  fie- 
sities  wgebohriidi  sCürt 

Der  beschädigte  oder  bedrohte  Grundbesitzer 
darf  im  ersten  Falle  das  Vieh  vorläufig  ergreifen 
md  pfiUiden  (Mg.  ViekfortiJ,  m  den  beiden  telzl«i 
die  Person  inr  PCuidgabe  anhaMen.  Die  Pftndung 
muss  aber  auf  fr'iMher  Thai  ausgeübt  und  darf  nur 
innerhalb  der  Gränzen  des  verletzten  Grundbesitzers 
imd  auch  da  nar  mit  möglichster  Schonung  des  Ge- 
pföndeten  und  nicht  im  IMermass  vorgenommen 
werden.  V^on  der  geschehenen  Pfändung  ist  übci  cloin 
dem  Gepföndeten  ohne  Verzug  Anzeige  zu  machen 
und  ihm  Gelegenbeit  zn  geben,  die  Pfilnder  durch 
Vergtttung  des  Schadens  oder  Genugthuung  für  die 
Besitzstorung  Bezahlung  des  sog.  Pfandgeldes  als 
einer  Privatbusse)  wieder  zu  lösen.  Manche  Parti- 
cularrechte  fordern  auch  Anzeige  an  die  Ortsobrig- 
keit und  Ablieferung  der  Pftnder  an  diese. 

Die  Vortheile  dieser  Pfändung  sind: 


13.  Freassisches  Landr.  I.  14.  §.  419.  Die  PfiiodUDg 
darf  pur  auf  frischer  Thal,  nachdem  die  Beschädigung  oder 
Störang  erfolgt  ist,  geschehen,  g.  431.  Der  Pfänder  muss 
die  gMcbebene  Prandung  den  Gerichten  des  Ortes  sofort 
anzeigen  und  die  gepCkndeten  Stücke  deoselben  rar  Ter- 
wabrung  abliefern. 

II.  L.  ßajav,  Xlll.  12.  ^  sed  recludat  eum  donec 
domino  ejus  ostendat  damnum,  et  aliqui  de  viciois  hoc  vi- 
deant,  et  designant  locum,  qui  Ifesus  est. 

15«  Bayritches  Landr.  II.  8.  §.  24.  —  muss  der 
Pignorat  inner  drei  Tageo  nach  dem  richteriichen  Aus- 
sprache das  Pfand  l)^n  oder  es  wird  solches  —  rerkanft. 
Man  ist  ferner  nicht  schuldig,  mit  dem  Verkaufe  so  lange 
SU  warten»  his  das  Pfand  durch  die  Schaden  und  Gerichts- 
kosten absumirt  ist. 
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a)  Erieic/Uerung  des  Bmeiges  für  deu  Schadea  oder 
die  fiesitzstönmg  und  dem  zufolge  fftr  deo 
Anspraeh  4ef  Pfitodm  auf  BMekSügtmg  und 

Bus.<e.  Aus  der  Pföndung  nämlich  wird  auf 
die  Veranlassung  derselben  (Schädigung,  Besitz- 
stöning)  geschkaMn;  der  Umfiiiig  des  Schadens 
aber  isl  noch  besonders  nadbcmreisen. 

b)  Sicherheit  für  die  Befriedigung  des  Pfänders: 
in  dem  altern  Recht  \\ eiliger  JDetont^  als  die 
obige  Fojge  fülr  den  Beweis,  im  neaem  Bechte 
die  Hanptwirknng.  Der  Glftobiger  ist  oidit 
schuldig,  das  Pfand  herauszugeben,  wenn  ihm 
nicht  für  seine  Ansprüche  (die  Fütterungskosten 
für  das  gepfilndete  Vieh  inbegrÜTen)  Zahliing 
oder  mindesteBS  zureielMnde  Siobeilieiit  geMsM 
worden,  und  kann,  wenn  etwa  der  Eigenthümer 
der  gepfändeten  Thiere  niclit  gefunden  oder  von 
demselben  keine  fiefhediguflg  erlialten  wirdv 
Versilbenmg  fordern,  und  ans  dem  Erlöse  sich 
bezahlt  machen. 

Gegen  unrecht tnässige  Pfändung  steht  hinwieder 
dem  dadurch  verletzten  Berechtigten  (Eüg^thümer) 
die  sogn.  Spolimiklage  zu. 

Renaud,  über  das  Pfandrecht  an  MobiUen  in 
der  krit,  Zeilschr.  v.  Mittermaier  XXI.  S.  3  ff.  und 
S.  312  ft.    WUda,  in  d.  ZeiUchr.  f.      R.  I.  S.  259  ff. 
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Zwölftes  CapiteL 

Von  der  Leihe  ländlicher  Grundstücke. 

§.104. 
I.  Naiur  der  Leibe« 

Die  deutsche  Rechtssprache  fasst  in  den  Aus- 
druck leihen  mancherlei  Red^eschäfle  zusammen« 
die  hinwieder  eine  besondere  Bezeichnung  und  ju* 
ristische  Behmdlung  erfordern.  Im  allgemeinen  ver- 
steht sie  unter  leihen  jede  Ueberlassung  einer  Sache 
von  Seite  des  Berechtigten  an  einen  Andern  nicht 
KU  YoUem  digenem  Rechte  de»  Letzteren »  aber  za 
Be»iiz  und  Gebrauch*  Der  Lehnsherr  leiht  das 
Lehngut  dem  Vasallen,  der  Dynast  das  Hofgut  dem 
Dienstmami  zu  Hofrecht,  der  Grundlierr  das  Bauern- 
gutdem  Zinsmann  oder  dem  Ghrundholden  zu  bäuer- 
lichem Besitz:  mid  analog  wird  sogar  eine  beweg- 
liche Sache  einem  andern  (dem  Commodalar)  zum 
Gebrauche  geliehen.  Wir  reden  aber  hier  nur  von 
der  Leihe  an  ländlichen  Grundstücken  und  sehen  da- 
bei von  dem  eigentlichen  Ldien-  und  Dienstrecfate 
ab.  Auch  in  solcher  Beschränkung  ist  der  Begriff 
noch  weit  genug,  um  verschiedenartige  histitute,  die 
indessen  unter  einander  verwandt  sind,  zu  umspan- 
nen. £s  wird  dabei  vorausgesetzt,  dass  der  Leiher 
der  Vollberechtigte  (in  der  Regel  der  EigentMimer) 
sei  und  bleibe,  und  dass  der  Beliehene  nur  ein  abge- 
kiteiee  Recht  des  Beeitzes  und  Genusses  erhalte,  aber 
aDerdings  im  Snne  des  deutschen  Rechts  nicht  bloss 
eine  persönliche  Forderung  gegen  6m  Leiher,  son- 
dern ein  ditufliches  Besitz-  und  Nutzungsrec/üt  an 
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dem  Gute.  Hat  sich  sogar  die  rOndache  Juriapra- 
denz,  welche  anCuiga  die  obBgatodsdie  Natur  der  lo- 

catio  conductio  allein  betonte,  doch  in  der  spätem 
Zeil  dazu  verstanden,,  ein  dingliches  Recht  des  Em- 
phyteuta  anzuerimneo,  und  in  dem  Colonat  überdem 
weitere  dingliche  Beziehungen  des  Colonen  zum  Bo- 
den zugelassen,  so  kann  der  deutschen  Reclits Wissen- 
schaft um  so  eher  verstattet  werden,  die  von  jeher 
in  den  germanischen  Leihen  in  weit  grösserem  Um- 
bnge  anerkannte  Dinglichkeit  andi  femer  zu  schützen. 
Es  ist  ein  gesunder  Gedanke,  wenn  selbst  der  deutsche 
einfache  Pächter  sich  voraus  in  einer  engen  ding- 
lichen Beziehung  zu  dem  gepachteten  Gute  denkt» 
das  seiner  Sorge  und  Wirthschaft  «rvertraut  und 
seiner  Nutzung  tiberlassen  ist,  und  es  darf  die- 
ses natürliche  Band  nicht  gelöst  werden  um  des 
persönlichen  Bandes  willen,  welches  daneben  den 
Verpächter  und  Pächter  als  Glänb^  und  Schuld- 
ner Yerbindet.  Hat  das  romische  Recht  zuerst  aus- 
schliesslich, dann  vorzugsweise  das  letztere  beachtet, 
so  ist  das  ein  Fortschritt  der  Rechtsbildung,  wenn 
nun  das  deutsche  Recht  hauptsädiKch  das  erstere 
hervorhebt. 

Die  Arten  der  Bauerleihen  waren  im  Mittelalter 
überaus  mannichfaltig  und  sind  es  zum  Theil  noch, 
obwohl  nun  mandie  Formen  hi  Folge  der  Aufhe- 
bung der  Leibeigienschaft  und  der  Auflösung  der 
Gutsherrschaft  antiquirt  sind.  Dem  Herkommen  und 
der  Landessitte  gebührt  hier  ein  grosser  Einfluss ,  und 
\on  jeher  haben  die  Bauern  zäher  ab  andere  Stände 
dieselben  bewahrt.  Daneben  kann  auch  der  freie 
Vertrag  im  Einzelnen  mancherlei  Modificationen 
rechtfertigen,  und  so  wird  der  Wechsel  der  Erschei- 
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Igen  nodi  Tenndirt    Wir  iriftMn  mis  daher 
besehrinken,  einige  Hauptformen  gewi«senMMk 

sen  als  Typen  auszuzeichnen  und  in  ihren  Grund- 
zügen darzustellen.    Diese  sind: 

a)  die  eigenWche  Erbpacht)     , , 

b)  das  Meyerrecht  |  i^^^eihe, 

« 

c)  die  Herrengunst  J 

d)  das  Leibrecht  >  Nicht  erbliche Leilie. 

e)  die  Zei^cht  ^  ) 

Früher  gab  es  vohl  auch^  obwohl  nicht  sdir 
häufig  ßauerlehen  im  engern  Sinn  f feudastruy  Beutel- 
lehenj,  welche  durch  eine  Ausdehnung  des  Lehen- 
rechts über  seine  natürlichen  Gränzen  den  Lehen 
Ihnlich  gedadit  worden.  Dem  Ldieidbaner  wurde 
dann  ein  Nutzeigenthum  zugeschrieben,  welches  nun 
mit  dem  Verfall  der  Lehensherrschaft  zu  voUem 
Eigenthum  erwadisen  ist.  Man  darf  indessen  aus  dem 
auf  Bauergüter  angewendeten  Ausdrucke:  »leAen» 
Lehenmann«  durchaus  nicht  auf  jene  Lehensform 
schliessen;  sehr  oft  wird  damit  nur  die  gewohnte 
Leihe  gmemt 

*  Hmneycry  Syst.  d.  Lehnr.  Ssp.  IIL  S.  269  ff. 

IL  Erbieib«. 
1.  Erbpadtl. 

1.  Das  hofrechlUclic  Erbe,  zu  welchem  wäh- 
rend des  Mittelalters  der  ursprünglich  ganz  auf  der 
Gnade  des  Herrn  beruhende  Besitz  der  hofhörigen 
Bauern  allmählich  erstarkt  ist,  hat  nun  regelmässig 
die  Natur  des  landrcchtlichen  Eigens  au^zcnomnien 
und  fällt  somit  nicht  mehr  unter  den  Gesichtspunkt 
der  Erbleihe. 
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2.   Mit  der  römischen  Emphyteuse  ist  die  deutsch- 
lediftUche  Erblmii^  Bihe  verwandt,  unterscheidei  sich 
dbar  von  dmelben  nidil  aUeia  darin,  dats  äe  auf 
anderm  Boden  und  in  anderer  Zeit  env'achsen  iü, 
sondern  auch  durch  mancherlei  Eigenthümlichkeiten. 
Die  wichtigsten  sind: 
a)  die  Emphyteose  enialdit  durdi  Vertng,  Ver- 
mächtnisse Ersitzung;  die  deutsche  Erbleihe  re* 
gelmässig  nur  früher  durch  hofgerichtliche  oder 
qpifeer  durch  briefliche  Verleihung,  YerMeftmg. 
Die  üebeigabe  des  Besitaes  ist  oicM  erfor* 
derlich. 

hj  Dem  Emphyteuta  schrieben  die  Glossatoren  und 
die  ihnen  folgenden  Junaten  ~  freilich  unrö- 
Buscfa  —  Nutojgenthnm  zu,  und  so  wurde  deoQ 
auch  die  Emphyteuse,  wo  sie  in  Deutschland 
nach  römischem  Rechte  bestellt  ward,  im  Leben 
betrachtet^  und  darf  dah«r  auch  jetzt,  wo  das 
frtlher  so  gesofaehen  isl,  nidil  zum  Nadiftheil 
des  Emphyteuta  anders  behandelt  werden.  Bei 
der  deutschen  Erbpacht  dagegen  ist  man  sich 
fortwilhrefid  hewusst  geblieben,  dass  der  Erb- 
päditer  nicht  der  Eigenlhtlm^  auch  nicht  ein 
Nutzeigenthttmer  sei,  während  das  deuttehe  Brbe 
der  Grundholden  fast  allenthalben  zu  Nutzeigen- 
thum^geworden  ist 

c)  Die  Emphyteuse  gehört  im  Tode  des  Emphy- 


1.  Erk.  des  O. -App. -G.  Lübeck.  [Seufferls  ArchiT 
y.  40]  Es  ist  eine  ausgemachte  Regel  des  deutscbCQ 
Rechtes,  dass  Eigenthumsrechte  und  Rechte  an  verliehenen 
Gütern  bloss  durch  die  Verlassung  und  den  Act  der  Yer- 
leihang,  sowie  bei  Lehengütern  durch  die  ioTestUur  er- 
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tonU  am  detseo  gefiaranter  Verlassenscbaft  and 
gebt  entweder  nach  uiiversdleiii  Erbrechl  auf 

die  jeweiligen  Erben  oder  in  Folge  eines  Ver- 
mächtnisses auf  den  Uouorirten  über,  die  deutsche 
BrMeihe  dagog»  begründet  regelMarig  eine 
Singulanacoewion  innerhalb  der  FamiUe. 
-  d)  Das  römische  Laudemium  ist  auf  2  Procent  des 
Werthes  der  Emphyteuse  normirt,  der  deutsche 
EhrtcktUz  (Bamdlokn,  LehmaareJ  ditgegen  edir 
maoBichfiiltig  besttount,  fidll  zuweilen  auch  ganz 
weg. 

•  e)  £igenthümlich  dem  deutschen  Rechte  waren  die 
pMiichm  Reehte  welche  dem  Grundberm  zu* 
standen  zumal  in  der  Gerichts*  und  in  der  Ge« 

meindeverfassuDg.    Diese  Seite  des  Gegensatzes 
ist  in  unserer  Zeit  freilich  zu  grossem  Theile 
wieder  in  den  Hinteigrund  getreten« 
Ob  nun  im  einriilnen  Falle  Emphyteuse  oder 
firUeilie  gemeint  sei,  kann  nur  aus  der  Geschichte 
der  Güter  und  den  besondern  Urnständen  ersehen 
werden«  Oass.  die  fieeeichnuQg  Emphyteusis  gewählt 
worden,  ist  nicht  entsdieidend,  denn  sehr  oft  haben 
sich  deutsche    Rechtsverhältnisse  römische  Namen 
von  den  Schreibern  gefallen  lassen  müssen,  ohne 
'Vw^w^h  die  römische  Natur  anzunehmen. 

3.  Auch  die  deulsehen  Erbleihen  sind  sehr 
mannichfaltig  ausgebildeC  worden.  Die  eigenüieke 
Erbpacht  unterscheidet  sich  vo|U  dem  Erbrecht  oder 


werben  werden,  oboe  dass  hieiu  eine  UeberlieCeninf  des 
Besiues  hincazakOBMien  brancht« 

S.  Prm9u$tku  Laadr.  I.  18.  |.  69i.  Dem  Erbzins- 
«MMine  (ibviMPen  alle  Rechte  des  notibtrea  EigeiUiftoiers. 
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Erbzmireeht  dadurch»  dm  in  diesem  das  dingUche 
Recht  des  Bauern  bis  zum  Nnteeigenttiuni  zuletzt 

zmn  vollen  Eigenthum  erw«tert  worden,  jene  aber 
nur  ein  dingliches  Nutzungsrecht  begründet  und  von 
dem  eigentlichen  Meyergute  dadurch,  dass  in  diesem 
die  Rücksicht  auf  das  Recht  mid  die  Pfliofat  des 
Meyers  zur  Bewirthschaftung  des  Gutes  eigentiOm- 
liche  Grundsätze  erzeugt  hat,  welche  der  gewöhn- 
Schen  Erbpacht  nicht  angehören.  Indessen  ist  in 
Hianchen  Ländern  wie  In  Oestewcidi  avch  das  Recht 
des  »Erbpächters  als  Nutzeigenthum  aufgefasst  und 
der  Unterschied  von  dem  Erbziiisgut  dann  so  be- 
stimmt worden,  dass  in  jenem  die  Leistongen  des 
Erbpichters  noch  als  Gegenw^rth.  seiner  Nntiangen, 
in  diesem  die  des  Zinsmanns  wesen^ch  nur  9k  An- 
erkennung des  Ohereigenthums  anzusehen  seien. 

4.  Die  Erbpacht  entsteht  durch  schriftlichen 
Vertrag  des  Guteherm  mit  dem  Ertpäekur  (CohnmJ; 
nach  dem  aQsgd>ildeten  System  der  Grundbücher 
wird  das  dingliche  Recht  erst  durch  die  Eintragung 
in  diese  erworben.  In  Ermanglung  der  Leik- 
brkfe  oder  rar  BMnmg  cder  BrgMnxmng  Sms 
Inhaltes  ist  vorzü^ch  das  Herkommm  zu  be» 
achten.  Dem  Leihebrief,  den  der  Gutsherr  ausstellt, 
entspricht  dann  oft  der  Revers-  oder  Wiederbrief 
des  Colonen.  Auch  alte  Sair^  Erbsme-y  Lagerbüeher, 
ürbarten,  denen,  wenn  nicht  ausnahmsweise  beson- 
dere Gründe  dagegen  streiten,  Glaubwürdigkeit  zu> 


3.  Oesterreichisches  Ges.  §.  1122.  Der  Vertrag,  wo- 
durch jemanden  das  Maizeigentlnun  eines  Gutes  anicr  der 
Bedingung  überlassen  wird,  dass  er  die  jäbrlicbeo  Nutzun- 
gen mit  einer  jährlichen  im  Yerbältniss  la  dem  Ertrage 
l»estimmten  Abgabe  in  €reld,  in  Früchten  oder  aveb  In  ver*- 
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siB€hralMn  ist  (Bek|iele  m  Smffm'i  Arobtv  I.  29(K 
89i.  V.  77.),  eDÜiailen  oft  nähere  BwÜmiiiungen. 

5.  Der  CoJone  hat  das  Recht,  das  Gut  sammt 
Zubehör  de  (auch  dem  Antheü  au  den  Gemeinde- 
mitenngftn)  in  Tolkm  UmfaBge,  einem  Eigeattittmer 
ShnHdi,  m  bemaun.  Die  natOrlidieR  FrQchte  Men 
ihm  zu  mit  der  Trennung.  Der  materielle  Genuss 
des  £igenthums  wird  so  von  ihm  fast  ganz  auige« 
awfavt;  doch  äussert  sich  dieses  zaweUen  nodi  io 
sinigeD  dem  GntdimB  Torhehakene»  Natzungen, 
T.  B.  dem  Jagdrecht,  der  Schäferei,  dem  Anspruch 
auf  sog.  Nutzholz  [Hartholz],  zuweilen  auch  Bauholz 
im  Waid,  dem  Fund  von  Schätzen  and  dghu 

6.  Er  ist  berechtigt,  das  Gut  in  eigenem  In- 
teresse zu  beicirthschaften,  und  darf  auch  die  tultur 
nach  seinem  Ermessen  ändern,  aber  zugleich  ist  er 
veqifficbtet,  für  fekörige  Bewwibsehafhmg  des  Gutes 
muf  eigme  KMen  zu  sorgen.  Der  VnUrholt  und 
sogar  bei  ßrandunglück  die  meäerherstelluny  der 
Wohn-  und  Wirthschaftsgebäude ,  die  HersteUuog 
der  Gräben,  Wege^  Zäune,  die  erforderliehe  Dttngnng 
der  Aedier  und  Wiesen  u.  s.  f.  liegen  ihm  ob«  Ob- 
wohl er  nicht  im  einzelnen  und  kleinen  der  Con- 
trole  des  Gutsherrn  unterworfen  ist,  so  darf  er  doch 
tm  Ganzen  und  gro$$m  dßt  Gm^  nickt  eckkehter 
werden  lassen.  Wenn  aber  ffir  ordentliehe  Wirth- 
Schaft  gesorgt  ist,  so  ist  er  in  der  K^el,  wo  nicht 


blltoissniSssigeD  Diensten  vergelten  solle,  helsst  ein  BrS- 
pmckimferirmg^  1. 11913.  Wird  eiae  feriags  Abgabe  von 
dem  Mtser  nur  tar  Anarkenning  des  Graadeigeotbumes 
geleistai,  ao  helai  4er  Grand  ^u&^tüt^ui,  und  der  dar- 
fiber  erricbCece  Tcrtrag  ein  £r6zmwerir0f. 
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das  HeiAomnen  die  BiI^mcM  4eni  MeymwhttiiMi 
ihnidi  ausgebildet  hat  oder  die  Leihbriefe  anders 

bestimmeiK  nicht  verhindert  die  Anbanung  an  andere 
Pächter  zu  Überlassen. 

7.  Dagegen  bat  der  Ertipaditer  an  den  GqIb^ 
herm  die  hertommlichen  oder  attsbednngenen  Zinse, 
Zehnten  und  andere  Lasten  zu  entrichten.  Nach  älterem 
Hechte  hatten  dieselben  gewöhnlich  die  Natur  Ton 
Reallaaten;  der  neneien  Entwiekhing  entspricht  eher 
die  Aiifhssung  derselben  als  einer  obligatorisehm 

•  Schuld  des  Erhpächters.  Frülier  bestanden  sie  auch 
häufiger  in  Naturalleistungen,  heute  regehnässig  in 
Geldzinsen.  Die  ZeU  der  Entrichtoiig  des  Erbpacki- 
zimes  f Canon)  wird  durch  das  Herkommen  oder 
den  Vertrag  bestimmt,  und  Nichtbeachtung  des  Ter- 
mins versetzt  den  Colonen  in  Verzug.  Insofern  der- 
sdbe  nicht  als  blosse  Anerkennung  des  gutsherrliohen 
Rechtes,  sondern  —  was  in  der  Regel  der  Fall  sein 
wird  —  als  Gegenleistung  für  den  Fruchtgenuss  zu 
betrachten  ist,  so  berechtigen  schwere  UnglttcksfiUle 
wddie  das  Gut  betreffen  und  den  Fruchtgenuss  auf- 
heben oder  wesentlich  fceeii^raclitigen ,  z.  B.  feind* 
liehe  Verwüstung,  üeberschwemmung ,  Hagelschlag, 
den  Colonen,  einen  büUgen  Nachkus  an  dem  betref- 
fenden Jahreszinse  anzospredien. 

8.  Die  Verpßndung  oder  VerämMrmg  des 
Erbpachtgutes  darf  von  dem  Erbpächter  nur  mit 
Zuiiimmmg  des  Gutsherrn  vorgenommen  werden. 


a.  0$§ierr$iekinkt9  Ges.  g*  <ML  Wenn  ein  Mpieb* 
ter  dorek  üebmckwenmraiig,  Krieg  oder  Seuchen  seht 
Baehtgvt  tu  bentHzen  ferkiaderi  werden  ieC,  so  muss  den- 
sel^n  für  die  Zeit  derfemissten  Benitsang  ein  angemeese- 
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Sie  erstere  kalm  der  Gutsherr  aHemal  hmdem,  wenn 

nicht  ehva  aussergeAvöhnliche  Vensendungeii  für  das 
Gut,  die  nicht  anders  angebracht  und  doch  nicht 
entbehrt  werden  kennen,  dieselbe  nöthig  machen, 
z.  B.  bei  Haopibanten,  die  letztere  nnr,  wenn  die 
Gefahr  droht,  dass  der  Erwerber  ausser  Stande  sei, 
das  Gut  gehörig  zu  bewirthschaflen.  Das  im  römi- 
schen Rechte  dem  Gutsherrn  gewährte  VorlLautsrecht 
verstdit  sich  nach  deutschem  Rechte  nicht  von  selbst, 
obwohl  auch  in  diesem  ähnliche  Grundsätze  hie  und 
da  durch  die  Gewohnheit  eingeführt  oder  ausdrück- 
lich verabredet  worden  sind. 

Für  die  Schulden,  die  er  macht,  und  die  nicht 
ausnahmsweise  auf  das  Gut  gelegt  fGutaekMm) 
sind,  haftet  der  Erbpiicliter  persönhch  und  zunächst 
mit  seiner  eigenen  Habe  (dem  sog.  ÄUodialDermögen J, 
Ist  er  aber  ausan*  Staude,  diesetben  damit  zu  be* 
zahlen,  so  wird  nach  dem  eigentlidien  Erbpaehtsr- 
stem  auch  sein  Recht  an  dem  Gute  der  Vergantung 
unterworüen,  und  es  tritt  dann  der  Käufer  als  neu» 
Erbpiehter  an  seine  Statt  Audan  dagegen  ist  es 
nach  dem  System  der  Meyergüter  (§.  IM.  4.),  aber 
nach  Landesgewohnheit  auch  bei  Gütern,  die  im  übri- 
gen den  gewöhnlichen  Erbpachtgütern  gleichstehen. 

9«  Die  V^erbung  dieser  GOler  war  im  Sinne 
des  deutsdien  ReAts  früher  immer  mir  ak  Singu- 
larsuccession  der  Familie  des  jeweiligen  Jirbpächters 
verstanden;  starb  dieser  ohne  Erben»  so  fiel  das  Gut, 


ner  Erlass  vom  Zinse  gesuuet  werden,  g.  1134.  Ein  Erb^ 
sinsmaan  bat  auf  eioen  ihnlichen  Erlass  keinen  An^mcb. 
Er  mm,  so  lange  ein  Theil  des  Erbzinsgvies  vorlianden 
Ist,  den  festgeseitlen  Srbskis  veH  enlffebfen* 
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dem  Gutsherrn  wieder  anheim,  der  aber  iiacli  dem 
Holrecht  oft  gdbattea  war,  dasselbe  wieder  in  Fojfa 
ötit  Erbleihe  einem  neuen  Colonen  zn  geben.  Die 
Einwirkung  des  römischen  Rechts  hat  aber  in  nian- 
eben  Ländern  für  die  Erbpacht  die  Aenderung  zur 
Folge  gehabt,  dass  man  anfing,  das  Recht  des  Golo*> 
neu  an  dem  Gnt  ak  von  seiner  Verlassenschaft  um- 
fasst  zu  denken  und  auch  letztwillige  Dispositionen 
durch  Erbeinsetzung  oder  Vermächtuiss  darauf  zu 
beziehen  und  anzuerkennen. 

"  ErtUmoffr,  Anm.  tum  Cod.  Max.  Tb.  iV.  Cap. 
Vit.  Dma,  D.  Priv.  §.  517. 

S.  106. 
2l  MexerrccliL 

1.  Eine  eigenthümliche  Ausbildung  hat  die  Erb«- 
leihe  in  dem  Instüule  der  MejfergUter  erlaogt,  wri^ 
ehes  TOROgKeh  in  Westphalen  allgemeine  te  andern 

deutschen  Gegenden  aber  sporadische  Anerkennung 
gefunden  hat,  und  in  neuerer  Zeit  sorgfältiger  als 
die  andern  Formca  der  Krbpachl  erforscht  und  dar- 
gesteltt  worden  ist 

Im  Grossen  sind  die  Meyergtiter  ein  Werk  der 
Geschichte,  an  dem  Jahrhunderte  gearbeitet  haben: 
und  wenn  ausnahmsweise  noch  neue  entstehen,  so 
ist  das  nur  NadAINhuig  eines  Toi^efundenen  bftoer* 
liehen  Rechtszustandes.  Im  Mittelalter  waren  die 
Heyer  meist  eigene  oder  mindestens  hofhörige  Leute 
und  die  bäuerliche  Verfassung  und  Gerichtsbarkeit 
ruhte  zu  grossem  Thdle  auf  dieser  Einrichtung. 
Die  Aufhebung  der  Eigenschaft  und  die  Umgestal- 
tung der  Verfassung  in  neuerer  Zeit  haben  daher 
auch  wichtige  Folgen  gehabt  für  die  neue  Ordnung 
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der  Meyergttler;  aber  keineswegs  ist  die  Aufldsuiig 
des  ganzen  Institotes  eine  nothw^idige  Wirkung  jener 

Veränderung:  dasselbe  kanii  auch  als  ein  Institut  des 
freien  Bauemrechtes  noch  fortbestehen. 

Das  MeyergtU  (die  Stätte,  der  Bofj  Meyerhof J 
ist  eine  vaBMndige  bäuediehe  Whihtekaft,  an  dfe 

alten  Hufen  erinnernd,  nicht  etwa  ein  einzelnes  Stück 


FT 

1 

bar  und  zieht  eine  un^lBßsende  Zubehörde  magnetisch 
an.  Das  Gut  ist  »^etcAioMMi«  und  was  zur  her- 
kömmlichen ßewirthschaftung  des  Gutes  und  zu  dem 
bäuerlichen  Haushalt  des  Meyers  gehört,  wird  als 
T»Hof^femhr<i  oder  »Beeehla^^  auch  wenn  es  aus  dem 
freien  Vermögen  desselben  angeschafft  worden,  leicht 
zur  Zubehörde.  Für  die  Erhaltung  des  Meyergutes 
sorgt  das  Meyerrecht;  denn  der  wohlthätige  Fortbe- 
stand der  fiauemfamilie  beruht  darauf,  und  das  öf- 
fentliche und  Gemeind^recht  hat  em  Interesse  daran* 
2.  Die  Bemeyerung  von  Seite  des  Gutsherrn 
an  den  Meyer  geschieht  gewöhnlich  durch  Verlei- 
hung des  Meyerbriefs,  worauf  der  Nachfolger  im 
Gut  ein  Recht  hat  Indessen  gibt  es  auch  Tide 
Meyergtiter,  bei  welchen  die  Meyerbriefe  nicht  in 
Uebung  gekommen  sind.  Meistens  muss  wer  neu 
ein  Meyerrecht  erwirbt,  dafür  dem  Gutsherrn  den 
herkömlichen  IFeMitoi/'/'£%rsc^js;bezahlen  ($.108*  L) 
Ein  Recht  auf  Bemeyerung  kann  .aber  nur  haben, 


1.  RichtsL  Lebnr.  20.  g.  4.  vrage  —  ert  jemant  enen 
tiDSDian  hebben  möge,  de  dat  linsgat  selven  nichi  bearbei- 
det  edder  beköstiget,  so  vinclme  he  ne  möge. 

3.  Sremitehe  Deicbordo.  v.  1692.  Wegen  der  Meyer 
lassen  wir  es  nach  Anleitung  gemeiner  Reckte  dabei»  dass 

B 1 Q n fc s e b Ii »  devlMbea  PriTatrecht.  33 


514  Zweites  Buch.  Ca|».  XU.  Yen  4.  Leibe  ÜndU  Grondst. 

In  dfeser  besllnd^eii  RttdLSidil  auf  die  n^ien$  Wink' 

Schaft  des  Meyers,  die  sein  Recht  und  sowohl  der 
Familie  als  dem  Gutsherrn  (beziehungsweise  der  Ge* 
meiiide)  gegenfibw  aeine  Pflicht  ist,  fiegt  <tie  Eigai- 
IMlirite bkeit  des  Meymeehta.  Daher  findet  sich  anch 
6p  in  den  Meyerordnungen  ein  Verbot  der  Verpach- 
tung der  Stätte,  mit  Ausnahme  enü^ener  Stücke, 
aoweit  eben  wieder  daa  Intereese  der  Wirthschaft 
selbst  ^esdbe  rechtfertigt. 

3.  Das  Recht  des  Meyers  am  Gute  wird  wie- 
der verschieden  betrachtet,  je  nach  verschiedenen  Ent- 
wicklimgsstofen  oder  LandesgegendeD.  Die  «ün^ücAa 
Natur  desselben  ist  schon  frOh  nnd  aUgenem  aner- 
kannt worden;  aber  nicht  überall  ist  das  Recht  ein 
eigenthünUiches  und  ausgedehntes  Nutzungsrecht  ge- 
bKeben,  senden  manchenorts  bis  zum  Nutzeigenikmm 
erweitert  worden,  von  wo  aus  dann  der  Uebergang 
zu  vollem  Eigen  nahe  liegt.  War  früher  der  Be- 
rechtigte selbst  als  Höriger  an  das  Gut  (die  Scholle) 
gebunden^  so  versteht  sich,  dass  dieses  Band  nen 
völlig  und  allenthalben  geklst,  und  kein  Meyer  ge- 
hindert ist,  auf  sein  Recht  zu  verzichten  und  das 
Gut  zu  verlassen.  £s  steht  ihm  somit  das  Recht  der 
Kündigung  zu. 

4.  Das  Meyergut  ist  dem  Verkehr  entzogen, 
und  daher  kann  der  Meyer  die  Stätte  ohne  Zustim- 


dieselben  als  Domtnl  niiles  ae  Teri  fondi  possessores  aUe 
und  Jede  Deichsonera  abbaUen  mOssen. 

3.  Calenberger  Heyer  O.  S*  7.  Der  Gntsberr  kann  we- 
der bei  neuer  Besetiang  ekes  Hofes  noch  sonst  von  denen 
data  gehörenden  Lindereien  eder  Gereebtaamen  etwas,  ohne 
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miiBg  (to  Guisherrn  weder  vitrkaufm  noch  verpfSm- 
dm  ttodi  duttber  dwch  kigi&  WiiUmordmmg  zu 

Gunsten  eines  Dritten  verfügen.  Mit  Einwüligung 
des  Gutsherrn  aber  kann  er  gültig  in  solcher  Weise 
diiq[KNuren.  Für  die  5cAu/c2e»  des  Meyers  kann  daher, 
wenn  dieidbeB  sieht  ab  GutuchnUeD  zu  betradbleii 
SHid,  das  Heyer gtit  niefU  angegriflen  noch  der  Yer- 
gantung  unterworfen  werden;  freilich  ein  für  die 
Creditverliältnisse  hüclist  bedenkliches  Herkommen, 
wodurdi  die  Wdilfedirt  des  Gutsbenm  und  die  Si- 
cherheit der  Colonen  mehr  scheinbar  als  wirkUch 
gewahrt  wird. 

5.  Fällt  das  Gut  nach  dem  Aussterben  der 
Familie  des  Heyers  d^  Gutsherrn  anheim,  oder 
machte  derselbe  von  seinem  Rechte  der  Äbmeyenmg 
Gebraucli  und  vortreibt  den  Mever  von  dem  Gute, 
SO  ist  er  nach  der  spätem  Meyerverfassung  keineswegs 
])erechtigt,  das  Gut  fttr  sich  zu  behalten  und  sein 
Ej^enthum  daran  in  ToUem  Umfange  wieder  auszu* 
üben.  Er  darf  es  auch  nicht  beliebig  mit  einem 
andern  Mey^:gute  zusammenschlagen,  sondern  soll 
das  Gut  nenordings  in  herkömmliditt  Wdse  an 
einen  andern  Heyer  verleihen.  Und  während  bei 
der  eigentlichen  Erbpacht  es  dem  Gutsherrn  unbe- 
denklich zusteht,  die  neue  Erbpacht  unter  beliebigen 
neuen  Bedingungen  abzuschliessen,  so  darf  der  .Guts- 
herr dagegen  dem  neuen  Meyer  keine  grösseren 


dagegen  dem  Meyer,  wenn  solclier  darin  williget  >  mit  Zih 
siehung  der  Obrigkeit,  ein  am  Werth  gleiches  Aef  uivalent 
und  iwar  an  liegenden  Gründen ,  nicht  aber  Im  Gelde  su 
geben,  an  sieh  nehmen ,  oder  snm  Nachthell  des  Meyers 
selbigen  neuere  härtere  Beünf^nngen ,  als  er  tu  tibemeh- 
men  scholdig  Ist,  mmflegen, 

33* 
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Ense  und  Lasten  auferlegen,  als  das  Harkommen 
gestattet  Es  besteht  nimlich  ein  dflfenfKdies  Interesse 

an  der  Erhaltnng  eines  soliden  Meyerstandes ,  und  es 
kann  daher  die  Erhöhung  auch  nicht  durch  freien 
Vertrag  mit  dem  neuen  Meyer  eingeführt  werden. 
Gerade  diese  Beschrftnkung  des  gutsherrUchen  Rech- 
tes, welche  dem  Gutsherrn  für  alle  Zukunft  die 
eigene  und  freie  Bewirthschaftung  des  Gutes  unmög- 
lich macht,  hat  wesentlich  dazu  beig^agen,  das 
din^che  Recht  des  Meyers  nach  und  nach  zum 
Eigenthum  zu  steigern. 

*  B,  W.  Pfeiffer,  das  deutsche  Meyerrecht.  Cas- 
sel 1848,  worin  ai»ch  Nach  Weisungen  über  die  berge- 
hörige  Litteratur. 

§.  107. 
HL  Nicht  erbliche  Leibe. 

Audi  die  nicht  erbliche  Leihe  konnnt  in  man- 
cherlei Formen  vor,  welche  alle  hinwieder  das  ge- 
meinsame haben>  dass  das  deutsche  Recht  mehr  die 
äm^ßkhe  Bezi^ung  des  Beliefaenen  zum  Gute  betont, 
als  das  persanUehe  Vertmgsrarhtülm'ss  zwischen  dem 
Gutsherrn  und  dem  Beliehonen.  Im  übrigen  ent- 
sprechen die  verschiedenen  Formen  grossen  Theils 
Am  Entwicklungsstufen»  durch  welche  im  Grossen 
der  ursprüngliche,  von  der  Gunst  des  Herrn  abge- 
leitete Grundbesitz  durchgegangen  ist,  bis  er  in  neue- 
ster Zeit  zu  freiem  Eigenthum  des  Bauern  geworden. 
Das  Herkommen  ist  daher  auch  hier  grossen  Theils 
massgebend.   Einzelne  Arten  sind: 

1)  Auf  freien  Widerruf  geliehene  Gtiter.  Sogar 
dieser  von  der  Gunst  des  Herrn  abhängige  Besitz  ist 
zu  emem  din^khen  Ifit$zun§trecki  des  Baum  er- 
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wachsen^  welche  yon  dem  des  erbredtllichen  Colo- 
nen sich  hauptsächlich  nur  dadurch  unterscheidet, 
dass  die  Fortdauer  nicht  gesichert  ist.  Wenn  aher 
Toa  dem  WMemife  kein  Gebrauch  gemachl  wird, 
80  gdit  auch  diese  imramkUete  Freistift«  oder  »iEbr- 
rengumt(( ,  wie  sie  im  Bayrischen  Rechte  genannt 
wird,  auf  die  Erben  über.  Die  Abstiftuug  darf  ge- 
wöhnlich nur  durdh  rechtzeitige  Kündigung  auf  einen 
bestimmten  Jahrestermin  (lichtmess)  geschehen. 

2)  Auf  Lebenszeit  des  Bauern  geliehene  Güter, 
wie  die  Sdiu^f-  und  FaUehen  in  Schwaben,  die 
Leibgeämge  oder  Leibrecht^füter  in  fiayem  und 
Oesterreidi,  die  Todb$$tände  in  Schwaben.  Zuwei- 
len wird  auf  zweifachen  Leib  geliehen,  insbesondere 
auf  das  Leben  des  Bauern  und  seiner  Ehefrau,  so 
dass  erst  nach  beider  Tode  das  Gut  dem  Herrn 
heimfUlt  INe  HeimfikNigkeit  solcher  Güter  ist  mit 
der  Zeit  zu  blosser  Form  geworden,  mit  welcher 
nur  eine  Abgabe  an  den  Herrn  verbunden  war  für 
die  neue  Verleihung  an  die  Erben,  so  dass  ihatsäcb- 
Udi  diese  Güter  mehr  und  mehr  die  Natur  von  Erb* 
leihen  annahmen  und  dann  auch  ^\ie  diese  zu  Eigen- 
thum der  Bauern  wurden. 

3)  Verwandt  sind  die  sogenannten  Neustiftgüter, 
di«  auf  Lebmszeü  des  Crutiherm  verliehen  werden, 
mit  dorn  Tode  des  Bauern  dagegen  auf  dessen  Erben 
übergehen. 

4)  Für  die  Leihe  auf  besti^nnUe  Fachtzeit  komml 
dier  die  L^re  Ton  der  Pacht  zur  Anwendung,  ob- 
wohl auch  da  das  deutsche  Recht  dem  Pachter  ein 
dingliches  Hecht  und  den  entsprechenden  Besitz  an 
dem  Pachtgute  zuzuschräben  geneigt  ist. 
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lY.  Rechte  des  CratstMirn. 

Wie  die  Rechte  der  beüehenen  Bauern  wtiurend 
des  spitem  Mittehtters  immer  fester  gewerdeD  und 

in  vielen  Fällen  bis  zum  Nutzeigenthum  erwachsen 
sind,  so  sind  im  G^entheil  die  altern  Rechte  der 
GtUsherm  immer  mefa>gesch wanden:  die  poUtisehrny 
denn  die  Gutsherrn  stehen  fdeht  mehr  ris  selbstln- 
dige  Gerichtsherrn  im  Centrum  der  ländlichen  Ge- 
richts- und  Gemeindeverfassung,  und  die  primtrecht- 
Uehm,  dam  es  ist  häufig  ihr  urspränglicfaes  Eigen- 
Ihmn  zum  Obereigenthum  Verdünnt  worden  oder 
ganz  untergegangen,  und  wo  es  sich  erhalten  hat,  ist 
es  doch  mancher  besonderer  Rechte  gegen  den  Bauern 
entkleidet  worden ,  welche  früher  aus  mancherlei 
Gründen  (Geridits-  und  VogteigewaH,  Ldbherrschaft) 
herkömmlich  damit  verbunden  waren.  Von  der  Art 
waren: 

1]  Der  Ehnchatz,  Bandlohn  ^  Weinkauf  y  Lehn- 
waare,  Auffahrt,  Leibgeld,  flaudemkimj,  d.  h.  eine 


1.  OffnoDg  V.  HUng^.  {Blantschli,  Zürcb.  R.  G.  I.  272.) 
Und  wer  der  ist,  dem  der  probst  semlicbü  gueter  Uhei  und 
der  si  von  einem  probst  enphahei,  der  sol  einem  prebst 
geben  vier  köpf  des  besten  wins. 

2.  Öffnung  von  Neuheim,  {Blumer,  R.  G.  d.  schw. 
Bemokr.  I.  164.)  Na  siD  wir  also  herkamen,  wer  bie  des 
gotohiis  guter  koffst»  der  so  si  empCilieii  tob  mioem  ber« 
reo  —  und  vererschatien  als  bescheldenllcb  Ist, 

a.  OlItaODg  f.  ffelihaaesen,  {Ormm^  W-  I.  252.)  Und 
wer  ob  keiner  den  zins  auf  sant  Martinitag  nicht  gib  den 
sol  man  darnmb  —  mitdes  hofis  W.gerichtenfttmemmen  und 
treiben,  bis  ihm  genug  geschieht  — ,  wer  aber  sach ,  das 
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Abgabe,  wddie  der  neo  BeUebene  oder  auf  das 
Gut  airfbdireDde  Bamr,  niweilen  anch  die  einhei- 

rathende  Bäurin  an  den  Herrn  zu  entrichten  hatte, 
damit  dessen  Herrschaft  /n  ehren  und  den  Eintritt  in 
den  galsherrlidieB  Verband  zu  besUiU^,  oder  awft 


1 

sungen  kommen  vor,  wie  denn  überhaupt  die  Man- 
nichüaltigkeit  der  hofrechtlichen  ßestinunungen  von 
jdier  auch  in  Beziehnng  auf  die  Bedingungen,  unter 
denen  derEbrsdiatz  bezahlt  werden  musste,  akin  Be- 
zug auf  die  Art  und  Grösse  desselben  gross  w  ar.  Ob  der- 
selbe und  wie  er  gelte,  ist  nur  historisch  zu  ermit- 
tdtt.  Diese  Last  steht  allerdings  in  Verbindung  mit 
iem  Bauergute,  die  einzehe  Leistung  aber  ist  dne 
Schuld  der  Person  ,  welche  Nutzungsrechte  an  dem 
Gute  erwirbt  und  geht  daher,  wenn  sie  nicht  ent- 
richtet worden,  nicht  auf  den  Nachfolger  im  Gute 
Ober.  Wo  das  Nutzungsrecht  bis  zum  Nntzeigen- 
thum  ausgedehnt  ist,  versteht  sich  heutzutage  die 
Ablösbarke  it  dieser  Veipilichtung. 

2)  Zur  Sicherung  für  seme  Forderung  des  Zui- 
m  hotte  der  Gutsherr  früher  das  Recht  der  SeWU- 


UDgewSchs,  hagel,  frost,  reiffen,  krieg  in  fiel  —so  sol  mm 
bellen  bis  nf  den  anderen  blumen ,  vnd  von  dem  anderen 
blumen  (ob  solches  aber  wer)  bis  auf  den  dritten,  und 
auf  den  driten  so  mag  ein  herr  von  Auw  —  die  schear 
beschliessen  und  scbniter  und  schmid  —  vorab  ausricbten» 
—  und  was  ihm  daran  geprässt,  darum  sol  er  ihm  aniu- 
greifen  und  so  nOtbigen  haben,  an  allen  sinen  Hgenden 
und  fahrenden  gfilem^ 

4.  Welstb.  ztt  '2>o«rii,  (Grümm,  W.  II.  265.)  Wenn 
dner  ^  sein  zinss  nicht  ausricht ,  mag  der  grundherr  das 
gut  angreifen,  einem  andern  ansetsen  und  es  iOi  Jahr 
unverlustig  halten.  (TgK  Grimma  IL  315.) 
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pßndmg  des  Schukkieis  auf  dem  Gute  (§.  101.  3.) 
mkhes  mm  wieder  veraltet  ist.  Ueberdem  dieote 
das  Recht  der  Äbmeyervng  zum  Schutz  der  gnts- 

herrlichen  Rechte,  früher  mehr  so,  dass  der  Herr 
sich  selber  Recht  schaffie,  jetzt  wenn  es  überhaupt 
noch  fortbesteht,  nadi  vorherigem  unparteüscfaem 
Processverfahren.   Die  Bediogungen  der  Abmeyerung 
sind  verschieden  je  nach  der  Art  der  Leihe: 
a)  bei  der  Erbpacht  finden  sich  häufig  ähnliche 
oder  die  nämlicheii  GrQnde  amBrkannt,  an  welche 
das  rdmische  Recht  die  Privatioii  der  Emphy- 
teiise  knüpft,  am  häufigsten  Nichtleistung  der 
schuldigen  Abgaben  an  den  Gutsherrn  wälirend 
längerer  Zeit  (nicht  gerade  Si  odw  3  Jalue). 

b)  Bei  den  eigentlichen  MefftrgiUem  kommt  re- 
gelmässig die  Rücksicht  auf  persönliche  Un- 
tüchtigkeit  des  Meyers  hmzu,  so  dass  der 
Uederüche  Meyer  auch  dann  entfernt  werdai 
kann,  wenn  noch  keine  objective  Vmdilechte- 
sung  des  Guts  erfahren  worden,  noch  die  Zinse 
im  Rückstand  geblieben  sind. 

c]  Bei  der  nicht  erhUehm  Leihe  kommen  regd- 
mässig  vor,  Verschlechterung  des  Guts  und 
Nichtzahlung  des  Zinses. 


von 


Dr.v.BluntocliU^ 

«N.  PraOBifw  an  im  k.  k.  LndwIr-KutalltaM  «IMmittit 


Erster  Baad. 


Lilerarisch-artistische  Anstalt 
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Blunttehir«  deutochea  Privatrecht  erccheint  In 
a  Btadett.  D«r  tu  Band  wird  spMMlaiii  Ostern  iM4 

•«•geceben. 
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—  Juristische  Encyclopädie  und  Methodologie. 
Zweite  vermehrte  Auflage,  gr.  8.  1850. 
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Auer,  Franz,  das  Stadtrecht  von  München  nach 
bisher  iingedruckten  Handschriften  mit  Rück- 
sicht auf  die  noch  geltenden  liechtssälze  und 
Rechtsiastitute  herausgegeben,  gr.  8.  1840. 

4  il.  od.  2  Rlhir.  12  Ngr. 

Bayer,  Hieronymus,  Vorträge  über  den  ge- 
meinen ordentlichen  Civilprocess  mit  Be- 
ziehung auf  Martins  Lehrbuch.  Anstatt  hand- 
schriftlicher Mittheilung  für  seine  Zuhörer  be-^ 
stimmt.  Siebente  Auilage  mit  Zusätzen  und  Be- 
richtigungen, gr.  8.  1842.  / ' 

4  fl.  48  kr.  od.  2  Rthlr.  16  Ngr. 

—  Theorie  des  Concur sp  rocesses  nach  ge- 
meinem Hechte.  Vierte  verbesserte  Aufl.  gr.  8. 
1850.  2  fl.  12  kr.  od.  1  lilhlr.  6  Ngr. 

—  Theorie  der  summarischen  Processe 
nach  den  Grundsätzen  des  gemeinen  deutschen 
Rechts,  mil  Ausschluss  des  Concursprocesses. 
Sechste  vermehrte  u.  verbesserte  Aufl.  gr.  8. 
1846.  2  fl.  12  kr.  od.  1  Rthlr.  6  Ngr. 

BluntSChli,  Dr.,  allgemeines  Staatsrecht,  geschicht- 
lich begründet,  gr.  8.  46  Bogen  geheftet 

3  Rthlr.  6  Ngr.  od.  5  fl.  24  kr. 
Gebunden  in  Sarsenei  3  Rthlr.  16  Ngr.  od.  6  fl. 

Hdlmilth,  Clement,  der  jetzige  Lauf  des  Civil- 

processes  bei  den  bayer.  üntergerichlen.  (Mit 

Ausschluss  des  Concursprocesses.)  Als  Beitrag 
zur  Beförderung  einer  zweckmässigen  und  mög- 
lichst gleichförmigen  Praxis  bei  den  Gerichten, 
gr.  8.  1842. 

2  fl.  24  kr.  od.  1  Rthlr.  12  Ngr. 
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Zweite  Vennehrie  Aufl.  gr.  8.  1850.  t^Aeftet 

3  fl.  tl  kr.  od.  1  RfKlr.  76  %r. 

Pöxl,  Dr.,  Joseph,  Lehrbuch  des  bayer.  Verfass- 
ungsreohts.  jpr.  8.  32  Bogen  geheftet.  1851. 

a  fl.  od.  1  Rl?hlr.  24  Ngr. 

^  GjtVinifi9ß  tu  Yorleisungen  über  ^uropäiscihes 
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